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Vorwort 

 

Mit dem Statistisch-prognostischen Bericht 1986/87 legt die Landesregierung den vier-

 

zehnten Band dieser Reihe vor. 

Der diesjährige Bericht enthält Einzeluntersuchungen zu den beiden Schwerpunkt-
themen "Bildungswesen" und "Tertiärer Sektor". Darüber hinaus wird die Wettbewerbs-
position der baden-württembergischen Wirtschaft analysiert und die Entwicklung des 
Gesamtverkehrsnetzes in Baden-Württemberg einer näheren Betrachtung unterzogen. 

Keine Angst vor der Fülle des statistischen Materials, vor den Tabellen und Schau-
bildern! Es sind die Veränderungen im Detail, aus denen die großen Entwicklungen 
resultieren. So schlagen zum Beispiel die demographischen Verschiebungen bereits deut-
lich erkennbar auf Schulen und Hochschulen durch, so kommt etwa die Entwicklung 
hin zur Dienstleistungsgesellschaft nicht zuletzt in der Expansion der Informations-

 

berufezum Ausdruck. Die Beiträge belegen diese Entwicklungen mit Zahlen und zeigen 
Zusammenhänge auf, die für die Konzeption politischer Maßnahmen und Programme 
von Bedeutung sind. 

Die Untersuchungen dieses Berichts dienen somit den Ressorts und der Regierung als 
Grundlage für die Fundierung politischer Entscheidungen. Aber sie dienen auch der 
Information der Bürger unseres Landes, die sich ein eigenes Urteil über Veränderungen 
und Entwicklungen in wichtigen Lebensbereichen bilden wollen. Mit bewährter Sorg-
falt und mit großem Einsatz hat das Statistische Landesamt Baden-Württemberg die 
Daten zu den genannten Themenbereichen aufbereitet und analysiert. 

Im Namen der Landesregierung danke ich dem Präsidenten des Statistischen Landes-
amtes, Herrn Professor Dr. Max Wingen,sowie seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
für das Zustandekommen des Berichts 1986/87. 

Stuttgart, im Juni 1987 

4KA-It~j 

 

Ministerpräsident 

Lothar Späth 
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Teil 1 

Rückblick 1986 - Ausblick 1987 

Gesamtüberblick  

1986 war das Jahr mit dem höchsten 
Wirtschaftswachstum, das bisher in den 
80er Jahren erreicht wurde. Das preis-
bereinigte Bruttoinlandsprodukt - der 
zusammenfassende Indikator für die 
Leistungskraft einer Wirtschaft - stieg in 
Baden-Württemberg gegenüber 1985 um 
3,8 %. Dies war der höchste Anstieg 
unter den Bundesländern, er lag erheb-
lich über dem Bundesdurchschnitt von 
2,5 %. Mit dieser Wachstumsdynamik 
wurde die Annahme des letztjährigen 
Berichts bestätigt: Hier war ein ge-
samtwirtschaftliches Wachstum in der 
Größenordnung von 3,5 % bis 4 % ange-
nommen worden. Die Zukunftsperspek-
tiven stellen sich für das laufende Jahr 
demgegenüber etwas anders dar: 1986 
haben sich Veränderungen in den außen-

 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
ergeben, die neue Anforderungen stellen 
und das- Wachstum nachhaltig beeinflus-
sen dürften, so daß in Bund und Land 
von einem gedämpfteren Entwicklungs-
pfad auszugehen ist. 

An der im Vergleich zum Bund über-
durchschnittlichen Landesentwicklung im 
abgelaufenen Jahr waren alle Wirtschafts-
bereiche, mit Ausnahme des Staates, be-
teiligt. Von herausragender Bedeutung 
ist im Land nach wie vor das Warenpro-
duzierende Gewerbe, das rund die Hälfte 
der wirtschaftlichen Wertschöpfung er-
bringt und das am Bundeswert dieses 
Wirtschaftsbereichs mit knapp einem 
Fünftel (19,3 %) beteiligt ist. Mit einem 
Zuwachs von real 4,3 % fiel das Ergebnis 
doppelt so hoch aus wie im Bundes-
durchschnitt (+ 2,1 %). Innerhalb des 
Warenproduzierenden Gewerbes bildet das 
Verarbeitende Gewerbe den wichtigsten 
Bereich. Mit einer Zuwachsrate von real 
4,4 % konnte sich auch die Dynamik 
dieses Wirtschaftszweigs deutlich vom 
Bundesdurchschnitt (+ 2,5 %) abheben. 

Positiv im Vergleich zum Bund war im 
letzten Jahr auch die Entwicklung .im 
Baugewerbe des Landes, dessen Wert-
schöpfung sich 1986 um real 4,1 % er-
höhte (Bund: + 1,8 %). Im Hinblick auf 
den Dienstleistungsbereich ist bemer-
kenswert, daß 1986 alle Sparten in 
Baden-Württemberg stärker zugenommen 
haben als im Bundesdurchschnitt, wenn-
gleich durchaus in unterschiedlichem 
Ausmaß (Tabelle 1). Mit einer wach-

 

senden Warenproduktion expandieren 
somit auch die vor- und nachgelagerten 
Dienstleistungsaktivitäten,, wobei diese 
zugleich in immer stärkerem Maße als 
Voraussetzung für eine effektive Produk-
tion und eine erfolgreiche Vermarktung 
benötigt werden. Gleichzeitig erzielte der 
Dienstleistungsbereich starke Impulse aus 
dem mit stärkerem Wirtschaftswachstum 
und besserer Arbeitsmarktlage verbunde-
nen höheren Einkommensniveau des 
Landes. So betrug 1985 - die .Angaben 
für 1986 liegen erst später vor - das 
Bruttosozialprodukt je Einwohner 
32 700 DM (jeweilige Preise), womit es 
um 8 % über dem Bundesdurchschnitt 
von 30 270 DM und an erster Stelle 
unter den Flächenländern lag (Hessen:-

 

31 560 DM, Nordrhein-Westfalen: 
29 900 DPA, Bayern: 29 400 .DM). 

Die Konstellation dieses Geflechts von 
Einflußfaktoren war im abgelaufenen Jahr 
im Land somit besonders günstig. Es 
kann aber angenommen werden, daß von 
dieser Ausgangsposition auch Impulse für 
die Entwicklung des laufenden Jahres 
resultieren. Dies auch deshalb, weil 
diese besondere Lage keineswegs spontan 
entstanden ist, sondern sich sukzessive 
aufgebaut hat.. Baden-Württemberg hat 
bereits die lang anhaltende Rezession zu 
Anfang der 80er Jahre insgesamt besser 
überstanden als der Bundesdurchschnitt, 
und der seit 1983 laufende Aufschwung 
gelang deutlich nachhaltiger (Schau-
bild 1). So war die im Land zwischen 
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Tabelle 1 

Entwicklung der Wirtschaftsbereiche 1986 *) 
— Bruttoinlandsprodukt bzw. Bruttowertschöpfung — l 

In Preisen von 1980 In jeweiligen Preisen 

Mill. DM 

Veränderung 1986/85 

Württem-

 

Baden-

 

berg 

Bundes-

 

gebiet 

Veränderung 1986/85 

Baden-

 

Württem-

 

berg  

Anteil 
am 

Bundes-

 

gebiet 

 

Bundes-
gebiet 

Struktur-

 

anteil 
Bezeichnung 

Mill. DM 

o~ 

 

Bruttoinlandsproduktl) 

Bruttowertschöpfung 
(unbereinigt) 

davon 

Land. und Forstwirtschaft, 
Fischerei 

Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr, Nachrichtenüber. 
mittlung 

Kreditinstitute, Versicherungs-
unternehmen 

Wohnungsvermietung 

Sonstige Dienstleistungen 

Staat 

Private Haushalte, Private Organi-, 
sationen ohne Erwerbszweck  

312 794 7,8 5,7 259 745 . 3,8 2,5 — 16,1 

308247 7,9 5,8 255724 4,0 2,7 100 16,3 

4 739 14,2 6,3 5 198 . 14,1 5,9 2,0 14,2 

7972 2,4-2,6 5821 4,1 -1,1 2,3 11,8 

129590 11;5 8,9 104796 4,4 . 2,5 41,0 20,2 

17,474 6,5 4,2 15.803 4,1 .1,8 6,2 5,5 

23762 2,6 1,0 .21013 2,9 2',2 8,2 13,8 

13 957 3,5 3,0 12970 2,7. 2,5 5,1 13,0 

14427 4,4 3,0 11061 7,6 5,9 4,3 13,9 

20 470 5,1 4,3 16 395 3,1 2,3 6,4 15,8 

40 455 7,9 7,8 32 492 4,0 3,9 12,7 14,4 

30 428 4,7 4,9. -26 007 1,3 1,5 10,2 14,0 

4 972 8,3 8,5 4 165 4,4 4,6 1,6 12,6 

 

• ) Vorläufiges Ergebnis.-1) Bruttoinlandsprodukt = Bruttowertschöpfung ./. unterstellte Entgelte für Bankdienstleistungen + Einfuhrab-

 

gaben+ nichtabzugsfähige Umsätzsteuer. 

1983 und 1986 erreichte Zunahme des 
Wirtschaftswachstums (reales Bruttoin-
landsprodukt) mit 10,7 -% um fast ein 
Drittel höher als' im Bund (8,1 %). Mit 
dieser Entwicklung war insbesondere 
auch ein höherer Beschäftigtenanstieg 
verbunden. So konnten seit dem Tief-
punkt im Jahr 1983 in Baden-Württem-

 

berg 181 000 versicherungspflichtig 
Beschäftigte einen neuen Arbeitsplatz 
finden. Dies entsprach einer Zunahme 
von 5,3 % gegenüber 3,7 % im Bund. Im 
Land sind somit in dieser Zeit knapp ein 
Viertel (24 %) aller im Bundesgebiet neu 
besetzten Arbeitsplätze entstanden. 
Insgesamt würden im September 1986 im 
Land 3 566 500 sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigte gezählt. 

 

Diese wirtschaftliche Situation hatte auch 
im abgelaufenen Jahr insbesondere über 
die bessere Konstellation auf dem Ar-
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beitsmarkt Auswirkungen auf die Be-
völkerungsentwicklung. Denn trotz deut-
lich gestiegener Geburtenzahlen hatte 
auch 1986 die Wanderungsbewegung mit 
1nem Überschuß von 46 800 Personen 
den größten Einfluß auf die auf 9,327 
Millionen Personen angestiegene Ein-
wohnerzahl des Landes' (Jahresende 
1986). Anders als noch zuvor, war die 
Nettozuwanderung bei den Ausländern 
mit 19 300 Personen wieder beträchtlich'. 
Auch die schon seit mehreren Jahren 
hohe Per-Saldo-Zuwanderung von Deut-
schen war 1986 mit 27 500 Personen 
nochmals hoch. Zwar besteht diese 
Zuwanderung zu etwa 60 % aus Nichter-
werbspersonen (Rentner, Studenten, 
Angehörige von Umsiedlern und Zuzie-
henden). Doch sind immerhin 40 % oder 
knapp 10 000 Personen als Erwerbsper-
sonen ausgewiesen. Bemerkenswert ist 
1986 der mit 7,6 % deutliche Anstieg der 

 



1980 81 82 83 84 85 86 

z 
_Reales BruHo-
inlandsprodukt 

Reales BruHo-

 

i 

_- 
/inlandsprodukt 

' Sozialversicherungs-' 
- ~pflichtig Beschäftigte J) 

\Sozialversicharungs-

 

' pflichügBeschäftigtel). 

Bade -Würftemberg 

Geburten auf 101. 616,. womit .erstmals 
wieder seit 1982 über 100 000, ,Geburten 
gezählt werden. Diese Zunahme wurde 
vor, allem von. der Entwicklung beim 
deutschen Bevölkerungsteil getragen 
.(+ 7,7 %), Dies dürfte mit dem Nachholen 
von in jüngerem Alter zunächst zurück-
gestellten Kinderwünschen zusammenhän-
gen. Ferner rücken gegenwärtig stark 
besetzte .Frauenjahrgänge in. das .Alter 
auf, in dem mehr Kinder zu erwarten 
sind.. In Fortsetzung dieser Tendenzen 
ist auch für die Geburtenzahl von 1987 
zumindest eine-. Stabilisierung auf dem 
erreichten Niveau zu erwarten. Da die 
.Arbeitsmarktsituation auch 1987 in 
Bäden-Württemberg vergleichsweise 
günstig bleiben dürfte, ist eine wenn 
auch eventuell verminderte Zuwanderung 
von Deutschen nicht unwahrscheinlich, 
während auch- vom> Ausland eine zwar 
geringere, aber immer noch deutliche 
Nettozuwanderung zu erwarten ist. Somit 
kann auch für 1987 von einer leichten 
Bevölkerungszunahme ausgegangen 
werden. 

Der stärkste Wandel in den Ausgangsbe-
dingungen für die Wirtschaftsentwicklung 
ergab sich im letzten Jahr durch ein 
wechselkursbedingtes Nachlassen der 
Auslandsnachfrage. Die damit verbunde-
nen' Kgnsegüenzen sind - auch derzeit 
noch nicht zu überschauen, da neben 
den Unsicherheiten über den weiteren 
Dollarkurs die Neigung . zu protektioni-
stischen Eingriffen wächst. In Baden-
Württemberg signalisierten die ab Jah-
resmitte zunächst leicht dann stärker 
rückläufigen Auftragseingänge aus dem 
Ausland auch hier den Beginn des 
außenwirtschaftlichen Anpassungsprozes-
ses, wovon allerdings nur der Investi-
tionsgüterbereich betroffen wurde. Für 
das Gesamtjahr ergab sich allerdings im 
Land eine Stagnation der realen auslän-
dischen Bestelltätigkeit (Verarbeitendes 
Gewerbe: + 0,1 $, Investitionsgüterge-
werbe: - 0,8 %), während der Bund 
bereits einen Rückgang hinnehmen mußte 
(- 3,2 %). Die Auswirkungen der abge-
flachten Auslandsnachfrage auf den 
Export blieben nicht aus, 1986 wurden 
Waren im Wert von 95,2 Milliarden DM 
auf Auslandsmärkten abgesetzt. Dies 
entsprach einer Zunahme um 4,1 % 
gegenüber 1985, wobei 1985 noch eine 
Zunahme um 12,3 % gegenüber 1984 zu 
verzeichnen gewesen war. Im Hinblick 

Schaubild 1 -

 

Entwicklung wirtschaftlicher Eckdaten in Baden-Württemberg 
und im Bundesgebiet') - 

 

')Verdnderung jeweil gegenüber Vorjahr.-()Jeweils September 

I69,67 Slblisfiscfies Landesamt Baden-WärHemberg

(- 0,6 %). 

auf die veränderte Wettbewerbsposition 
aufgrund der starken Dollarabwertung 
weisen aber die baden-württembergischen 
Exporte 1986 eine erhebliche Robustheit 
aus, was mit der gegen den Preiswett-
bewerb 'besonders wiederstandsfähigen 
Produktpalette des Landes zusammen-
hängen dürfte, wie zum Beispiel quali-
tativ besonders hochwertige Personen-
kraftwagen und Spezialprodukte des Ma-
schinenbaus. Dies zeigt sich auch im 
Vergleich zum Bund, hier kannten die 
wertmäßigen Ausfuhren den Vorjahres-
wert nicht mehr erreichen (- 2,0 $). 
Stark zugelegt haben auch die heimi-
schen. Exporte in die USA (+ 14,1 $) 
- hervorgerufen -durch hohe Zunahmen 
beim Fahrzeugbau (+ 28,5 $) -, während 
sich bundesweit eine Stagnation ergab 

Sichtbar wurden die Wirkungen der Ver-

 

schiebung der Währungsrelationen jedoch 
auch auf der Einfuhrseite, für die 
allerdings statistisch keine eigene Lan-
desentwicklung herausgearbeitet werden 
kann. Hier klaffte durch den Rückgang 
des Dollarkurses und den Verfall der 
Rohstoff- und Energiepreise die wert-
mäßige Entwicküng einerseits und die 
Mengenentwicklung .andererseits sehr 
stark auseinander. So sanken bundesweit 
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die Einfuhren wertmäßig um - 10,8 %, 
während sie volumenmäßig deutlich 
zunahmen (+ 6,1 %). Die Bundesrepublik 
hat damit in dieser Phase der Wirt-
schaftsentwicklung in nicht unbeträcht-
lichem Umfang Wachstumsimpulse an das 
Ausland weitergegeben. Die Einfuhr 
wuchs auch bei Produkten des Investi-
tionsgütergewerbes (real + 7,2 %), und 
hier insbesondere bei Fahrzeugen (real 
+ 16,5 %) und Maschinenbauerzeugnissen 
(real + 9,3 %), Von der Wirtschafts-
struktur her dürfte somit auch Baden-
Württemberg von dem hierin sichtbaren 
Importdruck, der auch weiterhin anhal-
ten dürfte, nicht unberührt bleiben. 

Im Jahresverlauf 1986 ergab sich eine 
Verschiebung bei den konjunkturstützen-
den Kräften: Die nachlassende Nach-
fragedynamik aus dem Ausland insbeson-
dere im Investitionsgüterbereich wurde 
teilweise durch ein Anziehen der Binnen-
nachfrage und eine Aktivierung der 
Wirtschaftstätigkeit sowohl im Grund-
stoff- und Produktionsgüterbereich wie  

im Verbrauchsgütersektor aufgefangen. 
So entwickelten sich die realen Auf-
tragseingänge in diesen beiden Sektoren 
mit Zuwachsraten von + 4,0 % bzw. 
+ 2,5 % deutlich überdurchschnittlich 
(Verarbeitendes Gewerbe insgesamt: 
- 0,2 %, Investitionsgüterbereich: 
- 1,8 %), wobei bemerkenswert ist, daß 
dies sowohl für die .Inlands- wie für 
Auslandsnachfrage zutrifft (Tabelle 6). 
Mit diesen Ergebnissen hat das Verar-
beitende Gewerbe Baden-Württembergs 
den Übergang von der expansiven In-

 

vestitionsgüterkonjunktur des Jahres 
1985 zu der sektoral differenzierten und 
stärker auf dem Binnenmarkt abge-
stützten Weiterentwicklung des Jahres 
1986 besser geschafft als die Industrie 
im Bundesdurchschnitt. Insbesondere ist 
der Produktionsausstoß im Land mit 
+ 4,2 % wesentlich stärker gestiegen als 
im Bund mit 2,5 %. Auch die Nachfrage 
aus dem Ausland hat das Land, wie 
schon zuvor dargestellt, stärker be-
günstigt als den Bund. Die inländische 
Ordertätigkeit wird demgegenüber im 

Tabelle 2 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Baden-Württemberg und im Bundesgebiet im September 1986 

Bundesgebiet Baden-Württemberg 

Wirtschaftsabtei l u ngen 1)  insgesamt  Veränderung gegen Vorjahr  insgesamt  Veränderung gegen Vorjahr 

1000 1000 

  

W i rtschaftsabte i l u ngen 
zusammen2) 

davon 
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

Energie, Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 2) 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr und Nachrichten-

 

übermittlung 

Kreditinstitute, Versicherungs-
gewerbe 

Dienstleistungen, soweit 
anderweitig nicht genannt 

Organisationen ohne Erwerbscharakter, 
private Haushalte 

Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherung  

3566,5 + 81,6 + 2,3 21 196,3 + 389,7 + 1,9 

34,8 0,0 0,0 234,2 - 2,1 -0 19 

32,1 - 2,3 - 6,7 477,1 - 4,7 - 1,0 

1 701,5 + 39,7 + 2,4 8304,2 + 151,5 + 1,9 

248,6 - 3,1. - 1,2 1 496,6 - 20,0 - 1,3 

410,2 + 6,1 + 1,5 2829,9 + 17,3 + 0,6 

127,8 + 3,8 + 3,1 1016,9 + 20,6 + 2,1 

131,8 + 4,8 + 3,8 846,0 + 22,8 + 2,8 

609,2 + 26,4 + 4,5 4095,9 + 146,7 + 3;7 

61,9 + 1,6 + 2,7 454,2 + 23,4 +. 5,4 

208,6 + 4,5. +'2,2 1 441,3 + 34,4 + 2,4 

1) Verzeichnis der Wirtschaftszweige für die Statistik der Bundesanstalt für Arbeit. — 2) Einschließlich "Ohne Angaben". 

Quelle: Landesarbeitsamt Baden-Württemberg; Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg. 
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Land (- 0,4 %) ungünstiger ausgewiesen 
als im Bund (+ 1,9 %). Ursächlich hier-
für ist ein Basiseffekt im Fahrzeugbau 
der die Landesergebnisse sowohl im 
1nvestitionsgüterbereich wie für das 
gesamte Verarbeitende Gewerbe auch im 
regionalen Vergleich stärker nach unten 
verzerrt, als es der Lage in den einzel-
nen Branchen entspricht. 

Die Aktivierung der binnenwirtschaft-
lichen Auftriebskräfte im abgelaufenen 
Jahr stimulierte nicht nur die seither 
nachhinkenden Sektoren des Verbrauchs-
gütergewerbes und der Grundstoff- und 
Produktionsgüterindustrie. Vielmehr 
empfingen alle Bereiche, die wie die 
Bauwirtschaft, der Handel und der 
Verkehr, der Fremdenverkehr und alle 
sonstigen Dienstleistungsbereiche primär 
von der inländischen Nachfrage abhängig 
sind, kräftige Impulse. Dies schlug sich, 
wie bereits zuvor dargestellt, in einer 
nachhaltigen Steigerung der Wertschöp-
fung dieser Bereiche nieder. Hierbei ist 
auch in Rechnung zu stellen, daß den 
außenwirtschaftlich bedingten Restrik-
tionsfaktoren andererseits stimulierende 
außenwirtschaftliche Effekte gegenüber-
standen. So führte die Aufwertung der 
DM zu einer Verbilligung aller Import-
produkte, wobei dieser Effekt durch den 
Preisverfall des Rohöls nochmals ver-
stärkt wurde. Hierdurch wurde zum 
einen die Kostenseite der Unternehmen 
nachhaltig entlastet - was zu einer 
flexibleren Preisgestaltung beitrug -, 
zum anderen ergab sich über gesunkene 
Energiepreise und über ein im Durch-
schnitt stabiles bzw. sogar leicht 
nachgebendes Preisniveau - so lag der 

1  Der reale Auftragseingang aus dem 
Inland stieg im Fahrzeugbau Baden-Würt-
tembergs im Jahr 1985 um 47 % gegen-
über 1984. Angesichts dieser Auftrags-
zunahme um fast die Hälfte entspricht es 
einer Normalisierung, wenn 1986 der 
inländische Ordereingang um mehr als 
ein Viertel (- 28,2 %) unter dem über-
höhten Vorjahresergebnis lag. Im Bun-
desdurchschnitt ergab sich demgegen-
über mit entsprechenden Raten von 
12,8 % (1985 gegenüber 1984) und 
- 0,2 % (1986 gegenüber 1985) eine sehr 
viel ausgeglichenere Entwicklung. 

Preisindex für die Lebenshaltung in 
Baden-Württemberg 1986 auf dem selben 
Niveau wie ,1985 - ein starker Kauf-
kraftzuwachs bei den privaten Haus-
halten. Verstärkt wurde dieser Effekt 
durch deutlich höhere Einkommenssteige-
rungen als im Vorjahr, die sich ange-
sichts stabiler Preise in voller Höhe als 
Reallohn- bzw. Gehaltssteigerungen 
niederschlugen. Weiterhin hat sich die 
Einkommenssituation der Bevölkerung 
durch steigende Beschäftigung sowie 
durch den Abbau von Arbeitslosigkeit 
und Kurzarbeit verbessert. Hierbei" sind 
auch die Auswirkungen der Anfang 1986 
in Kraft getretenen Steuerreform zu 
berücksichtigen. Die durch verschiedene 
Komponenten stark gestiegene Kaufkraft 
der privaten Haushalte hat dann auch im 
Verlauf des Jahres 1986 dazu geführt, 
daß diese ihre bereits seit Jahren be-
stehende zurückhaltende Konsumneigung 
gelockert bzw. aufgegeben haben. Ent-
sprechend nahm der private Verbrauch 
real 1986 bundesweit um 4,2 % zu, 
nachdem er im ebenfalls positiv ver-
laufenen Jahr 1985 nur um 1,8 % ange-
stiegen war. 

 

Die kräftig aktivierte Binnennachfrage 
und eine im Land nach wie vor deutlich 
wirksame Auslandsnachfrage führte 1986 
zu einem deutlichen Anstieg der Beschäf-
tigung. In Baden-Württemberg fanden 
zwischen September 1985 und September 
1986 81 600 versicherungspflichtig Be-
schäftigte zusätzlich einen Arbeitsplatz, 
dies entsprach einem Anstieg der Be-
schäftigtenzahl um 2,3 % (Bundesgebiet: 
+ 1,9 %). Damit wurden in dieser Zeit 
mehr als ein Fünftel (21 %) aller im 
Bundesgebiet entstandenen neuen Be-
schäftigungsmöglichkeiten im Land ge-
schaffen, während der Anteil des Landes 
an der Beschäftigung im Jahr 1986 knapp 
17 % betrug. Allein 39 700 neue Arbeits-
plätze entfielen auf das Verarbeitende 
Gewerbe, dies entspricht einem Anteil 
von 27 % an dem bundesweit registrierten 
Beschäftigtenzuwachs dieses Wirtschafts-
bereichs. Auch die privaten Dienstlei-
stungsbereiche dehnten ihre Beschäfti-
gung stärker aus als im Bundesdurch-
schnitt (Tabelle 2). Die vergleichsweise 
günstige Entwicklung der Beschäftigung 
hat sich - wie bereits in den Vorjahren -
allerdings nur zu einem kleinen Teil auf 
dem Arbeitsmarkt ausgewirkt. Denn trotz 
der hohen Zunahme der Beschäftigtenzahl 
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von 81 600 (September 1986 zu Septem-
ber 1985) ist die Zahl der Arbeitslosen 
im gleichen Zeitraum nur um rund 15 000 
gesunken. Neben dem immer noch stei-
gender. heimischen Erwerbspersonenange-
bot spielen hierfür auch Zuwanderungen 
eine gewisse Rolle. Die Arbeitslosenquote 
betrug in Baden-Württemberg im Durch-
schnitt des Jahres 1986 5,1 % gegenüber 
9 % im Bund. Im Land wurde mit einer 
Zahl von jahresdurchschnittlich 199 000 
Arbeitslosen erstmals wieder seit 1982 die 
Schwelle von 200 000 unterschritten. 

Die weitere Entwicklung im Wirtschafts-
bereich ist gegenwärtig mit größeren 
Unsicherheiten behaftet, die insbeson-
dere die Investitionsneigung belasten. 
Verfolgt man die Prognosen für das 
Bundesgebiet, so ist eine Reduzierung 
der Wachstumserwartungen zu konstatie-
ren, die vor allem aus der zunehmend 
stärker eingeschätzten Intensität des 
wechselkursbedingten außenwirtschaftli-
chen Anpassungsdrucks herrührt. Das 
im April 1987 veröffentlichte Frühjahrs-
gutachten nahm die Wachstumserwartun-
gen des Jahreswirtschaftsberichts von 
2,5 % auf 2 % zurück. Die Unsicherheit 
über die mögliche Entwicklung zeigt sich 
darin, daß zwei Institute (Ifo, DIW) 
einen geringeren bundesweiten Wachs-
tumspfad ansetzen (+ 1 %) als die .übri-
gen drei beteiligten Institute (+ 2 %). 
Maßgeblich für die unterschiedliche 
Einschätzung ist - neben der erwarteten 
Wirkung der über den Zielkorridor der 
Bundesbank hinaus ausgeweiteten Geld-
menge - insbesondere die unterschied-
liche Erwartung hinsichtlich Intensität 
und Wirkungsdauer der außenwirtschaft-
lichen Restriktionsfaktoren. Hier werden 
die Unsicherheiten über die weitere 
Dollarkursentwicklung verstärkt durch 
die Risikokomponente zunehmender 
protektionistischer Tendenzen. Die 
Auswirkungen solcher Maßnahmen sind. in 
doppelter Weise problematisch: Sie er-
schweren den Export und führen über 
die Umlenkung von Handelsströmen 
gleichzeitig zu einer Verschärfung des 
Importdrucks, was wiederum protektioni-
stische Gegenmaßnahmen hervorruft. 

Diese Lage ist umso unbefriedigender, 
als die Tendenzen anderer wichtiger 
Grundkomponenten die Möglichkeit einer 
zügigen wirtschaftlichen Weiterentwick-
lung durchaus nahelegen: Weltweit - und  

insbesondere in den Industrieländern .-
ist der strukturell und auch konjunktu-
rell bedingte Investitionsbedarf hoch, die 
Konjunkturentwicklung stimuliert in 
allen westlichen Ländern den Privaten 
Verbrauch und die Binnennachfrage', 
damit zugleich auch die Investitionsnei-
gung und die Importe. Die Finanzie-
rungsbedingungen- sind angesicht niedri-
ger Zinsen und ausgeweiteter Geldmenge 
günstig. D.ie Beschäftigtenlage ist all-
gemein besser. Dies ist auch die Ursache 
dafür, daß bei allen Einschätzungen 
Übereinstimmung darüber besteht, daß 
ein zyklischer Konjunkturabschwung 
nicht zu erwarten ist. So signalisiert 
auch die Umfrage der Arbeitsgemein-
schaft der Industrie- und Handelskam-
mern in Baden-Württemberg eine Stim-
mungslage der Unternehmen, die eher 
noch eine befriedigende Einschätzung der 
Konjunkturentwicklung anzeigt, bei 
allerdings reduzierten Erwartungen auf 
kurze Sicht. Ursächlich hierfür ist, daß 
die Ausfuhrentwicklung des laufenden 
Jahres weniger günstig beurteilt wird als 
die von 1986: Vor einem Jahr rechneten 
nur 8 %. der Unternehmen der Investi-
tionsgütererzeugung mit rückläufigen 
Exportumsätzen, bei der diesjährigen 
Frühjahrsumfrage waren es 30 %., Diese 
Verschlechterung der Erwartungen war 
ungleich deutlicher als bei den Inlands-
umsätzen. In der Tat lagen die realen 
Auftragseingänge aus dem Ausland im 
Investitionsgüterbereich im ersten Quar-
tal von 1987 um 7 % unter dem entspre-

 

chenden Vorjahresniveau (Bund: 
- 7,3 %). Damit ergab sich - obwohl im 
Grundstoff- und Produktionsgüter- sowie 
im Verbrauchsgüterbereich die Situation 
mit Zunahmen von 2,4 % bzw. 4,2 % 
deutlich günstiger war - für das gesamte 
Verarbeitende Gewerbe ein Rückgang der 
Auftragseingänge im ersten Quartal 
(- 4,7 %). Dieser lag für den Bundes-
durchschnitt in der gleichen Größenord-
nung. Die Aprilwerte signalisieren einen 
weiteren Orderrückgang aus dem Aus-
land, der im Land sogar stärker ausge-
fallen ist als im Bund (Tabelle 8). 
Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, 
daß vor dem Hintergrund der hohen 
Aprilwerte des Jahres 1986 - die zudem 
im Land, deutlich höher lagen als im 
Bund - die Abschwächung besonders 
stark hervortritt. Dies verdeutlicht 
generell„ daß angesichts der schon im 
letzten Jahr zu beobachtenden stark 
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schwankenden Monatswerte - es wurde 
dafür der Begriff der "Waschbrettkon-
junktur11  geprägt - einzelne Monatsergeb-

 

nisse in - tendenzieller" Hinsicht nicht 
überbewertet werden sollten. 

Die rückläufige Auftragsentwicklung aus 
dem Ausland führte inzwischen auch zu 
stagnierenden bzw. .rückläufigen Expor-
ten. War für den Zeitraum Januar bis 
März 1987 noch eine gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreszeitraum stag-
nierende Ausfuhr (+ 0,3 %) zu verzeich-
nen - hervorgerufen durch ein hohes 
Märzergebnis (+ 10,8 %) - so hat der im 
April rückläufige Export (- 8,5 %) zu 
einer auch .im Gesamtzeitraum rückläufi-
gen Entwicklung (- 2,2 %) geführt. 

 

Für das Gesamtjahr 1987 wird im Früh-
jahrsgutachten bundesweit mit einem nur 
geringfügigen Ausfuhrrückgang um 1 % 
(real - 0,5 %) gerechnet - resultierend 
aus einer Abnahme im ersten Halbjahr 
und einem leichten Wiederanstieg im 
zweiten. Es ist derzeit schwer abzu-
schätzen, ob Baden-Württemberg bei 
einer unter Umständen weiter nachlas-
senden Auslandsnachfrage wegen seiner 
hohen Exportabhängigkeit überpropor-
tional betroffen sein wird - wie dies in 
früheren Phasen nachlassender Exporte 
der Fall war. Im Jahr 1986 hat sich 
gezeigt, daß die attraktive Produktpa-
lette der Unternehmen des Landes gene-
rell rückläufigen Exporttendenzen noch 
gegenhalten konnte: Das Land verzeich-
nete eine Steigerung der Ausfuhren 
(+ 4,1 %), während die Exporte im Bund 
bereits rückläufig waren (- 2,0 %) 
(Tabelle 10). Diese Effekte waren auch 
zu Anfang 1987 noch wirksam: Der Bund 
verzeichnete im ersten Jahresdrittel mit 
- 5,1 % eine stärkere Exportabnahme als 
das Land (- 2 ; 2 

Die Aussichten für die zweite Domäne 
der baden-württembergischen Wirtschaft, 
die Investitionsgüterherstellung, stellen 
sich nicht ganz eindeutig dar: Zwar 
sprechen die Grundkomponenten für 
weiterhin steigende Investitionen, doch 
sind einige. Aspekte weniger günstig. So 
haben die Unsicherheiten im Exportge-
schäft bereits im zweiten Halbjahr von 
1986 die Investitionsneigung beeinträch-
tigt, naturgemäß vor allem in den ex- 
portorienti'erten Branchen. Auch von den 
Lohnstückkosten her sind die Erträge 

Schaubild 2 

Auftragseingang des Verarbeitenden Gewerbes'' 
— Volumenindex — 

') Ohne Nahrangs-  und GenuBmiltelindustne. 

Sleest9s&es Landeeeml Baden-Wurdember, I6] 87 

 

- anders als 1985 - unter Druck gera-
ten; 1987 dürfte der Lohnkostendruck 
bei weiter steigenden. Nominallöhnen_ und 
schwächerer Produktion weiter zuneh-
men. Auch ist die Kapazitätsauslastung 
der Unternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes inzwischen leicht' rückläufig. 
Doch sind bei den binnenwirtschaftlich 
orientierten Branchen die Absatzerwar-
tungen günstiger einzuschätzen. Die 
inländische Bestelltätigkeit führte -im 
ersten Quartal im Verarbeitenden Gewer-
be des Landes zu einem kleinen realen 
Plus ('+ 1,5 %, Bund: - 0,3 %), woran 
Verbrauchsgüter und Grundstoff- und 
Produktionsgüter überdurchschnittlich 
beteiligt waren (Tabelle 8). Durchgehend 
holten die Branchen nach rückläufigen 
Januar- und schwachen Februarwerten im 
März auf. Dies gilt auch für den Investi-

 

tionsgüterbereich, dessen Auftrags-

 

eingang aus dem Inland allerdings im 
Durchschnitt des. ersten Quartals stag-
niert (+ 0,5 %). Im April ergaben sich 
allerdings in fast allen Branchen auch 
aus dem Inland rückläufige Bestellein-
gänge, so daß sich die Auftragslage für 
den Zeitraum Januar bis April durchge-
hend abschwächte (Tabelle 8.). Der 
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Tabelle 3 

Vergleich wirtschaftlicher Vorhersagen für das Bundesgebiet 

1987 1986 

Prognosen des 
Sachver- Ist 2) 

ständigenrats1) Sachver-
ständigenrat 1)  

Prognosen 

Jahres-
wirtwhafts-

bericht 3)  

Frühjahres-
gutachten4) 

Einheit Merkmal 

Erwerbstätige 

Arbeitslose 

Verwendung das Sozialprodukts 
(real) 

Bruttosozialprodukt zu Markt-
preisen 

Privater Verbrauch 

Staatsverbrauch 

Anlageinvestitionen 

Ausrüstungen 

Bauten 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 

Bruttosozialprodukt 

Verteilung des Volkseinkommens 
(nominal) 

Volkseinkommen 

Bruttoeinkommen aus unselb-
ständiger Arbeit 

Bruttoeinkommen aus Unter. 
nehmertätigkeit und Vermögen 

Verfügbares Einkommender 
privaten Haushalte 

+ 1 +1 + 1 + 1 + 0,5 

ca. 2,2 2,2 ca. 2,2 ca. 2,2 

+ 3 +2A + 2 + 2,5 + 2 

+ 3 +4,2 + 3 +3 bis + 4 + 4 

+ 2 +2,5 + 2 + 2 bis + 3 + 2,5 

+ 4,5 +3,3 + 5,5 + 3 bis + 5 + 3,5 

+ 9 +4,6 + 7,5 +3 bis + 5 + 4 

+ 1 +2,3 + 4 + 3,5 bis + 4,5 + 3,5 

+ 4,5 —0,5 + 1,5 +1 bis+ 2 — 0,5 

+ 6 +3,2 + 5,5 + 5 bis + 6 + 4 

+ 1,5 —0,4 + 1 0 bis + 1 + 0,5 

+ 2 +3,1 + 2 .+ t5 + 2~ 

+ 5,5 +6.4 + 4. + 4 bis +4,5 + 4. 

+ 5 + 5,0 + 4,5 + 4 bis + 4,5 + 4,5 

+ 7 +g'5 + 3,5 + 3 bis + 5 + 3,5 

+ 55) +4,45) + 4 5) + 4 

 

1) Zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung; 1986 (November 1985); 1987 (November 1986). — 2) Vorläufiges Ergebnis. —

3) Jahreswirtschaftsbericht 1987 der Bundesregierung. — 4) Die Lage der Weltwirtschaft und der westdeutschen Wirtschaft im Frühjahr 1987 

(Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute e.V.). Vorausschätzung der Mehrheit der beteiligten Institute; 

Angaben gerundet. — 5) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

 

Auftragseingang im industriell-gewerb-
lichen Hochbau, der immer auch als Indi-
kator für die Investitionsneigung heran-

 

gezogen wird, zeigte im ersten Jahres-

 

drittel 1987 nach einer langen Phase des 
Anstiegs einen Rückgang um 10,8% gegen-
über dem entsprechenden Vorjahreszeit-

 

raum an. 

Generell ist also die Investitionsneigung 
zurückhaltender einzuschätzen als im 
Vorjahr. Trotzdem geht die Mehrheits-

 

meinung des Frühjahrsgutachtens von 
einer Zunahme der realen Ausrüstungsin-

 

vestitionen im Bundesgebiet von 4 % aus, 
womit diese nur wenig unter der im Jahr 

1986 realisierten (+ 4,6 %) liegen würde. 

Ifo und DIW halten einen Anstieg von 
2 % für realistischer. Inwieweit allerdings 
die Investitionsgütererzeuger in Bund 
und Land von der erwarteten Zunahme 
der Ausrüstungsinvestition in diesem 
Jahr profitieren werden, hängt zum Teil 
auch von der Entwicklung des Importan-
teils bei den Investitionsgütern ab. 

Eine Stützung der Konjunktur ist dem-
nach 1987 vor allem vom Privaten Ver-

 

brauch zu erwarten. Die verfügbaren 
Einkommen der privaten Haushalte wer-

 

den nach den bisherigen Tarifabschlüs-

 

sen annähernd ebenso kräftig steigen wie 
im Vorjahr. Durch die zumindest mittel-
fristig anhaltende Preisstabilität werden 
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sie real ebenso wirksam werden. Hinzu 
kommt, daß 1986 eingetretene Verbilli-
gungen im Energiebereich über die 
Energiekostenabrechnung teilweise erst 
1987 faktisch wirksam werden. Für 1987 
nimmt die Mehrheitsmeinung des Früh-
jahrsgutachtens für den realen Privaten 
Verbrauch eine Zuwachsrate von 3 % bis 
4 % an, die auch für Baden-Württemberg 
Gültigkeit haben dürfte. 

Die Mehrheitsmeinung des Frühjahrsgut-
achtens geht davon aus, daß nach einer 
stagnierenden bzw. retardierenden 
Anfangsphase im weiteren Jahresverlauf 
allgemein mit einer Belebung zu rechnen 
sei, so daß ein Anstieg des realen 
Wirtschaftswachstums um 2 % möglich sein 
könne. Wenn ein solches Wirtschafts-
wachstum im Bundesdurchschnitt erzielt 
wird, so könnte dies für Baden-Württem-
berg eine Untergrenze der Entwicklung 
darstellen: Die Werte für Produktion und 
Auftragseingang im Verarbeitenden Ge-
werbe waren im ersten Quartal im Land 
etwas günstiger als im Bund — die 
Abschwächung im April wird im Land/ 
Bund-Vergleich durch statistische Basis-
effekte ,überzeichnet -, auch der Über-
gang auf eine verstärkte Binnennach-
frage gelang trotz der traditionellen 
Exportorientierung des Landes etwas 
besser, die Ausfuhr ging weniger stark 
zurück; generell dürfte die Dynamik der 
letzten drei Jahre auch nach 1987 hin 
ausstrahlen. Der Wachstumsabstand 
zwischen Baden-Württemberg und dem 
Bundesgebiet wird sich allerdings 1987 
verringern. 

Die zu erwartende Abflachung des Wirt- 
schaftswachstums wird dazu führen, daß 
sich die Beschäftigungssituation 1987 
nicht mehr wesentlich verbessert. Zwar 
dürfte im Jahresdurchschnitt noch ein 
leichter Zuwachs eintreten, der sich vor 
allem in dem generell im Wachstumstrend 
liegenden Dienstleistungsbereich ergeben 
dürfte. Dagegen dürfte die Beschäftig-
tenzahl im Verarbeitenden Gewerbe kaum 
noch zunehmen. So waren im Verarbei-
tenden Gewerbe im März 1,1 % Personen 
mehr tätig als im März 1986, nachdem es 
im März 1986 noch 2,6 % mehr waren als 
1985. Im Verlauf von 1987 dürfte der 
leichte Anstieg jedoch zum Stillstand 
kommen, so daß zum Jahresende in 
diesem Bereich nur wenig mehr Personen 
beschäftigt sein dürften als zu Jahres-
beginn. 

Auch in diesem Jahr wird das Erwerbs-
personenangebot weiter zunehmen, so 
daß sich die im Vorjahresvergleich leicht 
steigende Beschäftigtenzahl nur teilweise 
in einer weiteren Verringerung der 
Arbeitslosenzahlen niederschlagen. wird. 
Während im Jahresdurchschnitt noch eine 
geringe Abnahme der Arbeitslosenzahl 
für möglich gehalten wird, dürfte im 
Jahresverlauf betrachtet eine Stagnation 
nicht unwahrscheinlich sein. Auch auf 
dem Arbeitsmarkt des Landes sind so 
1987 - wenngleich ausgehend von einem 
wesentlich günstigeren Beschäftigungs-
stand - ähnliche Tendenzen zu erwarten 
wie im Bundesgebiet. 

Über 100 000 Geburten 

 

Die Zahl der Einwohner Baden-Württem-
bergs erhöhte sich im Jahr 1986 um 
55 400 Personen (+ 0,6 %).. Der, Anstieg 
ist damit kräftiger ausgefallen als im 
Vorjahr (+ 0,3 %). Am Jahresende bete 
die Bevölkerungszahl 9 326 800 Per-
sonen, dies ist der höchste Stand seit 
Bestehen des Landes. Der im Lauf des 
Jahres 1986 eingetretene Zuwachs re-
sultiert aus einem Geburtenübersch( 
von 8 613 Personen, der ausschließlich 
von der ausländischen _Bevölkerung ge-
tragen wurde, und einem Wanderungs-
überschuß von 46 797 Personen, der sich 
auf einen Wanderungsgewinn von Deut-

 

schen (+ 27 481) und Ausländern 
(+ 19 316) aufteilt (Tabelle 4). 

Die Zahl der Geburten ist 1986 deutlich 
gestiegen. (+ 7,6 %). Mit einer Zahl von 
101 616 wurden im abgelaufenen Jahr 
erstmals seit 1982 wieder über 100 000 
Geburten gezählt. Diese Zunahme wurde 
vor allem von der Entwicklung beim 
deutschen Bevölkerungsteil getragen 
(+ 7,7 %), während die Geburten beim 
ausländischen Bevölkerungsteil um 6,5 % 
anstiegen. Von den Geburten des Jahres 
1986 entfiel mit einer Zahl von 11 138 ein 
Anteil von 11,0 % (1985: 11,1 %) auf 
Ausländer. 

Die starke Zunahme der Geburten des 
deutschen Bevölkerungsteils dürfte mit 
dem Nachholen von zunächst zurückge-
stellten Kinderwünschen zusammenhän-
gen, Dadurch entstand zunächst ein 
Geburtental, das in einem gewissen Maße 
nun wieder ausgeglichen wird. Ferner 
rücken gegenwärtig stark besetzte 
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Tabelle 4-

 

Bevölkerungsbewegung 

1986 1965 

davon davon 
Personen 
insgesamt 

Deutsche Ausländer 

Personen 
insgesamt  

Deutsche  Ausländer 

 

Merkmal 

Anzahl 

Lebendgeborene 

Sterbefälle 

Geburtenüberschuß bzw. -verlust 

Zuzüge 1 
Fortzüge 

Wanderungssaldo 

Ein- bzw. Ausbürgerung 

Bevölkerungszunahme bzw. -abnahme 

Bevölkerungsstand am Jahresende  

94 442 83 986 10 456 101 616 90 478 11 138 

93 295 92 039 1 256 93 003 91 647 1 356 

+ 1 147 — 8 053 + 9200 + 8 613 — 1 169 . + 9 782 

190 882 108 617 82 265 205 255 109 458 95 797 

161 742 79 783 81 959 158 458 81 977 76 481 

+ 29 140 + 28 834 + 306 + 46 797 + 27 481 + 19 316 

— + 2 352 — 2 352 — + 2 512 — 2 512 

+ 30 287 + 23 133 + 7 154 + 55 410 + 28 824 26 586 

9 271 370 8 401 435 869.935 9 326 780 8 430 259 896521. 

über die Landesgrenze 

 

Frauenjahrgänge in das Alter auf, in 
dem besonders viele Kinder zu erwarten 
sind. Jedoch ist im Vergleich zu dem 
starken Geburtenrückgang, der von 1965 
bis etwa 1975 erfolgte, der gegenwärtige 
Wiederanstieg verhältnismäßig gering. 
Die Aufhellung der Arbeitsmarktsitua-
tion, die • die Existenzsicherheit vieler 
Familien erhöht hat, könnte insbesondere 
bei der Entwicklung der Geburtenzahl 
des ausländischen Bevölkerungsteils eine 
Rolle gespielt haben. Hier sind nach - 
auch abwanderungsbedingt - stärkeren 
Rückgängen in den Vorjahren die Gebur-
ten erstmals seit 1980 wieder angestie-
gen. 

 

Der Wanderungsüberschuß der Deutschen 
fiel 1986 mit einem Wert von 27 481 
Personen kaum weniger deutlich aus als 
im Vorjahr. Zu einem Teil dürfte hierzu 
auch die in Baden-Württemberg ungleich 
günstigere Arbeitsmarktsituation bei-
getragen haben. Zu fast drei Fünfteln 
besteht der Wanderungsgewinn an Deut-
schen allerdings aus Nichterwerbsper-
sonen. Dieser Wanderungsüberschuß 
übertraf das 1986 beim deutschen Be-
völkerungsteil aufgetretene kleine Ge-
burtendefizit von 1 - 169 Personen ( Vor-
jahr: 8 053 Personen) deutlich. Stellt 
man noch die 2 512 Einbürgerungen in 
Rechnung, die den Deutschen zugeordnet 
und bei den Ausländern abgezogen  

werden, so lebten Ende 1986 8„430 
Millionen Deutsche in Baden-Württem= 
berg,.dies war die bisher höchste Zahl 
von deutschen Einwohnern in der Ge-
schichte des Landes. 

Die Zahl der Ausländer, die bereits im 
Vorjahr leicht gestiegen war .(+ 0,8 $), 
hat sich 1986 deutlich erhöht (+ 3,7 $),. 
Maßgeblich hierfür war in erster Linie 
ein stark gestiegener Wanderungsüber-
schuß von 19 316 Personen (1985: 306 
Personen). Hierzu beigetragen hat die 
hohe Zahl von Asylbewerbern. Hinzu kam 
ein gegenüber " dem Vorjahr leicht er-
höhter Geburtenüberschuß von 9 782 
Personen. Im Ganzen (nach Abzug der 
Einbürgerungen) hat sich die auslän-
dische Bevölkerung im Jahr 1986 auf eine 
Zahl von 896 500 erhöht, ihr Anteil an 
der Gesamtbevölkerung stieg damit auf 
9,6 % nach 9,4 % im Vorjahr. 

Für die Bevölkerungsentwicklung im 
laufenden Jahr ist wie bisher davon 
auszugehen, daß sie kurzfristig in 
starkem Maße vom Wanderungsverhalten 
bestimmt wird. Bei den Deutschen war in 
den letzten drei Jahren eine erhebliche 
Zuwanderung zu verzeichnen, die zu 
einem Teil mit der besseren heimischen 
Arbeitsmarktsituation zusammenhängen 
dürfte. Die Unterschiede bei den Ar-
beitsmarktdaten zwischen den Bundes-
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!ändern dürften sich auch 1987 kaum 
verringern, so daß auch im laufenden 
Jahr eine Nettozuwanderung von Deut-
schen zu erwarten ist, allerdings-dürften 
die von der Arbeitskräftenachfrage 
ausgehenden Impulse schwächer ausfallen 
als bisher. Hinzu kommt eine auch 1.987 
zu erwartende Zuwanderung von Deut-
schen insbesondere aus osteuropäischen 
Ländern. Auch bei den Ausländern 
dürfte ein Wanderungsüberschuß eintre-
ten. 

  

Bei der -Geburtenentwicklung könnte sich 
in Fortsetzung der beschriebenen Ten-
denzen zumindest eine Stabilisierung der 
1986 gestiegenen Geburtenzahlen auf dem 
erreichten Niveau ergeben. Hierdurch 
dürfte sich für die Gesamtbevölkerung 
ein Geburtenüberschuß ergeben, zusam-
men mit der erwarteten Nettozuwande-
rung, würde sich hierdurch die Bevöl-
kerung 1987 wiederum leicht erhöhen. 

Mehr Erstklässler - weniger Abiturienten 

 

Als Folge des Geburtenrückgangs der 
70er Jahre hat sich insgesamt gesehen im 
Schuljahr 1986/87 die schon in den 
vergangenen Jahren eingetretene Ab-
nahme der Schülerzahlen an den öffent-
lichen und privaten allgemeinbildenden 
Schulen fortgesetzt. Da die Talsohle der 
Geburten jedoch 1978 erreicht. war und 
die nachfolgenden Jahrgänge wieder 
etwas stärker besetzt sind, stieg erst-
mals die Zahl der Erstklässler wieder an 
(+-5,7 %). Dies bewirkte, daß auch die 
Zahl der Schüler an Grundschulen- erst-
mals wieder, wenn auch geringfügig, auf 
eine Zahl von 350.500 anstieg (+ 0,9 %). 

 

Von den Schülern der vierten Klassen-
stufe wechselten zum Schuljahr 1986/87 
40,0 $ (Vorjahr: 39,8 %) auf die Haupt-
schule und 27,9 % (28,3 %) auf das 
Gymnasium, die Übergangsquote auf die 
Realschule blieb mit einem . Wert von 
27,8 % konstant. An den Hauptschulen 
wurden 192 400 Schüler unterrichtet 
(- 5,6 %). An den Realschulen betrug 
der Schülerbestand 190 000 (- 6,0 $),,an 
den Gymnasien 252 400 (- 5-,9 %). Erst-
mals erreichten die schwächer geworde-
nen Jahrgangsstärken auch die Abgangs-
klasse der Gymnasien. Von den allge-
meinbildenden und beruflichen Schulen 
gingen 36 700 Schüler mit Hochschulreife 
ab (- 11,1.$). 

Erstmals ging auch an den beruflichen 
Schulen die Schülerzahl spürbar zurück. 
Im Gesamtbereich der' beruflichen Schu-
len wurden im Schuljahr 1986/87 438 600 
Schüler unterrichtet, das waren 8 1,00 
(- 1,8 %) weniger als im Vorjahr. Aller-
dings war die Entwicklung nach' Schular-
ten differenziert. Rückläufig war die 
Schülerzahl im Teilzeitbereich, so 'an 
Berufs- und Sonderberufsschulen, wo 
sich die Schülerzahl erstmals wieder ver-
minderte (- 2,3 $) und im kooperativen 
Berufsgrundbildungsjahr (- 3,6 %). 
Während die Schülerzahl an den beruf-

 

lichen Gymnasien konstant blieb 
(+ 0,2 %), stieg sie an Fachschulen stark 
an (+ 10,3 $). 

 

An den Hochschulen in Baden-Württem-
berg ist die Zahl der Studienanfänger 
bereits seit dem Wintersemester 1983/84 
leicht rückläufig. Im Wintersemester 
1986/87 wurden 25 400 Erstimmatriku-
lierte registriert (- 1,7 % gegenüber dem 
Wintersemester 1985/86). Dies war ' fast 
ausschließlich auf den Rückgang der 
Zahl der weiblichen Studienanfänger 
zurückzuführen (- 4,1 °s), während die 
Zahl der männlichen Studienanfänger 
nahzu konstant blieb (- 0,1 %). Diffe-
renziert war - wohl auch im Zusammen-
hang mit den erwarteten Berufsaussich-
ten - die Entwicklung bei den einzelnen 
Hochschularten. Weit überproportional 
war wieder der Rückgang der Zahl der 
Studienanfänger bei den Pädagogischen 
Hochschulen (- 35,6 %), während er bei 
den Universitäten 1,9 % betrug. Dagegen 
konnten die Fachhochschulen eine Zu-
nahme um 2,9 % verbuchen. Durch den 
anhaltenden leichten Rückgang der Zahl 
der Studienanfänger flachte auch der 
bisherige Anstieg der Studentenzahlen 
weiter ab. Insgesamt bei allen Hoch-
schularten stieg der Bestand an Stu-
denten nochmals leicht auf eine Zahl von 
193 400 (+ 1,6 %). Während die Pädago-
gischen Hochschulen auch hier eine 
anhaltend rückläufige Entwicklung ver-
zeichneten (- 15,9 %), stieg die Zahl der 
Studierenden bei Universitäten (+ 2,8 %) 
und Fachhochschulen (+ 2,4 %) an, bei 
beiden Hochschularten war der Anstieg 
bei den naturwissenschaftlich/ techni-
schen Fächern (Fächergruppen Mathema-
tik/Naturwissenschaften und Ingenieur-
wissenschaften) überproportional (Uni-

 

versitäten + 3,4 $, Fachhochschulen 
+ 4,0 $). 
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Wie bereits im laufenden Schuljahr wird 
auch im Schuljahr 1987/88 die Gesamtzahl 
der Schüler an den allgemeinbildenden 
Schularten insgesamt gesehen aufgrund 
der geringer besetzten Altersjahrgänge 
erneut abnehmen. Jedoch wird bei dem 
Einschulungsjahrgang 1987/88 aufgrund 
der durch die gegenüber dem. Tiefpunkt 
von 1978 leicht höheren Geburtenzahlen 
ein weiterer Anstieg der Zahl der Erst-
klässler erwartet. Deshalb dürfte der 
Schülerbestand im gesamten. Grund- 
schulbereich etwas spürbarer steigen als 
im Vorjahr. Dagegen ist an Hauptschu-
len, Realschulen und Gymnasien , ein 
weiterer Rückgang zu erwarten. Im 
Schuljahr 1987/88 dürfte die Zahl der 
Abiturienten weiter abnehmen. An den 
beruflichen Schulen dürfte trotz der 
gestiegenen Ausbildungsbereitschaft von 
Abiturienten und Realschülern ein weite-
rer Rückgang der Schülerzahlen eintre-
ten. 

Die Zahl der Studienanfänger zum Win-
tersemester 1987/88 dürfte 'wegen der 

leichten Abnahme der Abiturientenzahlen 
weiter zurückgehen, obwohl Absolventen 
älterer Abiturjahrgänge einen nicht 
unwesentlichen Anteil der Erstsemester 
bilden. Im übrigen ist zu erwarten, daß 
der Studentenbestand im Wintersemester 
1987/88 letztmals steigen wird, die Zahl 
der Studierenden dürfte dann rund 
198 000 erreichen, im darauffolgenden 
Wintersemester könnte erstmals ein 
zunächst nur geringfügiger Rückgang 
eintreten. 

Weitere Entspannung auf dem Lehr-
stellenmarkt 

Auf dem Lehrstellenmarkt ist die Situa-
tion in dem am 30. September 1986 abge-
schlossenen Ausbildungsjahr umgeschla-
gen. Während 1985 gerade ein rechneri-
scher Gleichstand von Nachfrage und 
Angebot erreicht worden war, standen 
Ende September 1986 den 3 447 noch 
nicht vermittelten Bewerbern (- 36,4 %) 
7 800 unbesetzte Ausbildungsplätze 
(+ 42,8 %) gegenüber. Dabei ist die Zahl 
der bei den Arbeitsämtern von Oktober 
1985 bis September, 1986 registrierten 
Ausbildungsstellen nochmals gegenüber 
dem Vorjahr angestiegen (+ 8,5 %), wäh-
rend die Zahl der Lehrstellenbewerber 
rückläufig war (- 7,0 %). Die insgesamt 
sichtbar günstiger gewordene Situation  

für Lehrstellensuchende birgt jedoch 
nach wie vor stärkere Ungleichgewichte 
in sich. So waren ' zwei Drittel der noch 
unversorgten Lehrstellenbewerber Mäd-
chen, die insbesondere eine Ausbildung 
als Waren- oder -Dienstleistungskauf-
frauen, oder in Büroberufen anstrebten. 
Auch in regionaler Sicht kam es zu 
Engpässen in den 4 Arbeitsamtsbezirken 
Mannheim, Heidelberg, Karlsruhe und 
Freiburg, während andererseits in 
Stuttgart Ende September rechnerisch 10 
unbesetzte Ausbildungsplätze auf einen 
noch nicht vermittelten Bewerber ent-
fielen. 

 

Bis zum Ende des Kalenderjahres sank 
die Zahl der bis dahin noch nicht ver-
mittelten Lehrstellenbewerber auf 1 850, 
davon waren zwei Drittel Mädchen. Im 
jetzt laufenden Ausbildungsjahr, das sich 
bis Ende September 1987 erstreckt, 
zeichnet sich eine Fortsetzung der 
entspannteren Lage ab. Am Ende der 
ersten Hälfte des Ausbildungsjahres stieg 
die Zahl der bis dahin gemeldeten Aus-

 

bildungsstellen auf 77 050 an (+ 14,8 %), 
während infolge der jetzt deutlich schwä-
cheren Altersjahrgänge die Zahl der 
Bewerber auf 73 800 zurückging 
(- 7,8 %). Rund 28 800 Lehrstellen 
waren so Ende März noch unbesetzt, das 
waren 28,7 % mehr als ein Jahr zuvor. 
Ihnen standen eine Zahl von 7 760 bis zu 
diesem Zeitpunkt noch unvermittelten 
Bewerbern gegenüber (- 15,9 %). Trotz 
dieses positiven Trends sind auch in 
diesem Jahr Probleme bei der Verwirk-
lichung der Berufswünsche insbesondere 
bei Mädchen und behinderten Jugend-
lichen nicht auszuschließen, auch re-
gionale Engpässe sind weiterhin zu 
erwarten. 

Arbeitslosenzahl erstmals wieder unter 
200 000 

 

Das Wirtschaftswachstum der letzten 
Jahre schlug sich 1986 in einer weiteren 
Verbesserung der Situation auf dem 
Arbeitsmarkt nieder. Deutlichstes Zei-
chen hierfür war - neben dem Zugang an 
offenen Stellen und der Abnahme der 
Kurzarbeit - die Zunahme der Beschäf-
tigung. So waren Ende September 1986 
rund 81 600 Personen mehr sozialver-
sicherungspflichtig beschäftigt als ein 
Jahr zuvor (+ 2,3 %). Diese positive 
Beschäftigungsentwicklung wirkte sich 
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allerdings, wie bereits in den Vorjahren, 
nicht in einem entsprechenden Rückgang 
der Zahl der Arbeitslosen aus, diese 
ging im gleichen Zeitraum nur um 14 800 
zurück. Ursächlich für die nur abge-
schwächte Rückwirkung der Beschäfti-
gungszunahme auf die Arbeitslosigkeit 
ist, daß demographisch bedingt ;die Zahl 
der jungen." h . Menschen nach wie . vor 
steigt; die im . Ansctiluß an eine., betrieb-
liche oder,--schulische Ausbildung` einen 
Arbeitsplatz suchen. .Weiterhin treten 
- hervorgerufen durch die entspanntere 
Situation auf dem Arbeitsmarkt - Er-
werbspersohen aus der sogenannten 
Stillen Reserve und auch insbesondere 
Zuwanderer aus anderen Bundesländern 
zusätzlich als Nachfrager, nach einem 
Arbeitsplatz.  auf. - 

Im Jahresdurchschnitt l  von . 1986 'lag die 
Arbeitslosenzahl mit 198 911 Personen_ um 
10 921 (- 5,2 %) unter dem Stand des 
Vorjahres. Damit .konnte die Schwelle von 
200 000 Arbeitslosen erstmals seit 1982 
wieder unterschritten werden. 

Im Verlauf des Berichtsjahres 1986 lag 
die Zahl der Arbeitslosen zunehmend. 
deutlicher unter dem Niveau des Vorjah-
res.'So wurde der Stand des entspre-
chenden Vorjahresquartals im ersten  

Quartal um 3,0 % unterschritten, bis zum 
vierten Quartal, vergrößerte sich dieser 
Abstand auf 8,0 %. Insgesamt waren 1986 
im Jahresdurchschnitt 198 911 Personen 
arbeitslos, dies entspricht einer Ar-
beitslosenquote von 5,1 % (1985: 5,4 %) 
(Tabelle 5) . 

Damit hielt der deutliche Abstand zur 
Arbeitsmarktlage im, Bundesgebiet unver-
mindert an, da bundesweit die Arbeits-
losenquote mit einem Wert von 9,0 % den 
Vorjahreswert von 9,3 % nur geringfügig 

-
unterschritt. Baden-Württemberg hatte 
auch 1986 die geringste Arbeitslosen-
quote unter den Bundesländern. 

Die leichte, aber stetige Aufwärtsent-
wicklung auf dem Arbeitsmarkt, die seit 
dem Herbst 1983 zu beobachten war 
(Schaubild 3), zeigte sich auch bei den 
offenen Stellen, die im . Jähresdurch-
schnitt 1986 um 36,5 % über dem Vorjah-
resstand lag. Ober das Jahr betrachtet 
entfielen trotzdem noch auf eine offene 
Stelle rechnerisch 6 Arbeitslose (1985: 
9), auch hier wird der große Abstand 
zum entsprechenden Bundeswert (15) 
deutlich (1985: 21). 

Die Zahl der Kurzarbeiter unterschritt 
1986 mit durchschnittlich 28 824 nochmals 

 

. Tabelle 5 

.Indikatoren zur Arbeitsmarktentwicklung 

  

1986 1987 

Jahresdurchschnitt Nachweis 
1. 

Vierteljahr 

2. 

Vierteljahr 

3. 

Vierteljahr 

4. 

Vierteljahr -Baden. 

Württemberg  

Bundes-

gebiet 

Einheit 
Januar 

Mai 

1. 
Vierteljahr 

  

Arbeitslose - Anzahl 
(Voll-und Veränderung zum 
Teilzeitarbeit) Vorjahr m- %  

225 550 188 704 189 859 188 889 198 911 2 228 004 214 496 204 534 

- 3,0 - 5,3 . - 6,0 - 8,0 - 5,2 - 3,3 - 4,9 - 3,6 

% 5.51) 467)  - 4,71( 5,01) 5,1 9.0 5.31) 4,82) 

51 234. 24985 • 8 940 30 139 28824 197 389 56 505 50 201 

- 382 -52,5 -50,6 + 18,1 -35,6 -15,8 . + 10,3 , + 18,7 

Anzahl:. - 26 238 33 704 36 019 31 348 31 559 153 866 33233 35 233 
Veränderung zum _ 
Vorjahr in. % " +28,3 + 37,2 _ + 43,1 +35,6 +36,5 .+ 39,9 +26,7 +23,0 

Arbeitslosenquote 
(Voll. und 
Teilzeitarbeit) 

Kurzarbeiter Anzahl 
Veränderung zum 
Vorjahr in % 

1-. : . - 

Offene Stellen . 
(Voll-und 
Teüieiterbeit) - 

1) Stand: jeweils zum Quartalsende. =2) Monatsende. 
Quelle: Landesarbeitsemt Baden-Württemberg.' 
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Schaubild 3 

Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg 

 

deutlich den Vorjahresstand (- 35,6 %)', 
nachdem sie bereits in- den Vorjahren 
spürbar gesunken war (1985: - 16,7 %, 
1984: _ 52,6 %). Besonders stark war im 
Jahresdurchschnitt der Rückgang der 
Kurzarbeit im Maschinenbau (- 40,1 %) 
und im Baugewerbe (- 39,0 %). Beim 
Umfang der Kurzarbeit dominierte der 
Baubereich, hierauf entfielen 1986 38 % 
der Kurzarbeiter. Allerdings konnte das 
niedrige Niveau der Kurzarbeit im letzten 
Quartal" des Jahres nichtmehr gehalten 
werden (+ 18,1 %). Betroffen hiervon 
waren in erster Linie exportorientierte 
Branchen. Wie das Landesarbeitsamt 
hierzu feststellte, führten die. betrof-
fenen Betriebe die Kurzarbeit in erster 
Linie . auf wechselkursbedingte Markt-
schwächen zurück. 

Unterschiedlich war auch 1986 die Ar-
beitslosigkeit der einzelnen Personen-
gruppen. So war zum Jahresende die 
Arbeitslosenquote bei den' Frauen. (6,3 %) 
immer noch höher als bei den Männern 
(4,2 °s). Stark überdurchschnittlich blieb 
auch die Arbeitslosenquote der Ausländer 
(8,7 %). Damit waren 18,1 % aller Ar-
beitslosen ausländischer Herkunft (De-
zember 1985: 17,8 %). Bei den Jugend-
lichen unter 20 Jahren lag die Arbeits-
.osenquote mit 4,0 % deutlich unter dem  

Vorjahresstand `(4.;8 %)., Geringer als im 
Vorjahresmonat war -  auch die Zahl 
der arbeitslosen Schwerbehinderten 
(= 6,6 ~). 

Besonders augenfällig verringerte sich 
die Zahl der älteren (59 Jahre und 
älter) Arbeitslosen, deren Zahl am 
Jahresende um 22,9 % unter dem Vorjah-
resstand lag. Im Dezember.  1986. würden 
so 2 332 Arbeitslose dieses Personen-
kreises weniger gezählt als ein Jahr 
zuvor. Hier ist aber zu berücksichtigen, 
daß gemäß der zu Beginn des Jahres 
1986 in Kraft getretenen "58er-Regelung" 
Arbeitslose, die .58 Jahre oder älter sind 
nicht mehr als arbeitslos registriert 
werden müssen, obwohl sie Arbeitslosen-
geld oder -hilfe erhalten. Im Dezember 
1986 zählt dieser Personenkreis 4 030 
Personen. 

 

Die bisherige Entwicklung des Jahres 
1987 zeigt zwar im Vergleich zum Vorjahr 
noch eine weitere leichte Besserung am 
Arbeitsmarkt an, doch ist im bisherigen 
Jahresverlauf saisonbereinigt betrachtet 
keine weitere Belebung mehr zu erken-
nen. So lag die Zahl der Arbeitslosen im 
ersten Quartal um 4,9 % unter dem 
Vorjahresstand; während die Zahl der 
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offenen Stellen sich erhöhte ~-(.+.26,7 %) -. ' 
Im !April , verringerte. sich' der. Abstand 
zum .Vorjahr bei oder.'Arbeitsloseniahl -auf -
1 ; 9 $, :;wobei • alle'rdings bei . einzelnen. 
Personengruppen -: (-Ausländer, ältere 
Arbeitslose,) der V.oojahresstand gering--, 
fügig :überschritten. wurde.; Saisonberei-
nigt betrachtet zeichnet sich nach dem' 
Tiefpunkt im November. 1986. jedoch eher 
eine geringfügige;  Erhöhungi.der Arbeits 
losenzahlen. im bisherigen Jahresverlauf 
ab, die auch im April weiter anhielt. 
Einen Schatten auf den weiteren Jahres-
verlauf wirft auch 

- 

die Entwicklung der 
Kurzarbeit, die bereits im vierten Quar-
tal von 1986 den Vorjahresstand leicht 
übertroffen hatte. Auch im ersten Quar-
tal von 1987 (+ 10,3 %) wie ebenfalls im 
April (+ 28,3 %) wurde bei der Kurzar-
beit eine Zunahme registriert. Hinter 
dieser-  globalen' Zunahme" beim Frühindi-
kator Kurzarbeit' verbergen sich jedoch 
größere strukturelle Verschiebungen._. So_• 
nahm im Rahmen' der Belebung 'im Bau-
sektor' der Umfang der Kurzarbeit "in 
diesem Bereich im April stark ' - ab-

 

(= 38 .%) - -während - er sich im Verar-
beitenden Gewerbe erhöhte. In den ; drei 
Branchen Maschinenbau, Elektrotechnik 
und Textil/'Bekleidung' hat sich zusammen-
genommen die Zahl 'der.. Kurzarbeiter 
verdreifacht, allerdings von dem niedri-
gen Niveau von rund- 5 000 Kurzar-
beitern im April 1986 "ausgehend. Die 
Zunahme der Kurzarbeit in exportorien-

 

tierten Wirtschaftszweigen zeigt '. eine 
wechselkursbedingte Abschwächung. der 
Exportkonjunktur an. Dies könnte. auch 
auf die Investitionstätigkeit ausstrahlen. 
So dürften über das Gesamtjahr gesehen 
vom Verarbeitenden Gewerbe trotz der 
für die konsumnahen Branchen erwarte-
ten günstigen Entwicklung kaum .noch 
zusätzliche Impulse für die Beschäftigung 
ausgehen. Im März lag in Baden-Würt-
temberg die Beschäftigtenzahl im Verar-
beitenden Gewerbe um 1,1 % über dem 
Vorjahresstand, von März 1986 zu_, März 
1985 hatte die Zuwachsrate noch 2,6 % 
betragen. Dagegen dürften die binnen- 
wirtschaftlich orientierten Dienstlei-

 

stungsbereiche ihre Beschäftigung weiter 
ausdehnen.. lm Baugewerbe scheint sich 
inzwischen die Beschä 

-
ftigungslage sta-

bilisiert zu haben. Insgesamt gesehen 
dürfte 1987 in Baden-Württemberg die 
Zahl der Beschäftigten im Vergleich zum 
Vorjahr betrachtet noch leicht steigen, 
jedoch mit abflachender Tendenz. 

 

Im' Jahresdurchschnitt erwarten' die am 
Frühjahrsgutachten beteiligten Institute 
eine •Zunahme ..der " Beschäftigung von 
125 000 bis 200 000 Personen im Bundes-
gebiet. 'Da für das Erwerbspersonenan-
gebot eine ähnlich starke Zunahme wie im 
Vorjahr 'erwartet wird', "resultiert hieraus 
nur 'eine leichte Verringerung .der Ar-
beitslosigkeit. Die -Zahl der Arbeitslosen 
wird_ nach 2,228 ,Millionen- 1986 - im 
Jahresverlauf auf 2,17 bis 2,20 ge= 
schätzt. Für Baden- Württemberg zeich-
net sich entsprechend ebenfalls eine 
nochmalige allerdings nur leichte Ver-
minderung der Arbeitslosenzahl gegen-
über dem Vorjahr ab. 

1986 nochmals kräftiger Produktions-
anstieg  

Das Verarbeitende Gewerbe wird in 
besonderem Maß von den außenwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen be-
einflüßt, die sich im' Lauf des Jahres 
1986 insbesondere durch die Dollarab-
wertung .in starkem Umfang veränderten. 
Während die Produktion des heimischen 
Verarbeitenden Gewerbes, auch begün-
stigt durch die bereits im Vorjahr an-
gesammelten hohen Auftragseingänge, 
spürbar ausgeweitet werden konnte, 
zeigte die Struktur der Nachfrageent-
wicklung die beginnende Notwendigkeit 
einer wech'selkursbedingten Umschichtung 
der Auftriebskräfte vön der Auslands-
nachfrage; hin zur Binnennachfrage. 
Dieser . Prozess wurde zumindest 7986 
gemeistert, wobei der Anpassungsdruck 
in Baden-Württemberg wohl etwas 'später 
einsetzte und .auch bisher 'weniger stark 
wirksam wurde als im Bundesgebiet., 

Im gesamten heimischen Verarbeitenden 
Gewerbe hatten die realen Auftragsein-
gänge bereits 1985 (+•8,1 % gegen 1984) 
ein hohes Niveau erreicht, das durch 
Sonderentwicklungen im Fahrzeugbau,. 
die hier besonders aus der stürmischen 
Inlandsnachfrage resultierten (+ 47,0 %), 
begünstigt war. Im Jahr 1986 konnte im 
Verarbeitenden Gewerbe der 1985 er-
reichte Stand der Ordereingänge insge-
samt gehalten werden (- 0,2 %), sowohl 
bei den inländischen (- 0,4 %) als auch 
bei den ausländischen Bestelleingängen 
(+ 0,1 %). Die Entwicklung der gesamten 
Ordertätigkeit verlief damit parallel zum 
Bundesgebiet (- 0,1 %).. Hierbei ist die 
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182 321,2 
86581.9 

46353.4 
35225,8 
11 127.6 

19085,5 
12301,1 
6784,4 

160 339.8 
95048,5 
65 291,3 

43100,0 
23548,1 
19 552A 

47033.8 
23701,8 
23332,0 

40536.8 
27 983,0 
12553,7 

7513,7 
4328.6 
3185,1 

42696.0 
34260,5 
8435,5 

109223 
6251,1 
2671,2 

19 513',8 
17786,4 
1 727,5 

1435101,9 
1 002 574,4 

432 527,4 

+ 
+ 
+ 
- 
- 
- 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

4,2 
4,0 
4,6 

3.0 
3,8 
0,3 

3,4 
2,6 
4,7 

7,0 
7,8 
5.9 

9,3 
12.7 
5,5 

6,6 
5,8 
7,5 

6.3 
5,8 
7,4 

2,0 
0.1 
5.0 

3,3 
32 
3,4 

1,3 
2.3 
1,8 

1,7 
2,4 
4,6 

- 19 
1.8 
17 

+ 
- 
+ 
+ 
+ 
- 
- 
+ 
+ 
+ 

 

bundesweite Entwicklung der Auslands-
nachfrage (- 3,2 %) spürbar schwächer 
als in Baden-Württemberg, wogegen die 
Inlandsnachfrage (+ 1,9 %) im Bund 
etwas günstiger ausgewiesen wird als im 
Land. Hierbei ist allerdings der erwähnte 
Basiseffekt im Fahrzeugbau zu berück-
sichtigen, der die Landesergebnisse 
generell und damit auch im Bundesver-
gleich stärker nach unten drückt, als es 
der Lage entspricht. 

Tabelle 6 

In- und ausländische Nachfrageentwicklung 1986  

Das Investitionsgüter produzierende Ge-
werbe konnte 1986 das Niveau der Auf-
tragseingänge des Vorjahres nicht ganz 
halten (- 1,8 %), wobei die Inlandsnach-
frage (- 2,6 %) stärker rückläufig war 
als die Auslandsnachfrage (= 0,8 %). 
Maßgeblich war hier, wie schon erwähnt, 
die Entwicklung beim Fahrzeugbau, wo 
die Ordereingänge deutlich geringer 
waren als 1985 (- 11,1 %), ursächlich 
war hier allein das Absinken der In-

 

Umsatz Auftragseingang (1960 - 100) 

Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe  

Veränderung 1986 gegen 1985 

Wertindex I  Volumenindex 

Veränderung 
1986 gegen 1985 

insgesamt 

Mill. DM 

  

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 
Inland 
Ausland 

Grundstoff-und Produktionsgütergewerbe 
Inland 
Ausland 

Chemische Industrie 
Inland 
Ausland 

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 
Inland 
Ausland 

Maschinenbau 
Inland 
Ausland 

Straßenfahrzeugbau, Reparatur von Kfz. usw. 
Inland 
Ausland 

Elektrotechnik, Reparatur von Haushaltsgeräten 
Inland 
Ausland 

Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren 1) 

Inland 
Ausland 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 
Inland 
Ausland 

Textilgewerbe 
Inland 
Ausland 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 
Inland 
Ausland 

Nachrichtlich Bundesgebiet: 
Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

Inland 
Ausland 

1) Auftragseingang ohne Herstellung von Uhren. 
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landsorder (- 28,2 %) gegenüber dem 
von einem Auftragsboom geprägten 
Vorjahr - 1985 war hier ein Anstieg um 
47,0 $ erfolgt -, während die Bestell-
tätigkeit aus dem Ausland weiter expan-
siv war (+ 8,2 %),. Abgesehen von der 
vom Vorjahr beeinflußten Sonderent-
wicklung beim Fahrzeugbau, wo der 
Rückgang der Inlandsnachfrage gegen-
über dem Vorjahr durchaus als Normali-
sierung angesehen werden kann, ent-
wickelte sich die Inlandsnachfrage 
durchweg positiv, während die Auslands-
nachfrage erste Bremsspuren zeigte. Der 
Maschinenbau erlitt leichte Auftragsein-
bußen (- 1,9 %), die von der abnehmen-

 

den Auslandsnachfrage resultierten 
(- 8,9 %), während die Inlandsbestellun-
gen expandierten (+ 4,8 %). Positiv war 
die Auftragsentwicklung in der Elektro-
technik (+ 3,6 %), wobei auch hier die 
Impulse aus dem Inland kamen (+ 5,9 %). 
Auch im Bereich Feinmechanik und 
Optik, wo die Ordertätigkeit insgesamt 
stagnierte (- 0,4 %), waren die Inlands-
bestellungen noch positiv (+ 2,9 %). Die 
Grundstoff- und Phoduktionsgüterindu-
strie konnte ihr Auftragsniveau deutlich 
erhöhen (+ 4,0 %), wobei sich die Erho-
lung im Bausektor in einer kräftigen 
Zunahme der Auftragseingänge im Be-
reich Steine und Erden ausdrückte 
(+ 7,4 %), während die Chemische Indu-
strie ein Auftragsplus von 3,8 % verbu-
chen konnte (Tabelle 6). 

Das bereits 1985 erreichte Niveau der 
Auftragseingänge führte auch 1986 zu 
einem kräftigen Produktionsanstieg 
(+ 4,2 $). überdurchschnittlich war die 
Erhöhung des - Ausstoßes in der Investi-

 

tionsgüterherstellung (+ 4,7 %), womit 
das bereits 1985 beachtlich gesteigerte 
PI-oduktionsniveau (1985: + 11 %) noch-
mals übertroffen wurde. Im Investitions-
güterbereich konnten sowohl der Fahr-

 

zeugbau (+ 7,2 $), der Maschinenbau 
(+ 6,5 %) und die Elektrotechnik 
(+ 3,5 %) ihre Produktion kräftig aus-
weiten, den größten Produktionszuwachs 
hatte jedoch der Bereich Feinmechanik, 
Optik und Herstellung von Uhren 
(+ 8,0 %). 

Im Branchendurchschnitt lag die Produk-
tionsentwicklung im Grundstoff- und 
Produktionsgütergewerbe (+ 4,4 %), 
wobei die Chemische Industrie nur einen 
leichten Zuwachs von 0,8 % verzeichnete. 

Vergleichsweise gering war auch der 
Anstieg in der Verbrauchsgütererzeu-
gung (+ 2,6 %). Einer kräftigen Produk-
tionsausweitung in der Kunststoffwaren-
herstellung (+ 7,7 %) standen schwächere 
Zunahmen in der Bekleidungsindustrie 
(+ 1,8 %) und der Holzverarbeitung 
(+ 2,5 %) gegenüber, während die Pro-
duktionstätigkeit in der Textilindustrie 
konstant blieb. Das Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe konnte die Produk-
tion um 2,4 $ ausweiten. 

Entsprechend dem Verlauf der Pro-
duktion entwickelten sich auch die 
Umsätze des Verarbeitenden Gewerbes 
positiv. Insgesamt konnte ein Anstieg um 
4,2 $ auf 268,9 Milliarden DM verbucht 
werden. Im Inland wurden Waren im Wert 
von 182,3 Milliarden DM verkauft 
(+ 4,0 %), während der Auslandsumsatz 
leicht überdurchschnittlich auf 
86,6 Milliarden DM stieg (+ 4,6 %). 
Hierdurch erhöhte sich die Exportquote 
leicht von 32,1 $ ' auf 32,2 %. Im ge-
samten Bundesgebiet lag die Exportquote 
wie im Vorjahr bei 30,1 $. 
Die Beschäftigungssituation im Verar-
beitenden Gewerbe hat sich 1986 erneut 
spürbar verbessert (+ 2,3 % im Jahres-
durchschnitt), nachdem bereits 1985 
erstmals in den 80er Jahren ein deut-

 

licher Anstieg (+ 2,2 %) registriert 
werden konnte (Tabelle 7). Damit waren 
im > Monatsdurchschnitt 1,424 Millionen 
Personen im Verarbeitenden Gewerbe 
tätig. Im gesamten Bundesgebiet fiel die 
Zunahme der Industriebeschäftigten 
geringer aus, sie stieg um 1,8 % auf eine 
Zahl von 6,853 Millionen. Maßgeblich für 
den Beschäftigtenzuwachs im Verarbei-
tenden Gewerbe war die Expansion im 
Investitionsgütergewerbe (+ 3,6 %), 
während von,  den anderen Bereichen 
kaum Impulse ausgingen. So stieg die 
Beschäftigtenzahl in der Grundstoff- und 
Produktionsgütererzeugung um 0,2 %, 
während sie im Verbrauchsgüterbereich 
und in der Nahrungs- und Genußmittel- 
erzeugung unverändert blieb. 

Die Zahl der geleisteten Arbeiterstunden 
im Verarbeitenden Gewerbe Baden=Würt-
tembergs erhöhte sich um 0,8 %. Der im 
Vergleich zur Produktionsentwicklung 
(+ 4,2 $) merklich geringere Anstieg des 
Arbeitseinsatzes deutet, wie bereits im 
Vorjahr, auf eine spürbare Erhöhung der 
Produktivität. 
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1985 1986 

  

Mill. 

 

Tabelle 7 

Strukturdaten des Verarbeitenden Gewerbes 1986 

 

Arbeiterstunden  

 

Export-
quotel)., 

Erzeuge -
preise 

1980=100~) 
Produktion Beschäftigte 

   

Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe  insgesamt 

MD3) 

Ver-, 
änderung 
1986 

gegen 
1985 ,.-  

 

insgesamt  

Ver-

 

änderung 
1986 
gegen 
1985  

Ver-

 

änderung 
1986" 
gegen 
1985 . 

Vor- . 
anderung 
1986. 
gegen-' 
1985 

Index 

MD3) 

  

1980=100 

 

1000 

 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

Grundstoff-und Produktionsgütergewerbe 
Chemische Industrie 

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe' 
Maschinenbau' 
Straßenfahrzeugbau, Reparatur, 
von Kfz. usw. 
Elektrotechnik', Reparatur von 
Haushaltsgeräten;. 
Feinmechanik, Optik, Herstellung 
von Uhren 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 
Textilgewerbe 

Nehrungs- und Genußmittelgewerbe 

Nachrichtl icn'Bundesgebiet-  

1424,2 
.+ 

X2,3' "'1543,8 + - 0,8 112,8_' + '4,2 '32,2 32,1 .= 2.9 r , 
164;1 4 0,2 177,0 ' - 0,8' ` 107,6 - + 4,4 24,0 23,4''-  
67,9 + 1;7 ' 57',6 +: 0.9 - 113,5' '+ 0,8 35,5 '35.1 5;8'' 

'923,6 + 3i6" 974;1 + ,1.,7. 120,0 -+ 4,7 40,7' 41.2 + 2,3': 
`255,5 + 3.9, 269,3 + -2,0, 110,5. + 6,5' ;45,4" 47,0 :'+ -3,4 

223,9 . + 2,6 266,0 + 0,9 126,1 + 7,2 ,2 ,49,6 49,2 "- + 3 

244,7 +: 4:1 234,1 +, 2,8 121,2;. '+ 3,5 31,0 30,7 1;,0:,. 

50',5 +'0',7 52,3 "3,0 1109,1 + 8,0 42,4' 41,2 + 2,3 

261,8 0,0 MOJ - 1 .0' 97,4 + 2,6 ' ' 19,8 ' 19,7 + 1,,0 ' 
74,6 ' - ` 1,9 89,6•:: 3;3 96,6 +0,0 24,5 23,7 0.5: - 

54.7 - :0;1 62,0 - :b,2 97,8'. + 2,4 8,9' - 9,4 - 0,7 ` 

  

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt. -  6852,9 .' + ,.1,8 77.19;3 - +  0,8. ,.107,2 •..+ 2,5 30;1  30;1, — 22 

1) Hauptbeteiligt.-.2) Erzeugerpreise gewerblicher Produkte im Bundesgebiet, ohne Mehrwertsteuer. - 3) Monatsdurchschnitt. 

Die Lohn- und Gehaltssumme .im Verar- bei'' kaum veränderten Inländsaufträgen 
beitenden Gewerbe belief.:.sich,.-1;986= au,f. (+ 0,5 %) die Auslandsnachfrage^deutlich 
63,073 Milliarden DM .und lag damit; um' abfiel (- 7,0 %). Maßgeblich. beeinflußt 
7,0 % .über dem Niveau ,von ,1985. Be-;wurde diese Entwicklung..'vom Fährzeug-

 

zogen .auf .die Zahl der Beschäftigten bau (-'8,2 %)', wo neben den Inlandsauf7. 
ergibt .sich ein, Pro-Kopf-Wert - von_, rund trägen-  (- ~4,9 %) vor allem die Auslands-' 
44 290' DM. Das waren 4;6 $..mehr als. im order '•deutlich zurückgingen .(- .10,5 $). 
Vorjahr. In' dieser Branche' bewegt sich: 1,das 

Auftragsvolumen :jedoch.,' . insbesondere! 

Das erste :  Quartal von . 1987 -ließ in der 
bei den1.Inlandsauftr•ägen, 'noch auf ,recht 
hohem Niveau. Leicht negativ- war die . 

Nachfrageentwicklung, eine gewisse A6- Entwicklung- beim..' Maschinenbau 
kühlurig .erkennen. Zwar,. entwickeltem (- 2,8 %),; wo allerdings die':': Inlands-

 

sich die inländischen Quftragseingange:<aufträge. .stärker. nach; unten neigten„ 
leicht , positiv (+ , l ,5..$) . doch reichte (_ 4,5, %) als die Auslandsaufträge 
dies- nur ,knapp, aus, .um die durch_ eine (_ 0';8 %). Lebhaft war die. Inlands-

 

wechselkursbedingt schwieriger. .gewor- .nachfrage dagegen 'in 'der "Elektrotechnik 
dene Wettbewerbsposition auf den Aus- (+ 4,9 %,), dies reichte aber nicht: aus., 
landsmärkten verursachte rückläufige bei --gleichzeitig stark .gesunkenen Aus-' 
Auslandsnachfrage (- 4,7.$) auszuglei- landsaufträgen (- 11,1 %) der Gesamt-
chen, so daß die gesamten, ,realen. Auf- nachfrage (- 0,5 %) zusätzliche Impulse 
tragseingänge stagnierten (-_0,8 %) zu' geben. Einen leichten Anstieg den 
(Tabelle 8). realen Auftragseingänge: verbuchten 

dagegen - das Grundstoff-.'und .'Produk_; 

Rückläufig war die Nachfrage in der In tibnsgütergewerbe '''(+ 2;6'•$)` und das. 

vestitionsgütererzeugung (- 2,8 %), wo Verbrauchsgüter produzierende; Gewerbe' 
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- 0,5 + 4,9 - 11,1 + 6,6 - 5,1 + OS - 16,1 + 3,7 

+ 3,5 + 3,4 + 4,2 + 2,3 + 1,3 + 1,3 + 1,5 - 0,4 

+ 0,6 - 1,4 + 6,5 + 0,4 - 1,6 - 3,2 + 3,1 - 1,9 

 

1,8 - 0,3 - 4,1 + 0,7 - 3,1 - 2,0 - 4,7 - 0,9 

Tabelle 8 

Entwicklung des Auftragseifigangs und der Produktion (1980 = 100) 

Veränderung 1. Quartal 1987 gegen 
1. Quarta 01986 

Veränderung Januar-April 1987 
gegenüber Vorjahreszeltraum, 

Auftragseingang Auftragseingang Produk-
tion 

Produk-
tion Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe 
V o-

lumen 
index 
insge-
samt 

Vo-
lumen 
index 
insge-
samt 

davon. davon 

In-
land. 

insge-
samt 

insge-
samt 

Aus-
land 

Aus-
land 

In-
land 

   

Verarbeitendes Gewerbe 
- 0,8 + 1,5 - 4,7 

+ 2,6 + 2,8 + 2,4 

- 2,8 + 0,5 - 7,0 

- 2,8 - 4,5 - 0,8 

- 8,2 - 4,9 10,5  

+ 1,7 - 3,4 - 1,2 - 6,9 - 1,0 

+ 4,3 + 1',5 + 1,6 + 1,3 + 2,6 

+ 0,8 - 5,7 - 2,9 - 9,3 - 2,2 

+ 3,5 - 6,2 - 7,4 - 4,8 0,0 

- 1,5 - 8,9 - 8,5 - 9,2 - 4,5 

insgesamt 

Grundstoff- und Produktiäns-
gütergewerbe • 

I nvestitionsgüter produ-

 

zierendes Gewerbe 

darunter 
Maschinenbau 

Straßenfahrzeugbau, 
Reparatur von Kfz.. usw. 

Elektrotechnik, Reparatur 
von Haushaltsgeräten 

Verbrauchsgüter produ-
zierendes Gewerbe 

darunter 
Textilgewerbe 

Nachrichtlich Bundesgebiet: 

Verarbeitendes Gewerbe 
insgesamt 

(+,3,5 $). In diesen beiden Bereichen 
entwickelten sich Inlands- und Aus-
landsaufträge gleichermaßen nach oben.-

  

Entsprechend der Zurückhaltung bei der 
Nachfrage wurde die Produktion im 
ersten Quartal nur noch leicht ausge-
weitet (+ 1,7 %). Das sektorale Muster 
der Entwicklung der Auftragseingänge 
spiegelt sich in dem unterschiedlichen 
Produktionswachstum der einzelnen 
Branchen. Der Ausstoß im .investitions-
güterbereich stieg nur -um 0,8 $. Be-
sonders deutlich war die Zunahme hier in 
der Elektrotechnik (+ 6,6'$) und beim 
Maschinenbau (+.3,5 $), während der 
Fahrzeuabau (- 1,5 %) und der Bereich 
Feifimechanik, Optik, Uhren '(- 0,8 %) 
die Produktion leicht zurücknahmen. 
Dagegen entwickelte sich der Ausstoß 
der vor 'allem von der Binnennachfrage 
,beeinflußten Bereiche überdurchschnitt-
lich: So stieg die '.Produktion im Grund-
stoff,- und Produktionsgütergewerbe 
(+ 4;3 $), in der Verbrauchsgütererzeu-  

gung (+ 2,3 $) und beim Nahrungs-, und 
Genußmittelgewerbe (+ 2,6 %) spürbar 
an. 

Abnehmende Dynamik der Investitions-

 

tätigkeit 

Nachdem 1985 die realen Ausrüstungs-
investitionen bundesweit um nahezu ein 
Zehntel gestiegen waren, flachte die 
Entwicklung 1986 ab (+ 4,6 $). Hierbei 
war die Zunahme im ersten Halbjahr 
allerdings deutl -icher (+ 7,4  $). als da-
nach (+ 2,4 $_). Es ist nicht auszu-
schließen, daß sich in dieser Abschwä-
chung .  der Investitionsneigung bereits 
die aus dem rückläufigen Dollarkurs 
resultierende Dämpfung der Erwartungen 
aus dem Exportgeschäft niedergeschlagen 
hat. Deutlich zugenommen haben dürfte 
der Einsatz von aus dem Ausland bezo-
genen Ausrüstungsgütern. So sind die 
Importe von Erzeugnissen des Investi-
tionsgütersektors bundesweit volumen-
mäßig um 7,2 % gewachsen. 
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Die Erträge der Unternehmen haben sich 
1986 nicht mehr so günstig entwickelt 
wie im Vorjahr. So hat sich das von, der 
Deutschen Bundesbank berechnete Brut-
toeinkommen der Produktionsunternehmen 
im 4. Quartal saisonbereinigt betrachtet 
etwas verringert, auch wenn es den 
Vorjahresstand noch übertraf. Zwar 
haben sich die Bezüge aus dem Ausland 
verbilligt, dem stand aber ein steigender 
Kostendruck aus dem Inland gegenüber, 
wobei die überwälzungsspielräume vor 
allem im Auslandsgeschäft sehr begrenzt 
sind. So sind in Baden-Württemberg die 
Lohnstückkosten im Verarbeitenden 
Gewerbe 1986 um reichlich 2,5 % ge-
stiegen, nachdem sie im Vorjahr mit 
+ 0,5 % nahezu stabil waren. 

Trotz einiger hemmender Einflüsse sind 
für, 1987 insgesamt gesehen positive 
Impulse von den Ausrüstungsinvesti-
tionen zu erwarten. Zwar wirken die 
gesunkenen Absatz- und Ertragserwar-
tungen der exportorientierten Branchen 
zunächst retardierend. Doch die vor-
wiegend binnenwirtschaftlich orientierten 
Bereiche werden angesichts weiter posi-
tiver Absatzerwartungen ihre Investi-
tionen ausdehnen, wenngleich hier, 
insbesondere in den Dienstleistungsbe-

 

reichen, Ausrüstungsinvestitionen im 
Vergleich zu Bauinvestitionen weniger im 
Vordergrund stehen. Die Investitionsent-
scheidungen werden auch dadurch er-
leichtert, daß angesichts des niedrigem 
Zinsniveaus die Finanzierungskosten 
.niedrig sind und derzeit die Renditen 
aus Sachanlagen die aus Finanzanlagen 
übertreffen. Erhebungen des Ifo-Insti-
tuts bestätigen, daß ein Einbruch bei 
den Ausrüstungsinvestitionen nicht zu 
erwarten ist, vergleichsweise optimistisch 
fallen sogar. die Umfragen der Industrie-
und Handelskammern Baden-Württembergs 
aus. Trotz leicht gesunkener, Kapazitäts-
auslastungen war das vom Ifo-Institut 
erfragte Geschäftsklima der Unternehmen 
des Verarbeitenden Gewerbes im März 
nach einem Tief im Winterhalbjahr wieder 
nach oben gerichtet. So . ist die Mehr-
heitsmeinung des Frühjahrsgutachtens 
plausibel, nach der die realen Ausrü-
stungsinvestitionen 1987 um '4 %, d. 

-
h. 

nur wenig schwächer als 1986, zunehmen 
werden. Ihr Anstieg wird also über der 
Zunahme des gesamten Sozialprodukts 
liegen. Baden-Württemberg dürfte auf-
grund seiner Wirtschaftsstruktur hiervon  

profitieren, wenngleich sich durch die 
tiefgreifende Änderung der Währungs-
paritäten der Importdruck auch bei In-
vestitionsgütern eher noch verstärken 
wird. 

Wirtschaftsbau belebt Bauhauptgewerbe 

Nachdem sich im Jahr 1985 die Auftrags-
lage der Bauwirtschaft wenn auch auf 
sehr. niedrigem Niveau stabilisiert hatte, 
brachte das Jahr 1986 eine deutliche 
Auftragsbelebung. So übertrafen die 
nominalen Auftragseingänge im Bau-
hauptgewerbe das' Vorjahresniveau. um 
14,4 %. Diese Aufwärtsentwicklung, die 
sich bereits im letzten Quartal von 1985 
abgezeichnet hatte, setzte sich in allen 
Quartalen des Berichtsjahres kontinu-
ierlich fort und hielt auch noch im 
letzten Quartal von 1986 an (+ 16,9 %). 
Anders als in den Vorjahren, in denen 
sich Hoch- und Tiefbau unterschiedlich 
entwickelten, waren 1986 beide Sparten 
in etwa gleichem Maß an dem Aufwärts-
trend beteiligt. Dieser wurde im Hochbau 
(+ 14,5 %) maßgeblich durch ein starkes 
Plus im gewerblichen und industriellen 
Bau bestimmt (+ 29,2 %). Hierin fand die 
nach wie vor starke Investitionsneigung, 
die zunehmend auch von den binnenwirt-

 

schaftlich orientierten Unternehmen 
getragen wurde, ihren Niederschlag. 
Auch der öffentliche Hochbau zog deut-

 

lich an (+ 11,7 %). Im Wohnungsbau 
verharrten dagegen die Auftragseingänge 
mehr oder weniger auf dem. sehr niedri-
gen Vorjahresniveau (+ 1;5 $'). 

Im . Tiefbau setzte sich die seit 1982 zu 
beobachtende leichte Auftragsbelebung 
1986 verstärkt fort (+ 14_,3 %). Alle 
Sparten des Tiefbaus hatten eine positive 
Entwicklung zu verzeichnen. So wiesen 
die für den Tiefbau maßgeblichen Berei-
che Straßenbau und sonstiger öffent-
licher Tiefbau (einschl. Bundesbahn und 
Bundespost) Zuwachsraten von 5,6 % 
bzw. 19,9 % auf, wobei die Zunahme beim 
sonstigen öffentlichen Tiefbau allerdings 
in erheblichem Umfang von mehreren 
Auftragsvergaben im Rahmen eines 
Großbauvorhabens der Bundesbahn 
beeinflußt wurde. Auch die Auftragsein-
gänge im gewerblichen und industriellen 
Tiefbau zeigten mit + 19,4 % ein über-
durchschnittliches Auftragsplus (Tabelle 
9). 
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+132 
+ 15,1 
+ 14,6 

4,6 
6;7 
5,8 

+ 15,6 
+ 11.4 
+ 13,1 

+28,9 
+ 17,2 
+21,1 

Tabelle 9 

Nominale Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe (1980 = 100) 
— Veränderung gegen Vorjahr in % - 

Hochbau Tiefbau 

 

Zeitraum 

 

Bauhaupt-

 

gewerbe 

insgesamt 

darunter 

gewerblicher 
und 

industrieller 
Bau 

darunter 

gewerblicher 
und 

industrieller 
Bau 

sonstiger 
öffentlicher 

Baut) 

zu-
sammen 

zu-
sammen 

Woh-

 

nungs-

 

bau 

öffentlicher 
Baut ) 

Straßen-
bau 

1986 1. Vierteljahr 

2. Vierteljahr 

1. Halbjahr 

3. Vierteljahr 
4. Vierteljahr 

2. Halbjahr 

Jahr 

1987 1. Vierteljahr 

Jan. - April 

Nachrichtlich 
Bundesgebiet: 

Jahr 1986 

+ 122 + 11,8 '- 6,3 
+.16,9 + 20,7 + 0,9 
+14,3 + 15,8 - 2,9 

+ 14,4 + 14,5 + 1,5 

+ 1,0 - 8,0 -11,7 - 6,0 

-, 2,4 - 9,3 -12,8 -10,8 

+ 9,0 + 7,6 - 5,0 + 17,0 

+25,0 + 11,2 - 8,9 + 18,4 + 9.0 
+ 8;4 + 20,4 + 16,8 +22,4 + 30,2 
+ 15;1 + 16,8 + 7,4 +20,6 +22,1 

+30,0 + 5,5 + 12,8 + 10,7 + 14,6 + 5,0 
+44,4 + 14,5 + 11,1 - 6,6 +23,1 - 1,5 
+36,5 + 9,1 + 12,1 + 3,7 + 18,3 + 2,1 

+29,2 + 11,7 + 14,3 + 5.6 + 19,4 + 10,7 

+ 4,9- +17,0 + 1,9 - 3,7 +62,8 

+ 12;4 + 8,9 - 2,2 + 2,1 +39,4 

+ g,1 +l1.2 + 4,1 +21.4 +l0,4 

1) Ohne Deutsche Bundesb hn und Deutsche Bundespost, einschließlich Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

 

Die Aufhellung der Auftragslage führte 
dazu, daß der im Vorjahr noch starke 
Abbau der personellen Kapazitäten 
(- 7 %) abebbte. Die Zahl der im Bau-
hauptgewerbe beschäftigten Personen 
sank im Jahresdurchschnitt noch um 
2,4 %, am Jahresende lag sie um 1,3 % 
unter dem Vorjahresstand. Aufgehellt' hat 
sich auch der Arbeitsmarkt für Baube-
rufe. Ende September gab es in diesem 
Bereich 6 343 Arbeitslose, das war fast 
ein Drittel (- 30,4 %) weniger als vor 
Jahresfrist, gleichzeitig hatte sich die 
Zahl der offenen Stellen verdoppelt. Auf 
eine offene Stelle im Baubereich kamen 
2,7 Arbeitslose gegenüber 7,8 im Sep-
tember 1985. 

 

Als Frühindikator für die zukünftigen 
Entwicklungen im Hochbau können die 
Genehmigungszahlen herangezogen, wer-
den. Gemessen an der Kubikmeterzahl 
umbauten Raums lag die Hochbaunach-
frage 1986 um 1,3,1 % über dem Vor-
jahresniveau, wobei ein stark gegen-
sätzlicher Verlauf im Wohnungsbau 
(- 1,8-%) und im Nichtwohnbau 
(+,27,5 .%) zu verzeichnen war. Damit  

stieg der Anteil des Nichtwohnbaus am 
insgesamt zum Neubau genehmigten Hoch-
bauvolumen, der- 1984 noch rund zwei 
Fünftel betragen hatte, auf deutlich 
mehr als die Hälfte. Bei einer Tendenz-
aussage über die zukünftige Entwicklung 
im Hochbaubereich ist allerdings zu 
berücksichtigen, daß sich die Baugeneh-
migungen des Jahres 1986 schon -in 
erheblichem Umfang an den Auftragsein-
gängen desselben Jahres niedergeschla-
gen und die ersten Monate des Jahres 
1987 eine deutliche Auftragseingangsab-
schwächung gebracht haben. So nahm 
neben einem erneuten Rückgang der 
Baugenehmigungen im Wohnungsneubau 
(- 13,2 % beim umbauten Raum) im 
1. Quartal 1987 auch der Nichtwohnbau 
gegenüber dem entsprechenden Vorjah-
resquartal um 11 ,4 % ab. Von daher ist 
es äußerst fraglich, ob im Hochbau das 
relativ hohe Auftragsniveau des Jahres 
1986 auch 1987 wird erreicht werden 
können. Im 1. Quartal 1,987 jedenfalls 
unterschritt das Auftragsniveau im 
Hochbau den entsprechenden Vorjahres-
wert um 8 %. Allerdings nahmen gleich-
zeitig die Tiefbauaufträge um 17 % zu. 
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Tabelle 10 

Ausfuhr nach Handelspartnern '1986 . 

 

Händelspartner 

 

Europa 
davon 

EG-Länder 
Frankreich 

BelgiemLuxemburg 
Niederlande 
Italien 
Großbritannien 
Republik Irland 
Dänemark 
Griechenland 
Portugal 
Spanien 

EFTA-Länderl  ) 

Staatshandelsländer2) 

Übriges Europa 

Afrika 

Amerika 
darunter 
Vereinigte Staaten 

Asien 

Australien und Ozeanien 

Ausfuhr insgesamt 

davon 
Industrialisierte Länder 
Entwicklungsländer 

darunter OPEC-Länder3) 

Staatshandelsländer insgesamt4) 

Nachrichtlich Bundesgebiet: 
Ausfuhr insgesamt 

 

Ver-

 

änderung 
gegen 

Vorjahr 
in % 

Mill. DM 

62604,2 65,8 + 5,5 

39 560,6, 
11 519,6 

3661,7 
5633,4 
7485,4 
6278,9 

324,7 
1 5352 

790,9 
436,4 

1 894,3 

41,6 
12,1 

3,8 
5,9 

7,9 
6,6 
0,3 
1,6 
0,8 
0,5 
2,0 

+ 6,9 
+ 5,4 
+ 4,4 
+ 4,8 
+ 9,4 
+ 4,6 
+ 9,9 

+ 6,9 
- 0,4 
+ 22,9 
+ 28,7 

18'360,3 

2639,3 

2044,1 

19,3 + 4,6 

2,8 - 1,5 

2,1 - 3,5 

2944.6 3,1 - 24,3 

19595,7 20,6 + 13,3 

16615,7 17,5 + 14,1 

8905,4 

1 139,2 

95189,1 

82035,3 
9747,2 
3217,8 

86,2 
10,2 
3,4 

9,4 

1,2 

100 

- 7,6 

-. 8,5 

+ 4,1 

+ 7.,1 
- 13,9 

- - 33.7 

3406,6 '3,6 - 2,3 

526 362,4 100 - 2,0 

 

1) Island, Norwegen, Schweden, Fin Tand, Schweiz, Österreich. .-

 

2) Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, Bulga-
rien, Albanien. -3) Vereinigte Arab'scheEmirate, Irak, Iran, Kuwait, 
Kater, Saudi-Arablen, Algerien, Ecu dor, Indonesien, Gabun, Libyen,. 
Nigeria, Venezuela. - 4) Europäischer und asiatischer Ostblock. 

 

1986 nochmals Exportzuwachs 

 

Die bereits im zweiten Halbjahr von 1986 
rückläufige Auslandsnachfrage im Verar-
beitenden Gewerbe wirkte sich beim 
Export des Berichtsjahres lediglich in 
einer Abflachung der äußerst dyna-
mischen Entwicklung der Vorjahre aus. 
Mit einem Wert von 95,189 Milliarden DM 
wurden nochmals 4,1 % mehr Waren abge-
setzt als 1985, wo die Zuwachsrate 
12,3 % betragen hatte. Demgegenüber 
war 1986 die wertmäßige. Ausfuhr bun-
desweit rückläufig (- 2,0 %). Der Anteil 
des Landes an der Ausfuhr des Bundes-
gebiet stieg damit von 17,0 $ auf 18,1 $. 
Da die bundesweit berechneten Ausfuhr-
preise (Durchschnittswerte) rückläufig 
waren (- 3,3 %), war für das Ausfuhr-
volumen auch bundesweit ein kleines Plus 
zu verzeichnen. Entsprechend ist auch 
die reale Ausfuhr Baden-Württembergs 
etwas stärker gestiegen als der Ausfuhr-
wert. 

In vierteljährlicher Betrachtung zeigte 
die baden-württembergische Ausfuhr in 
der zweiten Jahreshälfte eine verhal-
tenere Entwicklung. Nach den im ersten 
und zweiten Quartal erreichten Zuwachs-
raten (+ 5,4 $ bzw. + 5,8 %) war die 
Entwicklung im dritten Quartal deutlich 
schwächer (+ 1,8 %), während die Zu-
wachsrate im vierten Quartal wieder 
leicht anstieg (+ 3,6 $). 

Der Absatz baden-württembergischer Er-
zeugnisse in Europa nahm überdurch-
schnittlich stark zu (+ 5,5 %) und er-
reichte 1986 einen Wert von 62,6 Mil-
liarden DM, dies entspricht einem Anteil 
von fast zwei Dritteln an der Gesamt-
ausfuhr (Tabelle 10). Besonders stark 
war der Anstieg der Ausfuhr in die EG-
Länder (+ 6,9 %), wobei die Entwicklung 
bei den neuen EG-Mitgliedsstaaten Portu-
gal (+ 22,9 %) und Spanien (+ 28,7 %) 
besonders dynamisch war. Auf die, EG-
Länder entfiel ein Anteil von über zwei 
Fünftel der Ausfuhren. Zu den wichtig-
sten Abnehmerländern zählten auch 1986 
Frankreich (+ 5,4 $), Italien (+ 9,4 %), 
Großbritannien (+ 4,6 %) und Niederlan-
de (+ 4,8 $). Die EFTA-Staaten nahmen 
4,6 $ mehr Waren ab als 1985, auf sie 
entfiel ein knappes Fünftel der Ausfuh-
ren des Landes. Wichtigste Abnehmerlän-
der waren liier Österreich (+ 6,7 %) und 
die Schweiz (+ 3,7 %). Leicht rückläufig 

war der Export in die europäischen 
Staatshandelsländer, die von dem niedri-
gen Niveau der Energie- und Rohstoff-
preise betroffen waren (- 1,5 $'). 

Auf dem amerikanischen Kontinent wur-
den 1986 Waren im Wert von 19,6 Milliar-
den DM abgesetzt (+ 13,3 %). Mit am 
dynamischsten entwickelte' sich wieder 
der Absatz in die USA (+ 14,1 %), wäh-
rend hier bundesweit 'die Exporte stag-
nierten (- 0,6 %). Die USA sind mit 
einem Ausfuhranteil von 17,5 $ das 

28 



Waren aus 
NE-Metallen 

Feinmechanische 
und optische —
Erzeugnisse 

Eisenwaren 

Ausfuhr 
insgesamt 

Mill. 
18 

Mill. DM 

Chemische 
Erzeugnisse 

Elektrotechnische 

Textilien 

wichtigste Abnehmerland Baden-Würt-
tembergs. Seit jeher stehen hierbei die 
Ausfuhr von Straßenfahrzeugen und 
Maschinenbauerzeugnissen im Vorder-
grund. 1986 betrug der Anteil dieser 
beiden Produktgruppen am Export in die 
USA 61,3 % bzw. 17,7 %. Noch stärker 
war der Anstieg der Ausfuhren nach 
Kanada (+ 15,5 °s), während die Exporte 
in die amerikanischen Entwicklungsländer 
um 5,0 % zunahmen. 

Der Absatz in die asiatischen Länder 
nahm 1986 ab (- 7,6 %), allerdings bei 
stark differenzierter Entwicklung. 
Während die Ausfuhren in die Volks-
republik China als Folge der dortigen 
Bemühungen zum Ausgleich der Handels-

 

bilanz rückläufig waren (- 6,2 %), 
nahmen die Ausfuhren in die dynami-

 

schen Schwellenländer Südkorea 
(+ 76,6 %) und Hongkong (+ 14,5 P 
kräftig zu, wie auch die Ausfuhr nach 
Japan (+ 19,8 %). 

In Afrika wurden im vergangenen Jahr 
Waren im Wert von 2,9 Milliarden DM 
abgesetzt (- 24,3 %). Gleichermaßen 
rückläufig waren die Exporte, in die 
Republik Südafrika (- 24,0 %), wie auch 
die Exporte in die afrikanischen Ent-
wicklungsländer (- 24,5 %). Abgenommen 
haben auch die Lieferungen in die Re-
gion Australien/Ozeanien (- 8,5 %). 

Baden-Württemberg erhöhte 1986 seinen 
Absatz in die industrialisierten west-
lichen Länder um 7,1 % auf 82,0 Milliar-
den DM. Die Ausfuhr in die Entwick-
lungsländer sank dagegen (- 13,9 %), 
besonders stark war der Rückgang der 
Exporte in die vom Verfall der Rohöl-
preise besonders stark betroffenen 
OPEC-Länder (- 33,7 %), während die 
Ausfuhren in die übrigen Entwicklungs-
länder stabil blieben (+ 1,0 %). Leicht 
rückläufig waren die Exporte in die 
Staatshandelsländer (- 2,3 %). 

Die bedeutendste Warengruppe beim Ex-
port sind die Kraftfahrzeuge, die 1986 
über ein Viertel der Gesamtausfuhr 
ausmachten (Schaubild 4). Dieser Be-
reich wies 1986 auch die dynamischste 
Entwicklung auf (+ 12,9 %). Einen über-
durchschnittlichen Zuwachs verzeichnete 
auch der Auslandsumsatz von Maschinen-
bauerzeugnissen (+ 6,8 %), der zweit-
wichtigsten Warengruppe mit einem 

Schaubild 4 

Struktur der Ausfuhr 1986 

Restliche Ausfuhrgüter  

Erzeugnisse 

Slaliatiacbee Lantlesaml aatlen unWa erg im 87 

Exportanteil von 23,5 %. Besonders stark 
wuchs hier die Ausfuhr von Werkzeugma-
schinen (+ 19,8 %). Mäßig entwickelte 
sich dagegen die Ausfuhr bei elektro-
technischen Erzeugnissen (+ 4,5 $) und 
chemischen Erzeugnissen (+ 2,8 %), 
während feinmechanische und optische 
Erzeugnisse eine rückläufige Entwicklung 
aufwiesen (- 8,4 %). 

1986 beliefen sich die Einfuhren der 
Importeure mit Sitz in Baden-Württem-
berg auf 57,2 Milliarden DM, das waren 
8,5 % weniger als im Vorjahr. Maßgeblich 
für den Rückgang war die Aufwertung 
der DM gegenüber dem Dollar und der 
Verfall der Rohstoff- und Energiepreise, 
die z 

-
u einem Rückgang der bundesweit 

berechneten,  Einfuhrpreise (Durch-
schnittswerte) um 16 % führten, wobei 
die Einfuhrpreise für Öl und Gas sich 
halbierten. Demgegenüber haben die 
realen Einfuhren deutlich zugenommen. 
Bundesweit gingen die nominalen Ein-
fuhren in sehr ähnlichem Umfang wie in 
Baden-Württemberg (- 10,8 %) zurück, 
während das Volumen der Einfuhren 
spürbar stieg (+ 6,1 %). 

Im Frühjahr 1987 war der Kurs. der DM 
gegenüber dem Dollar um 75 % höher 
bewertet als Anfang 1985. Die hierdurch 
bewirkte Verteuerung heimischer Pro-
dukte in den USA und im Dollar-Raum 
(z. B. ' Kanada und die ostasiatischen 
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2 + 

- 141 + 

+ 86 + 

2,6 

2,5 

1,8 

2,5 

2,5 

 

3,4 

0;7 

1,7 

1,9 

0,6 

+ 3,0 

+ 2,0 

+ •1,5 

+ 3,0 

+ 2,5 

 

4,5 

1,5 

2,0 

3,5 

0,0 

6,6 

8,4 

5,7 

17,5 

22 

+ 24,7 

+ 0,1 

0,0 

+37,1 

+ 24 

  

} 

+ 2,0 

• 2,0 

+ 2,5 

+ 1,5 

+ 1,5 

+ 36 

+ 4 
+. 5 

2,4 

2,0 

2,7 

1,5 

2,0 

+ 0,5 

+ 3,5 

+ 5.0 

0,0 
+ 1,5 

- 0,2 

2,7 

6,1 

0,2 

+ 1,3 

12,1 

7,9 

59 

3,8 

+ 8,8 
+ 4,3 
+ 0,4 

+ 1,6 

Tabelle 11 

 

Daten zur internationalen Wirtschaftsentwicklung 

- Veränderung gegen Vorjahr 

Anteil an 
der Ausfuhr 

Baden-

 

Württembergs 
1986 

Veränderung 
des Außenwerts 

der DM 
gegenüber 

Ende 19851) 

Saldo 
der 

Leistungs. 
bilanz 
19862) 

Brutto-

 

sozialprodukt 
real 

Ver-

 

braucher-

 

preise 

Brutto-

 

sozialprodukt 
real 

Ver-

 

braucher-

 

preise Land 

19873) 1986 

Mrd. $$ 

  

Bundesrepublik Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Belgien 

Luxemburg 

Großbritannien 

Schweiz 

Österreich 

USA 

Japan 

1) Stand März 1987 (Monatstlurc schnitt).- 21 Schätzungen der Deutschen Bundesbank. - 31 Gemeinsame Schätzung von DIW Berlin, 
HWWA Hamburg, Ifo München, RWI Essen und IfW Kiel (Frühjahrsgutachten 1987). Vorausschätzung der Mehrheit der beteiligten Institute; 
Angaben gerundet.' 

 

Schwellenländer) wird mit zeitlicher 
Verzögerung dazu führen, daß die in, 
den letzten Jahren z. B. in die USA 
außerordentlich stark gestiegenen 
Exporte 1987 wert- und volumenmäßig 
zurückgehen dürften. Dieser negativen 
Komponente für die Exportaussichten in 
den-Dollar-Raum stehen jedoch mehrere 
günstige Einflugfaktoren gegenüber 
'(Tabelle 11). So wird das Wirtschafts-
wachstum für die westlichen Industrie-
länder weiter anhalten, und die Talsohle 
der Ausfuhren in die ölproduzierenden 
Länder. dürfte inzwischen erreicht sein, 
da sich die Ölpreise inzwischen offenbar 
auf einem mittleren Niveau stabilisiert 
haben. Umfragen lassen entsprechend 
erkennen, daß die Exportwirtschaft 
keinen Einbruch befürchtet, vielmehr 
wird teilweise sogar nach einem vorüber- 
gehenden mäßigen Rückgang wieder ein 
leichter Anstieg der Ausfuhren in der 
zweiten Jahreshälfte für möglich gehal-
ten. Auf relativ milde Anpassungsprozes-
se deutet auch die Entwicklung der 
Auslandsorder des baden-württembergi-
schen Verarbeitenden Gewerbes hin. Im 
ersten Quartal sind die realen Auftrags-
eingänge aus dem Ausland zwar rückläu- 
fig gewesen (- 4,3 $), aber nicht in  

dramatischem Umfang. Die Ausfuhrwerte 
des ersten Quartals (+ 0,3 $, Bundes-
gebiet: - 2,3 $) signalisieren ebenfalls 
einen eher gleitenden Anpassungsprozeß 
an die neuen Rahmenbedingungen, der 
jedoch für einzelne Branchen und ein-
zelne Unternehmen nicht ohne sichtbare 
Anpassungsprobleme verlaufen dürfte. 

 

Die Mehrheitsmeinung des Frühjahrs-
gutachtens erwartet für 1987 einen nur 
leichten Rückgang der realen Exporte 
(- 0,5 $), wobei einem etwas deutliche-
ren Rückgang im ersten Halbjahr eine 
leichter Wiederanstieg im zweiten folgt. 
Demgegenüber erwartet das Minderheits-
votum, daß der Wendepunkt der Export-
entwicklung so spät in diesem Jahr 
erfolgt, daß für das ganze Jahr ein 
etwas stärkerer Rückgang der Exporte 
eintreten wird. Übereinstimmung 
herrscht darüber, daß von den Exporten 
zwar keine positiven Impulse, aber 
andererseits auch keine anhaltend retar-
dierenden Wirkungen auf die Wirtschafts-
entwicklung ausgehen werden. 

Alles in allem sind für Baden-Württem-
berg keine vom Bundesdurchschnitt 
stärker abweichenden Entwicklungen zu 
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sehen. Zwar haben die USA ein etwas 
höheres Gewicht bei den Exporten als 
bundesweit, demgegenüber steht jedoch, 
daß die heimische Produktpalette sich 
gerade auf dem US-Markt (z.B. Pkw der 
gehobenen Preisklasse und Maschinen-
bauerzeugnisse) bisher als relativ robust 
erwiesen hat. 

 

Deutliche Reallohnsteigerung stützt . pri-
vaten Verbrauch 

Die Lohn- und Gehaltssteigerungen fielen 
1986 höher aus als' im Vorjahr. So erhöh-
te sich in Baden-Württemberg der Index 
der Bruttomonatsverdienste aller Ange-
stellten in der Industrie, im Handel, bei 
den Kreditinstituten und beim Versiche-
rungsgewerbe von Oktober 1985 bis Okto-
ber 1986 um 3,9 % (gegenüber 3,2 % im 
entsprechenden Zeitabschnitt 1984/85). 
Im Oktober hatten die männlichen Ange-
stellten ein durchschnittliches Bruttoge-
halt von 4 531 DM (+ 4,6 %), ihre Kolle-
ginnen verdienten 2 850 DM (+ 6,5 %). 

Im gleichen Zeitraum stiegen die. Brutto-
stundenverdienste aller in der Industrie 
beschäftigten Arbeiter - gemessen am 
Index der durchschnittlichen Bruttostun-
denverdienste - um 4,2 %. Beim Index 
der Bruttowochenverdienste betrug die 
Steigerung 4,0 %, da der Index der 
bezahlten Wochenstunden etwas unter 
dem Vorjahreswert lag. Im Oktober 1986 
belief sich die durchschnittliche Wo-
chenarbeitszeit der Arbeiter auf 40,5 
Stunden. Den Arbeiterinnen wurde im 
Durchschnitt ein Bruttowochenverdienst 
von 537 DM ausbezahlt (+ 4,3 %) , ihren 
männlichen Kollegen 752 DM (+ 4 %). 

Um festzustellen, ob die nominalen 
Lohnerhöhungen angesichts der Preisent-
wicklung ausreichen, . den bisherigen 
Lebensstandard aufrechtzuerhalten bzw. 
zu verbessern, wird die Veränderung 
des Reallohnindex berechnet. Dieser wird 
über den Quotienten aus dem Wochenver- 
dienstindex und dem Preisindex für die 
Lebenshaltung (von Vierpersonen-Arbeit-
nehmerhaushalten mit mittlerem Einkom-
men) ermittelt. Als Reallohnindex errech-
net sich danach für Oktober 1985 ein 
Wert von 98,2 und für Oktober 1986 von 
102,6, so daß in Jahresfrist eine Zunah-
me um 4,5 % und damit eine deutliche 
Reallohnverbesserung zu verzeichnen  

war. Die nominalen Lohn- und Gehalts-
steigerungen schlugen sich also wegen 
der leicht rückläufigen Preisentwicklung 
in voller Höhe als Reallohnsteigerung 
nieder. 

Diese deutlich steigenden Reallöhne sind 
eine wesentliche Stütze der privaten 
Nachfrage, die zudem auch durch andere 
Faktoren wesentlich günstiger war als im 
Vorjahr. So stieg die Zahl der Erwerbs-
tätigen bundesweit um 1 %, hinzu kam 
die Entlastungswirkung der zum Jahres-
anfang in Kraft getretenen Steuerreform. 
Aufgrund dieser starken Impulse nahm 
der private Verbrauch real 1986 bundes-
weit um 4,2 % zu, nachdem er im Vorjahr 
nur um 1,8 % anstieg. Entsprechend 
waren auch die Umsätze:im Einzelhandel 
in Baden-Württemberg steigend (real 
+ 4,7 %). 

Das Preisniveau war 1986 durch eine au-
ßergewöhnliche Stabilität gekennzeichnet. 
Im Jahresdurchschnitt betrug die Verän-
derungsrate des Preisindex für die Le-
benshaltung aller privaten Haushalte 
0,0 %, wobei die Entwicklung der Jahres-
veränderungsraten des Jahres 1986 eine 
kontinuierliche Verringerung der Preis-
steigerungsraten zeigt und im zweiten 
Halbjahr schließlich rückläufige Werte 
(Oktober - 0,7 %; November: - 0,8 %; 
Dezember: - 0,7 %) (Tabelle 12). 

Eine durchweg rückläufige Preisentwick-
lung war bundesweit bei den vorgelager-
ten Handelsstufen zu beobachten. Durch 
die erhebliche Verbilligung von Erdöl 
und Mineralölerzeugnissen sowie durch 
den niedrigen Dollarwert lagen die 
Einfuhrpreise im gesamten Jahresverlauf 
deutlich unter dem Vorjahresniveau und 
zwar im Durchschnitt um 18,9 %, wobei 
der Abstand im Jahresverlauf zunehmend 
stärker wurde. 

Die laufend sinkenden Einfuhrpreise 
wirkten sich auch auf .die Erzeugerpreise 
gewerblicher Produkte aus. Sie gingen 
im Jahresdurchschnitt um 3.% zurück. 
Die Einflüsse der sinkenden Preise bei 
Einfuhrwaren und gewerblichen Produk-
ten sowie die sinkenden landwirtschaft-
lichen Erzeugerpreise bewirkten, daß die 
Großhandelspreise ebenfalls zurückgin-
gen. Sie lagen im Jahresdurchschnitt 
1986 um 7,4 % unter dem Vorjahresni-
veau. Entsprechend waren auch stabile 
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Tabelle 12 

Entwicklung ausgewählter Preisindizes 1986 (1980 = 100) 
— Veränderung gegen Vorjahr in %—

 

Außenhandel  Landwirtschaftl)  Industrie  Handel  Wohnungsbau  Lebens-
haltung . 

Preisindex für 

Erzeuger-

 

preise 
landwirt-

 

schaftlicher 
Produkte 

Einkaufs-

 

preise 
landwirt-

 

schaftlicher 
Betriebsmittel 

Erzeuger-

 

preise 
gewerblicher 

Produkte 
(Inland)1) 

GroB-
handels-
verkaufs-
preisel) 

Einzel-

 

handels 
preise2) 

Bau-

 

leistungen 
an neuen 

Wohn-

 

gebäuden2) 

die 
Lebens-

 

haltung3) , 

Monat Ausfuhr-
preise 

Einfuhr-
preise 

Bundesgebiet4) Baden-Wu ttemberg' 

— 9,6 — 0,1 - 3,1 

- 14,3 - 1,0 - 2,6 

- 18,1 - 15 - 3,7 

- 18,6 - 2.0 - 4,9 

- 19,9 - 2,3 - 6,0 

- 21,0 - 2,5 - 5,0 

- 22.4 - 2,8 - 4,5 

- 21,7 - 2,8 - 4,5 

- 21,5 - 2,8 - 3,8 

- 20,7 - 2,9 - 5,3 

- 20,3 - 2,8 - 7,1 

- 19,6 - 2,6 - 8,6 

- 18.9 - 2,2 - 5,7 - 5,9  

+ 1,3 

+ 0,8 

+ 0,3 

+ 0.2 

0,0 

+ 0,2 

0,2 

- 0,1 

0,3 

- 0,7 

- 0,8 

- 0;7 

- 3,0 - 7,4 - 0,2 + 1,4 0,0 

 

1,7 

3,1 

4,6 

5,1 

5,6 

5,8 

6,9 

6,9 

7,2 

7,4 

8,2 

8,7 

 

0,0 

0,8 

1,4 

2,1 

2,9 

2,9 

3,6 

3,6 

3,8 

4,7 

4,9 

4,8 

 

1,9 

5,2 

7,1 

7,1 

7,7 

7.9 

8,7 

8,3 

8,1 

8,5 

9,2 

9,4 

 

1.1 

0,6 

0,0 

0,1 

0,3 

0,2 

0,3 

0,1 

0,3 

0,5 

0,8 

0,8. 

+ 0,5 

+ 1,4 

+ 1,8 

+ 1,9 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

Jahresdurchschnitt 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer: — 2) Einschließlich Umsatz-(Mehrwert-)steuer, — 3) Aller privaten Haushalte. — 4) Quelle: Statistisches 
Bundesamt. 

Einzelhandelspreise zu verzeichnen. Die 
durchschnittliche Preissenkung betrug 
hier 0,2 %, wobei im November und De-
zember Preisrückgänge um 0,8 % zu ver-
zeichnen waren. 

Nachdem die Preise im letzten Jahr rück-
läufig waren, sind sie mit dem allmäh-
lichen Fortfall der dämpfenden Wirkungen 
des Ölpreisrückgangs und der Aufwer-
tung der D-Mark seit Jahresbeginn 1987 
leicht gestiegen. Der Preisindex für die 
Lebenshaltung für Baden-Württemberg 
lag im April wieder um 0,2 % über dem 
Vorjahresniveau (Januar: - 0,4 %; Fe-
bruar: - 0,3 %; März: + 0 %). Bundes-
weit veranschlagen die Forschungsinsti-
tute im Frühjahrsgutachten für 1987 eine 
jährliche Steigerungsrate der Verbrau-
cherpreise von 0,5 $. 

Der private Verbrauch wird auch 1987 
weiter steigen. Dafür spricht u.a., daß 
das verfügbare Einkommen des Bundes-  

gebiets voraussichtlich mit etwa 4 % nur 
wenig schwächer zunehmen wird als 1986. 
Die Zahl der Erwerbstätigen wird jedoch 
laut Frühjahrsgutachten etwas verlang-
samt um nur 0,5 % zunehmen, so daß das 
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Ar-
beit etwas weniger als im Vorjahr (1986: 
5 %) ansteigen wird. Dagegen werden die 
übertragenen_ Einkommen 1987 voraus-
sichtlich in ähnlichem Umfang expandie-
ren wie im vergangenen Jahr, wobei die 
Renten etwas stärker steigen dürften. 
Jedoch wird von den Verbrauchsausga-
ben ein Teil dadurch aufgezehrt werden, 
daß die Preise für die Lebenshaltung 
wieder steigen. Da sich der Preisanstieg 
insgesamt jedoch in engen Grenzen 
halten wird, dürfte der reale . private 
Verbrauch nicht wesentlich schwächer 
zunehmen als im Jahre ;1986. Die For-
schungsinstitute veranschlagen im Früh-
jahrsgutachten einen Anstieg von 3 bis 
4 %. 
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Öffentliche Finanzen 

 

Der Haushalt des Landes hat 1986 bei ei-
nem Ausgabenvolumen :von 38,814 Mrd. 
DM mit einem .minimalen Fehlbetrag von 
10,9 Millionen DM abgeschlossen. 

 

Die Ist-Steuereinnahmen des Landes la-
gen 1986 mit 26,927 Mrd. DM um 6,9 % hö-
her als im Vorjahr. Dabei war die Ent-
wicklung, wie bei der anhaltenden wirt-
schaftlichen Erholung und damit ein-
hergehenden Entlastung des Arbeits-
marktes zu erwarten war, bei fast allen 
Steuerarten günstig. So wurden Einnah-
mensteigerungen bei der Lohnsteuer, der 
veranlagten Einkommensteuer, bei den 
nichtveranlagten Steuern vom Ertrag und 
bei der Umsatzsteuer erzielt. Rückläufig 
waren lediglich die Körperschaftsteuer 
und die Einfuhrumsatzsteuer. 

An Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt 
wurden 1986 insgesamt 4,308 Mrd.DM ge-
bucht. Das sind 6,8 Millionen DM weni-
ger als 1985. Abzüglich der Tilgungs-
ausgaben für Kreditmarktschulden in 
Höhe von 3,459 Mrd.DM ergibt sich für 
den Landeshaushalt eine Nettokredit-
aufnahme für 1986 von 849,1 Millionen 
DM. Diese liegt um 190,9 Millionen DM 
oder 18,4 % unter der Nettokreditauf-
nahme des Haushalts 1985. Übrige Ein-
nahmen wurden in Höhe von 7,568 Mrd. 
DM gebucht. 

Entsprechend lagen die Gesamteinnahmen 
des Landes für das Jahr 1986 mit 
38,803 Mrd. DM um 5,3 % über dem Vor-
jahresniveau, während sich die Gesamt-
ausgaben auf 38,814 Mrd.DM beliefen 
und damit ebenfalls um 5,3 % über dem 
Vorjahreswert lagen. Die Steuereinnah-
men deckten dabei 69,4 % der Gesamtaus-
gaben gegenüber 68,4 % im Vorjahr. Bei 
den Ausgaben stiegen sowohl die Perso-
nalausgaben (+ 3,9 %) als auch die Sach-
ausgaben (+ 6,2 %). 

Der Doppelhaushalt 1987/88 wurde auf 
40,188 Mrd.DM für das Jahr 1987 und 
41,549 Mrd.DM für das Jahr 1988 fest-
gestellt. Im Vordergrund stand bei der 
Erstellung dieses Doppelhaushalts wei-
terhin die Haushaltskonsolidierung. 

Die Einnahmen des Landes werden 1987 
voraussichtlich zu 70,8 % aus Steuern 
und steuerähnlichen Abgaben, zu 24,6 %  

aus übrigen Einnahmen und zu 4,6 % aus 
Verwaltungseinnahmen gedeckt. An • Per- 
sonalkosten werden 1987 voraussichtlich 
rund 15,1 Mrd.DM (37,6 % 'der Gesamt-

 

ausgaben) anfallen.. Mit 5,54 Mrd.DM 
werden 13,8 % der Landesausgaben für 
Investitionen und Investitionsförderung 
ausgegeben. Hier stehen vor allem der 
Umweltschutz und Hilfen für den länd-
lichen Raum im Mittelpunkt. 

Dabei kommen die Ausgaben für den Um-
weltschutz u. a. dem "Gesamtprogramm 
zur Sicherung natürlicher Lebensgrund-
lagen und zum Ausgleich landwirt-

 

schaftlicher Nutzungsbeschränkungen" 
mit 140 Millionen DM im Jahr 1988 zugu-
te. Zu nennen sind hier aber auch der 
Umweltschutzfonds als Teil des kommuna-
len Investitionsfonds mit den Ausgaben 
vor allem für Wasserversorgung und. 
Abwasserbeseitigung sowie für die Sanie-
rung von Altablagerungen und Altstand-
orten und die Umweltforschung (vor 
allem die Großforschungsprojekte "Maß-
nahmen zur Luftreinhaltung" und "Was-
ser, Abfall, Boden" sowie der mittel-
fristige Forschungsplan "Ökologie"). 

Zur Stärkung des ländlichen Raums sind 
das Sonderprogramm zur Förderung bau-
licher Verbesserungen in Krankenhäu-
sern des ländlichen Raums mit einem 
Volumen von 114 Millionen DM, das Son-
derprogramm "Ländlicher Raum", das mit 
einem Volumen von 97 Millionen DM über 
das Behördenbauprogramm finanziert 
wird sowie das Strukturprogramm 
"Ländlicher Raum" mit einem Gesamt-
volumen von 300 Millionen DM (1987/88: 
55 Millionen DM) zu nennen. 

Bei den Gemeindefinanzen waren wieder 
deutlich steigende Einnahmen und stei-
gende Ausgaben kennzeichnend. Nach 
vorläufigen Daten der vierteljährlichen 
Kassenstatistik stiegen die Nettosteuer-
einnahmen der Gemeinden und Gemeinde-
verbände aus Steuern gegenüber 1985 um 
694,7 Millionen DM oder 7,0 % auf 
10,690 Mrd.DM an; im Vorjahr wurde 
eine Zunahme um 6,8 % verzeichnet. Bei 
den Gesamteinnahmen der Gemeinden war 
ein Anstieg um 4,9 % zu verzeichnen. 
Die Investitionsausgaben der Gemeinden 
stiegen 1986 ebenfalls an (+ 6,3 %). So 
gaben die Gemeinden für Baumaßnahmen 
um 7,5 % mehr aus. Sie investierten 1986 
rund 4,904 Mrd. DM in Baumaßnahmen 
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gegenüber 4,561 Mrd.DM 1985. Der An-
teil der Baumaßnahmen an den Gesamt-
ausgaben hat leicht zugenommen (1985: 
14,8 %; 1986: 15,1 %), da die Gesamt-
ausgaben 1986 mit 5,2 % deutlich ge-
ringer stiegen. 

 

Die Einnahmenseite der Haushalte von 
Land und Gemeinden war 1986 von dem 
kräftigen Wirtschaftswachstum begün-  

stigt. Die Perspektiven für die wirt-
schaftliche Entwicklung im laufenden 
Jahr hingegen werden auch für die 
öffentlichen Haushalte neue Anforderun-
gen stellen. Der in erster Linie durch 
die Veränderung der außenwirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen gedämpfte 
Entwicklungspfad des Wirtschaftswachs-
tums dürfte auch bei den öffentlichen 
Finanzen Spuren hinterlassen. 
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Teil II 

Einzeluntersuchungen zu politischen Schwerpunktbereichen 

1. Bildungswesen 

1.1 Die Vielfalt der Bildungswege in Baden-Württemberg 
— Entwicklungen ausgewählter Schülerjahrgänge — 

Einleitung  

Nach unserer Landesverfassung hat jeder 
junge Mensch ohne Rücksicht auf Her-
kunft oder wirtschaftliche Lage das 
Recht auf eine seiner Begabung entspre-
chende Erziehung und Ausbildung. Dies 
erfordert ein Schulsystem, das die Ent-
faltung der Begabung und Persönlichkeit 
jedes Kindes ermöglicht. Der gewählte 
Bildungsweg sollte der, Veranlagung und 
Begabung des Kindes entsprechen. Wenn 
sich später herausstellt, daß sich das 
Kind anders als erwartet entwickelt, 
sollte es möglich sein, ein neues Bil-
dungsziel zu erreichen. Es sollte auch 
möglich sein, nach einer eingeschobenen 
Phase der beruflichen Tätigkeit durch 
eine weitere schulische Ausbildung eine 
zusätzliche Qualifikation zu erwerben. 

Ziel dieses Beitrags ist es, zu untersu-
chen, inwieweit sich Bildungsziele und 
Schullaufbahnen gewandelt haben. Dabei 
kommt dem beruflichen Schulwesen eine 
besondere Bedeutung zu. Es ermöglicht 
auf verschiedenen Bildungswegen, die 
Abschlüsse und schulische Qualifikatio-
nen des allgemeinbiidenden Schulwesens 
zu ergänzen und zu erweitern. 

Zur Darstellung der Bildungswege gibt 
es zwei Untersuchungsmethoden 
- die Längsschnittanalyse und 
- die Querschnittsanalyse. 
Für die Darstellung der Bildungswege ist 
die Methode der Längsschnittanalyse 
prinzipiell besser geeignet. Sie verfolgt 
den Durchlauf eines Schülerjahrgangs 
durch das gesamte Bildungssystem. Al-
lerdings ist eine solche Methode sehr 
aufwendig. Zur Analyse des Schulbe-
suchs eines Einschulungsjahrgangs wer-
den Daten von mindestens 13 Jahren be-  

nötigt. Soll der Werdegang dieser Schü-
ler weiter etwa bis zum Abschluß eines 
Studiums verfolgt werden, so sind nahe-
zu 20 Jahre zu untersuchen. Bei der 
Längsschnittanalyse dauert es also zu 
lange, bis Ergebnisse erhalten werden 
können. Ein weiterer gravierender Nach-
teil ist, daß der statistische Nachweis 
von Bildungslebensläufen einzelner Schü-
ler mangels einer individuellen Schüler-
verlaufsstatistik nur eingeschränkt mög-
lich ist. 

Eine Möglichkeit, auch ohne Vorliegen 
einer individuellen Verlaufsstatistik zu 
einigen interessanten Aussagen über Bil-
dungsverläufe zu gelangen, besteht in 
der Anwendung einer sogenannten Ko-
hortenanalysel) . Hierbei wird auf die Un-
tersuchung eines individuellen Schüler-
verlaufs verzichtet. Statt dessen werden 
Schülerkohorten, beispielsweise Schüler 
des gleichen Einschulungsjahres, wäh-
rend ihrer Schulzeit betrachtet. Dabei 
ist zu beachten, daß die so definierte 
Kohorte in der Regel über den betrach-
teten Zeitraum nicht konstant ist. Bei-
spielsweise kommen Schüler aus anderen 
Bundesländern hinzu und einige Schüler 
verlassen die Schulen des Landes. Schü-
ler, die das Klassenziel nicht erreichen., 
scheiden aus der Kohorte aus, und Wie-

 

1) Einen Oberblick über die Kohorten-
analyse geben Donald W: Hastings 
und Linda Berry, Introduction: An 
Overview of Cohort Analysis, in: 
Donald, W. Hastings arid Linda Berry 
(ed.), Cohort Analysis: A collection 
of interdisciplinary readings, Oxford 
OH 1979, S. 1-19. 
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derholer aus früheren Einschulungsjahr-
gängen kommen hinzu. Diese Effekte 
gleichen sich weitgehend aus und können 
daher vernachlässigt werden. Unter die-
ser Voraussetzung können mittels der 
Kohortenanalyse die Bildungswege einzel-
ner Schülerkohorten aufgezeigt und 
durch den Vergleich mehrerer Kohorten 
Unterschiede im Bildungsverhalten der 
Kohorten herausgearbeitet werden. Die 
Personen einer Kohorte durchlaufen das 
Schulsystem unter den gleichen schuli-
schen und außerschulischen Gegebenhei-
ten. Durch den Vergleich mehrerer 
Kohorten lassen sich Änderungen dieser 
Gegebenheiten und somit auch bildungs-
politische Auswirkungen feststellen. 

Im Unterschied zur Längsschnittanalyse 
werden in der Querschnittsanalyse die 
Verhältnisse in einem Jahr bei mehreren 
unterschiedlichen Gruppen untersucht. 
Die Querschnittsanalyse liefert somit 
rasch Ergebnisse über die neuesten Ent-
wicklungen. Insbesondere kann die Ver-
knüpfung und Verzahnung des Bereichs 
der allgemeinbildenden Schulen und des 
beruflichen Schulwesens anhand von 
Querschnittsdaten aufgezeigt werden. Es 
ist demnach von Vorteil, wenn beide Un-
tersuchungsmethoden parallel verwendet 
werden. 

Im Folgenden werden zunächst die heuti-
gen Bildungswege anhand von Daten der 
Querschnittsanalyse beschrieben. Daran 
schließt sich eine Längsschnittanalyse 
an, die sich auf zwei Schülerkohorten 
bezieht, nämlich die Einschulungsjahr-
gänge 1962 und 1972. Ihre Bildungswege 
werden verfolgt und Unterschiede im Bil-
dungsverhalten zwischen den beiden Ko-
horten ermittelt. 

Bildungswege in Baden-Württemberg  

Schaubild 1 gibt einen Überblick über 
mögliche Bildungswege in Baden-Würt-
temberg. Dabei wurde auf die Darstel-
lung der vielfältigen Verästelungen auf 
den einzelnen Stufen zugunsten der 
Übersichtlichkeit verzichtet. Aber auch 
die geraffte Darstellung zeigt eine Fülle 
an Möglichkeiten, im allgemeinbildenden 
oder beruflichen Schulsystem einen qua-
lifizierten Abschluß zu erlangen. Auch 
wird deutlich, daß die Gelegenheit be-
steht, eine einmal verpaßte Chance spä-
ter nachholen zu können. 

Schaubild 2 

Vorzeitig und verspätet eingeschulte Kinder an 
öffentlichen und privaten Grundschulen 

Die Pflicht zum Besuch der Schule be-
ginnt mit Vollendung des sechsten Le-
bensjahres. Kinder, die bei Beginn der 
Schulpflicht geistig oder körperlich nicht 
genügend entwickelt sind, um mit Erfolg 
am Unterricht teilzunehmen, können um 
ein Jahr vom Schulbesuch zurückgestellt 
werden. Andererseits können, auf An-
trag des Erziehungsberechtigten, Kin-
der, die noch nicht schulpflichtig sind, 
zu Beginn des Schuljahres in die Schule 
aufgenommen werden, wenn sie den r 
den Schulbesuch erforderlichen geistigen 
und körperlichen Entwicklungsstand be-
sitzen. Die Entscheidung trifft die Schu-
le unter . Beiziehung eines Gutachtens 
vom Gesundheitsamt. 

Ca. 1 % der Kinder eines Jahrgangs be-
suchen infolge ihrer körperlichen, gei-
stigen oder seelischen Besonderheit eine 
Sonderschule, die nach sonderpädagogi-
schen Grundsätzen arbeitet. (Es gibt 
Sonderschulen für Blinde, Gehörlose,..) 
Kinder, die vor Beginn der Schulpflicht 
bereits förderungsbedürftig erscheinen, 
können einen entsprechenden Sonder-
schulkindergarten vom 3. Lebensjahr 
besuchen. 

In den letzten 10 Jahren wurden jeweils 
etwa 9 % der schulpflichtigen Kinder ei-
nes Jahrgangs vom Schulbesuch zurück-
gestellt. Die verspätet eingeschälten 
Kinder machen zur Zeit rund 8 % der 
Schulanfänger eines Schuljahres aus, die 
vorzeitig eingeschulten Kinder 2 %; 1970 
waren es noch 8 %. Wie sich diese An 
le seit 1970 entwickelt haben ist getrennt 
nach Geschlechtern aus Schaubild 2 zu 
entnehmen. 
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Diese Entwicklung hat verschiedene Ur-
sachen. Ende der 60er, Anfang der 70er 
Jahre wurde die Meinung vertreten, daß 
Kinder schon in den ersten Jahren weit 
lernfähiger sein können, als dies bis 
dahin angenommen wurde und daß aus 
diesem Grunde vieles dafür spreche, 
Kinder schon im Alter von 5 Jahren ein-
zuschulen2). Im Laufe der Zeit kam man 
von dieser Vorstellung jedoch wieder ab. 
Nach eingehenden Untersuchungen hat 
sich die Landesregierung dafür entschie-
den, die 5jährigen Kinder in den Kinder-
gärten in altersgemischten Gruppen von 
3 bis 6 Jahren zu fördern. Für diese 
Kinder steht in Baden-Württemberg ein 
gut ausgebautes Angebot an Kindergär-
ten zur Verfügung. Der Besuch des Kin-
dergartens ist freiwillig. Insgesamt 
werden zur Zeit 263 196 Kinder an 5 463 
öffentlichen und privaten Kindergärten 
pädagogisch gefördert. Das entspricht 
einem Anteil von rund 92 % an der 3 bis 
unter 6jährigen Bevölkerung. 1969 lag 
dieser Anteil bei 65 %. Damals wurden an 
4 437 Kindergärten 305 613 Kinder be-
treut 3)  Ein wichtiges pädagogisches An-
liegen ist auch die Kooperation des Kin-
dergartens mit der Grundschule. Ziel 
dieser Zusammenarbeit ist die Sicherung 
eines möglichst bruchlosen Obergangs 
vom Kindergarten zur Grundschule. 

 

Im Zuge der Pädagogisierung der Grund-
schule wurde 1977 die Versetzungsent-
scheidung von Klassenstufe 1 nach Klas-
senstufe 2 aufgehoben, da Klassenstufe 1 
und • 2 als pädagogische Einheit gesehen 
werden. Somit gibt es für die 1. Klas-
senstufe nur noch eine freiwillige Wie-
derholung. Am Ende der 2. Klassenstufe 
werden derzeit 1,3 % der Kinder nicht 
versetzt (vgl. Tabelle 1). 

2) Siehe, Deutscher Bildungsrat, Em-
pfehlungen der Bildungskommission, 
Strukturplan für das Bildungswesen, 
Bonn 1970, S. 40 •f. 

Weichenstellung für den weiteren Schul-

 

verlauf am Ende der 4. Klassenstufe 

 

Nach Abschluß der 4. Klassenstufe der 
Grundschule entscheiden die Eltern zu-
sammen mit der Schule, welche weiter= 
führende Schulart ihr Kind ab der 
5. Klassenstufe besuchen soll. Dem geht 
eine lange Beratungsphase voraus. Schon 
im 2. Schulhalbjahr des 3. Schuljahres 
finden füg die Eltern Informationsveran-
staltungen statt. Diese werden vielfach 
durch zusätzliche Veranstaltungen im 4. 
Schuljahr ergänzt. Die Schüler der 4. 
Klassenstufe schreiben zu Beginn des 2. 
Schulhalbjahres landeseinheitliche 
Orientierungsarbeiten in Deutsch (Auf-
satz und Diktat) und Mathematik. Sie 
gelten soviel wie. eine schriftliche Arbeit 
und unterscheiden sich daher grundsätz-
lich von den früheren Probearbeiten. 
Aufgrund der ' Leistungsbeurteilung in 
Deutsch und Mathematik sowie unter Be-
rücksichtigung seiner bisherigen Ent-
wicklung, insbesondere des Lern- und 
Arbeitsverhaltens des Kindes, wird von 
der Klassenkonferenz jedem Schüler die 
für ihn geeignete Schullaufbahn empfoh-
len (Grundschulempfehlung). Die Em-
pfehlung wird ausgesprochen für Haupt-
schule, Hauptschule oder Realschule, 
Hauptschule oder Realschule oder Gym-
nasium. Die drei Schularten gelten im 
Rahmen des dreigliedrigen Schulsystems 
als gleichwertig, haben jedoch unter-
schiedliche Zielrichtungen. Das Gym-
nasium zielt vor allem auf die Studier-
fähigkeit ab, die Realschule und die 
Hauptschule schaffen die Grundlage für 
eine Berufsausbildung sowie für wei-
terführende, vorwiegend berufsbezogene, 
schulische Bildungsgänge (vgl. 44 6,7,8 
Schulgesetz in der Fassung von 1984). 
Die Grundschulempfehlung (GSE)in die-
ser Form gibt es seit dem Schuljahr 
1979/80. Stimmen Eltern mit der Grund-
schulempfehlung nicht überein, haben sie 
die Möglichkeit, für ihr Kind die gemein-
same Bildungsempfehlung und/oder die 
Aufnahmeprüfung zu beantragen. Die 
Grundschulempfehlung wird von den El-

 

3) Vgl. Innenministerium Baden-Württem- tern jedoch weitgehend (zu ca. 90 %) ak-
berg (Hrsg.) Denkschrift zum Ausbau zeptiert. Entwickelt sich ein Kind anders 
der vorschulischen Erziehung im Kin- als erwartet, so ist ein Wechsel zwischen. 
dergarten, 1970, sowie Ministerium den weiterführenden Schularten im Rah-
für Arbeit, Gesundheit und Sozialord- men der Multilateralen Versetzungsord-
nung (Hrsg.), Sozialpolitik in Baden- nung auch später, insbesondere in Klas-
Württemberg, Leistungen und Per- senstufe 5 und 6, der Orientierungsstu-

 

spektiven, Stuttgart 1976, S. 366 ff. fe, möglich. 
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Tabelle 1 1 . 

Nichtversetzte Schüler an öffentlichen und privaten Grundschulen 

Nichtversetzte Schüler 

Anzahl Klassen-
stufe 

in % des entsprechenden Schuljahrgangs 

dagegen dagegen 
84/85 84/85 

79/80 74/75 69/7O 79/80 74/75 59/60 69/70 59/60 

- - 4,4 4',3 2,4 

1,4 1,9 2,6 2,8 1,7 

1,3 1,3 2,0 2,4 1,3 

1344 0,8 0,9 1,1 2,9 1,3 

2576 

1 579 

1 375 

- 6 728 7.126 

1,257 - 2142 _ 3910 4308. 

1~ 134 1 526 - 3 047 3208 

681 1 180 1 642 2 716 

1 

2 

4 

3 

Seit 1979 -liegt die Quote der Übergänger 
- Zahl der tatsächlichen Übergänge- bezo-
gen auf die' Zahl der Schüler der 
4. Klassenstufe des Vorjahres - auf die 
Hauptschule bei rund 40 %, die Über-
gangsquote auf die Realschule stieg von 
24,6 %.-auf 27,8 % und die Übergangsquo-
te auf das Gymnasium fiel von 29,9 %' auf 
26,5 % (t982) und stieg dann auf derzeit 
27,9 % .an; Neben der Übergangsquote 
wirkt sich die Entwicklung der Bevölke-
rung im entsprechenden Alter auf die 
Zahl der Schüler an den einzelnen Schul-
arten aus. Beide Faktoren zusammen 
führten zu der in Tabelle .2 aufgezeigten 
Entwicklung der Schülerzahlen an weiter-
führenden Schulen seit 1955. 

Verhaltensänderungen können weniger 
aus den absoluten Schülerzahlen entnom-
men werden, da hierauf zumindest zwei 

Tabelle 2  

Faktoren - Bevölkerungsentwicklung und 
Bildungsverhalten - einwirken. Besser 
geeignet sind die Schulbesuchsquoten im 
zeitlichen Verlauf. Sie geben. den Anteil 
der Schüler in den verschiedenen Schul-
arten bezogen auf die Bevölkerung der 
entsprechenden Altersjahrgänge (Bevöl'-
kerung im Alter 10 bis unter. 16 an 
Hauptschulen, 10 bis unter 17 an Real-
schulen, 10 bis unter 20 an Gymnasien) 
an. Deutlich zeigt sich hier (vgl. Tabelle 
3), daß vor allem das Ü bergangsverhal-
ten der Mädchen sich verändert hat. Vor 
30 Jahren waren Mädchen noch vorwie-
gend in den Hauptschulen (45 %) zu fin-
den und nur 9 % der 10 bis 19jährigen 
Mädchen besuchten ein Gymnasium. Da- 
gegen lag die Gymnasialquote der Jungen 
bei 14 %. Die Gymnasialquote beider Ge-
schlechter hat sich seither erhöht, wobei 
die Quote der Mädchen weit stärker an-
gestiegen ist als die der Jungen. Seit 

 

Schüler an öffentlichen und privaten weiterführenden Schulen nach Schularten 

Hauptschulen Realschulen Gymnasien, 

Jahr 
insgesamt  darunter weibl ich  insgesamt  darunter weiblich  insgesamt  darunter weiblich 

Anzahl % Anzahl % Anzahl % 

281 775 

280 600 

278 229 

323649 

351 832 

285 411 

204 178  

140717 

140 444 

146703 

160 098 

165 532 

127 951 

92 112  

- 

26 511 

50 352 

136 781 

209 034 

256 490 

202 157  

- 

15 706 

27 383 

73 895 

114 467 

138 346 

107 421  

130 725 

129 269 

149 359 

217 162 

295 924 

339 696 

268 370  

50 075 

48 821 

59055 

93866 

138 342 

167 106 

134 461 

1955 

1960 

1965 

1970 

1975 

1980 

1985 

- 

59,2 

54,4 

54,0 

54,8 

53,9 

53,1 

38,3 

37,8 

39,5 

43,3 

46,7 

49,2 

50,1 

 

49,9 

50,1 

50,4 

49,5 

47,0 

44,8 

45,1 

39 
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')Nur öffentliche Schulen, Nedeslydme. 

Statistisches Lendesaml Baden WOrdemberg 150 87 

Schaubild 3 

Entwicklung der Gymnasialquote') seit 1955 

M männlich 

® weiblich 

0 5 10 15 20 25 

Prozent 

')Zahl der Gymnasiasten bezogen auf die Bevölkerung im Aller 

von 10 bis unter 20 Jahren. 

Statistische. L.ndu.ml Baden Wür tembsre 167 67 

1979 entwickeln sich beide Quoten unge-
fähr gleich (vgl. Schaubild 3), wobei die 
Quote der weiblichen Schüler in den 
letzten Jahren etwas über der der männ-
lichen Schüler lag. Dagegen lag die 
Realschulquote der Mädchen von Anfang 
an immer über der Quote für die Jungen 
(vgl. Tabelle 3). 

Schaubild 4 

Schülerbewegung zwischen weiterführenden Schul-
arten*)zum Schuljahr 1985/86 nach Klassenstufen 

Hauptschule 

Die eingeschlagenen Bildungswege wer-
den überwiegend zum Abschluß geführt 

Ein Wechsel der Schularten nach der 
5. Klassenstufe ist im Rahmen der Multi-
lateralen Versetzungsordnung möglich 4). 
Beispielsweise kann aus den Klassenstu-
fen 5 und 6 ohne Prüfung aus der 
Hauptschule auf die Realschule oder das 
Gymnasium bzw. aus der Realschule auf 
das Gymnasium gewechselt werden, wenn 
eine entsprechende Bildungsempfehlung 
der Schule vorliegt. Liegt eine solche 
Empfehlung nicht vor, so ist ein Wechsel 
trotzdem möglich, wenn gewisse Voraus-
setzungen, beispielsweise Versetzung in 
die nächsthöhere Klassenstufe, erfüllt 
sind. Dann muß jedoch in der Regel eine 
Prüfung abgelegt werden. Auch der 
Wechsel von der Realschule in die Haupt-
schule bzw. vom Gymnasium in die Real-
schule oder die Hauptschule ist unter 
gewissen Voraussetzungen möglich. Be-

-

merkenswert ist, daß die Mehrzahl der 
Schüler den einmal eingeschlagenen Bil-
dungsweg beibehält und der Wechsel zwi-
schen den weiterführenden Schularten 
gegenüber früher geringer geworden ist. 

4) Vgl. Verordnung des Ministeriums für 
Kultus und Sport über den Übergang 
zwischen Hauptschulen, Realschulen 
und Gymnasien der Normalform vom 
14. Juli 1985. 

1985 

1980 

1975 

1970 

1965 

1960 

1955 

Tabelle 3 

Schulbesuchsquoten an weiterführenden Schulen`) 

Realschulquote2)  Gymnasialquote3) 

Jahr 

weib- männ-

 

lich lich 

1955 

1960 

1965 

1970 

1975 

1980 

1985 

`) Öffe tliche und private Schulen, - 1) Zahl der Hauptschuler be-
zogen a f die Bevölkerung im Alter vor. 10 bis unter 16 Jahren. -

2) Zahl der Realschüler bezogen auf die Bevölkerung im Alter von 

10 bis unter 17 Jahren. - 3) Zahl der Gymnasiasten bezogen auf 
die Bevölkerung im Alter von 10 bis unter 20 Jahren. 

Hauptschulquotel) 

weib-
lich 

männ-
lich 

weib-
lich 

männ-
lich 

43,2 

46,8 

39,6 

39,8 

38,7 

342 

34,4 

44,6 

49,1 

41,9 

40,9 

36,1 

29,2 

29,3 

3,1 

5,6 

13,3 

17,0 

21,6 

23,8 

4,7 

7,0 

16,4 

21,6 

26,7 

28,0 

13,7 

15,0 

15,8 

18,7 

20,6 

21,6 

20,9 

8,8 

9,5 

10,9 

14,9 

18,9 

22,1 

21,9 
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Be ufs-

 

aufbau-

 

schulen 
2 jährige 

Berufsfach-

 

schulen 

Mittlerer Bildungsabschluß 

 

Hauptschulabschluß 

Tele-
kolleg 1 

T 

 

Dies zeigt die hohe Voraussagekraft der 
Grundschulempfehlung. So wechselten 
zum Schuljahr 1985/86 nur knapp 4 % der 
Schüler eines Schuljahres zwischen den 
drei weiterführenden Schularten. Die 
meisten gingen nach der 5. Klassenstufe 
aus der Hauptschule auf die Realschule 
über (vgl. Schaubild 4 und Tabelle 1 im 
Anhang). Ein verstärkter Wechsel im Bil-
dungsweg erfolgt erst nach dem Haupt-
schulabschluß oder dem Realschulab-
schluß. Die . zusätzlichen Bildungswege 
des beruflichen Schulwesens werden 
stark genutzt. Dies zeigt, daß die Bil-
dungswege in Baden-Württemberg nicht 
in eine "Sackgasse" führen. 

Mittlerer Bildungsabschluß über das be-
rufliche Schulsystem  

Für Hauptschüler bietet sich die Möglich-
keit, einen Mittleren Bildungsabschluß 
über das berufliche Schulsystem (vgl. 
Schaubild 5) zu erwerben. Seit 1984 gibt 
es- einen Weg, der unter der Bezeich-
nung 119+3" bekannt ist. Dahinter ver-
birgt sich ein Hauptschulabschluß plus 
einem Berufsschulabschluß plus einer 
Kammerprüfung. Bei einer Durch-
schnittsnote von 2,5 und besser erwirbt 
man einen 'Mittleren Bildungsabschluß'. 
Die ersten Hauptschüler erhalten im Som-
mer 1987 den Mittleren Bildungsabschluß 
nach dem Modell 9 + 3. 

Viele Abgänger mit Hauptschulabschluß 
wählen den Weg über die zweijährige zur 
Fachschulreife führende Berufsfachschu-
le. Vor allem von den Mädchen wird die-
se Möglichkeit genutzt. Rund 39 % der 
weiblichen und 15 % der männlichen 
Schulabgänger mit Hauptschulabschluß 
setzen ihre schulische Ausbildung an ei-
ner zweijährigen Berufsfachschule fort 51 
Die Mädchen besuchen vorwiegend den 
wirtschaftswissenschaftlichen sowie den 
hauswirtschaftlichen und sozialpädagogi-
schen Typ (vgl. Tabelle 2 im Anhang). 
Diese Typen werden in beruflichen Schu-
len allgemein von Mädchen bevorzugt 
(z.B. im dualen System). Da im gewerb-

 

5) Unter der Annahme, daß die neueinge-
tretenen Schüler und Schülerinnen an 
den Berufsfachschulen am Ende des 
vorangegangenen Schuljahres den 
Hauptschulabschluß erworben haben. 

Schaubild 5 

Vom Hauptschulabschluß zum 
mittleren Bildungsabschluß 

Quelle: Ministerium für Kultus und Sport Baden Württemberg (Hrsg-). 
Berufliche Bildung in Baden- Württemberg 
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 135 e9 

lich-technischen Bereich jedoch eine grö-
ßere Zahl von Ausbildungsplätzen vor-
handen ist, und in diesem Bereich die 
Berufe mit den besseren Zukunftschan-
cen liegen (Facharbeitermangel), hat die 
Landesregierung durch verschiedene Ein-
zelmaßnahmen (z.B. Orientierung in Be-
rufsfeldern an Hauptschulen) schon vor 
einigen Jahren damit begonnen, Mädchen 
verstärkt für Ausbildungsberufe im ge-
werblich-technischen Bereich zu interes-
sieren. 

Auch nach einer abgeschlossenen Berufs-
ausbildung kann noch ein Mittlerer il-
dungsabschlußß erlangt werden. Unter 
der Voraussetzung eines Hauptschulab-
schlusses, eines Berufsschulabschlusses 
und einer Berufsausbildung oder einer 
mehrjährigen Berufstätigkeit kann entwe-
der über ein Jahr Vollzeitunterricht an 
einer Berufsaufbauschule oder über zwei 
Jahre Unterricht an Samstagen und 
abends am Telekolleg 1 ebenfalls ein 
Mittlerer Bildungsabschluß erzielt wer-
den. Die absolute Zahl der Schüler die-
ser Schularten setzt sich folglich aus 
unterschiedlichen Abschlußjahrgängen 
zusammen. Derzeit besuchen rund 1 000 
Schüler eine Berufsaufbauschule. Die 
Gesamtzahl der Hauptschüler, die nach 
Abschluß einer Berufsausbildung den 
Mittleren Bildungsabschluß erwerben, 
zeigt, daß die Hauptschule eine solide 
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Fachhochschulreife (FHR) 

   

3 jährige 
Berufs-

 

kollegs 

T 

 

Berufsausbildung 

Mittlerer Bildungsabschluß 

2 jährige 
Berufs-

 

kollegs 

1 jährige 
Be ufs-

 

kolegs 
zum Er-

werb der 
FHR 

2 jährige 
Fach-

 

schulen 

t 
Berufs-

 

tätigkeit 

 

Tele-

 

kolleg II 

Schaubild 6 

Vom mittleren Bildungsabschluß 
zur. Fachhochschulreife 

Quelle: Ministerium für Kultus und Sport Baden- WUnlemberg (Hrsg.). 
Berufliche Bildung in Baden- W untembarg. 

Sta~is~isihes Landesamt Baden- W amemberg 139.81 

Ausbildung vermittelt, die bei Eignung 
und Neigung Grundlage für weitere 
schulische und berufliche Qualifikationen 
sein kann. 

Vom Mittleren Bildungsabschluß zur 
Fachhochschulreife 

Die Wege führen grundsätzlich vom Mitt-
leren Bildungsabschluß über ein Berufs-
kolleg, eine Fachschule oder das Telekol-
leg II (vgl. Schaubild 6). Während das 
2- und 3-jährige Berufskolleg direkt auf 
dem Mittleren Bildungsabschluß aufbaut, 
wird für das 1-jährige Berufskolleg zum 
Erwerb der Fachhochschulreife und für 
das Telekolleg II außerdem eine abge-
schlossene Berufsausbildung oder eine 
entsprechende berufliche Tätigkeit von 
mehreren Jahren verlangt. 

Bei Schülern, die über den Besuch der 
zweijährigen Fachschulen die- Fach-
hochschulreife erwerben wollen, wird ein 
Mittlerer Bildungsabschluß, eine ab-
geschlossene Berufsausbildung und be-
rufliche Tätigkeit vorausgesetzt. Diese 
Schüler müssen am Zusatzunterricht teil-
nehmen. 

Das Berufskolleg wird in der Regel im 
Vollzeitunterricht besucht und vermittelt 
in 2 bis 3 Jahren eine berufliche Quali-
fikation. Zum Erwerb der Fachhochschul-

 

reife müssen ' zusätzliche Kurse in 
Deutsch, einer Fremdsprache, Mathematik 
und einem naturwissenschaftlichen Fach 
belegt werden. 

Auch über ein einjähriges Berufskolleg 
kann die Fachhochschulreife erworben 
werden. Es gibt diese Schulart mit den 
Schwerpunkten Technik, Betriebswirt-
schaftslehre und Hauswirtschaft. Im 
Schuljahr 1985/86 wurden hier rund 
3 100 Schüler unterrichtet. 

In all diesen Schularten wird der berufs-
bezogene Aspekt besonders berücksich-
tigt. Dies zeigt sich darin, daß die be-
rufsbezogenen Fächer einen breiten Raum 
einnehmen. Die Schwerpunkte sind je 
nach Schultyp verschieden gesetzt. 

Aber nicht nur die Fachhochschulreife, 
sondern auch die allgemeine oder fachge-
bundene Hochschulreife kann über das 
berufliche Schulsystem erworben werden. 
Hierfür stehen zwei Wege offen - Besuch 
einer Berufsoberschule oder eines beruf-
lichen Gymnasiums. 

Vom Mittleren Bildungsabschluß zur 
Hochschulreife 

Die Berufsoberschulen - Technische 
Oberschule und Wirtschaftsoberschule -
führen in zwei Jahren zur fachgebunde-
nen Hochschulreife. Sie bauen auf dem 
Mittleren Bildungsabschluß und einer ab-
geschlossenen Berufsausbildung auf. 
Jährlich treten rund 500 Schüler in die 6 
vorhandenen Berufsoberschulen ein, dar-
unter 400 in die Technischen Oberschu-
len. Im Schuljahr 1985/86 wurden insge-
samt 998 Schüler unterrichtet. 

Ohne berufliche Ausbildung kann entwe-
der im Anschluß an die Realschule oder 
nach der Versetzung in die Klassenstufe 
11 an allgemeinbildenden Gymnasien oder 
als Hauptschulabgänger nach Besuch der 
2jährigen Berufsfachschule und Erwerb 
des qualifizierten Mittleren Bildungsab-
schlusses in die 11. Klassenstufe eines 
beruflichen Gymnasiums eingetreten wer-
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den 61. Nach drei Jahren kann die Hoch-
schulreife erworben werden. Die Ober-
stufe an den beruflichen Gymnasien ist 
durch den berufsbezogenen Aspekt ge-
kennzeichnet. Je nach Schultyp werden 
technische, wirtschaftliche, haus- oder 
agrarwissenschaftliche Fächer schwer-
punktmäßig unterrichtet. Das berufliche 
Gymnasium wird von den Absolventen 
der Realschulen bevorzugt. Von den 
Neuzugängen kamen 1981 rund 55 $ aus 
Realschulen. Aus den 2jährigen Berufs-
fachschulen kamen 14 % und aus allge-
meinbildenden Gymnasien kamen 27 $. 
Die Zusammensetzung hat sich seither 
zugunsten der Gymnasiasten verändert. 
Im Schuljahr 1985/86 waren 40 % der neu 
eingetretenen Schüler zuvor an allge-
meinbildenen Gymnasien, 9 % aus den 
2jährigen Berufsfachschulen und 47 $ 
aus Realschulen. Insgesamt werden an 
den beruflichen Gymnasien des Landes 
30 753 Schüler unterrichtet. 

Schulausbildung in einem Zuge wird be-
vorzugt 

Von den aufgezeigten Bildungswegen im 
beruflichen Schulsystem, die zu einem 
weiteren schulischen Abschluß führen, 
werden diejenigen bevorzugt, bei denen 
die schulische Laufbahn nicht unterbro-
chen wird, also z.B. die Berufsfach-
schulen zum Erwerb der Fachschulreife 
und die beruflichen Gymnasien zum Er-
werb der Hochschulreife. Die Schüler-
zahlen der entsprechenden Schularten 
zeigen dies deutlich. Während an den 
Berufsfachschulen 25 450 Schüler unter-
richtet werden, sind es an Berufsauf-
bauschulen nur 1 089. Die Bedeutung 
der Berufsfachschulen hat stark zuge-
nommen. Heute werden hier rund 7 mal 
so viele Schüler unterrichtet wie 1.960. 
Auch die Schülerzahlen an den berufli-
chen Gymnasien zeigen deutlich, welche 
große Bedeutung dieser Schulart zu-
kommt. An den beruflichen Gymnasien 

6) Unter der Voraussetzung, daß der 
Notendurchschnitt des Mittleren Ab-
schlusses aus den Fächern Deutsch., 
Englisch und Mathematik mindestens 
3,0 beträgt, wobei keines der Fächer 
schlechter als "ausreichend" sein 
darf. 

Schaubild 7 

Anteil der 15— bis 21jährigen Schüler 
an ausgewählten Schularten 1984/1985 
(Anteile'. kumuliert) 

BFS = Berufsfachschulen 
zur Fachschulreife 
führend 

BOS = Berufsoberschulen -

 

ro/wo 
6tatlsllsches LanEesoml Bodan—Werkembarp 

 

werden derzeit rund 31 000 Schüler un-
terrichtet, an den Berufsoberschulen im 
Vergleich dazu nur knapp 1 000 Schüler 
(vgl. Tabelle 3 im Anhang). Diese 
Struktur der Schülerzahlen dürfte unter 
anderem damit zusammenhängen, daß es 
nicht leicht ist, nach einer mehrjährigen 
Unterbrechung die schulische- Laufbahn 
fortzuführen. Bei den Schülern an Be-

 

rufsaufbauschulen, Berufsoberschulen 
und Fachschulen handelt es sich in der 
Regel um erwachsene, die ihren Beruf 
aufgeben, um erneut die Schule für ein 
bis zwei Jahre zu besuchen. So sind 
70 $ der Schüler an den Berufsaufbau-
schulen und 93 $ an den .Berufsober-
schulen 20 Jahre alt, oder älter. An den 
Fachschulen sind 35 $ der Schüler sogar 
25 Jahre und älter. Dagegen sind an den 
Berufsfachschulen, die zur Fachschulrei-
fe führen, mehr als die Hälfte der Schü-
ler noch nicht einmal 17 Jahre alt und an 
den beruflichen Gymnasien stellen die 
17- und 18jährigen mehr als die I ;fte 
aller Schüler (vgl. Schaubild 7 und 
Tabelle 4 im Anhang). 

BK = Berufskollegs 

FS = Fachschulen 

BAS = Berufsaufbauschulen 

BGy = berufliche Gymnasten 

161 87 
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Realschulen 

Insbesondere Frauen versuchen, den 
höchstmöglichen Schulabschluß auf direk-
tem Wege zu erreichen. Dies zeigt ihr 
hoher Anteil an Berufsfachschulen (65 %) 
und an beruflichen Gymnasien (42 %). 
Dagegen sind an den Berufsoberschulen 
weniger als 20 % der Schüler und an den 
Berufsaufbauschulen 26 % weiblichen Ge-
schlechts. 

Mehr Schulabgänger mit Hochschulreife 

Von den Abgängern der 10, und 11. 
Klassenstufe der Gymnasien gaben 1977 
noch 52,6% bei der Entlaßschülerbefra-
gung an, daß sie einen Ausbildungsplatz 
anstreben, wobei mehr als die Hälfte von 
ihnen schon einen sicheren Ausbildungs-
platz hatte. Bei der letztmaligen Befra-
gung 1981 wollten nur noch 31 % der Ab-
gänger aus der 10. und 11. Klassenstufe 
der Gymnasien eine Ausbildung im dualen 
System antreten. Dagegen gaben 65 % 
der Befragten an, daß sie eine weitere 
schulische Ausbildung anstreben (1977 
waren es nur 45,5 %). Obwohl zwischen 
den angegebenen Wünschen der Entlaß-
schüler und deren Realisierung erhebli-
che Abweichungen auftreten können, ge-
ben diese Daten doch gewisse Anhalts-
punkte über das Bildungsverhalten der  

Schüler.. Hier zeigte. sich eine Tendenz 
zu weiterer schulischer Ausbildung eben-
so, wie bei den Abgängern aus der 10. 
Klassenstufe der Realschule. Damit ein-
her ging eine Erhöhung der Abgänger-
zahlen mit Mittlerem Abschluß sowie mif 
Hochschulreife und zwar sowohl im allge-
meinbildenden als auch im beruflichen 
Schulsystem (vgL. Tabelle 4). Gegenüber 
1960 hat sich die Zahl der Schulabgänger 
mit Hochschulreife aus den allgemeinbil-
denden Gymnasien nahezu vervierfacht. 
An den beruflichen Gymnasien sind es 
sogar 12 mal so viele wie 1960. Von der 
Gesamtzahl der Schulabgänger mit Hoch-
schulreife kommen derzeit rund ein Vier-
tel aus den beruflichen Gymnasien. Der 
Wunsch nach weiterer schulischer Ausbil-
dung ist also stark ausgeprägt und hat 
sich in den letzten Jahren noch erhöht, 
was an den zunehmenden Abgängerzahlen 
mit Mittlerem Abschluß und Hochschulrei-
fe deutlich wird. Dabei werden diese Ab-
schlüsse sowohl im allgemeinbildenden als 
auch im beruflichen Schulsystem über die 
aufgezeigten Wege erreicht. Hauptsäch-
lich bedingt durch die demographische 
Entwicklung werden die Abgängerzahlen 
jedoch wieder zurückgehen. Für 1995 
wird mit 41 000 Abgängern mit Mittlerem 
Bildungsabschluß und 22 000 Abgängern 
mit Hochschulreife gerechnet. 

Tabelle 4 

Schälabgänger von öffentlichen und privaten Schulen nach ausgewählten Abschiußarten 

Schulabgänger 

mit Hochschulreife mit Realschulabschluß mit Fachschulreife 

von Jahr von von 

 

Berufsaufbau-
schulen 

Berufsfach-
schulen 

Gymnasien  
beruflichen I  allgemeinbildenden 
Gymnasien Gymnasien 

Anzahl 

8 232 

13 037 

13 403 

13 904 
14 203 

13 549 

13 164 

12 115 

4 926 

6 135 

13 569 

23 267 

36 670 

37 841 

40 341 

40 971 

41 145 
40 891 

4 232 

5 033 

6 112 

8 004 

7 792 

8 468 

9 721 

10 215 

815 

763 

2 360 
4 820 

6 166 

6 976 

8207 

9 240 

9 620 

9 914 

7 511 

6 568 
11 3027) 

15 2831) 

21 3941) 

25 280 

26 422 

28 131 

28 620 
29 847 

1960 —

 

1965 —

 

1970 2 706 

1975 2 230 

1980 1 686 

1981 1 644 

1982 1 774 

1983 1 621 

19B4 1 135 

1985 911 

1) Einschließlich externe. 
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Abiturienten nehmen verstärkt eine Be-
rufsausbildung im dualen System auf 

Mehr Mittlere Abschlüsse und mehr Abi-
turienten aus allgemeinbildenden und be-
ruflichen Schulen bedeuten nicht, daß 
die betriebliche Ausbildung weniger at-
traktiv geworden wäre. Vielmehr ist 
festzustellen, daß immer mehr Schulab-
gänger mit Mittlerem Abschluß und Abi-
turienten neben den Hauptschulabgän-
gern die berufliche Ausbildung im dualen 
System aufnehmen. 

 

Der Besuch einer Beruflichen Vollzeit-
schule wird in der Regel auf die betrieb-
liche Ausbildungszeit angerechnet. Bei 
der 2jährigen„ zur Fachschulreife füh-
renden Berufsfachschule beträgt die An-
rechnungszeit 1 Jahr. Die 1jährige Be-
rufsfachschule wird ebenfalls mit 1 Jahr 
angerechnet, das heißt, auch hier be-
ginnt . die betriebliche Berufsausbildung 
mit dem 2. Ausbildungsjahr. Sowohl die 
2jährige als auch die 1jährige Berufs-
fachschule übernimmt also die Funktion 
des ersten Ausbildungsjahres einer Be-
rufsausbildung im Betrieb. 

Absolventen der Sonderschule und 
Hauptschüler ohne Abschluß können ihre 
Chancen zur Aufnahme einer Berufsaus-
bildung durch ein vollzeitschulisches Be-
rufsvorbereitungsjahr (BVJ) verbessern. 
Im Berufsvorbereitungsjahr werden nicht 
nur Wissenslücken geschlossen, sondern 
es wird auch in 2 bis 3 Berufsfelder ein-
geführt, so daß die Berufswahl und die 
Chance, einen qualifizierten Ausbil-
dungsplatz zu erhalten verbessert wer-
den. Nach einer erfolgreichen Zusatzprü-
fung wird den Absolventen des BVJ der 
Hauptschulabschluß bestätigt. 

Die unterschiedlichen Bildungswege, die 
die Berufsschüler vor Eintritt in die Be-

 

rufsschule durchlaufen haben (z. B. 
- Hauptschule, Realschule, Gymnasium, 
Berufsfachschule) schlagen sich in der 
Altersstruktur der Berufsschüler nieder. 
Die Berufsschüler sind in der Regel zwi-
schen 16 und 21 Jahre alt (vgl. Schau-
bild 7). 

Von den Abiturienten wird zunehmend 
die berufliche Ausbildung im dualen Sy-
stem als Alternative zum Hochschulstu-
dium gesehen oder aber es wird als Zu-
satzqualifikation eine berufliche Ausbil-  

dung erworben. Die berufliche Ausbil-
dung zusammen mit dem Hochschulstu-
dium soll die Chancen auf dem Arbeits-
markt für Akademiker erhöhen. inzwi-
schen haben 8,6 % der neu in die Be-
rufsschulen eingetretenen Schüler die 
Hochschulreife als letzten erworbenen 
Schulabschluß vorzuweisen. Im Schuljahr 
1972/73 waren es dagegen nur 0,2 %. 

Unter der Voraussetzung einer abge-
schlossenen Berufsausbildung und dem 
Berufsschulabschluß können einerseits, 
wie bereits erwähnt, aufbauend auf dem 
Hauptschulabschluß oder einem Mittleren 
Abschluß weitere schulische Abschlüsse 
erworben werden. Andererseits können 
aber auch nach abgeschlossener Berufs-
ausbildung und mehrjähriger Tätigkeit im 
erlernten Beruf weitere berufliche Quali-
fikationen erworben werden. Hierfür eig-
net sich beispielsweise der Besuch von 
Fachschulen, die im allgemeinen der Wei-
terbildung von Fachleuten dienen. Je 
nach Fachrichtung können diese Schulen 
zum staatlich geprüften Techniker, Be-
triebswirt, zum technischen Fachwirt 
oder zur Wirtschafterin ausbilden. Dane-
ben gibt es den "klassischen" auch heute 
noch viel begangenen Weg über die Be-
rufsausbildung zum Meister. Nach einer 
abgeschlossenen Berufsausbildung mit an-
schließender mehrjähriger Tätigkeit in 
dem entsprechenden Beruf kann über die 
Meisterschulen in einem Jahr Vollzeitun-
terricht oder in zwei Jahren Teilzeitun-
terricht oder nach dem Besuch von Mei-
sterkursen beispielsweise bei Innungen 
die Meisterprüfung abgelegt werden. Die 
Prüfung findet in der Regel vor dem zu-
ständigen Prüfungsausschuß der Hand-
werkskammer statt und berechtigt dazu, 
selbst junge Leute in dem entsprechen-
den Beruf auszubilden oder sich selb-
ständig zu machen. Jährlich werden rund 
6 000 Meisterprüfungen in den verschie-
densten Fachrichtungen abgelegt. Auf 
die Weiterbildung der Meister, beispiels-
weise um höheren technischen oder be-
triebwirtschaftlichen Anforderungen ge-
recht werden zu können, sind die Aka-
demien . für handwerkliche Berufe und 
Landbau ausgerichtet. Akademien für 
handwerkliche Berufe gibt es beispiels-
weise in sieben Fachrichtungen. 

Interessant wäre es zu erfahren, wie das 
vorhandene Bildungsangebot von den 
einzelnen Schülern genutzt und welche 
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Bildungswege bevorzugt werden. Zwar 
ist es aufgrund der Datenlage nicht mög-
lich, einzelne Schüler auf ihrem Weg 
durch das Schulsystem zu verfolgen, 
aber die Wege, von Schülergruppen, so-
genannte Schülerkohorten, lassen sich 
weitgehend analysieren. 

Der Verlauf zweier Kohorten durch das 
Bildungssystem 

Durch einen Vergleich des Verlaufs meh-
rerer Kohorten durch das Schulsystem 
wird ein Vorteil der Kohortenanalyse im 
Vergleich zur Gesamtbetrachtung deut-
lich.. Erlaubt es ein solcher Vergleich 
doch 7) . demographische Einflüsse teil-

 

weise von anderen Einflüssen auf das 
Bildungssystem zu isolieren und damit 
verschiedene Entwicklungen zu unter-
suchen. Für die Definition der Kohorten 
wurde nicht, wie allgemein üblich, das 
Geburtsjahr als gemeinsames Merkmal. ge-
wählt. Seit einiger Zeit werden in der 
amtlichen Schulstatistik nur noch im 
dreijährigen Turnus die Schülerzahlen 
nach Geburtsjahren erhoben. Hier wurde 
daher das Einschulungsjahr als ge-
meinsames Merkmal verwendet. Es wurde 
versucht zu analysieren, wie die Kinder 
zweier Einschulungsjahrgänge das Schul-
system durchlaufen haben. Die Einschu-
lungsjahrgänge 1962 und 1972 wurden als 
für die Analyse interessante Jahrgänge 
ausgewählt. 

Der Zeitpunkt der Einschulung der frü-
heren Kohorte liegt kurz vor dem Beginn 
der Expansion in der Bildungspolitik. 
Erinnert sei an das Schlagwort "Bil-
dungskatastrophe". Eine Reihe von Re-
formen des Bildungswesens wurden ange-
strebt, von der vorschulischen Erzie-
hung bis zum Hochschulbereich. Das po-
litische Interesse richtete sich vor allem 
auf den Abbau des sozialen und regiona-
len Bildungsgefälles. Für Baden-Würt-
temberg ist in diesem Zusammenhang ins-
besondere auf den Schulentwicklungsplan 
1 für die weiterführenden allgemeinbil-
denden Schulen und den Schulentwick-
lungsplan II für die beruflichen Schulen 

7) Z.B. lassen sich Wanderungsbewegun-
gen während des Beobachtungszeit-
raums nicht herausrechnen.  

hinzuweisen, mit denen ein flächen-
deckendes Netz leistungsfähiger Schul-
standorte geschaffen wurde. 

 

Zum Zeitpunkt der Einschulung der spä-
teren Kohorte 1972 war ein Teil der an-
gestrebten Maßnahmen bereits umgesetzt. 
Es ist somit zu erwarten, daß zumindest 
einige der Änderungen, die zwischen den 
beiden Einschulungsjahren durchgeführt 
wurden, sich im Bildungsverhalten der 
Schüler niederschlagen und im Vergleich 
der Bildungswege der beiden Schülerko-
horten deutlich werden. 

Die Verläufe der beiden Kohorten sind in 
Schaubild 8 und 9 dargestellt. Dabei 
wurden nur bestimmte Schularten in die 
Analyse einbezogen. Obwohl - wie be-
reits erwähnt - andere Schularten als die 
Berufsfachschule und das berufliche 
Gymnasium auf weitere schulische Ab-
schlüsse vorbereiten, wurden sie in die-
ser Analyse nicht berücksichtigt. Es i'st 
anhand der statistischen Angaben nicht 
möglich zu rekonstruieren, welche Ein-
schulungsjahrgänge beispielsweise an Be-
rufsaufbauschulen oder Berufsoberschu-. 
len unterrichtet werden und damit ist 
nicht errechenbar, wieviel Prozent der 
Schüler der beiden betrachteten Kohor-
ten z. B. über die Berufsaufbauschule ei-

 

nen Mittleren Bildungsabschluß . bzw. 
wieviel Prozent über die Berufsoberschu-
le die Fachhochschulreife erwerben. 
Selbst die Quoten für die Berufsfach-
schule und das berufliche Gymnasium 
sind nur unter der Annahme, daß die 
Schüler unmittelbar von einer zur ande-
ren Schulart wechseln, errechenbar. In 
den Schülerzahlen der einzelnen Klassen-
stufen sind jeweils auch die Wiederholer 
und damit Schüler früherer Einschu-
lungsjahrgänge enthalten, während die 
nichtversetzten Schüler der betrachteten 
Kohorte dieselbe verlassen und nicht 
weiter verfolgt werden. 

Die aufgezeigten Einschränkungen wer-
den jedoch in Kauf genommen, da es sich 
zum einen um geringe Schülerzahlen han-
delt und zum anderen angenommen wird, 
daß sich die Effekte teilweise ausglei-
chen. Es empfiehlt sich jedoch, die be-
rechneten Quoten nicht bis auf die letzte 
Stelle genau als "die wahre" Größe anzu-
sehen. Vielmehr ist damit beabsichtigt, 
Größenordnungen aufzuzeigen und durch 
den Vergleich zweier Kohorten, die ähn-
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Schaubild 8 

Bildungswege der Kohorte 1962 nach Klassenstufen 
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Schaubild 9 

Bildungswege der Kohorte 1972 nach Klassenstufen 

Berufsfach-

schule 

—117 752  15 454 

V 

m 
V 
W 

Hauptschule 

N 
W m 

berufliches 
Gymnasium 

.~ 

 

111 248r 9847 1 9167  

5 6 7 8 

 

Grundschule 

 

2 

154 937 

67 413  59 541 60 316 60 817  60 401 

1 3 

             

5  6 7 8 9  10  

 

11 12 13  

             
                          42 031  42 114 43 540 42 750  41 569  40 449  33 486  31 297 30 801 

1N 

1~ 

m tp O 
W V O 

Realschu e 
162 782  150496  148096 

7 

45 352 

5 10 6 

43 572 

8 

45 465 

9 

45 258 43 031 
N 
m 
N m 

12 155111 071 10 423  

76/77 77/78 78/79 79/80 80/81 81/82 82/83 83/84 84/85 85/86   
          153 67 

berufliches 
Gymnasium 

Schuljahr 

72/73 73/74174/75 75/76 

Stauarsch., L.ndeaamt Baden-Wurnembog 



Tabelle 5 

 

Nichtversetzte Schüler der Kohorten 1962 und 1972 

 

Nichtversetzte Schüler 

Kohorte 1962 

in %der Schüler 
der Kohorte 

an der Schulart 

in %'des Ein-

 

schulungs-

 

jahrgangs 

Kohorte 1972 

in %der Schüler 
der Kohorte 

an der Schulart 

in % des Ein. 
schulungs-

 

jahrgangs 

Schulart 

Anzahl Anzahl 

Grundschule 

Hauptschule 

Realschule 

Gymnasium 

lichen Ungenauigkeiten und Annahmen 
unterliegen, Änderungen im Bildungsver-
halten und damit indirekt auch Änderun-
gen der Anschauung der Bevölkerung in 
bezug auf die schulische Bildung aufzu-
decken. 

Mehr Schüler erreichen das Klassenziel  

auf 4 % reduziert. Der Nichtversetzten-
anteil der Gymnasiasten an der Zahl' der 
Gymnasiasten der Klassenstufe 5 bis 11 
hat sich halbiert, während sich der An-
teil der Hauptschüler, die das Klassen-
ziel nicht erreichten an den Hauptschü-
lern der Klassenstufen 5 bis 9 erhöhte 
(vgl. Tabelle 5). 

10 452 2,2 8,6 16 646 2,7 10,2 

2 706 0,8 2,2 3 719 1,2 2,3 

7 934 7,0 6,6 10 958 4,1 6,7 

18 530 10,1 15,3 15 664 5,9 9,6 

 

Beim Vergleich beider Kohorten fällt auf, 
daß aus dem Einschulungsjahrgang 1972 
insgesamt relativ mehr Kinder das 
Klassenziel erreicht haben 81 . In den 
einzelnen Schularten hat sich die Ent-
wicklung jedoch unterschiedlich vollzo-
gen. Während in der Grundschule mehr 
Schüler nicht versetzt wurden, ging der 
Anteil der nichtversetzten Gymnasiasten 
am Einschulungsjahrgang stark zurück. 
Dagegen blieben die Anteile am Einschu-
lungsjahrgang bei den Hauptschülern 
und den Realschülern nahezu unverän-
dert. Dabei wird jedoch die Änderung 
der Aufteilung der Einschulungsjahrgän-
ge auf ' die weiterführenden Schularten 
nicht berücksichtigt. Beispielsweise hat 
sich die Zahl der Realschüler um mehr 
als 150 000 Schüler erhöht. Die Zahl der 
nichtversetzten Realschüler stieg dabei 
nur um 3000. Entsprechend hat sich der 
Anteil der nichtversetzten Realschüler an 
der Gesamtzahl der Realschüler von 7 % 

8) Unter der Annahme, es wurden alle 
nichtversetzten Schüler nur einmal 
nicht versetzt. 

Mittlerer Abschluß und Abitur stärker 
gefragt 

Deutlich zeigt sich eine Veränderung im 
Bildungsverhalten der beiden Kohorten 
bei der Aufteilung der Schüler auf die 
weiterführenden Schularten. Längere 
Schulzeiten mit dem Ziel weiterführender 
schulischer Abschlüsse gewannen zuneh-
mend an Bedeutung, was in den Über-
gängen auf weiterführende Schularten 
zum Ausdruck kommt. Vom Einschulungs- 
jahrgang 1962 gingen 17 % der Schüler 
nach der Grundschule auf eine Realschu-
le und 23 % auf ein Gymnasium. Insbe-
sondere der Anteil der Schüler, der auf 
eine Realschule ging, lag bei _der späte-
ren Kohorte wesentlich höher. Von den 
Erstklässlern 1972 gingen nach der 
Grundschule 26 % auf eine Realschule. 
Damit hat sich die Zahl der Schüler der 
5. Klassenstufe der Realschule, die aus 
der Grundschule kamen, in etwa verdop-
pelt. Ein späterer Wechsel zwischen den 
Schularten wurde von beiden Kohorten 
nur wenig genutzt. Bei der 62er Kohorte 
spielte dieser Wechsel kaum eine Rolle. 
Nur 417 Schüler vollzogen den späteren 
Übergang von der Hauptschule auf die 
Realschule, und 179 von der Hauptschule 
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Kohorte 1962 Kohorte 1972 
Wechsel von 
...nach... 

in %des Einschulungsjahrgangs in %des Einschulungsjahrgangs Anzahl Anzahl 

Tabelle 6 

Wechsel der Schüler der Kohorten 1962 und 1972 zwischen den weiterführenden Schularten 

Hauptschule — Realschule 

Hauptschule — Gymnasium 

Realschule — Gymnasium 

Realschule — Hauptschule 

Gymnasium — Hauptschule 

Gymnasium — Realschule 

Hauptschule — Berufsfachschule 

Berufsfachschule — berufliches 

417 

179 

1 793 

1 888 

912 

2 810 

12 027 

0,3 

0,2 

1,5 

1,5 

0.8 

2,3 

9.9 

2 851 

661 _ 

1 733 

4 645 

1 237 

4 504 

17 673 

1,7 

0,4 

1,1 

2,8 

0,8 

2,8 

10,8 

2110 1,7  1236 0,8 Gymnasium 

Realschule — berufliches 

Gymnasium 

Gymnasium — berufliches 
Gymnasium 

1843 1,5 

1 166 1,0  

6 975 4,3 

2928 1.8 

 

aufs Gymnasium. Rund zehnmal mehr 
gingen von der Realschule auf ein Gym-
nasium über, wobei allein 738 von ihnen 
nach dem Realschulabschluß, also nach 
der Klassenstufe 10, diesen Wechsel, 
insbesondere in die damaligen Aufbauzü-
ge, vollzogen. Insgesamt entsprach die 
Anzahl der Wechsler von der Hauptschule 
und der Realschule auf das Gymnasium 
und von der Hauptschule auf die Real-
schule gerade 2 % des Einschulungsjahr-
gangs 1962. Rund 5 % dieses Einschu-
lungsjahrgangs, das entspricht 5 610 
Kindern, wechselten von der Realschule 
bzw. dem Gymnasium auf die Hauptschule 
bzw. vom Gymnasium auf die Realschule. 
Die meisten Schüler gingen vom Gymna-
sium zur Realschule, recht häufig auch 
von .der Realschule auf die Hauptschule, 
aber nur sehr wenige vom Gymnasium 
auf die Hauptschule. Die Struktur der 
Übergänge blieb auch beim Einschulungs-
jahrgang 1972 erhalten. Die Anteile ha-
ben sich in beiden Gruppen jedoch etwas 
erhöht. Rund 10 000 Schüler oder 6 % 
des Einschulungsjahrgangs 1972 wechsel-
ten von der Realschule. bzw. dem Gymna-
sium auf die Hauptschule bzw. vom Gym-
nasium auf die Realschule und insgesamt 
3 % beschritten die umgekehrten Wege 
(vgl. Tabelle 6). Geringfügig angestie-
gen ist der Anteil derer, die ihre schu-
lische Laufbahn von der Grundschule  

über die Hauptschule zur Berufsfach-
schule, die zur Fachschulreife führt, 
durchlaufen haben. Leicht gesunken ist 
der Anteil derer, die danach noch in das 
berufliche Gymnasium übergingen. 

Dagegen wechselten relativ mehr Schüler 
von der Grundschule über die Realschule 
auf das berufliche Gymnasium. Hier 
macht sich die geänderte Aufteilung der 
Schüler auf die weiterführenden Schular-
ten bemerkbar. Ganz deutlich zeigt sich 
auch hier die Änderung in der Einstel-
lung zu weiteren schulischen Abschlüs-
sen. Relativ mehr Schüler streben einen 
Mittleren Bildungsabschluß und die 
Hochschulreife über die _ Realschule und 
das Gymnasium an und gleichzeitig ver-
suchen mehr Hauptschulabgänger über 
das berufliche .Schulsystem noch einen 
Mittleren Abschluß zu 'erreichen und 
mehr Schüler mit einem Mittleren Ab-
schluß der Realschule oder des Gymna-
siums versuchen über das berufliche 
Gymnasium die Hochschulreife zu erlan-
gen. 

Insgesamt ist der Anteil der Schulabgän-
ger mit Hochschulreife aus allgemeinbil-
denden und beruflichen Gymnasien von 
15 % auf 24 % des jeweiligen Einschu-
lungsjahrgangs angestiegen. Darunter 
haben 3 % der 62er Kohorte und 6 % der 
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.72er Kohorte die Hochschulreife am be-
ruflichen Gymnasium abgelegt. Für die 
Berechnung der Anteile an beruflichen 
Gymnasien, die über die Hauptschule 
und die Berufsfachschule bzw. über die 
Realschule oder .das allgemeinbildende 
Gymnasium kamen, wurde angenommen, 
daß der Anteil derjenigen, die nach der 
13. Klassenstufe der beruflichen Gymna-
sien das Abitur bestehen, für alle gleich 
ist, unabhängig davon, weiche Schulart 
zuvor besucht wurde. Die Umrechnung 
war notwendig, weil der Weg über die 
Hauptschule und die Berufsfachschule 
ein Jahr länger dauert als über die Real-
schule oder über das allgemeinbildende 
Gymnasium. 

Stark zugenommen hat der Anteil der 
Schulabgänger mit Realschulabschluß. 
Dagegen sind es nur wenig mehr Abgän-
ger aus Berufsfachschulen mit Fach-
schulreife. Beträchtlich zurückgegangen 
ist der Anteil der Schüler, die den 
Hauptschulabschluß als letzten schuli-
schen Abschluß erworben haben (vgl. 
Tabelle 7 und Schaubild 10). Dies ergab 
sich vor allem durch die Veränderung im 
Bildungsverhalten beim Obergang auf 
weiterführende Schularten. Mitbedingt 
war diese Veränderung auch dadurch, 
daß eine schulische Ausbildung für- die 
Mädchen immer mehr an Bedeutung ge-
wonnen hat. Zum einen läßt sich die Än-
derung in der Einstellung der Bevölke-
rung zur Ausbildung der Mädchen an 
den Anteilen der Abiturienten aus den 
allgemeinbildenden Gymnasien am Ein-  

schulungsjahrgang nach Geschlecht er-
kennen. Von der 62er Kohorte haben nur 
11 % der Mädchen, aber 13 % der Jungen 
an den Gymnasien ein Abitur abgelegt. 
Von der 72er Kohorte waren es 20 % der 
Mädchen und 19 % der Jungen. Zum an-
deren verließen auch relativ mehr Mäd-
chen als Jungen der früheren Kohorte 
das Gymnasium nach der 10. Klassenstu-
fe, während die Anteile aus der 72er 
Kohorte nahezu gleich waren. 

Schaubild 10 

Schulabgänger der Kohorten 1962 und 1972 
nach Abschlußart 

in %des Einschu-

 

lungsjahrgangs 

Tabelle 7 

Schulabgänger der Kohorten 1962 und 1972 nach ausgewählten Abschlußarten•) 

Kohorte 1962 Kohorte 1972 
Art des zuletzt 

erworbenen Abschlusses 
in % des Einschulungs-

jahrgangs 
in % des Einschulungs. 

jahrgangs 
Anzahl Anzahl 

Mit Hauptschulabschluß 

Mit Realschulabschlu8 

Mit Fachschulreife 

Mit Hochschulreife aus 
allgemeinbildenden Gymnasien 

Mit Hochschulreife aus 
beruflichen Gymnasien 

e ) Über die hier betrachteten Wege. 

50 052 41,3 42 703 26,0 

18 028 14,9 39 080 24,0 

8 717 7,2 13 495 8,3 

14340 11,8 29 847 18,3 

3 878 3,2 9 087 5,6 
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Weniger Abiturienten wollen studieren 

Um festzustellen, wie hoch der Anteil 
der Schüler ist, der beabsichtigt, nach 
der Hochschul- bzw. Fachhochschulreife 
ein Studium aufzunehmen, werden jähr-
lich die Schüler der 13. Klassenstufe 
und teilweise auch der 12. Klassenstufe 
nach ihren Studien- und Berufswünschen 
befragt. Unter der Annahme, daß die 
Ergebnisse der Befragung von 1974 in 
etwa die Studienabsichten der Schüler 
des Einschulungsjahrgangs 1962 wider-
spiegeln und die Ergebnisse der Befra-
gung von 1985 die Absichten der 72er 
Kohorte, kann folgende Entwicklung zwi-
schen den beiden untersuchten Kohorten 
festgestellt werden. Von den Studienbe-
rechtigten der 62er Kohorte äußerten 
80 % die feste Absicht, ein Studium auf-
zunehmen. Dagegen waren von der 72er 
Kohorte nur noch 59 % fest dazu ent-
schlossen. Der Anteil der Unentschlosse-
nen stieg von 13 % auf 25 %. Stark zuge-
nommen hat der Anteil derjenigen Stu-
dienberechtigten, die nicht zu studieren 
beabsichtigten (von 7 % auf 16 %). Ins-
gesamt hat sich also die Studierneigung 
zumindest nach den Absichtserklärungen 
der Studienberechtigten erheblich ver-
ringert. Ein besonders deutlicher Rück-
gang ist beim Anteil der Studienwilligen 
mit dem Studienziel Lehramt zu verzeich-
nen. Nach den Angaben von 1985 stre-
ben 'nur noch wenig mehr als 3 % der 
Studienwilligen ein Lehramt an. Von der 
62er Kohorte 1973 waren es ungefähr 
zehnmal so viele. Bei den Angaben der 
Befragung handelt es sich um unver-
bindliche Absichtserklärungen. Erfah-
rungsgemäß entschließen sich viele der 
zum Zeitpunkt der Befragung Unent-
schlossenen später doch noch zu einem 
Studium. In den vergangenen Jahren fiel 
der Rückgang der Studienanfängerzahlen 
geringer aus als aufgrund der demogra-
phischen Entwicklung erwartet. Es ist 
außerdem zu vermuten, daß der Rück-
gang inzwischen ein Ende gefunden hat. 
Nach Meinung des Ministeriums für Wis-
senschaft und Kunst ist längerfristig 
damit zu rechnen, daß ca. 80 % der Abi-
turienten ein Studium aufnehmen werden. 
Die Absichtserklärungen erheben keinen 
Anspruch auf absolute Genauigkeit und 
Endgültigkeit. Sie können jedoch bis zu 
einem gewissen Grade als Indikator der 
Situation auf dem Arbeitsmarkt für Aka-
demiker dienen. Daß die Berufschancen  

schlechter eingeschätzt werden, zeigt 
sich auch in der wachsenden Bedeutung 
der Alternativen zum Studium. Der An-
teil der Abiturienten, der eine Berufs- . 
ausbildung anstrebt, ist, wie gezeigt, 
gestiegen. Die Antwort auf die Frage; ob 
studieren oder nicht, hängt dabei von 
verschiedenen Faktoren ab. Eindeutig 
hat sich gezeigt, daß die Studierquote 
der Frauen niedriger liegt als die der 
Männer, und in jüngster Zeit ist sie 

noch gesunken. Dies ist dadurch mitbe-
dingt, daß die Attraktivität der Lehr-
amtsstudiengänge stark zurückgegangen 
ist. Die Lehramtsstudiengänge waren 

aber bislang, so könnte man sagen, eine 
Domäne der Frauen. Allerdings ist zu 

erwarten, daß die Frauen sich relativ 
schnell neu orientieren werden und ihre 
Zahl in anderen Studiengängen ansteigen 
wird. Neben dem Geschlecht spielen der 
Schulabschluß und die berufliche Stel-
lung des Vaters eine entscheidende Rol-
le. Studienberechtigte, deren Väter nicht 
studiert haben, wenden sich verstärkt 
der beruflichen Ausbildung zu. Noch 
gravierender wirkt sich die berufliche 
Stellung des Vaters auf die Studiernei-
gung aus. Vor allem Abiturienten aus 
Arbeiterfamilien streben in überdurch-
schnittlichem Maße in eine berufliche 
Ausbildung.9)  Außerdem spielt auch die 
Durchschnittsnote beim Abitur für die 
Entscheidung eine Rolle. Etwas salopp 
formuliert könnte man sagen: je besser 
die Noten, desto größer der Wunsch 
nach einem Studium. Eine Stichprobener-
hebung des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung von 1976t0) ergab, 
daß die Studierneigung auch von der zu-

 

9) Siehe Lothar Birk, Heinz Griesbach 
u.a., Abiturienten zwischen Studium 
und Beruf, Wirklichkeit und Wünsche, 
in: HIS (Hrsg.), Bd. 28 München, 
New York 1978, sowie F. Durrer-
Guthof und H. Schaeper, Übergänge, 
in: Studium, Berufsausbildung und 
Berufstätigkeit In HIS-Kurzinformation 
A9/1986, Dezember 1986. 

10)Vgl. Heinz Stegmann und Hermine 
Kraft, Abiturienten und betriebliche 
Berufsausbildung, in: Mitteilungen 
der Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung, Nr. 1, 1983, S. 28 ff. 
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10,3 2 868 

4104 

7 269 

14,7 

6,1 

41 

14,5 

27,5 

46,7 

13 459 

26,0 

48,2 

5,8 

4,4 

13,9 

25,5 

39,2 

11,2 

  

1,1 

 

21232) 8,2 

1469 5,7 

4 215 16,3 

7 446 28,9 

10 336 40,1 

219 0,8 

1 564i ) 

1 172 

3 757 

6 890 

10 582 

 

3 015 

1 757 

1 180 

4 143 

7 867 

13 336 

  

215 0,8 302 

Tabelle 8 

Studienanfänger in Baden-Württemberg nach dem Jahr des Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung 

Studienanfänger 
Jahr des Erwerbs 
der Hochschulzu-

 

gangsberechtigung WS 82/83 WS 83/84 - WS 84/85 WS 85/86 

Anzahl Anzahl 

 

Anzahl 

 

Anzahl 

  

1979 und früher 

1980 

1981 

1982 

1983 

984 

1985 

Ohne Angabe 

1) 1980 und früher. — 2) 1981 und früher. 

 

vor besuchten Schulart abhängig ist. 
Danach neigen Absolventen der berufli-
chen Gymnasien eher zu einer berufli-
chen Ausbildung als die Absolventen der 
all.gemeinbildenen Gymnasien. 

Späterer Studienbeginn 

Einige der Abiturienten beginnen nach 
der beruflichen Ausbildung noch mit ei-
nem Studium, obwohl sie es ursprünglich 
nicht vorhatten. Andere haben von An-
fang an die Absicht zu studieren, ziehen 
es aber vo'r, 'zunächst eine Lehre zu ab-
sdlvieren. Sie erhoffen sich dadurch 
bessere Berufschancen nach dem Stu-
dium. Durch dieses Verbalten verzögert 
sich der Beginn des Studiums. . Aber 
auch Praktika schieben den Studienbe-
ginn hinaus und für einen Teil der Män-
ner die Wehr- oder Zivildienstzeit. Durch 
diese Faktoren bedingt beginnt ein Teil 
der Abiturienten verspätet mit dem Stu-
dium. Von den Studienanfängern in Ba-

 

den-Württemberg im Wintersemester 
1984/85 hatten 40 % im vorangegangenen 
Frühjahr die Hochschulberechtigung er-
worben (vgl. Tabelle 8), ein Jahr zuvor 
29 % und 8 % sogar fünf Jahre zuvor. 
Insgesamt wird gegenüber den 70er Jah-
ren später mit dem Studium begonnen. 

Einen dem Hochschulabschluß vergleich-
baren Abschluß können Schulabgänger 
mit Hochschulzugangsberechtigung auch  

an den Berufsakademien erwerben. Im 
weiteren Sinne zählen die Berufsakade-
mien zum dualen System. Ihre Beliebtheit 
bei den Abiturienten hat seit derer+ 
Gründung ständig zugenommen. 1985 
nahmen 6 516 Studenten dieses Bildungs-
angebot wahr. Das waren zweieinhalbmal 
so viele wie fünf Jahr zuvor. Die Be-
rufsakademien bieten den Vorteil einer 
Kombination-  von wissenschaftsbezogener 
Ausbildung an den Studienakademien und 
einer praxisorientierten Ausbildung' an 
Ausbildungsstätten. Die Studenten 
schließen mit den Ausbildungsstätten -
Industriebe4rieben, Handels- und Dienst-
leistungsunternehmen und dgl. - einen 
Ausbildungsvertrag ab. Die Ausbildung 
erfolgt in 12wöchigem Wechsel zwischen 
der Studienakademie und der Ausbil-
dungsstätte. Diese praxisnahe Ausbil-
dung erleichtert den Absolventen der 
Berufsakademien den Übergang in das 
Berufsleben. Ein . großer Teil der Stu-
denten wird später von den Ausbil-
dungsstätten übernommen. Nicht zuletzt 
deshalb dürfte dieser Ausbildungsgang 
sich zunehmender Beliebtheit erfreuen. 

Zusammenfassunq 

- Das Schulsystem in Baden-Württem-
berg ermöglicht es, Bildungsziele auf 
verschiedenen Wegen zu erreichen. 
Die Wege im allgemeinbildenden Schul-
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Der Vergleich der Schülerkohorten von 
1962 und 1972 führte zu folgenden Er-

 

gebnissen:-

  

- Die eingeschlagenen Bildungswege 
wurden überwiegend auch tatsächlich 
abgeschlossen. Ein Wechsel zwischen 
den weiterführenden Schularten fand 
bei beiden Kohorten kaum statt. Vor-
gezogen wurde ein übergang nach 
dem Hauptschul- oder Realschulab-
schluß auf berufliche Schulen. 

 

wesen führen nicht in Sackgassen. 
Ober das berufliche Schulwesen ist 
stets - ein Anschluß gegeben, über den 
weitere schulische Qualifikationen er'- 
worben werden können. 

- Das Bildungsangebot an beruflichen 
Schulen wird von den Schülern heute 
stärker als früher genutzt. Obwohl 
ein Wechsel zwischen den weiterfüh-
renden allgemeinbildenden Schularten 
möglich ist, ziehen es die Schüler 
vor, einen einmal eingeschlagenen 
Bildungsweg zunächst zu beenden, um 
dann in einer darauf aufbauenden be-
ruflichen Schulart das nächste Bil-
dungsziel zu erreichen. Ebenfalls in 
diese Richtung weist, daß Eltern ganz 
überwiegend die Grundschulempfeh-
lung akzeptieren. 

Immer mehr Schüler versuchen, nach 
dem Hauptschulabschluß über die Be-
rufsfachschule den Mittleren Bil-
dungsabschluß zu erreichen. Gegen-
über 1960 befindet sich derzeit an 
dieser,  Schulart die achtfache Schü-
lerzahl. --Die  Zahl der-  Schulabgänger 
mit Mittlerem Bildungsabschluß ist seit 
1960 auf ein Vielfaches angestiegen. 

Vielfäl 
- 
tige:. Möglichkeiten bestehen,, 

nach dem Abschluß einer beruflichen 
Ausbildung sowie nach einer weiteren 
Phase der , praktischen Tätigkeit er-
neut die Schule zu besuchen und wei-
terführende ,Schulabschlüsse bis :hin 
zur Hochschulreife zu -erreichen. So-
mit hat, auch jemand, der zunächst die 
Schule verläßt, um:. einige .Jahre eine 
berufliche _Tätigkeit auszuüben, die 
Möglichkeit, noch die Voraussetzungen 
.zu erwerben,, um später . ein Studium 
aufnehmen zu können, falls er dies 
wünscht. 

- Mehr Schüler besuchen ein Gymnasium 
oder eine Realschule als früher. Die. 
Anteile an der Bevölkerung des ent-
sprechenden Alters 'habenin den  

letzten 30 Jahren beträchtlich erhöht. 
Insbesondere sind die Anteile der 
Mädchen -,sehr stark angestiegen; an 
den 'Gymnasien beispielsweise von 
8,8 $.auf 21,9 %. 

- Die bildungspolitischen Vorstellungen 
der 60er Jahre machten sich im Bil-
dungsverhalten der Schülerkohorten 
bemerkbar. Vom späteren Einschu-
lungsjahrgang (72er Kohorte) setzten 
mehr Schüler nach der 4. Klassen-
stufe der .Grundschule auf einem 
Gymnasium ihre schulische Laufbahn_ 
fort als von der 62er Kohorte. 

 

Mehr Schüler der späteren Kuhorte 
legten die Hochschulreife ab,. sowohl 
an allgemeinbildenden als auch an be-
ruflichen Gymnasien. Auch der Anteil 
der Abgänger mit Mittlerem. Abschluß 
am jeweiligen .Einschulungsjahrgang 
Liegt bei der 72er Kohorte deutlich 
höher, .insbesondere bei den Abgän-
gern aus. allaemeinbildenden Schulen. 
Aber auch der Anteil der Abgänger 
mit Fachschulreife aus beruflichen 
Schulen ist angestiegen. 

Die Studierneigung ist erheblich ge-
sunken. Vor allem der Wunsch, ein 
Lehramtsstudium aufzunehmen, ist 
stark zurückgegangen. Weniger als 
.4 % der Schüler der 72er . Kohorte 
(34 % der 62er Kohorte) gaben bei 
der Befragung der Studien- und Be-
rufswünsche. den Wunsch zum Lehr-
amtsstudium an. 
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1.2 Neuere Entwicklungen an den Hochschulen 
— Einfluß der Bildungswanderung auf die Entwicklung der Studentenzahlen - 

 

Die gegenwärtige quantitative Entwick-
lung im Hochschulbereich ist durch un-
terschiedliche Tendenzen gekennzeichnet. 
Die Studienanfängerzahlen sind seit dem 
Wintersemester 1983/84 leicht- rückläufig. 
Dabei lag die Zahl der Studienanfänger 
im ersten Hochschulsemester im Winterse-
mester 1986/87 mit 25 400 um rd. 400 
unter ' dem Wintersemester 1985/86 
(- 1,7 %). Demgegenüber ist für die Ge-
samtzahl der Studenten im Hochschulbe-
reich noch eine leichte Zunahme zu beob-
achten: Im Wintersemester .1986/87 lag 
die Zahl der Studierenden mit rd. 
193 400 um 3 100 über der des Vorjahres 
(+ 1,6 $). Diese gegenläufigen Entwick-
lungen - 'aus demographischen - Gründen 
sinkende-  Studienanfängerzahlen -und -noch 
leicht steigende Studentenzahlen - sind 
rein rechnerisch darauf zurückzuführen, 
daß der Zugang zum' Hochschulstudium 
quantitativ immer' noch etwas größer ist 
als die Zahl der Hochschulabgänger. 
Gleichwohl signalisieren die gegenläufigen 
Entwicklungstendenzen aber auch, daß 
für die quantitative Entwicklung im 
Hochschulbereich in naher Zukunft ein 
Trendumbruch bevorsteht: nach Jahren 
ständiger, teilweise stürmischer Zunahme 
der Studentenzahlen ist in naher Zukunft 
ein Rückgang zu erwarten. Das mögliche 
Ausmaß des zu erwartenden Rückgangs 
frühzeitig abzuschätzen, ist dementspre-
chend eine wichtige Voraussetzung für 
quantitativ fundiertes Entscheiden und 
Handeln im Hochschulbereich. 

1. Bundesweite Perspektiven 

 

Jündste Basisdaten "zur Beurteilung der 
künftigen quantitativen Entwicklung im 
Hochschulbereich auf Bundesebene bis 
zum Jahr 2 000 sind von der Kultusmini-
sterkonferenz 1986 vorgelegt worden'). 
Danach wird folgende Entwicklung für 
möglich gehalten: 

- Die Zahl der Studienberechtigten, die 

1 Vgl. Statistische Veröffentlichung der 
Kultusministerkonferenz: Prognose der 
Studienanfänger, Studenten und Hoch-
schulabsolventen bis 2000, Fortschrei-
bung zu Dokumentation Nr. 86, 95, 
Februar 1986.  

1985 fast genau bei 300 000 lag, dürfte 
bis 1987 im wesentlichen stagnieren. 
Danach • dürfte sie relativ' schnell auf 
nur noch 200 000 Studienberechtigte 
bereits. im Jahr 1993 sinken, später 
nur leicht weiter abnehmen auf 191 000 
in den Jahren 1996 bis,1998. Für das 
Jahr 2 000• wird mit 199 000 Studienbe-
rechtigten gerechnet. 

- Die Zahl der' Studienanfänger, die 1985 
bei 208 000 lag, dürfte analog zur Ent-
wicklung :der Studienberechtigten nach 
tendenzieller Stagnation bis 1987 da-
nach auf 130 000. bis 167.000 Stu-
dienanfänger im Jahr 1.995 zurück-
gehen, und dann in etwa bis zum Jahr 
2 000.konstant bleiben. - 

 

Die Zahl der Studenten, die sich 1965 
auf .1,3 Millionen belief, dürfte sich 
auf 0,9 bis 1 ,1 Millionen im Jahr 1995 
und auf 0,7 bis 0,9 Millionen im Jahr 
2 000 vermindern. 

- Die Zahl der Hochschulabsolventen 
dürfte von 144 000 im Jahr 1985 bis 
1994 auf 162 000 bis 200 000 noch zu-
nehmen. und .erst danach auf 112 000 
bis.. 144 000 Hochschulabsolventen im 
Jahr 2 000 absinken. 

Bei diesen Prognosen der Kultusminister-
konferenz handelt es sich nicht um poli-
tische Zielvorgaben für die weitere Ent-
wicklung des Hochschulwesens. Vielmehr 
wird betont, daß es darum geht, die 
voraussichtlichen quantitativen Entwick-
lungen anhand der vorliegenden Informa-
tionen über die Studienberechtigtenzah-
len und der bereits Studierenden zu-
nächst rein rechnerisch zu beschreiben.. 
Dabei wird der Spielraum für die Ent-
wicklungen durch eine Bandbreite darge-
stellt, die durch einen unteren und obe-
ren Wert begrenzt wird. Die Varianten 
der Prognose beschreiben also ein brei-
tes Feld, in dem sich die zahlenmäßige 
Entwicklung der Studienanfänger, 
Studenten und Hochschulabsolventen bei 
Eintreffen der zugrunde gelegten An-
nahmen bewegen dürfte (Übergangsquote 
in den Hochschulbereich in $ der Stu-
dienberechtigten je nach Variante 60 $ 
bis 80 $). 
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In den vergangenen Jahren hat sich ge-
zeigt, daß Veränderungen der den Hoch-
schulbereich beeinflussenden Randbedin-
gungen wie zum Beispiel die Entwicklung 
des Arbeitsmarktes, die Dauer der aka-
demischen Ausbildung, die Vielfalt in-
teressanter nichtakademischer Ausbil-
dungen und die Tatsache, daß gegen-
wärtig annähernd 30 % eines Geburts-
jahrganges in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Hochschulzugangs-
berechtigung erwerben, zu wechselndem 
Verhalten vieler Studienberechtigter 
geführt haben und noch führen werden. 

Der Trend in diesen Verhaltensänderun-
gen läßt sich in der Regel nur unvoll-
kommen vorhersehen. Ihre quantitativen 
Auswirkungen können aber so nachhaltig 
sein, daß Versuche von Prognosen der 
Studienanfänger, Studenten und Hoch-
schulabsolventen bis 2 000 immer stärker 
unter dem Vorbehalt noch nicht erkenn-
barer Einflüsse und Verhaltensweisen 
stehen müssen. 

2. Baden-Württemberg 

Bei den angeführten Prognosen der Kul-
tusministerkonferenz haben länderspezi-
fische Daten nur in eingeschränktem Um-
fang Eingang ins Prognosemodell gefun-
den: Durch Umfrage bei den Ländern 
wurden die zukünftigen Zahlen über ::ie 
deutschen 'und ausländischen -Schulabsol-
venten mit Hochschul- und Fachhoch-
schulreife sowie über die deutsche und 
ausländische gleichaltrige Wohnbevöl-
kerung ermittelt. Sodann wurden län-

 

derspezifische Studienberechtigungs-

 

quoten nach diesen Daten berechnet. 

Nicht einbezogen in den Bericht sind ne-
ben politischen Zielvorgaben für die wei-
tere Entwicklung im Hochschulwesen län-
derspezifische Prognosen zum Wande-
rungsverhalten im Hochschulbereich. 'Nie 
von' der Kultusministerkonferenz betont 
wird, können die zahlenmäßig für das 
einzelne Land bedeutsamen Wanderungen 
der Studenten von Land zu Land in von-

 

Tabelle 1 

Deutsche Studenten•) in der Bundesrepublik Deutschland im Wintersemester 1985/86 nach dem Land des 
Studienortes und dem Land der ständigen Heimatanschrift 

Mit ständiger Heimatanschrift 

Nordrhein-
Westfalen 

Nieder-
sachsen 

Berlin 
(West) 

Land des 
Studienortes 

Baden-
Württemberg 

Hessen Hamburg Bremen Bayern 

Anzahl 

Baden-Württemberg 137 374 7 382 636 

Bayern 13 055 163 001 467 

Berlin (West) 5336 3215 49912 

'Bremen 131 82 78 

Hamburg 892 440 - - •252 

Hessen 5 428 4 520 436 

Niedersachsen 1 628 1 092 455 

Nordrhein-Westfalen 5650 4.191 1048 

Rheinland-Pfalz 3 123 1 097 

Saarland 899 295 

Schleswig-Holstein 752 490 

Bundesgebiet 174 268 185805 53 627 

Anteile in %21 78,8 87,7 93,1  

462 588 6 629 4 017 8 641 

464 593 4 141 3 943 9 048 

1 038 1 065 2 968 6 838 8 947 

8188 111 36 4268 448 

980 31 178 • 825 8 979 2 746 

572 421 76 177 4 977 9 370 

2 815 1 642 5 528 89 274 11 527 

1 314 969 6 023 17 272 338402 

130 160 9 552 1 181 4 144 

41 46 316 371 917 

666 1 254 497 3 634 1 751 

16670 38 027 112 692 144 754 395 941 

49,1 82,0 . 67,6 61,7 85,5 

129 

37 

177 

• ) Nur Haupthörer. — 1) Studenten mit Heimatanschrift und Studienart im Land, in Prozent aller Studenten im Land des Studienortes. —

aller Studenten im Land der Heimatanschrift. 
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Anzahl 

 

in (im) ... 

außerhalb 
der Bundes-

republik 
und ohne 
Angabe 

Deutsche 
Studenten 
insgesamt 

Rhein-

 

land-

 

Pfalz 
Saarland 

Schleswig-
Holstein 

An-
teilei ) 

einander unabhängigen Vorausberechnun-
gen zum Hochschulbereich nicht so aus-
gewogen prognostiziert werden, daß eine 
spätere Zusammenfassung der Einzelprog-
nosen im Hochschulbereich hinreichend 
zuverlässige Bundesgebietsergebnisse er-
geben würde. 

 

Vor diesem Hintergrund wird für eine 
Prognose zur künftigen quantitativen 
Entwicklung im Hochschulbereich in 
Baden-Württemberg zunächst die Analyse 
der möglichen quantitativen Entwicklung 
des Il  Studenten-Imports11  Baden-Württem-
bergs in Gliederung nach deutschen und 
ausländischen Studenten im Vordergrund 
zu stehen haben. 

2.1 Entwicklung des Studenten-Imports/ 
Exports 1975 bis 1985 im direkten 
Ländervergleich 

Eine Auswahl statistischer Indikatoren zu 
treffen, anhand derer die Anziehungs-
kraft oder Attraktivität der Hochschulen 
eines Landes gemessen werden können, 
ist keineswegs einfach, da es in der 
amtlichen Statistik bislang keine speziell 

10 234 1 579 1 268 731 179 561 76,5 

2 605 669 1 092 623 199 701 81.6 

1 797 567 2033 329 84 045 59,4 

50 17 135 51 13 595 60,2 

392 90 10 552 110 57 436 54,3 

6 423 1 069 897 336 110626  68,9 

862 282 3 574 181 118860  75,1 

12 426 1 554 1 777 1 083 391 709 86,4 

32 956 4 127 283 157 57 039 57,8 

2 501 13 694 77 92 19 286 71.0 

271 94 20 330 47 29 963 67,9 

70 517 23 742 42 038 3 740 1 261 821 76,1 

46,7 57,9 48,4 76,1 

2) Studenten mit Heimatanschrift und Studienort im Land, in Prozent 

für diese Zielsetzung erhobenen Merkmale 
gibt. Wäre jedoch der Hochschulzugang 
uneingeschränkt und die Aufnahmekapa-
zität der Hochschulen Unbegrenzt, dann 
stünde mit der Zahl der Studenten an 
den Hochschulen eines Landes eiq solides 
Maß für die Nachfrage und zugleich für 
die Attraktivität der Hochschulen bereit. 

Im Hinblick auf diesen Sachverhalt ist in 
Tabelle 1 die Nachfrage nach Studien-
plätzen (Studenten aus dem Land) und 
zugleich auch das Angebot an Studien-
plätzen (Studenten im Land) nach Bun-
desländern aufgegliedert. Weil für eine 
solche Tabelle ein Länderabgleich erst 
dann vorgenommen werden kann, wenn 
die Ergebnisse der Hochschulstatistik für 
alle Bundesländer vorliegen, kann eine 
solche Aufgliederung nur mit gewisser 
zeitlicher Verzögerung vorgelegt werden. 

Tabelle 1 ist zu entnehmen, daß sich im 
Wintersemester 1985/86 an den Hochschu-

 

len Baden-Württembergs insgesamt 
179 561 deutsche Studenten befanden, 
von denen 137 374 (76,5 %) ihre ständige 
Heimatanschrift in Baden-Württemberg 
hatten und 42 187 in einem anderen Bun-
desland beheimatet waren. 

Von den 42 187 Studenten mit Heimatan-
schrift in einem anderen Bundesland 
stammte jeder Vierte (10 234 oder 
24,3 ä) aus Rheinland-Pfalz, jeder 
Fünfte aus Nordrhein-Westfalen (8 641 
oder 20,5.$), gefolgt von Studenten aus 
Bayern (7 382 oder 17,5 %), Hessen 
(6 629 oder 15,7 %) und Niedersachsen 
(4 017 oder 9,5 %). Die drei Anrainer-
Länder Baden-Württembergs stellten so-
mit insgesamt 57,5 % aller Hochschul-
studenten mit Heimatanschrift in einem 
anderen Bundesland. 

Von 174 268 'Studenten im Bundesgebiet, 
deren ständige Heimatanschrift in Baden-
Württemberg lag, befanden sich 36 894 
zum Hochschulstudium in einem anderen 
Bundesland. Die meisten Baden-Württem-

 

berger studierten in Bayern (13055 oder 

35,6 %), gefolgt von den Studienländern 
Nordrhein-Westfalen (5 650 oder 15,3 %), 
Hessen (5 428 oder 14,1 %) und Berlin 
(West) (5 336 oder 14,5 %). 

Den 5 336 Hochschulstudenten mit stän-
diger Heimatanschrift in Baden-Württem-
berg, die in Berlin(West) studierten, 
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standen - auch dies verdeutlicht Tabelle 
1 - lediglich 636 Studenten mit ständiger 
Heimatanschrift in Berlin(West) gegen-
über, die ihrerseits einen Studienort in 
Baden-Württemberg gewählt haben. 
Umgekehrt belief sich die Zahl von 
Studenten in Baden-Württemberg, deren 
Heimatanschrift in Rheinland-Pfalz lag, 
auf 10 234 gegenüber lediglich 3 123 
Studenten aus Baden-Württemberg, die 
an Studienorten in Rheinland-Pfalz stu-
dierten. Im direkten Ländervergleich 
ergibt sich somit für Baden-Württemberg 
mit + 7 111 Studenten der größte 9 m-
port-Überschuß" im Hochschulbereich 
gegenüber Rheinland-Pfalz, gefolgt von 
Nordrhein-Westfalen (+ 2 991), Nieder-
sachsen (+ 2 389) und Hessen (+ 1 201). 
Nennbare Export-Überschüsse sind 
-,außer gegenüber Berlin (West) 
(- 4 700) - insbesondere gegenüber 
Bayern (- 5 673) zu beobachten. 

In Schaubild 1 sind die Differenzen 
zwischen der Zahl der Studenten mit 
ständiger Heimatanschrift in Baden-Würt-
temberg, die in einem anderen Bundes-
land studieren, und der Zahl der Stu-
denten mit ständiger Heimatanschrift im 
anderen Bundesland, die ihrerseits an 
Hochschulen Baden-Württembergs studie-
ren, sowohl für das Wintersemester 
1975/76 als auch für 1985186 gegenüber-
gestellt. 

Wie im unteren Teil des Schaubildes 1 
für den gesamten Hochschulbereich deut-
lich wird, hatte Baden-Württemberg im 
Länder-Direktvergleich im Wintersemester 
1985/86 gegenüber den gleichen Ländern 
positive oder negative Salden wie bereits 
auch schon im Wintersemester 1975/76. 
Lediglich die Höhe der Salden, positiv 
wie negativ, ist, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, größer geworden. Damit hat 
sich selbst an der Rangfolge der posi-
tiven wie negativen Salden nicht allzu 
viel verändert. 

Den größten positiven Saldo wies Baden-
Württemberg im Hochschulbereich im Win-
tersemester 1975/76 gegenüber Rhein-
land-Pfalz auf (+ 6 161), gleiches gilt 
auch noch im Wintersemester 1985/86 
(+ 7 111). Den zweithöchsten positiven 
Saldo verzeichnete Baden-Württemberg 
1975/76 wie 1985/86 gegenüber Nord-
rhein-Westfalen, wobei hier allerdings 
der Saldo des Wintersemesters 1985/86 

(+ 2 991) etwas kleiner war als im Win-
tersemester 1975/76 (+ 4 043). Gegen-
über Berlin (West)_ und Bayern war der 
Saldo Baden-Württembergs in beiden 
Vergleichssemestern negativ. Auffällig ist 
dabei die deutliche Ausweitung im Saldo 
gegenüber Bayern. 

Im oberen und mittleren Teil des Schau-
bildes sind die Salden im Länder-Direkt-
vergleich zum einen für deutsche Stu-
denten an Universitäten, zum anderen 
für den übrigen Hochschulbereich ge-
trennt dargestellt. Wie nicht anders zu 
erwarten - in Baden-Württemberg befin-
den sich sieben von zehn Studenten an 
einer Universität -' dominiert und be-
stimmt der Saldo für Studenten an Uni-
versitäten den Saldo für den Hochschul-
bereich insgesamt. 

Der hohe positive Saldo Baden-Württem-
bergs im Direktvergleich mit Rheinland-
Pfalz resultiert dabei aus der hohen 
Attraktivität, die insbesondere die Uni-
versitäten Mannheim, Karlsruhe und Hei-
delberg für Studenten aus Rheinland-
Pfalz haben. Studenten aus Nordrhein-
Westfalen präferieren in besonderer Weise 
ein Studium an den Universitäten Frei-
burg und Tübingen, Studenten mit stän-
diger Heimatanschrift in Hessen ein Stu-
dium in Mannheim und Heidelberg. Stu-
denten aus dem Saarland zieht es zum 
Studium besonders nach Karlsruhe, und 
Studenten aus Bayern bevorzugen ein 
Studium an der Universität Ulm. Die 
Universitäten Stuttgart, Hohenheim und 
Tübingen werden überproportional häufig 
von Studenten mit ständiger Heimatan-
schrift in Baden-Württemberg selbst be-
sucht. Auch der übrige Hochschulbe-
reich, beispielsweise die Pädagogische 
Hochschule in Heidelberg und die Fach-
hochschule für Technik in Mannheim, 
werden in hervorzuhebendem Maße von 
Studenten aus Rheinland Pfalz und 
Hessen präferiert, gleiches gilt für die 
Fachhochschule Ulm hinsichtlich Studen-
ten aus Bayern. 

2.2 Entwicklung des Studenten-Imports 
1975 bis 1985 im bundesweiten Ver-
gleich 

In den erwähnten Zahlen spiegeln sich 
zum einen Präferenzenunterschiede bei 
der Wahl der Studienorte wider. Zum an-
deren klaffen in einzelnen Bundesländern 
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jedoch auch das Angebot an und die lan-
deseigene Nachfrage nach Hochschulplät-
zen stark auseinander, sodaß ein Aus-
gleich zwischen Angebot und Nachfrage 
auch aufgrund von Auswahlverfahren 
und Ortsverteilungsverfahren durch die 
Zentralstelle für die Vergabe von Stu-
dienplätzen (ZVS) Platz greifen kann. 
Wie bei einem Vergleich zwischen den 
landesspezifischen Werten der "Insge-
samt"-Spalte der Tabelle 1 - sie ist 
Indikator der Angebotsseite - und der 
"Bundesgebiet"-Zeile -'sie reflektiert die 
Nachfrage - deutlich wird, übersteigt 
speziell in den Stadtstaaten Berlin (West) 
(besondere politisch geographische Lage) 
und Hamburg (direktes Einzugsgebiet 
von Schleswig-Holstein und Niedersach-
sen) das Angebot an Studienplätzen die 
heimatliche Nachfrage. Dies ist aber 
aufgrund der besonderen Situation dieser 
Stadtstaaten auch kein überraschendes 
Ergebnis. 

Interessanter für den Vergleich der Wan-
derungsströme sind die Verhältnisse in 

den Flächenstaaten. Die Differenzbildung 
zwischen diesen beiden Wanderungs-
größen ergibt hier eine positive Import-
Bilanz für Bayern (+ 13 896) und Baden-
Württemberg (+ 5 293). 

Unter den Ländern mit negativer Import-
Export-Bilanz, also mit Export-Über-
schuß gegenüber den anderen Bundes-
ländern, stand im Wintersemester 1985/86 
Niedersachsen an der Spitze (-. 25 894), 
gefolgt von Rheinland-Pfalz (- 13 478) 
und Schleswig-Holstein (- 12 075); die 
Länder Saarland (- 4 456), Nordrhein-
Westfalen (- 4 232), Bremen (- 3 075) 
und Hessen (- 2 066) verzeichnen 
gleichfalls negative Werte, jedoch auf 
recht niedrigem Niveau. 

Prinzipiell wird anhand der Wänderungs-
matrix und der aus ihr abgeleiteten Ana-
lysen damit deutlich, daß für die Mehr-
heit der Hochschulstudenten der ge-
wählte Studienort im eigenen Bundesland 
liegt. Bei Wanderung in andere Bundes-
länder wird, sofern dies möglich ist, in 

der Regel ein angrenzendes Bundesland 
bevorzugt, die Ferne zum elterlichen 
Heimatwohnort soll möglichst leicht 
überwindbar bleiben. Ein nicht unerheb-
licher Anteil der Entscheidungen beim 
Wanderungsverhalten ist aber das Ergeb-
nis der z.T, deutlich negativen Diffe-  

renzen . zwischen landesspezifischem 
Angebot .  und landesspezifischer Nach-
frage nach Studienplätzen,. Ein ebenfalls 
nicht unbedeutender Teil der Studenten 
schließlich entscheidet sich bei der Wahl 
des Studienortes auch gezielt für die 
Ferne vom Elternwohnort. 

Eine positive Import-Export-Bilanz ge-
genüber den anderen Bundesländern hat 
im Hochschulbereich in Baden-Württem-
berg Tradition. Wie Tabelle 2 zu ent-
nehmen ist, betrug der Import-Über-
schuß im Zeitraum vom Wintersemester 
1975/76 bis zum Wintersemester 1985/86 
stets zwischen 5 300 bis 10 300 Studen-
ten je Semester, mit tendenziell rück-
läufiger Entwicklung seit dem Winterse-
mester 1981/82. Die "Insgesamt"-Spalte 
der Tabelle 2 verdeutlicht, daß. das An-
gebot an Studienplätzen an baden-würt-
tembergischen Hochschulen .in diesem 
Zeitraum deutlich zugenommen hat: be-
fanden sich im Wintersemester 1975/76 
lediglich rd. 124 000 deutsche Studenten 
an den Hochschulen dieses Landes, so 
waren es im. Wintersemester 1985/86 rd. 
180 000 (+_44,9 %). Der Anteil der Stu-
denten mit ständigem Wohnsitz in Baden-
Württemberg an der Gesamtzahl der Stu-
denten im Land, lag für den gesamten 
Zeitraum bei 76 bis 77 %, also fast stets 

genau bei drei Viertel. Dies bedeutet, 

daß von der . Angebotsausweitung ein-

 

heimische wie auch deutsche Studenten 

aus anderen Bundesländern zu gleichen 
Anteilen profitiert haben. Zugleich sind 
die konstanten Anteile aber euch - zu 
einem geringeren Teil - als Ergebnis der 
Arbeit der Zentralstelle für die Vergabe 

von Studienplätz 
-
en zu .sehen, die Ange-

 

bot und Nachfrage nach Studienplätzen 
in den einzelnen Studiengängen, die sich 
bislang im Verteilungs- und Auswahlver-
fahren befinden, entsprechend steuerte. 

Daß trotz deutlicher Angebotsausweitung 
an Studienplätzen sich im betrachteten 
Zeitraum der Import-Überschuß Baden-
Württembergs im Hochschulbereich ver-
ringert hat, liegt, wie aus Tabelle 2 zu 

ersehen ist, somit praktisch ausschließ-
lich an der überproportionalen Zunahme 
der Studenten mit Wohnsitz in Baden-
Württemberg, die außerhalb Baden-Würt-
tembergs im Bundesgebiet studieren. 
Ihre Zahl hat sich vom Wintersemester 
1975/76 bis zum Wintersemester 1985/86 
von 19 300 auf 36 900 (+ 91,7 %) erhöht. 
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Tabelle 2 

Deutsche Studenten`) an Hochschulen in den Wintersemestern 1975/76 bis 1986/87 nach Land 
des Studienortes und Land der ständigen Heimatanschrift 
— auf Baden-Württemberg bezogener Ausschnitt — 

Studenten in Baden-Württemberg 

davon mit ständiger Heimatanschrift 

in Baden-Württemberg .
I

_  außerhalb Baden-Württembergs 

Studenten mit ständiger 
Heimatanschrift in Baden-

 

Württemberg, die 
außerhalb 

Baden-Württembergs 
studieren 

Import-

 

Export-

 

Bilanz 

Winter-

semester 

insgesamt 

Anzahl 

1975/%6 

1976/77 

1977/78 

1978/79 

1979/80 

1980/81 

1981/82 

1982/83 

1983/84 

1984/85 

1985/86  

123 891 

127 232 

129893 

129 987 

131 462 

138 598 

152 301 

161 432 

170 495 

176 585 

179 561  

94 356 29 535 

97 214 30 018 
99 754 30 139 

100 237 29 750 
101 606 29 856 

107 222 31 376 

115 800 36 501 

122 800 38 632 

129 921 40 574 

134 823 41 762 

137 374 42 187  

19 250 

19 740 

20 952 

21 999 

22 793 

24 348 

27 138 

29 851 

32 689 

34 989 

36 894  

+ 10 285 

+ 10 278 

+ 9 187 
+ 7 759 

+ 7 063 
+ 7 028 

+ 9 363 

+ 8 781 

+ 7 885 
+ 6 773 

+ 5 293 

') Nur Haupthörer. 

Im unteren Teil von Schaubild 2 ist ein 
Vergleich der Import-Export-Bilanz der 
einzelnen Länder im Hochschulbereich für 
die Wintersemester 1975/76 und 1985/86 
dargestellt. Es zeigt sich, daß prinzipiell 
die Länder mit Import-Überschuß im Win-
tersemester 1985/86 bereits auch im Win-
tersemester 1975/76 eine solche positive 
Import-Export-Bilanz aufwiesen, und daß 
für die mit Export-Überschuß im Winter-
semester 1985/86 auch eine negative Im-
port-Export-Bilanz im Wintersemester 
1975/76 zu beobachten war. 

Im Semestervergleich 1975/76 mit 1985/86 
sind die Salden, positiv wie negativ 
durchweg größer geworden, wobei sogar 
auch die Rangfolge in der Höhe der 
positiven oder negativen Salden der 
jeweiligen Länder im Wintersemester 
1985/86 prinzipiell noch die gleiche ist, 
wie bereits im Wintersemester 1975/76. 
Beispielsweise verzeichnete Berlin, das 
im Wintersemester 1985/86 den größten 
Import-Überschuß aller Bundesländer 
aufwies, auch schon im Wintersemester 
1975/76 den höchsten Import-Überschuß, 
und, umgekehrt, Niedersachsen 1.975/76 
und 1985/86 jeweils den höchsten Ex-
port-Überschuß. Neben Baden-Württem-
berg als Ausnahme - hier war infolge  

der .deutlichen Zunahme baden-württem-
bergischer Studenten, die außerhalb 
Baden-Württembergs im Bundesgebiet 
studieren, der Import-Überschuß 1985/86 
kleiner als 1975/76, ist auch Nordrhein-
Westfalen zu erwähnen. Hier hat sich 
- abweichend vom generellen Trend -
der Exportüberschuß im Vergleich von 
1975/76 mit 1985/86 nicht vergrößert, 
sondern verringert. 

Im oberen und mittleren Teil von Schau-
bild 2 sind zum einen die Import-Export-
Bilanz der jeweiligen Länder für deut-
sche Studenten an Universitäten, zum 
anderen für den übrigen Hochschulbe-
reich getrennt dargestellt. Wie bereits 
schon bei Schaubild 1 deutlich wurde, 
dominiert und bestimmt der Saldo für 
Studenten an Universitäten den Saldo für 
den Hochschulbereich insgesamt (Tabelle 
3). Gleichwohl hat der bereits seit Jah-
ren positive Import-Überschuß Baden-
Württembergs für den Hochschulbereich 
ohne Universitäten mit rd. 2 300 Stu-
denten im Wintersemester 1985/86 eine 
beachtliche Größenordnung erreicht, wo-
bei dies insbesondere auf den positiven 
Saldo im Fachhochschulbereich zurückzu-
führen ist. 
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Tabelle 3 

Deutsche Studenten") an Universitäten in den Wintersemestern 1975/76 bis 1986/87 nach Land des 
Studienortes und Land der ständigen Heimatanschrift 
- auf. Baden-Württemberg bezogener Ausschnitt - 

Winter-

semester  

Studenten in Baden-Württemberg . 

davon mit ständiger Heimatanschrift 

in Baden-Württemberg außerhalb Baden-Württembergs 

Studenten mit ständiger 
Heimatanschrift in Baden-

 

Württemberg, die 
außerhalb 

Baden-Württembergs 
studieren 

Import-

 

Export-

 

Bilanz insgesamt 

Anzahl 

 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1978/79 

1979/80 

1980/81 

1981/82 

1982/83 

1983/84 

1984/85 

1985/86  

79 504 

82 521 

86 210 

88 324 

89 225 

94 527 

102587 

108 293 

115 200 

120 480 

123 308 

23 31 1 

23 503 

23 783 

23 628 

23 697 

24724 

26 699 

27 976 

29 744 

30 825 

31 601  

15 547 

15 949 

16 943 

17840 

18 411 

20065 

22 089 

23 942 

26 002 

27 324 

28 574  

+ 7 764 

+ 7 554 

+ 6 840 

+ 5 788 

+ 5 286 

+ 4 659 

+ 4 610 

+ 4 034 

+ 3 742 

+ 3 501 

+ 3 027 

56 193 

59 018 

62 427 

64 696 

65 528 

69 803 

75 888 

80 317 

85 456 

89 655 

91 707 

').Nur Haupthorer. 

 

2.3 _Voraussichtliche künftige Entwick-
- Jung des Studentenimports 

 

Da- .aufgrund der demographischen Ent-
wicklung davon auszugehen ist, daß in 
ein paar Jahren die Studienanfängerzah-
len sehr deutlich zurückgehen und mit 
gewisser zeitlicher Verzögerung dann 
auch die Studentenzahlen, stellt sich die 
Frage nach der Konsequenz dieser Ent-
wicklung für das künftige Wanderungs-
verhalten im Hochschulbereich. 

In den letzten Jahren hat ein Teil der 
Studienbewerber aufgrund der Zulas-

 

sungsbeschränkungen (Auswahlverfah-

 

ren, .Ortsverteilungsverfahren) sein 
Studium an' einer Hochschule aufgenom-
men, an der er sich bei uneingeschränk-
ter, also freier Auswahl nicht imma-
trikuliert hätte. - Weniger attraktive 
Hochschulen haben von dieser Situtation, 
wie Giese, Hoehl und Langer ausführen, 
profitiert, vor allem solche, . die über  

einen großen Anteil zulassungsbe-
schränkter Studienplätze verfügen 21. 

Wenn bei rückläufigen Studienanfänger-
zahlen damit zu rechnen ist, daß die Zu-
lassungsbeschränkungen schrittweise ' zu-
rückgenommen werden, zumindest für 
einen Teil der Fächer, wird dieser Ab-
bau dazu führen, daß, sich das Wande-
rungsverhalten der Studenten neu orien-
tieren kann. Weniger attraktive Hoch- 
schulen, die bislang .bedeutsame Teile 
ihrer Studentenschaft durch die Zen-

 

2 Vgl. Giese, Hoehl, Langer: Anzie-
hungskraft und Wettbewerbsfähigkeit 
wissenschaftlicher Hochschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland. Beiträge 
zur Hochschulforschung 1/2 - 1986, 
Hrsg. 7Bayerisches Staatsinstitut für 
Hochschulforschung und Hochschulpla-
nung. 
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tralstelle für die Vergabe von Studien-
plätzen zugeteilt bekommen haben, hätten 
dann unter neuen Bedingungen nur noch 
einen unterproportionalen Zugang zu er-
warten. Dies ist insbesondere deshalb 
von Bedeutung, da nach der bisherigen 
Diskussion in den Gremien der ZVS be-
reits zum Sommersemester 1988 die Stu-
diengänge Rechtswissenschaft und Volks-
wirtschaftslehre aus dem Verteilungs-
verfahren ausbezogen werden sollen. 

Wie die dargelegten Entwicklungstenden-
zen belegen, ist für den Hochschulbe-
reich in Baden-Württemberg von Folgen-
dem auszugehen: 

- Ein Abbau der Zulassungsbeschränkun-
gen im Zuge sinkender Studentenzahlen 
dürfte dazu führen, daß in den näch-
sten Jahren die Zahl und der Anteil 
der Hochschulstudenten mit Heimatan-
schrift in Baden-Württemberg, die 
außerhalb Baden-Württembergs im Bun-
desgebiet und insbesondere in Berlin 
(West) studieren, sinken werden. 

- Aus dem Wanderungsverhalten der Ge-
genwart und der unmittelbaren Vergan-
genheit sind ferner Anzeichen dafür zu 
erkennen, daß baden-württembergische 
Hochschulen für Studenten außerhalb 
Baden-Württembergs ihre z.T. traditio-
nell tief verankerte Attraktivität weiter 
ausbauen können (vgl. auch Giese) 3). 

- Von daher ist bei einem Abbau der Zu-
lassungsbeschränkungen in der Zu-
kunft eine erneute Vergrößerung des 
Import-Überschusses im Hochschulbe-
reich trotz der demographischen Ent-
wicklung wahrscheinlicher als eine 
Stagnation oder Verkleinerung. 

2.4 Ausländische Studenten in Baden-
Württemberg 

Für ein stark exportorientiertes Land 
kommt neben dem grenzüberschreitenden 
Waren- und Dienstleistungsverkehr unter 
anderem auch dem Austausch im Kultür-
und Bildungsbereich, speziell im Hoch-

 

3 Vgl. Giese, E:. Leistungsmessung 
wissenschaftlicher Hochschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland. Manus-
kript eines Vortrags am 2. Oktober 
1986 auf dem 35. Kongreß der Deut-
schen Gesellschaft für Psychologie in 
Heidelberg. 

Schulbereich, große Bedeutung zu. Als 
ein wirksames Instrument der internatio-
nalen Zusammenarbeit mit dem Ziel des 
gegenseitigen Wissenschaftstransfers 
kann dabei der Studienaufenthalt deut-
scher Studenten im Ausland wie anderer-
seits der Deutschlandaufenthalt ausländi-
scher Studenten angesehen werden. 

Zahlen darüber, wieviele Studenten aus 
Baden-Württemberg derzeit im Ausland 
studieren dürften, sind nur im Wege 
grober Schätzung errechenbar, das hier 
nur auf Bundesebene verfügbare Daten-
material enthält auch aufgrund zahl-
reicher Erfassungsprobleme eine Reihe 
von Unsicherheiten 4i. Gleichwohl könnte 
bei einer für 1985 geschätzten Zahl von 
24 300 deutschen Studenten im Ausland 
insgesamt, die Zahl baden-württember-
gischer Studenten im Ausland bei ca. 
3 500 gelegen haben. Wie Tabelle 4 zu 
entnehmen ist, in der für das Winter-
semester 1986/87 an den Hochschulen 
Baden-Württemberg insgesamt 11 100 
ausländische Studenten nachgewiesen 
werden, ist demnach auch im Hinblick 
auf die die Grenzen der Bundesrepublik 
überschreitenden Wanderungen im Hoch-
schulbereich die Import-Export-Bilanz 
Baden-Württembergs deutlich .positiv. 

Wie Tabelle 4 zu entnehmen ist, hat sich 
insbesondere seit dem Wintersemester 
1979/80 die Zahl der an baden-württem-
bergischen Hochschulen studierenden 
Ausländer stetig erhöht. Gleichwohl 
haben die ausländischen Hochschul-
studenten von der Kapazitätserweiterung 
im Hochschulbereich nur unterpropor-
tional profitiert, was daran liegen kann, 
daß für ein Studium von Ausländern 
gewisse Grenzen - vor allem finanzielle 
Beschränkungen - gesetzt sind. Während 
im Wintersemester 1975/76 der Auslän-
deranteil bei 6,3 % lag, betrug er im 
Wintersemester 1986/87 nur 5,8 %. 

Das Gros ausländischer Hochschulstuden-
ten in Baden-Württemberg besuchte im 
Wintersemester 1986/87 die Universitäten 
des Landes (83,5 %). Trotz absolut stei-
gender Studentenzahlen insbesondere ab 

4 Vgl. Statistisches Bundesamt: Deutsche 
Studenten im Ausland. Ein statistischer 
Überblick von 1975 bis 1985. Wiesbaden 
1986, StB A - VII C - 5.01. 
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Tabelle 4 

Deutsche und ausländische Studenten*) an den Hochschulen Baden-Württembergs in den 
Wintersemestern 1975/76 bis-1986/87 

Alle Hochschulen Darunter Universitäten 

davon  davon 

Ausländer Ausländer Winter-
semester  

Studenten 

insgesamt  
insgesamt 

Anteil an den 
Studenten 
insgesamt 

Studenten 
insgesamt  

insgesamt 
Anteil an den 

Studenten 
insgesamt 

Deutsche Deutsche 

Anzahl Anzahl 

  

6.3 

6,3 

6,1 

6,2 

6,1 

6,2 

5,9 

5.8' 

5,7 

5,6 

5.6 . 

5.8 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1978/79 

1979/80 

1980/81 

1981/82 

1982/83 

1983/84 

1984/85 

1985/86 

1986/87  

132 293 

136 770 

139 270 

139 597 

140 026 

147 768 

161 885 

171 358 

180 789 

187 054 

190 301 

193 419  

123 899 

128 195 

130 732 

130 917 

131 462 

138 598 

152 301 

161 432 

170 495 

176 585  

86 583 

90 635 

94 198 

96 471 

96 277 

102 101 

110 426 

116 404 

123.643 

129 121 

132 181 

135 831  

79 627 

83 480 

87 049 

89 253 

89 225 7 052 

94 527 7 574 

102 587 7 839 

108 293 8 111 

115200 8 443 

120 480 8641 

123906 6873 

126 522 9 309 

8 394 

8 575 

8 538 

8 680 

8 564 

9 170 

9 584 

9926 

10 294 

10 469 

6 956 

7 155 

7 149 

7 218 

8,0 

7,9 

7,6 

7,5 

7.3 

7,4 

7,1 

7.0 

6.8 

6.7 

6.7 

6,9 

179 561 10 740 

182 276 11 143 

') Bis Wintersemester 1978/79 Haupt- und Nebenhörer, ab Wintersemester 1979/80 nur Haupthörer; ohne Beurlaubte. 

 

dem Wintersemester 1979/80 um ein Drit-
tel hat sich der Anteil ausländischer 
Studenten an Universitäten ab dem Win-
tersemester 1975/76 von 8,0 % bis zum 
Wintersemester 1984/85 auf 6,7 % ver-
ringert, um erst danach wieder leicht 
auf 6,9 % im Wintersemester 1986/87 an-
zusteigen. 

Baden-Württemberg weist damit im Län-
dervergleich nach Nordrhein-Westfalen 
die. zweithöchste Zahl ausländischer 
Hochschulstudenten auf, im Ausländer-
anteil steht es (abgesehen von Berlin 
(West)) an der Spitze (5,8 %) noch vor 
Nordrhein-Westfalen (5,5 %) (Tabelle 5). 

Die Ausländerquote bei Studenten im 
ersten Hochschulsemester lag im Winter-
semester 1986/87 bundesweit mit 6,1 % 
nur leicht über dem Durchschnittswert 
für alle Hochschulstudenten (5,6 %). Um 
so bemerkenswerter ist hier die für Ba-
den-Württemberg nachgewiesene Auslän-
derquote von 9,5 %. Mit rund 2 400 aus-
ländischen Studenten im ersten Hoch-
schulsemester lag hier Baden-Württem-
berg an der Spitze aller Bundesländer, 
fast jeder vierte ausländische Studien-  

anfänger im Bundesgebiet hat somit im 
Wintersemester 1986/87 Baden-Württem-
berg als Studienland gewählt. 

 

Die Ausländerquote bei Studenten an 
Universitäten lag im Wintersemester 
1986/87 bundesweit bei 6,0 %, in Ba-
den-Württemberg bei 6,9 % (Tabelle 6). 
Bei den Universitätsstudenten im ersten 
Hochschulsemester, den Studienanfän-
gern, betrug die Ausländerquote bun-
desweit 7,5 %, in Baden-Württemberg 
demgegenüber 12,4 %. Kein anderes Bun-
desland wies damit bei den Studienan-
fängern eine so hohe Ausländerquote auf 
wie Baden-Württemberg. 27 %. aller Stu-
dienanfänger im Bundesgebiet haben sich 
im Wintersemester 1986/87 für den Stu-
dienbeginn an Universitäten in Baden-
Württemberg entschieden, ein deutlicher 
Hinweis auf die hohe aktuelle Attrakti-
vität, die die Universitäten Baden-
Württembergs für ausländische Studenten 
haben. Dies umso mehr, weil Studien-
plätze für Ausländer nicht zentral durch 
die ZVS, sondern durch Direktbewer-
bung ausländischer Studenten bei der 
von ihnen präferierten -Universität ver-
geben werden. 
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Tabelle 5 

Deutsche und ausländische Studenten an Hochschulen im Wintersemester 1986/87 nach Bundesländern 

Studenten an Hochschulen 

davon darunter im 1. Hochschulsemester 

Ausländer Ausländer 
Bundesland7)  insgesamt 

Anteil an den 
Studenten 
insgesamt 

Anteil der Ausländer 
an den Studenten im 

ersten Hochschul-
semester insgesamt 

Deutsche Deutsche 
insgesamt insgesamt 

Anzahl 

 

Anzahl 

 

9.5 

5.5 

9.7 

5,3 

52 

7,5 

4,7 

4,3 

5,9 

10,1 

5.5 

22 976 2 400 

31 152 1 812 

6 061 649 

2 737 153 

5,8 

4,1 

10,1 

6.8 

5,5 

7,0 

4,2 

5,5 

5,0 

6,5 

4,7 

193 419 182 276 11 143 

219 063 210 177 8 886 

96 974 87 137 9 837 

15 786 14 715 1 071 

60 520 57 215 3 305 

120 734 112 234 8 500 

128 087 122 649 5 438 

421 132 398 070 23062 

61 051 58 01 1 3 040 

21 073 19 706 1 367 

31 573 30 097 1 476 

1 369 412 1 292 287 77 125 5,6  

5113 282 

15836 1 290 

16415 807 

49 001 2 213 

8 229 515 

2 720 307 

3 766 221 

164 006 10 649 6,1 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin (West) 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 

Bundesgebiet 

1) Für Baden-Württemb rg endgültige, für die übrigen Bundesländer vorläufige Ergebnisse 

Es zeigt sich, daß Ausländer dabei über-
proportional häufig an den Universitäten 
Stuttgart. (8,5 %), ,Heidelberg (8,2 %) 
und Freiburg (7,3 %) vertreten sind. Im 
übrigen Hochschulbereich verzeichnen 
insbesondere die Kunsthochschulen hohe 
Ausländeranteile (10,8 %) und hier 
speziell die Kunsthochschulen für Musik 
in Karlsruhe (16,1 %) und in Heidel-
berg-Mannheim (12,1 %). An den Fach-
hochschulen (ohne Verwaltungsfach-
hochschulen) sind Ausländer nur unter-
proportional vertreten (3,6 %). Gleich-
wohl verzeichnen einzelne Fachhoch-
schulen, wie beispielsweise die Fach-
hochschulen in Reutlingen (9,8 %) und 
Konstanz (5,9 %) beachtliche Auslän-
deranteile. 

Für den Hochschulbereich in Baden-
Württemberg ist im Blick auf das in-
ternationale Wanderungsverhalten von 
folgenden Tendenzen auszugehen: 

- Es kann damit gerechnet werden, daß 
sich bei schrittweiser Zurücknahme der 
Zulassungsbeschränkungen der Anteil 
baden-württembergischer Studenten,, 
die im Ausland studieren, zumindest 
nicht erhöhen dürfte. Ein Teil dieser  

Studenten ist nämlich aufgrund derzei-
tiger Zulassungsbeschränkungen zum 
Auslandsstudium veranlaßt worden. 

- Gerade aktuellste Zahlen für den Hoch-
schulbereich und hier insbesondere für 
Universitäten belegen die hohe Attrak-
tivität, die ein Hochschulstudium in 
Baden-Württemberg für ausländische 
Studenten besitzt. Von daher wäre im 
Zuge der Entspannung bei der Überla-
stung im Hochschulbereich Raum für 
eine Erhöhung der Zahl ausländischer 
Hochschüler gegeben. Für den Fall un-
eingeschränkten Zugangs zu den Hoch-
schulen Baden-Württembergs ist aus 
derzeitiger Sicht .eine künftige Ver-
größerung. des Import-Überschusses 
Baden-Württembergs aus internationaler 
Wanderung wahrscheinlich. 

3. Voraussichtliche Entwicklung im Hoch-
schulbereich bis zum Jahr 2000. 

Wie in den vorangegangenen Abschnitten 
dargelegt wurde, stellt die bundeslän-
derübergreifende und die internationale 
Bildungswanderung eine bedeutsame Ein-
flußgröße für die Entwicklung der Stu-
dentenzahlen im Hochschulbereich in 
Baden-Württemberg dar. Für den er-

 

66 



Bundesland 1) 

 

Tabelle 6 

Deutsche und ausländische Studenten an Universitäten im Wintersemester 1986/87 nach Bundesländern 

Studenten an Universitäten 

davon darunter im 1. Hochschulsemester 

Ausländer 

Anteil an den 
Studenten 
insgesamt 

Ausländer 

Anteil der Ausländer 
an den Studenten im 

ersten Hochschul-
semester insgesamt 

.insgesamt 
Deutsche. Deutsche 

insgesamt insgesamt 

Anzahl Anzahl 

  

135 831 
163 914 

81 285 
9713 

45 180 
74287 

100 545 
243 945 
42 434 
17 485 
18 442  

126 522 9 309 
156 548 7 366 
72 628 8 657 
8 988 725 

43 000 2 180 
68 926 5 361 
95949 4 596 

230782 93163 
39 993 2 441 
16 373 1 112 
17520 922 

Baden-Württemberg 
Bayern 
Berlin .(West) 
Bremen 
Hamburg 
Hessen 
Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 
Schleswig-Holstein 

Bundesgebiet 

6,9 14 797 2097 124 
4,5 20 545 1 495 6,8 

10,7 4 186 505 10,8 
7,5 1 232 92 6,9 
4,8 3 750 190 4,8 
7,2 8 634 852 9.0 
4,6 11 711 706 5,7 
5,4 22 708 1 030 4,3 
5.8 4 763 427 6,2 
6,4 2051 237 10,4 
5,0 2085 157 7,0 

933061 877 229 55 832 6.0 96462 7 788 7,5 

1) Für Baden-Württemberg endgültige. für die übrigen Bundesländer vorläufige Ergebnisse. 

wähnten Sachverhalt, daß bei den 
überregionalen Prognosen der Kultus-

 

ministerkonferenz länderspezifische 
Prognosen zum Wanderungsverhalten 
nicht einbezogen werden konnten, er-
geben sich hieraus Folgerungen. 

Von daher hat das Ministerium für Wis-
senschaft und Kunst seiner an die über-
regionalen Prognosen der Kultusminister-
konferenz angelehnten Prognose zur 
künftigen quantitativen Entwicklung im 
Hochschulbereich entsprechende An-
nahmen zugrunde gelegt: Allgemein 
wurde in Anlehnung an die Berechnun-
gen der Kultusministerkonferenz un-
terstellt, daß die Übergangsquote der 
Studienberechtigten, die gegenwärtig 
etwa 70 % beträgt, mittel bis langfristig 
wieder ansteigt. Dabei wurde eine über 
die Vorausberechnungen der Kultus-
ministerkonferenz hinausgehende Quote 
von 85 % verrechnet und dieser höhere 
Wert, die Kultusministerkonferenz 
rechnet mit einem oberen Wert von 80 %, 
mit einem ansteigenden Importüberschuß  

und einer besonderen Attraktivität der 
baden- württembergischen Hochschulen 
begründet 51. Wie die detaillierte Analyse 
zur voraussichtlichen künftigen Ent-
wicklung des Wanderungsverhaltens im 
Hochschulbereich belegt hat, handelt es 
sich somit um eine wohlbegründete Modi-
fikation. 

Im Übrigen wird bei der Prognose von 
folgenden Annahmen ausgegangen: 

- Bei den Universitäten wird unterstellt, 
daß der Ausbau von Aufbaustudiengän= 
gen und die Verstärkung der natur-
und ingenieurwissenschaftlichen Stu-
diengänge zu einem im Vergleich zu 
den Studienanfängerzahlen verhalte-
neren Rückgang der Studienzahlen füh-
ren wird. 

5 Landtag . von Baden- Württemberg, 
Drucksache 9/3516 vom 17.9.1986. 
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- Bei der Entwicklung der Studentenzah-
len an den Staatlichen Fachhochschulen 
(ohne 'öffentliche Verwaltung) wird an-
genommen, daß der Rückgang der Stu-
dienplatznachfrage an den überwiegend 
ingenieurwissenschaftlich orientierten 
Fachhochschulen wegen der guten Ar-

 

beitsmarktchancen der Absolvell en 
eher unterproportional verlaufen wird. 
Für die Entwicklung der Studentenz;.h-
len an den Verwaltungsfachhochschulen 
kann - wie bei den nichtstaatlichen 
Fachhochschulen - von einem demogra-
phisch bedingten Rückgang der Stu-
dentenzahlen ausgegangen werden. 

Nach den Ergebnissen dieser Prognose 
dürften die Studentenzahlen an den 
Hochschulen Baden-Württembergs bis 
1987/88 nur noch leicht auf rd. 
198 000 Studenten ansteigen (Tabelle 
7). Danach ist mittelfristig bis 1990 mit 
einem zunächst noch langsamen und 
erst ab dann beschleunigten Rückgang 
der Studentenzahlen auf 151 000 im 
Jahr 1995 zu rechnen. Für das Jahr 
2000 könnte die Studentenzahl im 
Hochschulbereich bei 139 000 liegen. 
Die Berufsakademien sind in der dar-
gestellten Entwicklung der Studenten-
zahlen an Hochschulen nicht enthalten. 

Der, künftige Rückgang der Studenten-
zahlen insbesondere ab dem Jahr 1988 
dürfte. an den Universitäten etwas 
deutlicher .ausfallen als im übrigen 
Hochschulbereich. Die Abnahme der 
Studentenzahlen zwischen 1988 und 
2000. könnte an Universitäten rund 36 % 
betragen, im übrigen Hochschulbereich 
15 % (darunter mit einem Rückgang, 
der Studentenzahlen an Fachhochschu-
len um 2.1 %). Gleichwohl sind für das 
Jahr 2000 Studentenzahlen zu erwar-
ten, wie sie in der zweiten Hälfte der 
Siebzigerjahre beobachtet wurden_. Da-
mals waren an den Hochschulen Baden-
Württembergs insgesamt im Durch-

 

schnitt 140 000 Studenten immatri-

 

kuliert. 

Geht man davon aus, daß die Hoch-
schulen derzeit und in den vergan-
genen Jahren den Ansturm der gebur-
tenstarken Jahrgänge nur unter An-

 

strengung aller Kräfte gemeistert 
haben, ergibt sich aus der langfri-
stigen Abnahme der Studentenzahlen  

für die Hochschulen die Möglichkeit, 
allmählich wieder zu einer Normalsi-
tuation zurückzufinden. 

Wenn schon die Kultusministerkonfe-
renz darauf hingeweisen hat, daß aus 
ihren Prognoseergebnissen keine un-

 

mittelbaren finanzpolitischen Folge-

 

rungen gezogen werden können, gilt 
dies in verstärktem Maße für Baden-
Württemberg. Aufgrund der besonde-

 

ren Attraktivität baden-württember-

 

gischer Hochschulen und aufgrund des 
Umstandes, daß künftig für weniger 
Hochschüler aus Baden-Württemberg 
Anlaß zu einem Studium in anderen 
Bundesländern besteht, dürfte sich 
der Import-Überschuß Baden-Württem-
bergs im Hochschulbereich in den 
kommenden Jahren wieder vergrößern. 
Daraus folgt, daß sich der langfristige 
Rückgang der Studentenzahlen an den 
Hochschulen Baden-Württembergs, ver-
glichen mit der bundesweiten Entwick-
lung, nur in abgeschwächter Form 
vollziehen wird. 

Tabelle 7 

Entwicklung der Studentenzahlen an Hochschulen 
in Baden-Württemberg bis zum Jahr 2000 

Studenten an Hochschulen 

davon 

insgesamt an 
Universitäten 

Anzahl 

132 293 86 583 45 710 20 617 

190301 132181 58 120 44 444 

193419 135831 57 588 45 528 

197 600 139 100 58 500 46 200 

197 500 139 300 58 200 46 100 

194 300 137 700 56 600 44 900 

190 300 135 400 54 900 43600 

181 800 128 000 53 800 42 400 

172 800 120 200 52 600 41 100 

164 100 112 400 51 700 39 900 

156 200 105 500 50 700 38 700 

150 700 100 700 50 000 37 900 

145 100 95 700 49 400 37 200 

142 006 93 100 48 900 36 500 

138.500 90 100 48 400 35 800 

138 500 89 900 48 600 35 800 

139 300 90 000 49 300 36500 

1) Bis Wintersemester 1986/87 Ist-Bestand , danach Ergebnisse der 
Prognose. 
Quelle: Landtag von Baden-Württemberg, Drucksache 9/3516. 

Winter-
semester 1) 

Jahr 

darunter 
an Fach-

 

hoch-

 

schulen 

im übrigen 
Hochschul. 

Bereich 

1975/76 

1985/86 
1986/87 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 
1996 

1997 

1998 

1999 

2000 
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Zusammenfassunq 

- In die neuesten Prognosen der Kultus-
ministerkonferenz zur künftigen quan-
titativen Entwicklung im Hochschulbe-
reich haben länderspezifische Daten 
nur in eingeschränktem Umfang Ein-
gang ins Prognosemodell gefunden. Die 
Kultusministerkonferenz sah sich aus 
methodischen Gründen nicht in der 
Lage, die zahlenmäßig für das einzelne 
Land bedeutsamen Wanderungen der 
Studenten von Land zu Land so ausge-
wogen zu prognostizieren, daß eine 
spätere Zusammenfassung der Einzel-
prognosen im Hochschulbereich hin-
reichend zuverlässige Bundesgebiets-
ergebnisse ergeben würde. 

- Vor diesem Hintergrund hat für eine 
Prognose zur künftigen quantitativen 
Entwicklung im Hochschulbereich in 
Baden-Württemberg zunächst die Ana-
lyse der möglichen quantitativen Ent-
wicklung des "Studenten-Imports" Ba-
den-Württembergs in Gliederung nach 
deutschen und ausländischen Studenten 
im Vordergrund zu stehen. 

- In den letzten Jahren hat ein Teil der 
Studienbewerber aufgrund der Zulas-
sungsbeschränkungen (Auswahlverfah-
ren, Ortsverteilungsverfahren) sein 
Studium an einer Hochschule aufgenom-
men, an der er sich bei uneinge-
schränkter, also freier Auswahl nicht 
immatrikuliert hätte. Wenn bei lang-
fristig rückläufigen Studienanfänger-
zahlen damit zu rechnen ist, daß die 
Zulassungsbeschränkungen schrittweise 
zurückgenommen werden, zumindest 
für einen Teil der Fächer, wird dieser 
Abbau dazu führen, daß sich das Wan-
derungsverhalten- der Studenten neu 
orientieren kann. 

- Vertiefte Analysen des Wanderungsver-
haltens deutscher Hochschulstudenten 
in der Gegenwart und der unmittelba-
ren Vergangenheit belegen, daß bei ei-
nem Abbau der Zulassungssbeschrän-
kungen in der Zukunft eine erneute 
Vergrößerung des Import-Überschusses 
Baden-Württembergs im Hochschulbe-  

reich trotz der demographischen Ent-
wicklung wahrscheinlicher ist als eine 
Stagnation, oder Verkleinerung. B'ei 
einerseits ungebrochen hoher Attrak-
tivität baden-württembergischer Hoch-
schulen für Studenten aus, anderen 
Bundesländern dürfte andererseits in 
den nächsten Jahren die Zahl und der 
Anteil baden-württembergischer Hoch-
schulstudenten, die außerhalb Baden-
Württembergs im Bundesgebiet studie-
ren, sinken. 

- Gerade aktuellste Zahlen für den Hoch-
schulbereich und hier insbesondere für 
Universitäten belegen ferner die hohe 
Attraktivität, die ein Hochschulstudium 
in Baden-Württemberg für ausländische 
Studenten besitzt. Aus derzeitiger 
Sicht ist eine künftige Vergrößerung 
des Import-Überschusses Baden-Würt-
tembergs aus internationaler Wande-
rung wahrscheinlich. Im Zuge der 
langfristigen Entspannung bei der 
Überlastung im Hochschulbereich ist 
zugleich Raum für eine Erhöhung der 
Zahl ausländischer Hochschüler gege-
ben. 

 

- Unter Berücksichtigung des künftig 
wieder ansteigenden Importüberschus-
ses Baden-Württembergs im Hochschul-
bereich dürften die Studentenzahlen 
bis 1987/88 noch leicht auf rd. 198 000 
Studenten ansteigen, gegenüber 
193 400 im Wintersemester 1986/87. Da-
nach ist mittelfristig bis 1990 mit einem 
zunächst noch langsamen Rückgang der 
Studentenzahlen auf 190 300, und erst 
ab dann mit einem beschleunigten 
Rückgang auf 151 000 im Jahr 1995 zu 
rechnen. Für das Jahr 2000 könnte die 
Studentenzahl im Hochschulbereich bei 
139 000 liegen. Der künftige Rückgang 
der Studentenzahlen insbesondere nach 
1990 dürfte an den Universitäten etwas 
deutlicher ausfallen als im übrigen 
Hochschulbereich. Verglichen mit der 
bundesweiten Entwicklung dürfte sich 
der langfristige Rückgang der Studen-
tenzahlen an den Hochschulen Baden-
Württembergs in abgeschwächter Form 
vollziehen. 
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2. Aspekte des Tertiären Sektors 

2.1 Kulturelle Dienstleistungen 
— Schwerpunkte der öffentlichen Förderung — 

Einführung  

Kultur ist ein notwendiger Bestandteil 
einer lebenswerten Gesellschaft, denn sie 
bedeutet die Chance zur Entfaltung von 
Kreativität, Selbstverwirklichung und 
Selbsterfahrung: Kultur ist darüber 
hinaus ein wesentliches Element, um den 
Einzelnen zu verantwortlichem, eigen-
und nicht fremdgesteuertem Handeln in 
allen Lebensbereichen zu befähigen. 

Änderungen in der Bevölkerungs- und 
Sozialstruktur verstärken gerade in der 
heutigen Zeit die Bedeutung der Kultur. 
Veränderungen im Bildungsverhalten, die 
Verringerung der Jahresarbeitszeit, die 
Verkürzung der Erziehungsphase durch 
eine gesunkene Kinderzahl und die Ver-
längerung der Ruhestandsphase geben 
der kulturellen Betätigung neue Chancen 
und lassen ihr auch zusätzliche Aufgaben 
zuwachsen, wie z.B. den Ausgleich eines 
nicht seltenen Rollen- und Funktions-
verlusts im Ruhestand. Die orientie-
rungs- und sinnstiftende Rolle der Kul-
tur wird speziell auch durch den sich 
schon seit . einiger Zeit abzeichnenden 
demografischen Alterungsprozeß der Ge-
sellschaft sichtbarer hervortreten. 

Kultur kann letztlich nicht losgelöst von 
anderen Lebensbereichen betrachtet wer-
den. Vielmehr besteht eine zunehmend 
enge Wechselbeziehung zu Wirtschaft und 
Technik und zur Arbeitswelt. 

Zum einen wird die Kultur von diesen 
gesellschaftlichen Faktoren beeinflußt. 
Kultur kann umsomehr Breitenwirkung 
entfalten, wenn eine bestimmte Qualität 
an Lebensstandard, Bildung, sozialer 
Gleichheit und humaner Arbeitswelt ge-
geben ist. Diese in historischer Sicht 
eher triviale Aussage hat jedoch auch 
einen zeitbezogenen Aspekt: Die kon- 
krete Ausgestaltung der Arbeitswelt, die  

gerade heute im Zuge der Einführung 
neuer Techniken einem raschen Wandel 
unterworfen ist, beeinflußt auch die 
Möglichkeit und Befähigung zur kultu-
rellen Betätigung. Vielleicht ist weniger 
der zeitliche Umfang der Arbeit als 
deren Art und Qualität ein Einflußfaktor 
auf die Teilhabe am kulturellen Leben. 
Freizeit ist eine notwendige, aber keine 
hinreichende Bedingung für Muße und 
kulturelles Tun. So wird ein Berufstä-
tiger umso eher zur kulturellen Betä-
tigung bereit und in der Lage sein, je 
mehr seine Fähigkeiten und kreativen 
Kräfte auch am Arbeitsplatz beansprucht 
und gefördert werden. 

 

Von wachsender Bedeutung ist auch um= 
gekehrt der Einfluß der Kultur auf das 
in sich eng verflochtene System von 
Technik, Wirtschaft und Arbeitswelt. So 
wird die angewandte Kunst materiell 
sichtbar in der Architektur und vor 
allem im Design - von den Bereichen 
Möbeldesign, Textilgestaltung, Produkt-
gestaltung bis hin zum Investitionsgü-
terdesign. Im technischen Design verbin-
den sich ästhetische Formgebung, Ergo-
nomie und sichere und leichte Handha-
bung. Design wird so zunehmend auch 
- neben Preis, Produktqualität und Ser-
vice - zu einer Determinante des Markt-
erfolgs eines Produkts. 

Baden-Württemberg ist auf dem Weg von 
der Industriegesellschaft zur Dienst-
leistungs- und Informationsgesellschaft. 
Dieser Wandel geht einher mit wachsen-
den Anforderungen an die Qualifikations-
struktur der Erwerbstätigen. Wie z. B. 
auch die von. der Landesregierung einge-
setzte Weiterbildungskommission fest-
stellte, sind zukünftig verstärkt Schlüs-
selqualifikationen nachgefragt wie Sy-
stemdenken, Flexibilität, Urteilsfähigkeit, 
Verantwortungsbereitschaft, Lernbereit-
schaft, Fähigkeit zur Kommunikation und 
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Übriger 
Freizeitbereich 

Bildung 
und Ausbildung 

Soziale 
Dienste  

Sonstige 
zeittypische 

Lebensformen 

Wissenschaft 
und Hochschulen 

Schaubild 1 

Zur Abgrenzung des Kulturbegriffs 

bl.tietilches Landesamt Baden-Wün1. 6erg 141, B) 

  

Teamarbeit'. Wesentliche Elemente hierbei 
sind Einstellungen , und Haltungen,. die 
eine ganzheitliche Persönlichkeitsbildung 
voraussetzen. 

Kultur j. kann so, wesentlich dabei mitwir-
ken, um nicht nur.die- ethischen und:so-
zialen, sondern. auch die wirtschaftlichen 
Herausforderungen der , Zukunft; ,zu, mei-
stern. Zwei weitere Aspekte kommen hin-
zu. In einer Zeit, da das Güterangebot 
in vielen Bereichen auf Sättigungsten- 
denzen stößt, . ist Kultur ein -,autonomer. 
Wachstumsfaktor, der zugleich qualita-
tives Wachstum einschließt. Darüber 
hinaus:  ist ein wachsender: Zusammenhang 
denkbar zwischen Kultur und. der wir.t- 
schaftlichen. ,Attraktivität einer - Region 
wie. Baden-.Württemberg. ,Die Standort- 
wahl z. B.• bei! Unternehmen in Bereichen 
der Hochtechnologie und der. modernen 
Dienstleistungen und die- Gewinnung qua- 
lifizierter Arbeitskräfte , können auch 
durch: die. kulturelle.. Attraktivität- be-
einflußt . werden,. so daß, unter:. diesem 
Blickwinkel Kultur auch ein Faktor .'für 
die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 
einer •Region ist. Dies gilt nicht, mur für 
Großstädte und ihr. Umland., sondern ge-
rade .auch für „•Zonen ,außerhalb: der 
großen- Ballungsgebiete:, 

Abgrenzung .,der- kulturellen- Dienstlei- 
stungen. 

Eine datenorientierte, Abgrenzung .der 
kulturellen _Dienstleistungen ist schwierig 
und :kann,, wie immer. sie.-ausfällt„,nicht 
auf allgemeingültige,; . objektive Kriterien 
abgestützt werden, :da je nach Art des  

Zugangs:--die .Kultur, tin:.unterschiedlichem 
Ausmaß auf andere Lebensbereiche aus-
strahlt bzw. sich mit diesen überschnei-
det (Schaubild 1). Für diesen Beitrag 
werden entsprechend neben einem kul-
turellen Kernbereich - Theater, Musik, 
bildende Kunst, Museen, Denkmalschutz 
- weitere Institutionen und Dienste als 
Bestandteil der kulturellen Dienstlei.- 
stungen betrachtet, `die'''die heutigen 
Lebensformen ,prägen,-  W : daß 'der hier 
verwendete Kulturbegriff sich an den 
Kulturbegriff der heutigen Kulturwissen-
schaften anlehnt: Aus dem Bereich Bii-
clung/Ausbildung . wird der, Teilbereich 
außerschulische ,Jugpndbildung,,.pnd., die 
Weiterbildung/ Erwachsenenbildung -,als 
Bestandte_il.. der kulturellen :.Dienstlei- 
stungen betrachtet. Aus, dem -wissen-
schafts- und :;Hochschulbereich, sind _die 
Kunstakademien , und - Musikhochschulen_ 
einbezogen. :,Soziale_ Dienste sind aus- 
geklammert, : , ebenfalls ;-..ausgeschlossen 
werden Dienstleistungen des Medienbe-
reichs, , soweit, sie - vom Unternehmenssek-
tor erbracht ;werden, .einbezogen .werden 
im Medienbereich .dagegen die: Bibliothe- 
ken wie.auch„die:, Fördermaßnahmen..(z..B. 
.Literatur- . und _Filmförderung)..-,Beson, 
ders: schwierig ist .die Abgrenzung. der 
Kultur, gegenüber den unsere , Zeit prä- 
genden so 

- 

nstigen Lebensformen, und--dem 
Freizeitbereich., Einbezogen _wird hier das 
Vereinswesen im Bereich der Musik und 
des ,Sports,, .sowie die Infrastrukture.in- 
richtungen-  im •,Sport-. und Erholungsbe-
reich. 

Aufbau .der Arbeit  , 

Durch die Art-.der gewählten Abgrenzun-
gen werden, mit w 

-
enigen Ausnahmen .nur 

solche kulturellen Dienstleistungen be-
trachtet, .die nicht .  vom Unternehmens- 
sektor. erb racht, werden. In der. Regel 
werden , diese ,Dienstleistungen,„von _ den 
öffentlichen Haushalten entweder zur 

Gänze finanziert oder. durch .Zuwendun-
gen und Zuschüsse gefördert - nach dem 
Prinzip .der Subsidiar.ität j werden ~ diese 
Dienste je nach . Aufgabenbereich .;•mit 
unterschiedlichen - Anteilen auch von 
kirchlichen- oder privaten-:gemeinnützigen 
Trägern erbracht: 

Der: erste Teil der Arbeit. beschreibt die 
Finanzierung der .kulturellen . Dienstlei-
stungen durch ,die öffentlichen Haushalte 
,von Land und Gemeinden. -.Für manche 
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kulturellen Aufgaben haben Gemeinden 
Zweckverbände gegründet, deren Aus-
gaben zusammen mit den Gemeindeausga-
ben als "Ausgaben der Kommunen" zu-
sammengefaßt dargestellt werden. Als 
Ergänzung .zu den finanziellen Aufwen-
dungen werden anschließend die im 
öffentlichen Dienst von Land und Kom-
munen stehenden Beschäftigten des kul-
turellen Bereichs betrachtet, die jedoch 
nur einen Teilbereich der mit kulturellen 
Dienstleistungen .befaßten Personen aus-
machen: zum einen sind hier die Be-
schäftigten der kirchlichen oder privaten 
gemeinnützigen Träger nicht enthalten, 
zum andern sind im Bereich der Kultur -

 

ähnlich wie . in den . sozialen 
Diensten - eine große Zahl von Bürgern 
nebenamtlich, nebenberuflich oder ehren-
amtlich tätig. 

 

Der zweite Teil der Arbeit hat das Ziel, 
die vielgestaltige kulturelle Infrastruktur 
zumindest mit ihren Schwerpunkten dar-
zustellen. Hier stehen nicht mehr die 
Aspekte der Finanzierung im Vorder-
grund, sondern mehr solche Daten„' die 
jeweils deren Wirkungsspektrum hervor-
heben, z.B. Besucherzahlen, Teilnehmer 
und der Umfang der dort erbrachten 
hauptamtlichen und ehrenamtlichen Tätig-
keiten. In diesem Teil wird auch sicht-
bar, wie sich - je nach dem jeweiligen 
Tätigkeitsfeld mit wechselnden Gewichten 
- staatliche, kommunale, kirchliche und 
private gemeinnützige Institutionen ge-
genseitig ergänzen. 

Die Schwerpunktsetzung im zweiten Teil 
dieser Arbeit erfolgt ,nicht zuletzt auch 
entsprechend der Verfügbarkeit von Da-
ten. Während im ersten Teil jeweils in 
sich konsistente Daten der amtlichen 
Statistik verwendet werden konnten, 
wurde für den zweiten Teil auf Daten-
quellen vielfältiger Art zurückgegriffen, 
neben Geschäftsstatistiken der mit För-
derungsmaßnahmen betrauten Ministerien 
waren dies zahlreiche Daten und Publika-
tionen, die die Verbände und Träger im 
Bereich der kulturellen Dienste freund-
licherweise zur Verfügung stellten. 

Über 2,5 Mrd. DM Kulturausgaben 

Im folgenden werden die Kulturausgaben 
von Land, Gemeinden und Zweckverbän-
den betrachtet. Um diese Ausgaben ver-  

gleichbar darstellen zu können und ins-
besondere um Doppelzählungen zu ver-
meiden, werden die Nettoausgaben ver- 
wendet, die jeweils die aus eigenen 
Einnahmequellen finanzierten Ausgaben 
der jeweiligen Gebietskörperschaften. 
umfassen ("Belastungsprinzip"). 

Die gesamten Kulturausgaben betrugen 
1985 2,563 Mrd. DM, hiervon entfielen 
27,4 % auf den Landeshaushalt und ent-
sprechend 72,6 % auf Gemeinden und 
Zweckverbände ("Kommunen"). Hierbei 
sind die Angaben für Gemeinden und 
Zweckverbände geschätzt, da hier bisher 
ur Daten für 1984 vorliegen. 

Sport und die Bereiche Musik und 
Theater sind die beiden mit Abstand 
größten Ausgabenbereiche im Kultur-
sektor (Tabelle 1). Für die Theater- und_ 
Musikpflege wendeten die öffentlichen 
Haushalte von Land und Kommunen 1985 
zusammen 500 Mill. DM auf, hiervon 
stammten 35 % vom Haushalt des Landes. 
Für den Bau und den Unterhalt von 
Sportstätten betrug das Ausgabenvo-
lumen 523 Mill. DM, hier lag das 
Schwergewicht der Finanzierung bei den 
Kommunen, während auf den Landes-
haushalt ein -Anteil von 22 % entfiel. 
Weitere 176 Mill. DM betrug die all-
gemeine Sportförderung, auch hier war 
der Anteil des Landeshaushalts mit 31 % 
geringer als der Beitrag der Kommunen. 
Ein großer Ausgabenposten sind die 
Frei- und Hallenbäder mit 336 Mill. DM, 
wie auch die Park- und Gartenanlagen 
(316 Mill. DM). 

 

Für Museen und Kunstsammlungen wur-
den 172 Mill. . DM aufgewendet. Der 
kleine Teilbereich der wissenschaftlichen 
Museen (2.1 Mill. DM) wurde fast aus-
schließlich vom Landeshaushalt getragen, 
während bei den übrigen Museen, Gale-
rien und Kunstsammlungen (151 Mill. DM) 
der Landeshaushalt rund 46 % der Aus-
gaben trug. In der gleichen Größenord-
nung lagen die Ausgaben für Bibliothe-
ken mit 138 Mill. DM. Im Teilbereich der 
öffentlichen Bibliotheken (96 Mill. DM) 
war der Ausgabenanteil des Landeshaus-
halts nur gering (2,4 %), während er 
praktisch die gesamten Ausgaben der 
wissenschaftlichen Bibliotheken finan-
zierte (42 Mill. DM). Die Ausgaben der 
öffentlichen Haushalte für Denkmalschutz 
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und Denkmalpflege- betrugen 77 AAill. DM, 
die ausschließlich aus dem Landeshaus-
halt bestritten wurden. Ein weiterer 
Bestandteil der .Kulturausgaben ist die 
Weiterbildung. Im Bereich Erwachsenen-
bildung/Volkshochschulen betrugen die 
Ausgaben 71 Mill: DM, hiervon entfielen 
22 % auf den Landeshaushalt. Ein ver-
wandter Bereich ist die außerschulische 
Jugendbildung (35 Will. DM), die ganz 
vom Landeshaushalt finanziert wurde. 
Die, Ausgaben für Kunstakademien und 
Musikhochschulen (52 Mill. DM) wurden 
ebenfalls ohne Beteiligung der kommu-
nalen Haushalte finanziert. 

Betrachtet man den Landeshaushalt allein 
(Schaubild 2), so tlossen von den ge-
samten Kulturausgaben in Höhe von 702. 
Mill. DM allein ein Viertel (24,8 %) in 
den Bereich Theater und Musik, hierbei 
dominierten die Ausgaben und Zuschüsse 
für. Theater mit 158 Mill. DM, während in 
den Musikbereich (ohne Musikschulen) 15 
Mill. DM flossen. Zentrale Etatposten des 
Landeshaushalts im Bereich Kultur sind  

weiter. die Bibliotheken. Hierfür (ein-

 

schließlich wissenschaftlicher Biblio-

 

theken außerhalb der Hochschulen) wür-
den 1985 -44 Mill. DM (6,3 $) aufgewen-

 

det, davon allein 42 Mill. DM für 
wissenschaftliche Bibliotheken. Auf den 
Bereich der PAuseen, der naturkundlichen 
Landessammlungen sowie der Kunstsamm-
lungen und -ausstellungen entfielen 86 
Mill. DM .(12,7' %). Ein großes Gewicht 
haben auch Denkmalschutz und Denkmal-
pflege mit 77 Mill. DM (10,9 %). Die 
Aufwendungen für Kunstakademien und 
Musikhochschulen betrugen 52 Mill. DM 
(7,4 %) und für Weiterbildung und 
außerschulische Jugendbildung (ein-
schließlich Musikschulen) 51 Mill.-  DM 
(7,2 $). Ins Gewicht fallen weiterhn die 
Ausgaben für Sportstätten in Höhe 'von 
113 Mill. DM (16,1 %) und für die Sport-
förderung mit 54 Mill. DM (7,7 $). 

Auch im Bereich der kommunalen Haus-
halte nimmt die Theater- und Musikpflege 
(ein- schließlich. Musikschulen) einen brei-
ten Raum ein mit einem Anteil von 17,5 % 

Tabelle 1 

Ausgaben für Kultur *) 

Veränderung 
Systematik - Nr. 

1985 
11 

1980 1977' 1985 
gegen 
1977 

1985 
gegen 
1980 

1980 
gegen 
1977 

Ge-

 

meinden/ 
Zweckver-

 

bände 

'Aufgabenbereich 
Land 

1000 DM 
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Musik 

Theater 

Kunsthochschulen 

Bibliotheken 

Museen 

Denkmalpflege; Denkmalschutz 

Jugendbildung ' 

Weiterbildung, VHS  

33 259 284 366 289 500 101 
81 

,136 - 29 397 40 045 ; 52 145 

157, 162 352, 311: 7281-1 117 290 138 434 

163, 183: 310,32 90 774 161830 171517 

184 - 40 548 56 907 76 804 

151 - - 23113. 23 306 35251 

152, 153 . 350,355 . 28 666 54 951 71 329  

+ 41,3 + 36,5 + 92,9 

+ 36,2 + 30,2 + 77,4 

+. 61,1 + 18,0 + 90,1 . 

+ 78,3 + 6,0 + 88.9 

+ 40,3 + 35,0 + .89,4 . 

+ 0,8  + 51,3 + 52,5 

+ 91,7 + 29,8 + 148,8 

Sonstige Kunst und Kulturpflege, 
Venvaltung . 

Sportförderung 

Sportstätten 

Badeanstalten 

Park- und Gartenanlagen, Sonstiges 

Naturschutz, Landschaftspflege 

113,189 

324 

323 

322 

321, 329  

30,34,36 

55 

56 

57 

58,59  

70.125 

82 133 

397 559 

231 372 

210 843  

120 914 

122 068 . 

704 183 

322 397 

292 488  

157 836 

176000 

523 000 

336 000 

316 000 

8 408  

+ 72,4 + 30,5 

+. 48,6 + 44,2 

+ 77,1 - 25,7 

+ 39,3  + 4,2 

+ 38,7 + 8,0 

+ 98,8 + 12,3  

+ 125,1 

+ 114,3 

+ 31,6 

+ 45,2 

+ 49,9 

+ 123,4 185 - 3 764 7 484 

Kultur insgesamt  1 540 389 2 390 152 2 562 825 + 55,2  + 72 + 66,4 

-) Nettoausgaben von Land, Gemeinden und Zweckverbänden, - 1) Gemeinden und Zweckverbände geschätzt. 
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Musik 

1,9' 

4,7 

5,9 

2,6 

1,5 

1,9 

1,7 

4,9 

6,8 

2,4 

1,0. 

2,3 

2,0 

5,4 

6,7 

3,0 

1,4 

2,8 

7,4 

6,3 

12,7 

10,9 

5,0 

2,2 

- 
5,1 

4,4 

- 
- 

3,0 

4,6 5,1 6,2 5,0 6,6 

5,3 5,1 6,9 7,7 6,6 

25,8 29,5 - 20,4 16,1 22,0 

15,0 13,5 13,1 - 18,1 

13,7 12,2 12,3 0,7 16,7 

02 0,3 0,3 12 - 
100 100 100 100 100 

an den Kulturausgaben (Tabelle 2). Wei-
tere zentrale Bereiche der kommunalen 
Ausgaben sind der Sport- und Freizeit-
bereich, so die Sportstätten (22,0 %), 
Frei- und Hallenbäder (18,1 %), die all-
gemeine Sportförderung (6,6 %) und 
Park- und Gartenanlagen (16,7 %), 

Schaubild 2 

Ausgaben') des Landeshaushalts für Kultur 1985 

Sportstätten 

Sonstiges 

11,90/...' 

Kulturausgaben überproportional 
wachsen 

In längerfristiger Sicht sind die AuS-
gaben für Kultur stärker gestiegen als 
das Gesamtvolumen der öffentlichen 
Haushalte von Land und Kommunen. 
Während von 1977 bis 1985 die Kultur-
ausgaben um zwei Drittel gewachsen 
sind, betrug der Anstieg des gesamten 
Haushaltsvolumens 57 %. Der Anteil der 
Kulturausgaben am Gesamthaushalt stieg 
so in diesem Zeitraum von 4,6 % auf 
4,9 %. 

Betrachtet man den Landeshaushalt al-
lein, so stiegen die Kulturausgaben um 
59 % bei einem Zuwachs des gesamten 
Haushalts von 51 %, entsprechend stieg 

ge-  Sportfdrderung—

 

Insgesamt 
7022 Mill. 

DM  

Theater 

Sonstige Kunst 
und Kulturpflege, 
Verwaltung 

unsthochschulen 

Jugendbildung, 
Bibliotheken Weiterbildung, VHS 

Denkmalpflege, Museen 
Denkmalschutz 

INeuoausgaben. 

Statistisches Landesamt eaden-Wuraembmg 142 V 

der Anteil der Kulturausgaben von 
knapp 2,2 % auf 2,3 %. Bei den zusam-
mengefaßten Ausgaben von Gemeinden 
und Zweckverbänden stieg der Anteil der 

Tabelle 2 

Struktur der Ausgaben für Kulturl 

Systematik - Nr. 19851) 

1977 1980 
Gemeinde, 

Zweckverbände 
insgesamt Aufgabenbereich Land Gemeinden/ 

Zweck-

 

verbände 

Land 

 

Musik 

Theater 

Kunsthochschulen 

Bibliotheken 

Museen 

Denkmalpflege, Denkmalschutz 

Jugendbildung 

Weiterbildung, VHS 

Sonstige Kunst-und Kultur-  

33 16,8 15,3 19,5 24,8 17,5 

- 
352,311 

310,32 

- 
- 
350,355 

182 

181' J 
136 

157,162 

163,183 

184 

151 

152,153 

113,189 30,34,36 

324 55 

323 56 

322 57 

321,329 58,59 

185 - 

pflege, Verwaltung 

Sportförderung 

Sportstätten 

Badeanstalten 

Park- und Gartenanlagen, Sonstiges 

Naturschutz, Landschaftspflege 

Kultur insgesamt 

`I Nettoausgaben, - 1) Gemeinden und Zweckverbände geschätzt. 
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Ausgaben für Kultur von knapp 8,5 °% 
auf 8,6 %, auch hier war das Wachstum 
der Kulturausgaben mit 70 % stärker als 
beim gesamten Haushalt (+ 66 %). 

Die Ausgaben für die einzelnen kultu-
rellen Aufgabenbereiche wiesen eine sehr 
differenzierte Entwicklung auf. Bei der 
Gesamtheit der öffentlichen Haushalte 
hatte der Bereich Weiterbildung/Volks-
hochschulen die größte Zuwachsrate 
(+ 149 % seit 1977), das war mehr als 
das Doppelte als bei den gesamten Kul-
turausgaben (+ 66 %). Stark überdurch-

 

schnittlich gestiegen sind auch die 
vielfältigen Förderungsmaßnahmen für 
Kunst und Literatur, die als "sonstige 
Kulturförderung" zusammengefaßt werden 
(+ 125 %). Überproportionale Zuwächse 
hatten auch die Bereiche Musik und 
Theater (+ 93 %), Bibliotheken (+ 90 %), 
Museen und Denkmalschutz (jeweils 
+ 89 %) und Kunsthochschulen (+ 77 %),  

Parkanlagen (+ 8 %). Ohne diese Be-
reiche sind die Kulturausgaben seit 1980 

um 25 % gestiegen, also auch in diesem 
Zeitraum etwas stärker als die gesamten 
öffentlichen Ausgaben. 

Zahl der Beschäftigten im Kulturbereich 
gestiegen 

Ein Teil der öffentlichen Kulturausgaben 
dient zur Unterhaltung von Einrichtun-
gen des Landes bzw. der Kommunen. Im 
folgenden wird noch der Umfang und die 
Struktur der Beschäftigten des Öffent-
lichen Dienstes im Bereich der Kultur 
dargestellt. Hierbei dominieren kommu-
nale Bedienstete; für den kommunalen 
Bereich werden die benötigten Daten 
jedoch nur in dreijährigem Abstand er-
hoben, so daß sich die folgenden An-
gaben durchgängig auf das Jahr 1983 
beziehen. 

Im Bereich der Kultur waren 1983 ins-

 

Während die Sportförderung stark aus-

 

gebaut wurde (+ 114 %), nahmen die 
Aus-gesamt 3 Vollzeitbeschäftigte tätig, 

gaben für den Bau und Unterhalt von 
das waren 9,, 1 $ mehr als 1980. Hinzu 
kamen 3 294 Teilzeitbeschäftigte (ohne 

Sportstätten weniger stark zu (+ 32 %) , geringfügig Teilzeitbeschäftigte mit we-
wie auch die Ausgaben für Frei- und niger als der halben Wochenarbeitszeit). 
Hallenbäder (+ 45 %) und für Parkan- Rechnet man die Teilzeitbeschäftigten mit 
lagen (+ 50 $), hier dürfte eine Rolle dem Faktor 0,5 in Vollzeitbeschäftigte 
spielen, daß diese Infrastruktureinrich- 
tungen bereits einen hohen Ausbaustand 
erreichen haben. 

Diese unterschiedliche Entwicklung der 
Ausgaben wird vor allem seit 1980 deut-

 

lich. So gingen von 1980 bis 1985 die 
Ausgaben für Sportstätten zurück, wäh-
rend die Förderung des Sports beson-
ders stark ausgeweitet wurde (+ 44 %). 
Deutlich höher als der Anstieg der ge-
samten Kulturausgaben seit 1980 (+ 7 %) 
waren die Zuwachsraten bei Musik/Thea-
ter (+ 37 °%) , bildende Kunst (+ 30 %) 
und Denkmalpflege und Denkmalschutz 
(+ 35 %) . Die stärkste Zunahme wies die 
Jugendbildung auf (+ 51 %), während die 
Ausgaben der Weiterbildung um 30 % 
stiegen. Die Kulturausgaben nahmen so 
seit 1980 weniger stark zu (+ 7,2 %) als 
das gesamte Haushaltsvolumen von Land 
und Kommunen (+ 20,6 %). Ursächlich 
war jedoch allein die rückläufige Ent-
wicklung bei den Ausgaben für Sport-
stätten (- 26 %) und der geringe Anstieg 
bei den Schwimmbädern (+ 4 %) und  

um, so errechnet sich für 1983 eine Zahl 
von insgesamt 15 989 Vollzeitkräften 
(Mannjahre). Hiervon waren 12 780 
(80 %) Beschäftigte der Kommunen und 
3 211 Landesbedienstete. Ein großer Teil 

dieser Beschäftigten (Mannjahre) entfiel 
auf den Freizeitbereich, so waren in 
Park- und Gartenanlagen 4 431 Beschäf-
tigte tätig, bei Bädern 2 652 und in 
Sportstätten und der Sportförderung 
1 105 Personen. In Theatern und Orche-
stern und in der Musikförderung waren 

es 3 984 Peronen. Museen und ähnliche 
Einrichtungen zählten 1 168 Beschäftigte, 

Bibliotheken 1 809 Beschäftigte. 

Im bisherigen Teil dieser Arbeit wurden 
die Finanzierungsleistungen und der Per-
sonaleinsatz im öffentlichen Bereich be-

trachtet. Im weiteren Verlauf dieser Ar-

beit werden ausgewählte Bereiche der 

kulturellen Infrastruktur beschrieben, 
wobei sich je nach Art der Einrichtungen 
öffentliche, kirchliche und private ge-
meinnützige Institutionen mit wechselnden 
Schwerpunkten gegenseitig ergänzen. 
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1975=100 — — — - Schüler 
Musikschulen 

75 77 78 79' 80 

Musik 

 

Der Bereich der Musik umfaßt die ganze 
Spannbreite zwischen dem rezeptiven 
Genuß des Zuhörens und dem aktiven 
spielerischen Musizieren. Um Musik - als 
Laie oder als Beruf - ausüben zu kön-
nen, ist eine musikalische Bildung/AUS-
bildung notwendig, , von der musikali-
schen Früherziehung bis hin zu den 
Musikhochschulen. 

 

Eine wichtige Ergänzung und Vertiefung 
des musikalischen Unterrichts im allge-
meinbildenden Schulwesen sind die Ein-
richtungen der öffentlichen bzw. ge-
meinnützigen. Musiksc 

' 
Aulen, die privaten 

Einrichtungen - hier .insbesondere die 
freiberuflichen Musikerzieher - und nicht 
zuletzt dir_ Vereine der Laienmusik. 

In Gaden-Württemberg existierten 1985, 
209 kommunale bzw. von gemeinnützigen 
Trägern unterhaltene Musikschulen. Dort 
wurden knapp 139 900 Schüler von, 7 014 
Lehrkräften unterrichtet. Die 'Musik-
schulen haben eine sehr expansive Ent-
wicklung hinter sich (Schaubild 3). 
Hatte die, Zahl der Musikschulen 1975 
noch 120 betragen, so stieg sie bereits 
bis 1980 auf 172. Gegenüber 1975 ist die 
Zahl der gegenwärtig (1985) bestehenden 
Musikschulen um 74 % gestiegen. Parallel 
zu dem verstärkten Ausbau eines flä-
chendeckenden Netzes von Musikschulen 
stieg auch die Zahl der Schüler, seit 
1975 um 50 %,. Gerade verdoppelt hat 
sich in diesem Zeitraum die Zahl der 
Lehrkräfte, was auf eine Intensivierung 
des Unterrichts hinweist. 

Während 1975 noch 58 % der Gesamtko-
sten der Musikschulen durch Unter-
richtsgebühren gedeckt werden mußten, 
konnte dieser Anteil bis 1985 auf 50 % 
gesenkt werden. Die übrigen Kosten 
werden durch Gemeinden/Landkreise und 
Landeszuschüsse abgedeckt. Der Anteil 
der Gemeinden und Landkreise stieg von 
34 % (1975) auf 38 % (1.985), der durch 
Landeszuschüsse abgedeckte Anteil stieg 
in diesem Zeitraum von 8 % auf 12 %. Im 
Jahr 1985 gaben so die Gemeinden 
48,6 Mill.DM, Landkreise 6,3 Mill.DM für 
Musikschulen aus, die Landeszuschüsse 
beliefen sich auf 17,9 Mill.DM. 

Rund neun Zehntel der Musikschulen in 
Baden-Württemberg sind im Verband  

Schaubild 3 
Entwicklung der Musikschulen 1975 bis 1985 

—•— Lehrer 

Ouelle: Ministerium Für Kultus und Sport 
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg im  

 

Deutscher Musikschulen (VDM) organi-
siert. Die weiteren Angaben beruhen .auf 
Daten, die der VDM freundlicherweise 
zur Verfügung gestellt hat. Danach steht 
die überwiegende Zahl der Musikschulen 
(57 %) in kommunaler Trägerschaft, die 
übrigen haben einen eingetragenen Ver-
ein als Rechtsträger und sind frei-ge-
meinnützig, sie erhalten von den Kom-
munen wie vom Land Zuschüsse. 

Sehr unterschiedlich, sicherlich ent-
sprechend der Struktur der Einzugsge-
biete, ist die Größe der Musikschulen 
gemessen an der Zahl der erteilten 
Wochenstunden. Rund 5 % der Musik-
schulen haben ein Unterrichtsvolumen 
von mehr als 1000 Jahreswochenstun-
den. Jeweils rund ein Fünftel liegen in 
der Größenklasse zwischen 300 bis 500 
bzw. 500 bis 1 000 Wochenstunden. Mit 
einem Anteil von einem Drittel gab das 
Gros der Schulen 150 bis 300 Wochen-

   

77 



stunden, während ein Fünftel. der.Au-
sikschulen. mit einem Volumen von unter 
150 Wochenstunden zu den "kleinen" 
Ausbildungsstätten zählt. 

 

Nicht alle Musikschulen haben einen 
hauptamtlichen Leiter, dies trifft nur auf 
rund drei Viertel der Schulen zu, ein 
Fünftel wird im Nebenamt besetzt, wäh-
rend etwas über 5 % der Musikschulen 
ehrenamtlich geleitet werden. 

Von den Lehrkräften ist nur die Minder-
heit (13 %) vollbeschäftigt, während 87 % 
eine Teilzeitbeschäftigung ausüben. 
- Nach einer ergänzenden Mitteilung des 
Ministeriums für Kultus und Sport hierzu 
dürften bei der -Gesamtheit der Musik-
schulen rund ein Fünftel der Lehrkräfte 
mindestens ein halbes Deputat haben. 
Ein gewisser Stamm an voll- bzw. in er-
heblichem Umfang teilzeitbeschäftigter 
Lehrkräfte ist auch für die Qualität und 
Kontinuität des Unterrichts wünschens-
wert. 

Von den Kursbelegungen entfällt 'bei den 
dem, VDM angeschlossenen Schulen ein 
Fünftel auf die Grundfächer. Hier über-
wiegt die "musikalische Früherziehung", 
deren musikpädagogische Konzeption auf 
Vorschulkinder zugeschnitten ist. Da-
neben spielt die sonstige musikalische 
Grundausbildung eine wichtige Rolle. Zu 
diesem Bereich zählen auch die Singklas-
sen. Rund 60 % der Belegungszahlen der 
Musikschulen entfallen auf den auf die 
Grundfächer aufbauenden' instrumentalen 
und vokalen Unterricht. Ein weiteres 
Fünftel entfällt 'auf Ensemble und 
Ergänzungsfächer, so wird an 48 Ver-
bandsschulen, Jazz angeboten. Der ein-
deutige Schwerpunkt -der Zielgruppe der 
Musikschulen liegt bei :Kindern' und 
Jugendlichen. Rund 12 % der Schüler 
sind im Vorschulalter, 28 % im Alter von 
6 bis 9 Jahren. Auf die Altersgruppe 
von 10 bis 14 Jahren' entfällt ein Anteil 
von 35 %, auf Jugendliche bis 18 Jahre 
ein Fünftel. Rund 4 % der Schüler sind 
Erwachsene, wobei eine Rolle spielen 
dürfte, daß wohl aus- Kapazitätsgründen 
bei 26 % der dem VDM angeschlossenen 
Schulen eine Altersbegrenzung besteht. 

Auch angesichts des absehbaren •Rück-
gangs der Geburtenzahlen ist die weitere 
Entwicklung der' Musikschulen positiv 
einzuschätzen. So hat; die Verweildauer  

der Schüler einen steigenden Trend,- we-
sentlich ist auch, daß bisher nur ein 
geringer Teil der 'Altersjahrgänge die 
Musikschulen durchläuft. So dürfte etwa 
die Zahl der Schüler des 4 Jahrgänge 
umfassenden Primarbereichs (6 bis ein-
schließlich 9 -Jahre), die eine Musik-
schule besuchen bei rund 40 000 liegen, 
wenn man die Verbandszahlen hochrech-
net (36 054). Demgegenüber zählt ein 
einzelner Altersjahrgang allein nahezu 
100 000 Kinder. 
Während die "kommunalen bzw. gemeinnüt-
zigeri Musikschulen vorwiegend in der 
Breitenarbeit tätig sind und eine be-
sonders wichtige Aufgabe in der Früh-` 
eriiehung und Grundausbildung haben, 
ist der private, meist' von freiberuflichen 
Musiklehrern erteilte Unterricht mehr, 
als dies" 'bei Musikschulen möglich ist, 
auf die individuelle Betreuung und För-
derung von musikalischen Begabungen 
zugeschnitten'. Wisofern erwächst 'eine 
natürliche Arbeitsteilung mit den Mu-
sikschulen.. Unersetzlich ist der private 
Musiklehrer zur Vorbereitung von' Schü-
lern auf 'eine berufliche Laufbahn im 
Musikbereich, z.B. zur Vorbereitung auf 
die Aufnahmeprüfung an ° einer Musik-
hochschule. Aber auch in räumlicher 
Sicht kommt dem Musikunterricht außer-
halb ' d'er M'usikschul'en eine wichtige 
Funktion zu: obwohl Musikschulen gerade 
in , Ballü,ngsgebieten auch Zweigstellen 
unterhalten,' wird in' manchen Fällen der 
Weg zum privaten, Musikunterricht räum= 
lieh näher' sein. Nach einer Schätzung 
des grüßten Berufsverbandes VDMK 
(Verband Deutscher Musikerzieher und 
Tonkünstler) dürften bundesweit rund 
20 000 Lehrkräfte ihre_ berufliche Exi-
stenz ganz oder 'teilweise durch privaten 
musikalischen Unterricht finanzieren. 
Nach einer Schätzung des Landesmusik-
rats dürfte die Zahl 'der (organisierten 
und' nichtorganisierten)' Privatlehrer in 
Baden-Württemberg etwa 3 300 betragen. 
Private Musikeriieher dürften .häufig in 
Nebentätigkeit an Musikschulen oder in 
anderen Funktionen der Musikpädagogik 
oder Musikdarbietung tätig sein, zumal 
das erzielbare Einkommen aus freiberuf-
licher Tätigkeit in manchen Fällen nicht 
ausreichen dürfte. Eine' wichtige Funk-

 

tion kommt privaten Musikpädagogen (wie 
auch Berufsmusikern) im ehrenamtlichen 
Bereich der Laienmusik bzw. im Bereich 
.der Kirchenmusik zu. Dies sind Berei-
che, die ganz wesentlich auf das ehren-
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Dirigenten, Vizedirigenten und 
Jugendleiter im Instrumental-
bereich 

Chorleiter im 
Vokalbereich 

Lehrer an Musikschulen 
(haupt- und nebenamtlich) 

Organisierte 
Privatlehrer 

Unterrichtende 
Studenten 

Orchestermitglieder, 
Dozenten u.a. 

amtliche oder nebenamtliche Engagement Schaubild4 
ihrer musikalisch ausgebildeten Leiter 
angewiesen sind. Tätigkeitsstruktur in der außerschulischen 

Musikpädagogik 

In der vom ehrenamtlichen Element be-
sonders geprägten Laienmusik - d.h. im 
Vereinswesen - dürften im instrumenta len 
Bereich etwa 8 800 Dirigenten und Ju-
gendleiter tätig sein, im Gesangsbereich 
etwa 4 400. Im Bereich der Kirchenmusik 
wird eine Zahl von etwa 11 500 Kanto-
ren, Organisten und Chor leitern ge-
schätzt. Im Bereich der katholischen 
Kirche sind etwa 45 Kirchenmusiker 
hauptberuflich beschäftigt, sowie etwa 
4 500 Organisten und Chorleiter  in 
Nebentätigkeit. Bei den beiden evangeli-
schen Landeskirchen sind etwa 245 
Kirchenmusiker hauptamtlich angestellt, 
weitere 3 700 (ohne Kurzzeiteinsätze) 
nebenamtlich, im Bereich der Posaunen-
chöre sind rund 1 680 Chorleiter ehren-
amtlich tätig. 

In allen Bereichen der Laienmusik dür f te 
ein ins Gewicht fallender Anteil der 
pädagogisch Tätigen ehrenamtlich be-
schäftigt sein. Ein weiterer nicht un-
erheblicher Teil im Nebenamt bzw. in 
Nebentätigkeit, wobei hier die Grenzen 
zwischen reinem Engagement und Er -
werbstätigkeit sicherlich fließend sind. 
Es ist geradezu für den Musikbereich - 
wie wohl auch für andere kulturelle  Be-
reiche - typisch, daß einerseits  K ul-
turschaffende mit "vollem Deputatll bzw. 
Volizeitbeschäftigung oft Aktivitäten im 
Ehrenamt oder als bezahlte Nebentätig-
keit aufweisen, und daß andererseits 
eine freiberufliche Tätigkeit oder eine 
Tätigkeit als Arbeitnehmer im Musikbe-
reich, die oft nur als Teilzeitbe-
schäftigung (z.B, an einer Musikschule) 
möglich ist, zur Existenzsicherung nicht 
ausreicht, so daß (gegebenenfalls meh-
rere) Nebentätigkeiten ausgeübt werden. 
Aber auch hier ist die Grenze zu aus 
Engagement ausgeübten ehrenamtlichen 
Tätigkeiten schwierig zu ziehen. 

Ein wichtiger Bestandteil der Musikkultur 
sind - für Jugendliche und Erwachsene 
gleichermaßen - die Vereine. Im Bereich 
der vokalen Laienmusik sind nach der 
Schätzung des Musikrats 158 000 aktive 
Mitglieder in 3 200 Vereinen mit 4 800 
Chören engagiert. Von den aktiven 
Sängern sind etwa 9 % Kinder bis 12 
Jahre, 10 % Jugendliche bis 18 Jahre und 

1 
Kirchenbereich: Kantoren, Organisten, 
Chorleiter und andere 

1)Aufgrund der hauligen MehAachMligkeiten beträgt die Zahl der „Ausbildenden" jedoch 
nur ca. 21 000. 

Quelle: Musikatlas Baden- Wumemberg (Hreg: Landesmusikrat Baden- Wllmemberg ), 
eigene Berechnungen. 

starenechee Landesamt Baden-Wamemb M 1.97 

8 % junge Mitglieder unter 25 Jahren. 
Die bei weitem mitgliedsstärksten Ver-
bände sind der Schwäbische Sängerbund 
und der Badische Sängerbund. 

Ein weiterer zentraler Bestandteil der 
Musikkultur ist die instrumentale Laien-
musik, hier sind rund 225 000 Aktive in 
4 600 Vereinen zusammengeschlossen. 
Der Bogen spannt sich hierbei von der 
Blasmusik (rund 130 000 Aktive) über 
die für Baden-Württemberg typischen 
Harmonika-Gruppen (49 000 Aktive), 
über Zupfmusik (4 900 Aktive), Spiel-
manns-, Fanfaren- und Feuerwehrmusik-
züge (13 000 Aktive), Ensembles der 
Volkstums- und Heimatverbände (16 000 
Aktive) bis zu Liebhaber- und Studen-
tenorchestern (7 000 Aktive). 

In kirchlichen Chören bzw. Instrumen-
talgruppen sind knapp 150 000 Bürger 
aktiv. Im instrumentalen Bereich spielen 
die evangelischen Posaunenchöre eine 
prägende Rolle. 

Insgesamt dürften nach einer hier zu-
grunde gelegten Schätzung des Landes-
musikrats im Land rund 37 000 musik-
pädagogische Betreuer tätig sein (Schau-
bild 4), z.B. Lehrer an Musikschulen, 
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4,9 81,4  

2 610 484 

2 643 747 
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2 461 874 

2 594 700 

2 704 389 
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3 840 
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4 036 

4 097 

13,3 

13,1 

14,7 

14,1 

13,7 

24 

23 

23 

24 

242) 

26 

. 9109 

9059 

9 244 

9 566 

9 249 

9 900 

unterrichtende Orchestermitglieder, Do-
zenten und Studenten, hinzu kommen 
Lehrer, Geistliche u.a., die noch neben 
ihrem Hauptberuf in der musikalischen 
Ausbildung engagiert sind. Hierbei ist 
jedoch eine große Anzahl von Mehrfach-
zählungen enthalten, da, wie ausgeführt, 
viele Musikpädagogen in mehr als einer 
Funktion tätig sind. Die Zahl der in der 
musikalischen Ausbildung .tätigen Perso-

nen dürfte nach einer Schätzung des 
Vu—sikrats bei 21 000 liegen. Diese Musik-
pädagogen betreuen schätzungsweise 
335 000 Kinder und Jugendliche bzw.., Er-

wachsene in der .musikalischen Ausbil-
durig - mit naturgemäß unterschiedlicher 
Ausbildungsdauer je nach betreuender 
Institution. 

So groß die Breitenwirkung der bisher 
dargestellten Möglichkeiten zur aktiven 
Musikausübung auch ist, die Mehrheit 
der Menschen nimmt am Musikgenuß als 
Zuhörer teil, sei es bei Aufführungen 
von musikalischen Ausbildungsstätten, 
Vereinen, kirchenmusikalischen Veran-
staltungen oder Darbietungen der aus 
Berufsmusikern gebildeten Orchester. Im 
folgenden 

- 
werden die 7 staatlich bezu-

schußten Orchester - davon 4 Kammer-
und 3 Symphonieorchester - betrachtet, 
die sich geographisch gesehen vom Bo-
denseesymphonieorchester bis zum Kur-

 

pfälzischen Kammerorchester Mann-

 

heim/Ludwigshafen spannen. Diese 
Orchester mit zusammen 236 Musikern  

gaben in der. Saison .1985/86 an ihrem 
jeweiligen Sitzort 610 Konzerte mit rund 
505 000 Besuchern. Hinzu kamen noch 
421 Gastspiele außerhalb des Sitzortes. 
Bei Gesamtausgaben . von 23,8 Mill.DM 
(1985) konnten sie.5.,0 Mill. (21 %) durch 
eigene Einnahmen decken. Eine wesent-
liche. Rolle bei . der Ausgabendeckung 
kommt deshalb den öffentlichen Haus-
halten zu. So betrugen die Landeszu-

 

schüsse 10,9 Mill.DM, Zuschüsse der 
Kommunen 7,; 0 Mill.DM, und 0,6 Mill.DM 
entfielen auf andere Zuschüsse, z. B.. 
Spendenaus der Wirtschaft. Die im Land 
ansässigen Orchester - die natürlich 
auch außerhalb des Landes gastieren -
bilden nur einen -Teil des Konzertan-

 

gebots: Hinzu kommen meist kleinere -

 

Orchester und Ensembles, die oft von 
den Kommunen gefördert werden, sowie 
Gastspiele von nicht im Land ansässigen 
Orchestern und Gruppen-.-

 

Theater  

Baden-Württemberg besitzt eine reich-
haltige Theaterlandschaft•, vom großen 
Landestheater bis hin zur von Amateuren 
unterhaltenen Marionettenbühne. Im Land 
gibt es derzeit (Stand 1986) 30 staatlich 
bezuschußte Theater - hierzu gehören 
die, Staatstheater, die Landesbühnen, 
Kommunaltheater, von sonstigen Trägern 
unterhaltene Theater sowie Festspiele-, -, 
die in der Spielzeit 1985/86 rund 10 100 
Vorstellungen vor 3,2 Mill. Besuchern 

Tabelle 3 

Staatlich bezuschußte Theater:'") 

Vors ellungen am Ort und Gastspiele außerhalb 

Spielzeit 

Geförderte 

Theater  
Oper/Ballett  

davon 

Operette/Musical 

Besucher am 

Ort  

Personal 

insgesamt 
insgesamt 

Schauspiel 1) 

An ahl Anzahl 

 

1980/81 

1981/82 

1982/83 

1983/84 

1984/85 

1985/86 

') Ohne Festspi le .— 1) Einschließlich Podium, Studio, Kinder- und Jugendtheater. — 2)' Einschließlich einem Theater ohne Angaben. 

Quelle: Ministerium für Wissenschaft und Kunst, eigene Berechnungen. 

80 



1985/86 

Hochschulen' 
für Musik 

Akademlen 
1042 für Blldende 

Künste 

1980/81 
Wintersemester 

Stotishsches Landesamt Baden-WGreemberg 165 9) 

gaben (Tabelle 3). An diesen Theatern 
waren im künstlerischen Bereich, in der 
Verwaltung und in der Technik zusam-
men 4 100 Personen beschäftigt. Die 
Gesamtausgaben beliefen sich 7985 auf 
318 Mill. DM, ihnen standen Eigenein-
nahmen von 51 Mill. DM gegenüber, was 
einer Deckungsquote von 16 % ent-
spricht. Hinzu kamen Zuschüsse des 
Landes von 124 Mill. DM, Zuschüsse der 
Gemeinden von 142 Mill. DM und sonstige 
Zuschüsse von 1,9 Mill. DM. 

Vorstellungen werden zu einem nicht 
unerheblichen Teil auch außerhalb des 
Sitzortes der Bühne gegeben. Eine be-
sondere Rolle spielen hier die drei 
Landesbühnen (Esslingen, Tübingen, 
Bruchsal), die ihrer Aufgabenstellung 
entsprechend sogar den Hauptteil ihrer 
Vorstellungen "in der Provinz" absol-
vieren. So hat etwa die Badische Lan-
desbühne Bruchsal in der Spielzeit 
1985/86 nur 46 Vorstellungen am Sitzort, 
andererseits 284 Vorstellungen außerorts 
gegeben. 

In den obengenannten Globalzahlen sind 
vier staatlich bezuschußte Festspiele 
mitenthalten, die in der Spielzeit 1985/86 
zusammen 195 800 Besucher am Ort regi-
strieren konnten. Die größten Besucher-
zahlen hatten hierbei die ötigheimer 
Volksschauspiele mit rund 66 000 Zu-
schauern bei 40 Vorstellungen und die 
Burgfestspiele Jagsthausen mit 52 600 
Besuchern in 56 Vorstellungen. 

Zu den genannten Theatern treten noch 
zahlreiche Theater von lokaler Bedeu-
tung, die als private Unternehmen, 
semiprofessionell oder als Amateurtheater 
oft von den Kommunen und vom Land ge-
fördert werden. 

Im Landesverband der Amateurtheater 
waren 1986 210 Bühnen zusammenge-
schlossen. Die Mitgliedszahlen zeigen 
eine steile Aufwärtsentwicklung, so hat 
sich seit 1980 (84 Mitgliedsbühnen) deren 
Zahl mehr als verdoppelt. Zu den Ver-
bandstheatern gehörten 1986 auch 39 
Puppentheater und 15 Freilichttheater. 

Insgesamt 8 575 Mitglieder waren in 
diesen Amateurtheatern (im allgemeinen 
sicher ehrenamtlich) aktiv, diese Mit-
glieder absolvierten 3 100 Aufführungen. 
Die Mitgliederzahl (1980: 4 010) hat sich 

Schaubild 5 

Entwicklung der Studentenzahlen 
an Kunst- und Musikhochschulen 

im Laufe dieses Jahrzehnts mehr als ver-
doppelt, wie auch die Besucherzahl: 1986 
zählten die Amateurtheater 618 400 Be-
sucher, das waren mehr als doppelt so 
viel wie 1980 (303 500) bzw. knapp 19 % 
mehr als 1985. 

Zu erwähnen sind im Bereich der Ama-
teurtheater noch die Amateurtheatertage 
Baden-Württemberg, die 1986 zum 5. Mal 
stattfanden. Ein Teil der Amateurbühnen. 
widmet sich dem Volkstheater; diese 
Theaterart wird bei den Volkstheater-
tagen Baden-Württemberg (erstmals 1985) 
der breiten Öffentlichkeit präsentiert., 
Das Land fördert die Amateurtheater 
direkt, jedoch auch indirekt durch die 
Spielberatungsstelle in Wilhelmsfeld, die 
Beratungsfunktionen für Spielgruppen 
wahrnimmt. 

Kunstakademien und Musikhochschulen 

Die Akademien für Bildende Künste und 
die Hochschulen für Musik bilden den 
künstlerischen und kunstpädagogischen 
Nachwuchs aus, sie wirken zugleich 
durch zahlreiche Aktivitäten in der 
Öffentlichkeit am künstlerischen Leben 
des Landes und vor allem in der Region, 
in der sie tätig sind, mit. 

An den 7 staatlichen Kunstakademien und 
Musikhochschulen des Landes - 5 Musik-
hochschulen und 2 Akademien für Bil-
dende Künste - waren im Wintersemester 
1985/86 3 848 Studierende immatrikuliert 
(Schaubild 5). Die Musikhochschulen 
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zählten 2 806 Studenten, davon wären 
1 782 Studierende für Instrumentalfächer 
eingeschrieben, 226 für Gesang und 140 
für Darstellende Kunst. Das Studienfach 
Kirchenmusik wurde 73 mal gewählt, 
Komposition belegten 57 Studierende und 
Dirigieren 26 Studierende. Weitere 502 
Studenten wollten Musikerzieher werden. 

An den Hochschulen für Bildende Künste 
waren 1 042 Studierende eingeschrieben, 
davon 282. für Malerei, 135 für Bildende 
Kunst .und Grafik 95 für Bildhauerei/ 
Plastik und 83 für .Angewandte Kunst. 
Einen breiten Raum nahm auch das Stu-
dienfach Innenarchitektur ein mit 155 
Studierenden sowie das Fach Kunster-
ziehung mit 292 Studierenden. 

An den Kunstakademien und Musikhoch-
schulen war insgesamt gesehen das Ge-

 

schlechterverhältnis der Studierenden 
praktisch ausgeglichen, dies gilt auch 
für die Musikhochschulen allein, wo die 
Studentinnen leicht überwogen (Anteil 
51 %), während ihr Anteil bei den Hoch-
schulen für Bildende Künste 48 % be-
trug. Kunst ist international: Die Welt-
offenheit der Kunstakademien und Musik-
hochschulen zeigt sich in dem hohen An-
teil der ausländischen Studierenden, 
dieser Anteil ist mit 10,8 % deutlich 

höher als etwa bei den Universitäten 
(6,7 ö) 

Innenarchitektur 108 Studenten. Einen 
sonstigen künstlerischen Abschluß er-
reichten 297 Absolventen. Bei der Bil-
denden Kunst kommt hinzu, daß nicht 
alle Studierende einen Abschluß anstre-
ben. 

Die Kunstakademien und Musikhochschu-
len zählten 1985 349 Künstler und Wis-
senschaftler als hauptberuflich Beschäf-
tigte, einschließlich Verwaltung umfaßte 
der Personalbestand 492 Beschäftigte. 
Insbesondere für die Musikhochschulen 
ist charakteristisch, daß dort wegen der 
Fülle der möglichen Studienfächer und 
der wünschenswerten Spezialisierung auf 
einzelne Instrumente eine hohe Zahl von 
nebenberuflichen Lehrbeauftragten tätig 
ist, die zugleich die notwendige Verbin-
dung von Unterricht und künstlerischer 
Praxis vertiefen. Im Gesamtbereich der 
Kunstakademien und Musikhochschulen 
waren 1985 572 nebenberufliche Unter-
richtskräfte tätig, darunter allein 528 im 
Bereich der.Alusikhochschulen. 

Im Zuge der deutlich expansiveren Ent-
wicklung der Musikhochschulen ist dort 
auch der Bestand an künstlerischem und 
wissenschaftlichem Personal deutlich 
gestiegen, seit 1980 um 10 % bei den 
hauptberuflich Beschäftigten und be-
sonders ausgeprägt bei den nebenbe-

ruflichen Lehrkräften (+ 14 s). 

 

In den letzten 10 Jahren hatten insbe-
sondere' die Musikhochschulen eine ex-
pansive Entwicklung zu verzeichnen. 
Während seit dem Wintersemester 1975/76 
die Zahl der Studierenden bei den 
Kunstakademien um 4,4 % gestiegen ist, 
wuchs sie bei den Musikhochschulen um 
43,0 %. Diese Zunahme war jedoch immer 
noch geringer als etwa bei den Univer-
sitäten (+ 52,7 %). 

 

Die Absolventen der Kunstakademien und 
Musikhochschulen bilden den künstleri-
schen Nachwuchs. Im Zeitraum 1980 bis 
1985 legten 452 Studenten die Bühnen-
reife- bzw. Konzertreifeprüfung ab, 
davon 396 als Musiker und 56 als dar-
stellende Künstler. Hinzu kamen 87 
Solistenprüfungen, 505 Prüfungen als 
Privatmusiklehrer und 46 Kirchenmusik-
prüfungen. Mit dem Diplom schlossen im 
Musikbereich (einschl. Darstellende 
Kunst) ' 598 'Studenten ab, im Bereich 
Kunst/Gestaltung 131 und im Bereich  

Die 7 staatlichen Kunstakademien und 
Musikhochschulen des Landes hatten 1985 
(ohne Gebäudebewirtschaftungskosten) 
ein Ausgabenvolumen von 52,3 Mill. DM, 
hiervon entfielen 45,3 Mill. DM auf 
Personalausgaben. 

Kunstakademien und Musikhochschulen 
verbinden die Lehre mit Kunstausübung 
und Kunstpräsentation. Im Jahr 1985 
traten sie mit rund 700 Veranstaltungen 
an die Öffentlichkeit, insbesondere durch 
Konzerte, Bühnenaufführungen und De-

 

bütantenausstellungen. Hierzu dient 
nicht zuletzt auch das Programm "Kunst-
hochschulen in ihrer Region". 

Bibliotheken  

Bücher haben eine vielfältige Funktion: 
Sie helfen Kindern und Jugendlichen bei 
der Sozialisation und speziell, beim Lesen 
lerneng dienen zur. Besinnung und Er-
bauung, vermitteln Gedanken und Ideen 
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und geben Wissen und Fertigkeiten wei-
ter. Bibliotheken sind ein wichtiger 
Bestandteil der Lesekultur, sie bieten 
allen Schichten und Altersgruppen in 
den Städten und auf dem Land ein breit 
gefächertes ortsnahes Bücherangebot. 

Die meisten öffentlichen Bibliotheken sind 
kommunale Einrichtungen. Im Jahr 1985 
gab es (einschließlich der Zweigstellen) 
816 kommunale Bibliotheken, die für die 
Benutzer 10,07 Mill. Bände bzw. Me-
dieheinheiten bereithielten, wie die 
staatlichen Fachstellen für das öffentliche 
Bibliothekswesen berichteten (Tabelle 4). 
Die Bedeutung dieser Bibliotheken zeigt 
sich in den Entleihungen, mit einer Zahl 
von 24,23 Mill. hat - rechnerisch jeder 
Einwohner des Landes im lesefähigen Al-
ter im Jahr 1985 3 Bücher ausgeliehen. 

Die Zahl der Entleihungen ist ständig 
gestiegen, seit 1977 mit einer damaligen 
Anzahl von 18,25 Mill. um nahezu ein 
Drittel (32,8 %). Noch stärker ist die 
Ausstattung der Bibliotheken mit Bü-
chern bzw. Medienbeständen gestiegen 
(+ 53 %). Leicht zurückgegangen ist die 
Zahl der statistisch erfaßten Bibliothe-
ken, was ausschließlich darauf zurückzu-
führen ist, daß mehrere kleinere, früher 
selbständige Bibliotheken bzw. Zweigstel-
len inzwischen in leistungsfähigere Bib-
liothekssysteme umgewandelt wurden und 
so nur noch eine (statistische) Verwal-
tungseinheit bilden. 

 

Fast verdoppelt haben sich seit 1977 die 
Aufwendungen der kommunalen öffentli-
chen Bibliotheken (seit 1977: + 92 %), 
1985 betrug ihre Ausgabensumme 95,88 

DM. Hiervon trugen die Gemeinden 
93,96 Mill. DM und die Kreise 1,91 Mill. 
DM. Hier ist zu berücksichtigen, daß 
das Land für eine Übergangszeit gezielte 
Fördermaßnahmen für Bau, Einrichtung 
und den Aufbau von Beständen geleistet 
hat. Diese Förderung lief Ende 1984 aus, 
1984 betrug der Beitrag des Landes noch 
0,764 Mill. DM. Eine Förderung findet 
nunmehr im Rahmen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs statt. Das Land trägt 
jedoch weiterhin die Bibliothekstan-
tiemen, und es trägt die in den vier 
Regierungsbezirken befindlichen staat-
lichen Fachstellen für das öffentliche 
Bibliothekswesen, die die Bibliotheken 
bei ihrer Funktion beraten und unter-
stützen. 

Eine wichtige Ergänzungsfunktion kommt 
den evangelischen und katholischen Bi-
bliotheken zu. Im kirchlichen Bereich 
waren im Jahre 1983 854 Bibliotheken 
eingerichtet mit einem.Bücherbestand von 
insgesamt 1,92 Mill. Auch hier war beim 
Bücherbestand ein deutlicher Zuwachs zu 
verzeichnen, von 1975 bis 1983 stieg er 
um 41,4 $, 

Weitere Strukturdaten über die Gesamt-
heit aller öffentlichen Bibliotheken sind 
Publikationen des Deutschen Bibliotheks-

   

Tabelle 4 

Öffentliche Bibliotheken in kommunaler Trägerschaft 

Bibliotheken Bände Entleihungen Aufwendungen Jahr 

 

Anzahl 1977=100 1000 1977 = 100 1977 = 100 1000 1000 DM 1977 = 100 

1977 944 

1978 941 

1979 922 

1980 918 

1981 902 

1982 842 

1983 840 

1984 826 

1985 816 

100 

99,7 

97,7 

972 

95,6 

89,2 

89,0 

87,5 

86,4 

6 580,3 100 

7141,6 108.5 

7696,8 117,0 

8 174,0 124,2 

8602,8 130,7 

8846,3 134,4 

9258,2 140,7 

9652,8 146,7 

10070,3 153,0 

18251,6 

18637,0 

19342,4 

20419,4 

21 519,6 

21 985,3 

22986,4 

23612,7 

24232,1 

100 

102,1 

106,0 

111,9 

117,9 

120,5 

125,9 

129,4 

132,8 

49881,6 

60360,8 

78500,8 

86654,1 

81 289,8 

94299,5 

85 882,0 

88677,4 

95875,2 

100 

121,0 

157,4 

173,7 

163,0 

189,0 

172,2 

177,8 

192,2 

Quelle: Staatliche Fachstellen für das Bibliothekswesen, eigene Berechnungen. 
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instituts in Berlin zu entnehmen. So 
wurden die öffentlichen Bibliotheken in 
Baden-Württemberg 1985 von insgesamt 
1,205 Mill. Einwohnern genutzt, hiervon 
entfielen allein 1,048 Mill. Nutzer auf 
kommunale (einschließlich der von Krei-

sen unterhaltenen) Bibliotheken. Insge-
samt wurden 23,68 Mill. Bücher ausgelie-
hen, hiervon entfielen 20 % auf Belletri-
stik, 25 % auf Sachbücher. Einen größe-

ren Anteil machten Kinder- und Jugend-
literatur aus mit einem Anteil von fast 
30 %. Außerdem wurden 1,06 Mill. mal 
Tonträger ausgeliehen und 123 000 mal 
Spiele. 

An allen öffentlichen Bibliotheken waren 
1985 1 110 hauptamtliche Personalstellen 
sowie 292 (in Vollzeit umgerechnete) 
neben- und ehrenamtliche Stellen ausge-
wiesen. Nebenamtliche Funktionen spielen 
vor allem im Bereich der kleineren kom-
munalen Bibliotheken eine Rolle. So wa-
ren insgesamt 534 Personen nebenamtlich 
tätig, davon 409 bei den gemeinde- bzw. 
kreiseigenen Büchereien. Ehrenamtliche 
Funktionen treten vor allem im Bereich 
der kirchlichen Bibliotheken auf, so 

waren insgesamt 3 179 Personen ehren-
amtlich tätiq, davon 2 546 bei kirchlichen 
und 602 bei kommunalen öffentlichen Bi-
bliotheken. 

 

Bibliotheken werden oft das "Gedächtnis 
der Menschheit" genannt. Diese Bezeich-

nung trifft in besonderem Maße auf die 
wissenschaftlichen Bibliotheken und 
Archive zu. In Baden-Württemberg gibt 

es neben den Hochschulbibliotheken 8 
derartige Einrichtungen, neben der Ba-

dischen Landesbibliothek Karlsruhe und 
der 1'lürttembergischen Landesbibliothek 
Stuttgart zählen hierzu z.B. das Deut-
sche Volksliedarchiv Freiburg und das 
Fächinformationszentrum Energie, Phy-
sik, Mathematik in Eggenstein/Karlsruhe. 
In diesen Einrichtungen des außeruni-
versitären Bereichs waren 1985 (in 
Vollzeitkräfte umgerechnet) rund 1 200 
Beschäftigte tätig, darunter 200 Wissen-
schaftler. Daneben stehen der Öffent-
lichkeit noch weitere Bibliotheken wis-
senschaftlicher Prägung zur Verfügung, 
die Teil von größeren Einrichtungen des 
öffentlichen Wissenschafts-, Forschungs-
und Dienstleistungsbereichs sind, z.B. 

die Bibliothek des Statistischen Landes-
amts. 

Museen 

Baden-Württemberg blickt in allen seinen 
Landesteilen auf ein reiches und - auch 
entsprechend seiner Territoria.Igeschich-
te - besonders vielfältiges kulturelles 
Erbe zurück. Dieses zu sammeln, zu be-
wahren und der Öffentlichkeit zugänglich 
zu machen, ist die Aufgabe der Museen, 
Sammlungen und übrigen musealen Ein-
richtungen wie Burgen, Schlösser und 
Klöster. Hinzu kommt noch, verstärkt im 
Teilbereich der wissenschaftlichen Mu-
seen, die Forschung. 

In Baden-Württemberg gibt es derzeit 
- einschließlich der in der Aufbauphase 
befindlichen - fast 900 Museen, von den 
großen staatlichen Sammlungen über 
kommunale Kunstsammlungen bis hin zum 
kleinen Heimatmuseum (Tabelle 5). Die 
Museen (hier wie im folgenden ein-
schließlich der Sammlungen und musealen 
Einrichtungen) werden im folgenden in 
zweifacher Hinsicht gegliedert, zum einen 
nach der Trägerschaft (staatlich/andere 
Träger) und nach dem Museumstyp. Die 
neun (einschließlich der sich in der Ent-

 

stehungsphase befindlichen) großen 
staatlichen Museen unterhalten zahlreiche 
Zweigmuseen, so daß insgesamt etwa 36 

Museen im Landesbesitz sind. Besonders 
zu erwähnen ist der 1984 eröffnete Neu-
bau der Staatsgalerie Stuttgart und die 
Renovierung des Linden-Museums in 

Stuttgart (vollständige Wiedereröffnung 

1986) sowie der Wiederaufbau des Nord-
flügels der Staatlichen Kunsthalle in 
Karlsruhe, der bereits fortgeschrittene 
Aufbau des Landesmuseums für Technik 
und Arbeit in Mannheim und das geplan-
te Haus der Geschichte. Weit größer ist 
die Zahl der nichtstaatlichen Museen, die 
kommunale oder private Träger haben 
bzw. als Werksmuseum zu Unternehmen 
gehören. 

Zur Zeit gibt es rund 830 solcher 
nichtstaatlicher musealen Einrichtungen, 
wobei die ausgewiesene Zahl als 
Schätzung betrachtet werden muß, da 
ständig neue Museen entstehen, denen 
wieder vereinzelt Schließungen gegen-

überstehen. 

Die ganze Vielgestaltigkeit der Museums-
landschaft zeigt sich in einer schwer-
punktmäßigen Gliederung nach Museums-
typen, die ungeachtet der Größe der 
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Tabelle 5 

Staatliche und nichtstaatliche Museen (einschließlich Zweigmuseen), Sammlungen und museale 
Einrichtungen*) 

  

Staatliche Museen, 
Sammlungen und 

museale Einrichtungen 

Nichtstaatliche Museen, 
Sammlungen und 

museale Einrichtungen 
Museumstyp Insgesamt Anteil 

Anzahl 

  

Landesmuseen, Regionalmuseen, Stadt- und_ Heimat. 
museen, Dorfmuseen, Heimatstuben 

Kunitmuseen 

Völkerkundliche Museen und Sammlungen 

ArchäologischeMuseen 

Naturkundliche Museen und Sammlungen 

Technikgeschichtliche Museen und Sammlungen . 

Museum für Landwirtschaft, Weinbau und Waldwirtschaft 

Freilichtmuseen, Bauernhausstraßen 

Schlösser, Burgen, Klosteranlagen mit Inventar 

Ostdeutsche Museen und Sammlungen 

Dokumentarions- und Erinnerungsstätten für historisch 
bedeutsame Persönlichkeiten und Ereignisse 

Sonstige kulturgeschichtliche museale Einrichtungen 

Mischtypen, Sonstiges 

Insgesamt  

 

357 361 41,6 

43 50 5,8 

6 7 0',8 

30 32 3,7 

25 27 3,1 

75 76 8,8 

30 30 3,5 

11 11 1,3 

28 40 4,6 

49 49 5,7 

51 51 5,9 

5 105 110 12,7 

2 21 23 2,7 

36 831 867 100 

') Stand Anfang 1985. 

Quelle: Museumskonzeption Baden-Württemberg, eigene Berechnungen und Schätzungen. 

 

einzelnen Einrichtungen vorgenommen 
wurde. Die größte Gruppe mit einer Zahl 
von 360 stellen die kulturhistorischen 
Museen mit mehreren Sammlungsbereichen 
dar. Diese Museen dokumentieren jeweils 
die geschichtlichen Zeugnisse des Lan-
des, einer Region oder einer Gemeinde. 
Hierzu gehören die großen Landesmuseen 
also auch zahlreiche Heimatmuseen, 
dieser Typ macht rund 42 % des Mu-
seumsbestandes aus. Kunstsammlungen 
und Kunstmuseen (einschließlich der An-
tikenmuseen) gibt es derzeit 50 (6 % 
des Museumsbestandes). Sie befinden 
sich meist in den größeren Städten bzw. 
Ballungsgebieten. Weitere Arten sind die 
Völkerkundlichen Museen (7), Archäolo-
gische Museen (32) und Naturkundliche 
Museen und Sammlungen (27). In einer 
Zeit des raschen strukturellen Wandels 
kommt den technikgeschichtlichen Museen 
eine wachsende Bedeutung zu, hier gibt 
es 76 Einrichtungen. Wirtschaftliche 
Traditionen anderer Art veranschaulichen 
die landwirtschaftlichen Museen (30) und 
die bäuerlichen Freilichtmuseen (11). Das 
Kulturgut der Heimatvertriebenen bewah-
ren 49 Museen. Der Öffentlichkeit zu-  

gängliche Sammlungen in Schiössern',' 
Burgen und Klosteranlagen (40). zeigen 
auch die vielgestaltige territoriale_ 
Geschichte des Landes. Leben und Werk 
historisch bedeutender Persönlichkeiten 
wird in 51 Erinnerungs- und Dokumen-
tationstätten präsentiert. 

Die meisten der heute bestehender 
Museen wurden erst seit Bestehen des 
Bundeslandes Baden-Württemberg errich-
tet. .So entstanden - soweit bekannt -
seit 1952 rund 500 Museen, hiervon rund 
320 erst nach 1973. 

Museen sind ein großer Publikumsmag-
net. Mit 10,5 Atill. Besuchern war in der 
Saison 1984/•85 rein rechnerisch gut jeder 
Einwohner des Landes ein Museumsbesu-
cher. Die größte Besucherzahl entfiel auf 
Kunst- und kulturgeschichtliche Museen 
(3,5 Mill.), es folgten Heimatmuseen (3,2 
Mill. ) , naturwissenschaftliche und tech-
nikgeschichtliche Museen (2,9 Mill.) und 
die Freilichtmuseen (1,0 Mill. Besucher). 
Die genannten Besucherzahlen sind je-
doch sicherlich Untergrenzen, da es 
praktisch unmöglich sein dürfte, die Be-
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sucherzahlen zumal bei Einrichtungen mit 
freiem Eintritt quantitativ auch nur 
einigermaßen zu erfassen. 

Während . die staatlichen Museen und 
meist auch die , größeren kommunalen 
Museen hauptamtliches Personal unter-
halten, sind insbesondere im gemein-
nützigen ,Bereich nicht nur nebenamtliche 
Funktionen, sondern gerade auch ehren-
amtliche Tätigkeiten stark vertreten. So 
wurden in der Erhebung für die Mu-

 

seumskonzeption 365 ehrenamtliche 
Museumsleiter gezählt. Hilfestellung bei 
der oft von Laien zu bewältigenden Auf-
gabenfülle leisten die Landesstelle für 
Museumsbetreuung und die ebenfalls lan-
deseigene Arbeitsstelle für literarische 
Museen, Archive und Gedenkstätten. 

Der ständige Ausbau der staatlichen 
Kunstmuseen wird durch den aus Toto-
Lotto-Mitteln gespeisten "Zentralfonds 
für die Anschaffung von Spitzenwerten" 
unterstützt. Die 1981 errichtete Mu-
seumsstiftung trägt darüber hinaus als 
besonderes Finanzierungsinstrument, vor 
allem mit Erträgen der Spielbanken, 
ebenfalls dazu bei, neben dem "Zen-
tralfonds" den Erwerb herausragender 
Werke für die staatlichen Kunstsamm-
lungen.zu ermöglichen. 

Eine wichtige Ergänzung der Kunst-
niuseen vor 'allem im Hinblick auf 
zeitgenössische Kunst sind die 26 
Kunstvereine. Hervorgegangen aus 
privatem Mäzenatentum, finanzieren sie 
sich heute noch zum Teil aus Mit-
gliedsbeiträgen. - Den größten Teil der 
Kostentragen die Gemeinden, das Land 
trägt hierzu, ebenfalls bei. Ähnlich wie 
die:. Kunsthalle Baden-Baden haben die 
Kunstvereine keine : eigenen Bestände, 
ihre Aufgabe ist im wesentlichen die 
Ausstellung von Werken insbesondere 
auch von jüngeren,. noch unbekannten 
Künstlern. 

Denkmalpflege 

 

I.n . einer . sich rasch wandelnden Welt 
bleiben. Denkmalschutz und Denkmalpflege 
Daueraufgaben, deren Bedeutung noch 
verstärkt wird durch ein zunehmendes 
Interesse ,vieler _Menschen an der Ge-
schichte und -den Kulturdenkmalen ver-
gangener Epochen.:. 

Baudenkmale sind sprechende Zeugnisse. 
der kulturellen Vergangenheit. Das Land 
trägt mit Zuschüssen dazu bei,' die Er-
haltungslast der Eigentümer -  zu er-
leichtern, auch Gemeinden und Land-
kreise übernehmen Verantwortung für 
ihr Kulturerbe. Ging es in den 70er 
Jahren noch häufig darum, Kulturdenk-
male vor dem Abbruch zu bewahren, so 
rückt zunehmend in den Vordergrund, 
Baudenkmale bei Maßnahmen der Erhal-
tung und Erneuerung in ihrer denk-
malpflegerischen Substanz zu erhalten 
und Nutzungsänderungen in schonender 
Weise durchzuführen. 

Zu den Aufgaben der Bewahrung der 
Kulturdenkmale tritt die Funktion der 
archäologischen Denkmalpflege. Ihr Ziel 
ist es, die vor- und frühgeschichtlichen 
Fundstätten zu schützen und sie der 
Nachwelt zu erhalten. 

Der Etat der Denkmalpflege wird über-
wiegend aus einem Anteil an den Erträ-
gen der Toto-Lotto-Einspielergebnisse 
(1.986: 60,5 Mill. DM), der Losbrieflot- 
terie (1986: 4,0 Mill. DM) und aus all-
gemeinen Haushaltsmitteln (1986: 14,5 
Mill. DM) finanziert. Die Toto-Lotto-Mit-
tel werden zum größten Teil als Zu-
schüsse an Privatpersonen, Gemeinden 
und Kirchen für denkmalpflegerische Er-
haltungsmaßnahmen bereitgestellt. Wei-
tere Anteile 'werden für archäologische 
Grabungen verwendet. Ein Teil des Er-
trags der Losbrieflotterie wird der 
Denkmalstiftung Baden-Württemberg zu-
geführt. 

 

1986 wurden im Rahmen der allgemeinen  
Denkmalförderung 1 556 Antrage mit 
einer Antragssumme von 69,5 Mill. DM 
gestellt, hiervon konnten Anträge mit 
einer Gesamtsumme von 44,9 Mill. DM ge-
fördert werden (Schaubild 6). 

 

Das 1980 aufgelegte. Schwerpunktpro-
gramm. Denkmalpflege wurde 1983 fortge-
schrieben und erweitert. Das Programm 

hat derzeit eine Laufzeit bis 1991 und 

ein Gesamtvolumen von 158 MM. DM.. Es 

umfaßt eine geschlossene. Liste von 130 

Objekten der Baudenkmalpflege und 15 

Maßnahmen der Archäologie. Kernanlie-
gen dieses Programmes ist es, heraus-
ragende Kulturzeugnisse, die substantiell 
gefährdet sind,. durch eine besondere 
Förderung vor dem drohenden Verfall zu 
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bewahren. Bis Anfang 1987 wurden 63 
Maßnahmen fertiggestellt. 

Mit dem 1987 beginnenden_ Denkmalnut-
zungsprogramm wird das Ziel verfolgt, 
derzeit unzureichend oder .nicht ge-
nutzte, hochwertige Baudenkmale zu 
erhalten, indem sie einer 'langfristigen 
öffentlichen Nutzung zugeführt werden. 
Das.  Programm umfaßt, derzeit 76 Förder-
objekte' von kommunalen und freien 
Trägern und 12 Objekte im Landes= 
eigentum. 

_Baumaterialien aus Stein sind durch Um-
welteinwirkungen in 'anhaltende Zerfalls-
prözesse geraten, die zu enormen Schä-
den an Baudenkmalen führen. Seit 1985 
trägt die. aus allgemeinen Haushalts-
mitteln finanzierte Sonderförderung für 
Steinschäden dazu bei, Erhaltungsmaß-
nahmen an Baudenkmalen mit Naturstein-
fassaden sowie an Steinskulpturen, zu 
ermöglichen. 

 

'Nicht zuletzt trägt die 1985 errichtete 
Denkmalstiftung dazu bei, die staatliche 
Denkmalpflege dort zu ergänzen, wo 
diese nicht oder nur in beschränktem 
Umfang tätig werden kann., Das Ziel die-
ser Stiftung_ ist es jedoch auch, ver-
stärkt private Mittel für, die Aufgaben 
der Denkmalpflege zu erschließen und 
das Verständnis der Öffentlichkeit für 
die Belange der Denkmalpflege zu för-
dern. 

Weiterbildung  

 

Weiterbildung hat die Aufgabe, d•em Bür-
ger zu helfen, seine Kenntnisse und Fä-
higkeiten zu vertiefen, zu erweitern und 
zu erneuern. Sie soll dazu beitragen, 
den Einzelnen "zu einem verantwortlichen 
Handeln im persönlichen, beruflichen und 
öffentlichen Bereich zu befähigen", wie 
es z.B. im baden-württembergischen Wei-
terbildungsgesetz heißt. Neben der be-
ruflichen Weiterbildung, die im' folgenden 
außer Betracht bleiben soll 1) , bilden 

 

1) Siehe hierzu Hoffmann, Hans Jörg: 
Berufliche Weiterbildung in Betrieben. 
Vorstudie im Auftrag des BMBW, .Sta-
tistisches Landesamt Baden- Württem-
berg (Hrsg.), Stuttgart 1985. 

Schaubild 6 

Antrtlge_ Im Rahmen der allgemeinen Denkmalförderung 
Anzahl 

 

somit die allgemeine Weiterbildung, die 
Bereiche wie Familie, Gesundheit, Erzie-. 
hung, Kunst und Literatur und andere 
Kulturbereiche umfaßt, und die poli-
tisch-gesellschaftliche Weiterbildung zen-
trale Bestandteile. 

 

Wichtigster Träger der allgemeinen Wei- 
terbildung sind. die Volkshochschulen. -Im 
Jahr 1985 gab es in Baden-Württemberg 
141 Volkshochschulen mit 889 Außenstel= 
len. Seit 1975 ist die Zahl der Volks-
hochschulen durch Zusammenschlüsse zu 
leistungsfähigeren Bildungszentren leicht 
gesunken, die Zahl der ortsnahen 
Außenstellen dagegen (stark gestiegen 
(+ 26 %); was auf eine Intensivierung 
der Weiterbildungsarbeit vor allem . auch 
im ländlichen Raum schließen läßt. 

 

Die Volkshochschulen - boten 1985 insge-
samt 60 078 Kurse und Arbeitsgemein-
schaften mit 1,714 Mill. Unterrichts-
stunden an, die von 827 300 Teilnehmern 
besucht wurden (Belegungen). Hinzu ka-
men 14 411 Einzelveranstaltungen (z.B. 
Vorträge, Filmabende) mit, 654 700 Be-

 

suchern. - . Z '! - 

Die Weiterbildungsmöglichkeiten der 
Volkshochschulen umfaßten eine Vielzahl 
von Themen. Im Vordergrund des Kurs-
angebots (60 078 Kurse) standen -Spra-
chen mit 31 %. Es folgten Kurse in 
manuellem und musischem Arbeiten 
(23 %), Gesundheit (16 %) und Haus-
haltsführung (10 %). Auf den Bereich 
Erziehung, Philosophie, Psychologie 
entfielen 4 % der Kurse, auf Kurse über 
Kunst 2 % des Angebots (Schaubild 7). 
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Die Altersstruktur der Kursteilnehmer 

zeigt, daß Volkshochschulkurse vor allem 

bei jungen Erwachsenen beliebt sind. So 
entfielen auf die 18 bis unter 25jährigen 
1985 ein Anteil von 18,6 % der Kursbele-

gungen, während der Anteil dieser Al-

tersgruppe an der Bevölkerung des Lan-

des nur 12,5 % beträgt. Ähnlich war die 
Situation bei den 25 bis 35jährigen: in 

dieser Altersgruppe waren 25,8 % der 
Belegungen vertreten, bei einem Bevöl-
kerungsanteil von 15,2 %. Noch höher als 

der entsprechende Anteil an der Ein-
wohnerzahl ist demgegenüber die Betei-  

dagegen deutlich ab (50 bis 65jährige: 
Belegungsquote 9,0 % gegenüber 17,0 % 
Bevölkerungsanteil; über 65jährige: 

3,0 % gegenüber 14,0 %). 

Zwar dürften bei den Jüngeren bei einer 

größeren Zahl der Kursbelegungen auch 
berufliche Gründe bei der Motivation eine 

Rolle spielen, doch dürfte die geringere 

relative Teilnahmequote der höheren 
Altersgruppen noch ein größeres zukünf-

tiges Entwicklungspotential in diesem 

Bereich aufzeigen. 

Die Volkshochschulen zählten im 'Jahr 

1985 über 21 000 Beschäftigte, hiervon 
waren fast 98 % nebenberuflich tätig. 

Neben 88 hauptberuflichen Leitern waren 

104 hauptberufliche pädagogische Mit-

arbeiter beschäftigt, hinzu kamen 257 

Mitarbeiter in der Verwaltung. Die Kurse 

wurden darüber hinaus von 20 733 ne-

benberuflichen Kursleitern geleitet. Die 

dynamische Entwicklung der Volkshoch-
schulen, die verstärkt wurde durch 

einen Trend zur Professionalisierung, 
zeigt sich auch in der Entwicklung der 

Personaldaten (Tabelle 6). So stieg die 

Zahl der hauptberuflichen Leiter (1976 

bis 1985: + 33 %), gleichzeitig sank die 

Zahl der nebenberuflichen Leiter 
(- 22 %). Noch stärker als bei den Ver-

waltungsmitarbeitern (+ 54 %) stieg die 

Zahl der hauptberuflichen pädagogischen 
Kräfte (+ 148 %). Verdoppelt hat sich in 

diesem Zeitraum die Zahl der nebenbe-

ruflichen Lehrkräfte (+ 103 %). 
ligungsquote bei den 35 bis 50jährigen 
(Belegungsquote 25,0 %, Bevölkerungs- Die Volkshochschulen hatten 
anteil 21,1 %). Bei den darauffolgenden. gaben von insgesamt 92,0 
Altersgruppen sinkt die Belegungsquote Hiervon wurden 45,5 Mill. 

1985 Aus-

 

Mill. DM. 
DM durch 

Tabelle 6 

Personelle Ausstattung der Volkshochschulen 

Leiter von Kursen Hauptberufliche Mitarbeiter Leiter 

pädagogische 
Mitarbeiter 

sonstige 
(Verwaltung) 

darunter Lehrer insgesamt nebenberuflich hauptberuflich Jahr 

Anzahl 

 

66 69 42 

75 59 63 

82 52 86 

82 57 99 

88 54 104 

Quelle: Volkshochschulverband Baden-Württemberg, eigene Berechnungen. 

167 10 196 6 068 59,5 

193 13 124 7 330 55,9 

216 15 896 7 982 50,2 

248 17 541 7 027 40,1 

257 20 733 7 425 35,8 

1976 

1978 

1980 

1982 

1985 
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Teilnehmergebühren gedeckt. Zuschüsse 
der Gemeinden und Kreise in Höhe von 
28,7 Mill. DM (31,2 $ der Gesamtaus-
gaben) und Landeszuschüsse von 10,5 
Mill. DM (11,4 %) förderten die Tätigkeit 
der Volkshochschulen. Gegenüber 1980 
sind- die Ausgaben der Volkshochschulen 
um 48,0 % gestiegen, die Teilnehmerge-
bühren um 46,2 %, entsprechend sank 
der Anteil der Ausgaben, der durch 
Teilnehmergebühren zu decken war, 
leicht von 50,0 % auf 49,4 %. 

Auch die kirchliche Erwachsenenbildung 
hat eine große Breitenwirkung. Im Jahr 
1985 wurden bei 23 703 Kursen 508 748 
Teilnehmer (Belegungen) gezählt. Davon 
entfielen 14 735 derartige Veranstal-

 

tungen mit 327 544 Teilnehmern auf die 
evangelische Erwachsenenbildung und 
8 968 Kurse mit 181 204 Teilnehmern auf 
die katholische Erwachsenenbildung. 
Hinzu kamen im gesamten kirchlichen Be-
reich 47 910 Einzelveranstaltungen (z.B. 
Vorträge), davon 25 707 in der katholi-
schen und 22 203 in der evangelischen 
Erwachsenenbildung. 

 

Bei den gesamten kirchlichen Weiter-
bildungsaktivitäten, mit Kurscharakter 
dominierten die Bereiche Gesundheit, 
Haushalt (Anteil: 24 °s), Philosophie, 
Theologie, Religion (22 $), Erziehung, 
Psychologie und Familie (18 %), kreatives 
Gestalten, Freizeit (18 $) und Kunst, 
Literatur, Musik u.ä. (6 %). 

Von den Aufwendungen für kirchliche 
Weiterbildung (einschließlich aller 
Einzelveranstaltungen), in Höhe von 33,2 
Mill. DM (1985) wurden 2,0 Mill. durch 
Zuschüsse der Gemeinden und Kreise 
(6 % der Aufwendungen), 2,9 Mill. 
durch direkte Landeszuschüsse (9 %), 
17,1 Mill. durch kirchliche Mittel (52 %) 
und 8,8 Mill. (27 %) durch Teilnehmerge-
bühren abgedeckt. Rund 8 % entfielen 
auf sonstige Zuschüsse. 

 

Volkshochschulen und Kirchen sind die 
mit Abstand wichtigsten Träger der in-

 

stitutionalisierten allgemeinen Weiter-

 

bildung. Daneben treten noch andere 
Träger, wie Gewerkschaften, andere Be-
rufsverbände und weitere öffentliche und 
private Institutionen, wie auch kulturell 
orientierte Einrichtungen des Auslands 
(z.B. Amerika-Haus, Institut Francais), 
wie auch vorwiegend auf den ausländi-  

schen Bevölkerungsteil ausgerichtete 
Institutionen der ehemaligen Gastarbei-
ter-Entsendestaaten. 

Flankierend zu der bisherigen Förderung 
der Weiterbildungsträger soll im Rahmen 
der Weiterbildungskonzeption des• Landes 
ein Lehrerprogramm die Weiterbildungs-
einrichtungen vor allem im organisatori-
schen Bereich unterstützen. Hierzu wer-
den - sukzessive in den nächsten Jah-
ren, beginnend 1987 - den Trägern 300 
Stellen für im Landesdienst stehende 
Lehrer gegen eine Beteiligung von einem 
Viertel an den Personalkosten zur Verfü-
gung gestellt. 

Sport 

Beim Sport zeigt sich vielleicht am 
deutlichsten unter allen Bestandteilen. 
der Kultur, wie stark sich der Kulturbe-
griff gewandelt hat hin zur Alltagskul-
tur. Sport ist heute sicherlich ein Kul-
turphänomen von außergewöhnlicher Fas-
zination und Internationalität. Seine 
Werte und Normen - fairer Wettbewerb in 
der festen Regeln unterworfenen spiele-
rischen Auseinandersetzung, Leistungs-
prinzip - stehen in enger l4'echselbezie-
hung zu den allgemeinen gesellschaft-
lichen Wertvorstellungen. 

Am Sport - insbesondere am Vereinssport 
- nimmt eine überaus große Zahl von 
Menschen aller Könnens-, Leistungs- und 
Altersstufen aktiv teil, zur Förderung 
der Gesundheit und des physischen und 
psychischen Wohlbefindens und als Mög-
lichkeit der Selbsterfahrung. Sport-
vereine haben darüber hinaus eine ge-
meinschaftsbildende Funktion, die be-
gleitet wird von einer umfangreichen 
Jugendarbeit. 

In Baden-Württemberg wären 1985 2,7 
Mill. Menschen in Sportvereinen organi-
siert, das waren über ein Fünftel 
(21 ,4 %) mehr als 1980 bzw. 2,5 % mehr 
als 1984. Möglichkeit zur sportlichen 
Betätigung boten über 9 000 .Vereine, 
auch ihre Anzahl ist gegenüber 1980 
stark gestiegen (+ 13,9 %). Das Wachstum 
des Vereinssports wird besonders deut-
lich im längerfristigen Vergleich. So hat 
sich seit 1960 die Zahl der Mitglieder 
mehr als verdreifacht, die Zahl der Ver-
eine nahezu verdoppelt (Schaubild 8). 
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Entwicklung der Sportvereine und ihrer 

Mitglieder 

In den Sportvereinen - waren 1986 -im 
Breitensport 90 hauptberufliche Turn-
und Sportlehrer tätig, deren Beschäfti= 
gung durch das Land durch einen Zu-

 

Mitglieder Schuss in Höhe eines Drittels der Bezüge 

Vereine gefördert wird. Hinzu kommen weitere 
hauptberufliche. Kräfte, u.a.. auch ABM-
Beschäftigte. Im längerfristigen Ver-
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Das,  große .  Ausmaß der, Jugendarbeit der 
Sportvereine zeigt sich ..in :der .Alters-
struktur der Mitglieder. So waren fast 

ein Fünftel (19,1 %) der Vereinsmit-

glieder unter 15 Jahre .alt, weitere 

12,3 % waren Jugendliche im Alter von 

15-19 Jahren und 7,6 % junge Erwach-

sene bis 22 Jahre. 

Die beliebtesten Sportarten waren Fuß-

 

ball (752 900 Teilnehmer)., Turnen 
(727 200) und Tennis (336 600). Es fol-

 

gen Skisport (193 100), Handball 

(153 400), Leichtathletik (132 200) und 
Tischtennis (117 900). Zu den rund 40 
in den Sportvereinen vertretenen Spar-
ten gehört auch der Behindertensport, 
der 14 400 Teilnehmer zählte (Tabelle, 7). 

Auch der Sport ist bestimmten Moderich-
tungen unterworfen. Besonders stark ist 

in den letzten Jahren. die Zahl der Teil-

nehmer beim Tennis gestiegen ('seit 1980: 
+ 42,8 %) und :beim Skisport (+ 28,5 %), 

während -,mehr , traditionelle Sportarten 

wie Fußball (+ 1.2,2 %), Handball 
(+ 11 ,3: %) und Leichtathletik (+ A0,4 %) 

eher unterdurchschnittliche Zuwachsraten 

aufwiesen. 

gleich hat die:Zahl der vom Land geför-. 
derten hauptberuflichen Sportlehrer im 
Vereinssport abgenommen - die Maximal-
zahl war um 1970 mit einer Anzahle von 
450 erreicht worden -, dafür wurde der 
Sockel an nebenberuflichen Übungsleitern 
in Breiten- :und Freizeitsport stark aus-
geweitet. Im Breitensport der Vereine 
nahm die • Zahl ,  der nebenberuflichen 
Übungsleiter von 2 500 (1970) über,-8 300 
(1980) auf 9 390 (1986) zu. Das Land 
leistet hier einen Pauschalsatz von 
700 DM pro Jahr und Übungsleiter= aus. 
Toto- und Lottomitteln. Hinzu kommen 
9 950 nebenberufliche ..,Übungsleiter im 
Freizeitsportbereich der •Vereine, hierzu 
leistet das Land entsprechende Zuschüs-
se aus Mitteln des "Spiel 7711 . Diese seit 
1977 bestehende Föderungsart-  setzte in 
jenem Jahr mit einer Zahl von 1 600 
hieraus geförderten Übungsleitern ein, 
bereits- ,1980 war eine Zahl von 3 200 er-
reicht.. Im Breiten- und Freizeitsport 
zusammen waren so 1986 in den Vereinen 
rund 19 340 mit Landeszuschüssen geför-
derte nebenberufliche Übungsleiter tätig, 
das waren 68 % mehr als 1980. 

Von den Mitteln zur Sportförderung 
kamen 1985 92,1 Mill. -DM aus Toto- und 

Lottomitteln und 12,5 Mill. DM aus dem 
Spiel 77. Das Land fördert -den Sport-
stättenbau durch Mittel des Kommunalen 
Investitionsfonds, hierfür -wurden,  1985 
Zuschüsse an Kommunen, Vereine und 
sonstige Träger in Höhe von 71,9 Mill. 
DM erbracht. 

Im Bereich der kommunalen Sportstätten 
bestand Ende 1985 .ein durchschnittlicher 
Versorgungsstand von einer Übungsein-
heit je 1 892 Einwohner bei Sporthallen 
und von 3,45 qm je Einwohner bei Sport-
plätzen. Um.- insbesondere auch im Ver-

 

einssport den Informationsstand über 

die örtliche Vesorgung mit Infrastruk-
tureinrichtungen im Bereich des Sports 
zu verbessern, ist - die Teilnahme des 
Landes arf - einer, für 1988 geplanten 
bundesweiten umfassenden Bestandser-
hebung vorgesehen. 
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Tabelle 7 

Sportvereine 1985 

Mitglieder 

 

davon im Alter von ... bis unter ... Jahren Vereine 

 

Sportart insges mt 
15-19 unter 15 19-22 22 und älter 

A zahl 

 

Insgesamt 1) 

.darunter2) 

Badminton 

Basketball 

Boxen 

Eissport 

Fußball 

Handball 

Hockey 

Judo 

Kanu 

Kegeln, 

Leichtathletik 

Radsport 

Reiten 

Rudern 

Schießen 

Schwimmen. 

Ski 

Tanzsport 

Tennis 

Tischtennis 

Turnen 

Volleyball 

Behindertensport  

9 056 2734215 19,1 12,3 - .. 7,6. 

197 9 579 7,5 18,9 . r 15,7 
164 14105 17,0 25,5 16,1 
72 . 11 445 10,5 14,4 , 13,5 

7 

-

925 22,3 11,0 7,4 
3 039 752 865 16,9 _ 11,2 7,4 

756 20,1 18,1 10,9 
42 24,0 20,7 9,6 

282 25896 36,7 22,1 12,0 

109 9 846 12,4 12,5 7,7 

398 32 079 3,9 6,5 5,9 

1 095 - 132 193 29,3 17,7 8,8 

385. 28310 - 13,0 12,2 7,6 
554 74 899 14,8 15,9 9,4 

39 7 751 6,0 12,7 8,6 

1249 135922 3,1 8,2 6,8 
305 63425 41,4' 15,9 6,8 
955 193 068 _ 17,4 14,5 9,2 
172 15716 5,5 10,3 10,2 

1687 336593 10,7 12,6 7,2 
1553 -_ 117943 17,7 .18.8 11!,1 
2 481 727 lag- 29,9 10,2 . 5,4 

835 ,54 175 8,1 20,6 .18,3 
231 14 378 39 2,2 2,3 

• 

61,0 

58,0 

41,4 

67,6 

59.2. 

64,5 

50,9 

45,7 

29;2 

67,3 

• 83,7 

44,2 

67,2 

59,8 

72,8 

82,0 

35,9 

58,9 

74,0 

69,5 

52,4 

54,5 

52,9 

91,6 

68 

153 429 

5 786 

 

11 Einfachzählungen. -21 Beteiligungsfälle. Mehrfachbeteiligung möglich. 

Quelle: Landessporttiünde. 

  

Zusammenfassung 

- Kultur ist ein notwendiger Bestandteil 
einer. lebenswerten . Gesellschaft, die 
Möglichkeit zur kulturellen 'Betätigurig 
ist zugleich_ ein Wesenselement der De-
mokratie. Der Wandel der Bevölke-
ruhgs- und Sozialstruktur wie auch 

__der technische Wandel verstärken zu-
künftig noch. die orientierungs- und 
sinnstiftende .Rolle der Kultur. 

 

- In ökonomischer Sicht ist der Kultur-
bereich in einer Zeit, da materielle 
Güter oft -  auf Sättigungstendenzen 
stoßen, ein autonomer Wachstumsfak-
tor. Darüber hinaus bestehen zahl-
reiche Wechselbeziehungen zwischen 
Kultur. und Wirtschafts- und Arbeits-  

  

webt. Materiell sichtbar wird im Bereich 
der angewandten Kunst das Design, 
das zunehmend auch ein Element des 
Markterfolgs von, Produkten werden 
dürfte. 

 

- Eine Abgrenzung der kulturellen 
Dienstleistungen ist schwierig und 
kann nicht auf allgemein gültige, 
objektive Kriterien abgestützt werden. 
Die gewählte Abgrenzung lehnt sich an 
den Kulturbegriff der empirischen Kul-
turwissenschaften an. 

- Betrachtet werden , kulturelle Dienst-
leistungen, die von" den öffentlichen 
Haushalten, von Land und Kommunen 
erbracht oder gefördert werden. Ge--
genstand des ersten ' Teils - der Arbeit 
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ist die Finanzierung durch die öffent-
lichen Haushalte und der Personalbe-
stand im .öffentlichen Dienst für kul-
turelle Aufgaben. Im zweiten Teil wer-
den die einzelnen Institutionen der 
kulturellen Infrastruktur betrachtet. 

Die_ Kulturausgaben _von Land und 
Kommunen betrugen 1985 über 2,5 
Mrd. DM (Nettoausgaben), hiervon 
entfielen 27 % auf den Landeshaushalt. 
Für den Bereich Musik und Theater 
wurden 500 Mill. DM aufgewendet, für 
Museen -und Kunstsammlungen 172 Mill. 
DM, für Bibliotheken 138 Mill. DM, für 
Denkmalschutz und Denkmalpflege 77 
Mill. DM, für Kunstakademien und 
Musikhochschulen 52 Mill. DM. Die 
Ausgaben für Sportstätten betrugen 
523 Mill. DM, weitere 176 Mill. DM 
betrug die allgemeine Sportförderung. 

Seit 1977 sind die Kulturausgaben 
stärker gestiegen (+ 67 %) als das 
Gesamtvolumen der Haushalte von Land 
und Kommunen (+ 57 %), der Anteil 
der Kulturausgaben stieg damit von 
4,6 % auf 4,9 %. 
Im öffentlichen Dienst von Land und 
Kommunen sind im Kulturbereich - in 
Vollzeit umgerechnet - rund 16 000 
Personen tätig, davon 12 800 bei den 
Kommunen. 

Unter den kulturellen Infrastruktur-
einrichtungen im Musikbereich kommt 
den Musikschulen für die außerschu-
lische musikalische Bildung große 
Bedeutung zu. Dort wurden 1985 rund 
140 000 Schüler unterrichtet, seit 1975 
ist die Zahl der Schüler um die Hälfte 
gestiegen. 

- Ein wichtiger Bestandteil der Musik-
kultur sind die Vereine. Der Bereich 
der vokalen Laienmusik zählt rund 
158 000 aktive Vereinsmitglieder, die 
instrumentale Laienmusik rund 225 000 
Aktive. In kirchlichen Chören und In-
strumentalgruppen sind rund 150 000 
Bürger tätig. 

- Im Gesamtbereich der musikalischen 
Ausbildung sind rund 21 000 Personen 
aktiv, die oft ehrenamtlich oder ne-
benberuflich tätig sind. 

- Die 7 staatlich bezuschußten Orchester 
gaben in der Saison 1985/86 610 Kon-  

zerte am Sitzort und 421 Gastspiele. 
Im Land gibt es 30 staatlich bezu-

 

schußte. Theater und Festspiele, die in 
der Spielzeit 1985/86 10 100 Vorstel-

 

lungen gaben. Im Landesverband der 
Amateurtheater sind 210 Bühnen zu-
sammengeschlossen, deren Zahl sich 
seit 1980 mehr als verdoppelt hat. Hier 
waren 1986 über 8 500 Bürger tätig. 

- An den 7 staatlichen Kunstakademien 
und Musikhochschulen waren im Win-
tersemester 1985/86 über 3 800 Stu-
dierende eingeschrieben, davon 2 800 
bei Musikhochschulen. Insbesondere 
die Musikhochschulen hatten eine ex-
pansive Entwicklung zu verzeichnen, 
ihre Studentenzahl stieg im letzten 
Jahrzehnt um 43 %. 

- Im Jahr 1985 gab es 816 kommunale öf-
fentliche Bibliotheken, die 10,07 Mill. 
Bücher bzw. Medieneinheiten bereit-
hielten. Die Zahl der Entleihungen 
(1985: 24,23 Mill. ist seit 1977 um ein 
Drittel angestiegen. Im kirchlichen Be-
reich gab es 1985 854 Bibliotheken mit 
einem Bücherbestand von 1,92 Mill. 

In Baden-Württemberg befinden sich 
rund 900 Museen und Kunstsammlun-
gen, über ein Drittel davon wurde erst 
nach 1973 eingerichtet. Rein rechne-
risch besucht jeder Einwohner des 
Landes im Lauf eines Jahres einmal ein 
Museum. 
Im Rahmen der allgemeinen Denkmal-
pflege konnten 1986 Anträge mit einer 
Antragssumme von 44,9 Mill. DM geför-
dert werden. 

- Wichtigster Träger der allgemeinen 
Weiterbildung sind die Volkshochschu-
len. Im Jähr 1985 gab es 141 Volks- 
hoch"schulen mit 889 Außenstellen. Es 
wurden. über 60 000 Kurse und Ar-
beitsgemeinschaften angeboten, die von 
827 300 Teilnehmern besucht wurden. 
Im Vordergrund des Kursangebots ste-
hen Sprachen (31 %) und Kurse in ma-
nuellem und musischem Arbeiten 
(23 %). Im Bereich der kirchlichen 
Erwachsenenbildung wurden 23 700 
Kurse gezählt, die 508 700 Teilnehmer 
aufwiesen. 

- Der Vereinssport hat eine außerordent-
liche Breitenwirkung, 1985 waren 2,7 
Mill. Menschen in Sportvereinen orga, 
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nisiert, das waren über ein Fünftel 
mehr als 1980. Nahezu ein Drittel der 
Mitglieder sind Kinder und Jugendliche 
unter 19 Jahren. Im Breiten- und 
Freizeitsport der Vereine leistete das 
Land 1986 Zuschüsse für 90 hauptbe-
rufliche Turn und Sportlehrer und 
19 340 nebenberufliche Übungsleiter, 
das waren 68 % mehr als 1980. 

- Aus der Arbeit wird sichtbar, daß in 
vielen kulturellen Dienstleistungsbe-
reichen neben- und ehrenamtliche 
Funktionen eine tragende Rolle spielen, 
so z.B. in der Laienmusik, bei Ama-
teurtheatern, bei Museen und in Bi 
bliotheken, hier insbesondere im 
kirchlichen Bereich, sowie bei 
Sportvereinen. 
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2.2 Bedeutung des Informationssektors 
— Aspekte des beruflichen Strukturwandels — 

Im Rahmen dieses Berichts wurde in den 
Vorjahren verschiedentlich auf die zu-

 

nehmende Bedeutung der Dienstleistun-

 

gen eingegangen und dabei u.a. die all-
mähliche Verlagerung des Schwergewichts 
der Erwerbstätigkeit von der Urproduk-

 

tion (Land- und Forstwirtschaft) über 
das Produzierende Gewerbe (sekundärer 
Sektor) in den tertiären Sektor ange-
sprochen. Diese Entwicklungslinie wird 
auch bei Betrachtung der Erwerbstätig-
keitsstruktur in Tabelle 1 sichtbar. 
Innerhalb von knapp einem Vierteljahr-
hundert ist der Anteil der hauptberuflich 
in der Land- und Forstwirtschaft Tätigen 
von 16 auf 5 Prozent zurückgegangen, 
während der Anteil der in den Wirt-
schaftsbereichen "Handel und Verkehr" 
sowie "Sonstige (Dienstleistungen)" Be-
schäftigten von 32 auf 48 Prozent an-
gewachsen ist. Diese beiden Wirtschafts-
bereiche,. die üblicherweise unter dem 
Begriff ''Tertiärer Sektor" oder "Dienst-
leistungssektor'' zusammengefaßt werden, 
umfassen in Baden-Württemberg nahezu 
die Hälfte, im Bund sogar mehr als die 
Hälfte aller Erwerbstätigen. 

Differenzierte Betrachtung der Dienst-
leistungen erforderlich  

Hinter dem Wachstum des tertiären Sek-
tors verbergen sich jedoch unterschied-
liche Entwicklungen. Neben Wirtschafts-
zweigen mit hohen Wachstumsraten ist 
beispielsweise die im Wirtschaftsbereich 
IV angesiedelte Wirtschaftsgruppe "Pri-
vate Haushalte" hinsichtlich der Zahl der 
Erwerbstätigen eher rückläufig. Es han-
delt sich hierbei "um Dienste in Privat-
haushalten, die eigentlich eher vorin-
dustriell geprägt sind. Auch in der Wirt-
schaftsabteilung "Verkehr und Nachrich-
tenübermittlung", die zum Wirtschafts-
bereich III und damit zum Dienstlei-
stungssektor rechnet, ist gegenwärtig 
eine stagnierende Erwerbstätigenzahl 
festzustellen, obwohl die Nachfrage er-
heblich angewachsen ist. Hierzu haben 
Rationalisierung und Verlagerung von 
Verkehrsleistungen auf individuelle 
(nichtkommerzielle) Befriedigung bei-
getragen. Der Wirtschaftsbereich IV  

Tabelle 1 

Erwerbstätigenanteil•) der Wirtschaftsbereiche 
1961, 1970 und 1985 

1961 1970 
Wirtschaftsbereich 

 

16 8 5 

52 55 47 

13 14 16 

19 23 32 

100 100 100 

') Erwerbstätige nach dem Wohnortprinzip; 1961 (einschließlich 
Erwerbslose) und 1970 Volkszählungsergebnisse, 1985 Ergebnisse 
des Mikrozensus. 

- Sonstige (Dienstleistungen)- umfaßt 
neben den Privathaushalten so unter-
schiedliche Gruppen wie Gesundheit, 
Bildungswesen, Wäscherei und Reini-
gung, Gaststätten, Körperpflege, Kir-
chen, Politische Parteien, Öffentliche 
Verwaltung u.a. mehr. Diese verkürzte 
Aufzählung dürfte allein schon die 
Heterogenität des Dienstleistungsbereichs 
belegen. - 

Vor allem wird jedoch bei einer sektora-
len Betrachtungsweise nicht beachtet, 
daß innerhalb des Warenproduzierenden 
(sekundären) Sektors eine Akzentver-
schiebung stattfindet. In diesem Bereich 
nimmt, wie noch im einzelnen gezeigt 
werden wird, die Bedeutung der produk-
tionsorientierten Dienste erheblich zu, 
während das Gewicht der Fertigung 
- gemessen am Arbeitseinsatz - zurück-
geht. Außerdem werden von im Prinzip 
warenproduzierenden Unternehmen in zu-
nehmendem Maße auch Dienstleistungen 
erbracht. 

In Kenntnis der aufgeführten Mängel 
wurde in jüngster Vergangenheit von 
verschiedenen Autoren und Institutionen 
versucht, eine Art vierten Wirtschafts-
sektor zu definieren und abzugrenzen, 

1985 

1 Land- und Forstwirtschaft 

11 Produzierendes Gewerbe 

III Handel und Verkehr 

IV Sonstige (Dienstleistungen) 

Alle Wirtschaftsbereiche 
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für den in der Regel der Begriff "Infor-
mationssektor" verwendet wurde. Diese 
Begriffswahl trägt dem Umstand Rech-
nung, daß die Informationstechnik in 

allen Studien über die Zukunft der Ar-
beitslandschaft als dominante Techniklinie 
angegeben wird. 1) Informationstechnik 
wird von Haefner als komplexe "Mischung 
aus technischer.,,Informaiionsverarbeitung 
und Nachrichtentechnik" bezeichnet 2l, 
Hierin kommt die Tendenz zum- Aus-
druck, daß Computer zunehmend mit der 
Produktion, .der Büroarbeit und mit an-
deren Computern' verknüpft werden, so 
daß "die Wirkungen 'der Informationstech= 
nik vielfältiger 'und weitreichender Natur 
sind. Die gedankliche Isolierung eines 
Informationsbereichs dient demnach auch 
dem Versuch, die Auswirkungen der 
Verbreitung der Informationstechnik bes-
ser abschätzen zu können. Denkbar wäre 
eine Abgrenzung mit Hilfe wirtschaftssy-
stematischer Zuordnung, über eine Auf-
spaltung der Wertschöpfung nach Infor-
mationsbezug, über die Berufe oder über 

die ausgeübten Tätigkeiten der im Er-
werbsleben stehenden Bevölkerung. Auf 
diese Weise sollen eher informationsbe-
zogene Tätigkeiten.von- solchen Tätigkei-
ten getrennt werden„ .die überwiegend 
auf Menschen oder auf Produkte bezogen 
sind. 

Alle genannten Kriterien' 'weisen jedoch 
Unschärfen auf und lassen' -die Informa-
tionsbedeutung im,'Wirtschaftsprözeß nur 
näherungsweise bestimmen. Die, präzise-
ste Art, den Strukturwandel zu erfas-
sen, bestünde in der Darstellung'' der 
ausgeübten , Tätigkeit. Hierüber .liegen 
jedoch nur in unregelmäßigen Abständen 
erhobene Stichprobendaten'(Mikrozensus) 
vor, die eine regionale Analyse nicht zu-
.lassen und. fachliche Differenzierungen 
erschweren. In dieser . Untersuchung  

 

soll wegen. ;der 
- 

wirtschaftsfachlich,, be-
ruflich und regional. .sehr differenziert 
vorliegenden Statistik der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten (kurz: 
Beschäftigtenstatistik) eine Annäherung 
an den Informationsbereich über die aus-
geübten Berufe erfolgen. ,Damit werden 
zwar Erwerbstätige, die nicht der Versi-
cherungspflicht unterliegen, nicht.  einbe-
zogen (beispielsweise Selbständige, mit-
helfende' Familienangehörige, Beamte und . 
geringfügig Beschäftigte) ; . doch werden 
über die Beschäftigtenstatistik immerhin 
rund 80 % aller Erwerbstätigen erfaßt. 

Unter "Informationsberufen CIB)11  werden 
hier diejenigen (ausgeübten) Berufe sub-
summi'ert,'die überwiegend mit der Pro-
duktion;.  der Verarbeitung oder der Ver-
teilung von Informationen befaßt sind 3) 
Die in 'Übersicht 1" aufgeführten Berufe 
müssen sich jedoch 'nicht, -zwangsläufig 
moderner Informationstechnik bedienen. 
Da diese Berufe jedoch überwiegend in-
formationsorientiert arbeiten, ist zu 
erwarten, daß _ sie neue kommunikations-
techniken vorrangig nutzen oder zu 
ihrer Verbreitung beitragen. werden. Die 
vo'rge'nommene Äbgrenzung wurde eng an 
Untersuchungen des [AB angelehnt. Im 
Unterschied zu der dort verwendeten 
Definition wurden 'aber Verkäufer(innen) 
als relativ stark besetzte Berufsklasse 
und einige andere; -schwächer besetzte 
Berufe nicht zum. Informationsbereich 
gerechnet:' Die Angabe des . ausgeübten 
Berufs (Berufsordnung; d.h. Dreistel-
ler) Liegt in der Beschäftigtenstatistik 
seit dem 1. Quartal 1979 vor. Mit Hilfe 
einer. sehr umfangreichen Sonderaüswer-
iung. sollen durch einen Vergleich" mit 
dem 1. Quartal 1986 hier nun Verände-
rungen_ der Berufsstruktur unter .dem 
Aspekt. der Informationsrelevanz 
untersucht werden. Die strukturellen 

.Verschiebungen .. innerhalb - dieses Zeit-

 

1) Vgl. Dostal„-W.: "Informationstechnik 
und Informationsbereich im Kontext 
aktueller Prognosen", in:. Mitteilungen 
aus der: Arbeitsmarkt- .und Berufsfor-
schung (Mitt AB) 1986, Seite .1,36. 

2)Vgl. Haefner,.K;: "Mensch und Compu-
ter im Jahre 2 000: Ökonomie und Po-
litik für eine human computerisierte 
Gesellschaft", Basel, Stuttgart;.. 3. 
Auflage 1986, Seite 25. 

3) Vgl. Dostal, W.: "Datenverarbeitung 
und Beschäftigung, Teil 3: .Der In-
formationsbereich",.:in: Mitt AB 1984, 
Heft 4, Seite '505 (Übersicht 4)~. Die 
Abweichungen zu der von Dostal ver-
wendeten Abgrenzung wurden in Zusam-
menarbeit mit dem Geographischen 
Institut der Universität - Tübingen 
festgelegt. 
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rau ms (31.3.1979 bis 31,3.1986) sollen 
über den stattfindenden Strukturwandel 
weitere Aufschlüsse vermitteln. 

Informationsberufe (IB) zeigen Über-
durchschnittliches Wachstum  

Betrachtet man zunächst die globale Be-
schäftigungssituation, so stellt man fest, 
daß die Gesamtzahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten in dem ge-
nannten 7-Jahreszeitraum von 3,34 auf 
3,46 Millionen (+ 3,7 %) angewachsen ist 
(Schaubild 1). Für die Informationsberu-
fe im engeren Sinne (i.e.S.) ist jedoch 
das Wachstum mehr als dreimal so hoch 
(+ 11,3 %). Selbst unter Einbeziehung 
der Informationsberufe im weiteren Sinne 
(i.w.S.), zu denen auch nahezu alle 
Lehrer im Angestelltenverhältnis rech-
nen, ergibt sich für den Informationsbe-
reich noch eine Zunahme von 10 %. Hier-
bei ist zu berücksichtigen, daß Pädago-
gen Ende der 70er Jahre im Gegensatz 
zu jetzt überwiegend im Angestelltenver-
hältnis eingestellt wurden und aus die-
sem Grunde eine rückläufige Zahl von 
Lehrern (die der Versicherungspflicht 
unterliegen) ausgewiesen wird. An dieser 
Stelle wird eine Schwachstelle der Kon-
zentration auf die Beschäftigtenstatistik 
sichtbar, doch erscheint eine zusätzliche 
Erfassung der Informations- bzw. Nicht-
informationsberufe bei den Beamten aus 
der Personalstandserhebung schwer 
durchführbar. 

Außergewöhnlich hohe Wachstumsraten 
erkennt man in Schaubild 1 für 
Ingenieure (+ 30,1 %), Naturwissen-
schaftler (+ 33 %), Bank- und Ver-
sicherungskaufleute (+ 18,4 %) sowie 
Groß- und Einzelhandelskaufleute (+ 14,7 
%). Die "Hauptmassel)  der Informations-
beschäftigten, die knapp eine halbe 
Million umfassende Gruppe der Büro-
kräfte, hat jedoch mit + 7,6 % weniger 
stark zugenommen. Diese ersten Zahlen 
machen die Notwendigkeit einer wirt-
schaftsfachlichen Differenzierung noch 
deutlicher, sie machen aber bereits die 
zunehmende Bedeutung von Information 
wie auch die Rationalisierung von In-

 

formationstätigkeiten mit Hilfe der 
Informationstechnik deutlich. 

In Tabelle 2 ist die Bedeutung der 
Informationsberufe in ausgewählten 
Branchen dargestellt. In nahezu aller. 

Schaubild 1 

Veränderung der Beschäftigtenzahlen') 
in ausgewählten Informationsberufen 
bzw. Berufsgruppen 1986 gegen 1979 

') Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, Stichtag jeweils 31. März. 

Statistisches Landesamt Baden-wortlemberg 1Q gy 

 

betrachteten Wirtschaftsgliederungen 
liegt dabei die Zunahme der Informa-
tionsberufe sowohl bei einer engen Ab-
grenzung ( 1 in Übersicht 1 ) als auch 
bei einer weiten Fassung des IB-Begriffs 
(Übersicht 1: 1 + II + 111) über der der 
übrigen Berufe. Interessant erscheint 
u.a., daß das starke Wachstum der Ge-
samtbeschäftigung im Gesundheitswesen 
(+ 25,4 %) von der Steigerung der Infor-
mationsberufe (+ 36,9 %) noch über-
troffen wird. Im Folgenden wird bei den 
Informationsberufen (IB) die weitere Ab-
grenzung (1 + 11 + 111) zugrunde ge-
legt. Allerdings ist der Anteil des In-
formationsbereiches im Gesundheitswesen 
mit rund 10 ~% vergleichsweise gering, da 
insbesondere das ärztliche und das 
pflegende Personal nicht zu den Informa-
tionsberufen zählen. Im Handel ist eine 
differenzierte Entwicklung festzustellen: 
Während Großhandel und Handeslvermitt-
lung eine steigende Bedeutung der 
Informationsberufe signalisieren, hat sich 
die Rationalisierung im Einzelhandel wohl 
am stärksten auf die Bürokräfte ausge-
wirkt. 
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3 341 607 3464362. 758595 - 844 405 + 11,3 

30 356 

1 683 358 
371 358 
226 432 
271 058 

179 931 

85 072 
61 250 

251 985 
181 927 

393 813 
168 161 

116 146 

112 673 

484 181 

86 894 
91 039 

143 971  

33235 

1 662 760 
387 094 

243 425 
280 640 
172 983 
81 538 
85 478 

232 929 
159:829 

399 516 

169 909 

123 405 

127 662 

587 698 
104 004 
96 729 

180 474 

8 682 

294791 
66 695 

35 928 
69 660 

29 202 
14 557 

7 598 

25 782 
17716 

95 428 
61 390 

17 667 

102 368 

107 670 
3 626 

19 572 
9 383 

9 719 

312 587 
72 779 

40 768 
77 539 

30 188 
14 433 

7 420 

26980 
17'444 

95 618 
62 722 

21 076 

117 524 

142 175 
4 790 

22 950 
12 762  

+ 11,9 

+ 6,0 
+ 9,1 
+ 13,5 
+ 11,3 
+ 3,4 

- 0,9 
- 2,3 

+ 4,6 
- 1,6 

+ 0,2 
+ 2,2 

+ 19,3 

+ 14,8 

+ 32,0 
+ 32,1 
+ 17,3 
+ 36,0 

47 094 60 903 16 275 20 700 + 27,2 

191 201 204 104 88 621 96 650 + 9,1 

Tabelle 2 

Beschäftigte insgesamt und in Informationsberufen nach Wirtschaftsabteilungen und ausgewählten Wirt-
schaftsgruppem1979 und 1986*l, 

Darunter im 

Beschäftigte insgesamt Informationssektor 
im engeren Sinne (I) W irtschaftsabtei Jung 

Ausgewählte 
Wirtschaftsgruppen  Veränderung 

1986 1986 gegen 
1979 

1979 1986 1979 

An ahl 

   

Wirtschaftsabteilungen insgesamt 

darunter 

Energiewirtschaft und Wasserversorgung, 
Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 
Metallverarbeitung (17 — 27) 

Herstellung und Reparatur von Kfz. (28 -30) 

DV-Anlagen, Elektrotechnik (33 — 34) 

Feinmechanik. Optik und dgl. (35 —39) 

Papier/Druck (43 — 44) 

Nahrungsmittelherstellung (54 —56) 

Baugewerbe 
Bauhauptgewerbe und Zimmerei (59.— 60) 

Handel 
Großhandel, HV (620 — 621) 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 

Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe 

Dienstleistungen, s. a.n.g. 
Gaststätten, Beherbergung, Heime (70 — 71) 

Schulen und Hochschulen (74 — 75) 
Gesundheitswesen (78) 

Organisationen ohne Erwerbscharakter 
und private Haushalte 

Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen 

') S[ichtagjeweils 31 . März. 

Bei B'anken und Versicherungen hohes 
Wachstum der Beschäftigung  

In der Wil4 tschaftsabteilung "Bank-

 

/Ver-sicherungsgewerbe" hat die Gesamtzahl 
der Beschäftigten im betrachteten 7-Jah-
res-Zeitraum um über 13 % zugenommen, 
doch -liegt die Wachstumsrate der IB mit 
fast 15 % noch darüber. Gleichzeitig ist 
jedoch auch hier die Zahl der Buchhal-
ter, Kalkulatoren und Bürokräfte rück-
läufig, während. Bank- und Versiche-
rungskaufleute zahlreicher anzutreffen 
sind. Offensichtlich hat auch hier eine 
Schwergewichtsverlagerung von der rei-
nen Bürotätigkeit zur Beratung stattge-
funden. Die formalisierbaren Arbeits-
vorgänge wie Buchen u.ä. dürften in er-  

heblichem Maße rationalisiert worden 
sein, während die Intensität der kun-
denorientierten Beratung möglicherweise 
verstärkt worden ist. 

 

Umstrukturierung im Verarbeitenden 
Gewerbe 

 

Dem Verarbeitenden Gewerbe sei hier be-
sondere . Aufmerksamkeit gewidmet, da 
dort die Gesamtbeschäftigung tendenziell 
rockläufig ist, 'gleichzeitig aber noch ein 
erhebliches Wachstum der IB festzustel-
len ist. Aus diesem Grunde würde in Ta- 
belle 3 zunächst die Struktur der Berufe 
im Verarbeitenden Gewerbe und ausge-
wählten Untergliederungen dargestellt. 
Hier zeigt sich mit Ausnahme des Kfz-
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Anzahl 

 

Darunter im 

Informationssektor im weiteren 
Sinne einschließlich Infra-

 

strukturberufe (1 + 11 + 111) 

Veränderung 
1986 1986 gegen 

1979 

Anteil der 
Beschäftigten im 

Informationssektor 
(1 + 11 +'111) 

an den Bewhäf-

 

tigten insgesamt 

1979 1986 

Verän-
derung 
der Be-
schaf-
tigten 
ins-

gesamt 
1966 
gegen 
1979 

1979 

1 003 324 1 104 034 + 10,0 + 3,7 30,0 31,9 

10355 11356 + 9,7 + 9,5 34,1 34,2 
386 915 405 757 + 4,9 - 1,2 23,0 24,4 
84152 91 184 + 8,4 + 4,2 22,7 23,6 
42 445 47 590 + 12,1 + 7,5 18.7 19,9 
79051 88220 + 11,6 + 3,5 29,2 31,4 
36 789 37 623 + 2,3 - 3,9 20,4 21;7 
41 015 40 908 - 0,3 - 4,2 48,2 50,2 
11 573 11 007 - 4,9 + 5,2 14,2 12,9 
29 677 30 797 + 3,8 - 7,6 11,8 13,2 
20661 20208 - 2,2 -12,1 11,4 12,6 

144 201 150 647 + 4,5 + 1,4 36,6 37,7 
89 314 94 480 + 5,8 + 1,0 53,1 55,6 
42033 47893 + 13,9 + 6,2 36,2 38,8 

103 590 118 863 + 14,7 +l3.3 91,9 93,1 
159869 197024 + 23,2 +21,4 33,0 33,5 
10061 13446 + 33,6 +19,7 11,6 12,9 
45 770 44 560' - 2,6 + 6,2 50,3 46,1 
13342. 18266 + 36,9 +25,4 9,3 10,1 

23453 30508 + 30,1 +29,3 49,8 50,1 
101 205 109 022 + 7,7 + 6,7 52,9 53,4 

 

Bereichs ein Rückgang der Fertigungs-
berufe bei Verstärkung des Gewichts der 
technischen Kräfte. Insbesondere die 
Zahl der Ingenieure ist sehr stark ange-
wachsen, wobei anzunehmen ist, daß die-
ser verstärkte Einsatz vor allem in der 
Forschung und Entwicklung erfolgte. In 
der Gruppe "Herstellung von Kraftfahr-
zeugen" (einschl. Reparatur) hat sich 
die Zahl der Ingenieure innerhalb von 7 
Jahren mehr als verdoppelt. In der ei-
gentlichen Produktion dürfte die rück-
läufige Zähl der Fertigungsberufe kaum 
durch Techniker. ersetzt worden sein. 
Vielmehr ist aus dem geänderten Verhält-
nis von Arbeitern und Angestellten der 
Schluß zu ziehen, daß die technischen 
Kräfte verstärkt zu Hilfsdiensten für die  

Produktion herangezogen worden sind. 
Auffallend ist weiterhin, daß die Zahl 
der Waren- und Dienstleistungskaufleute 
sehr stark angewachsen ist', Während 'die 
Zahl der übrigen Dienstleistungsberufe 
- vor allem Bürokräfte - im Verarbeiten-
den Gewerbe stagniert oder rückläufig 
ist. Einer abnehmenden Zahl von buch-
halterisch/kalkulatorisch Tätigen steht 
eine wachsende Zahl von Datenverarbei-
tungsfachleuten gegenüber. Damit sind 
aber auch qualitative Veränderungen in-
nerhalb des Informationssektors ange-
sprochen. Diese zeigen, daß die ver-
suchte Abgrenzung eines Informations-
sektors mit Hilfe der Berufstätigkeit 
nicht alle Probleme, die mit der Ände-
rung der Arbeitslandschaft verbunden 
sind, aufzeigen kann. Die Definition 
eines Informationsbereichs kann aber ein 
Indikator unter mehreren dafür sein, in 
welche Richtung sich der Arbeitsmarkt . 
künftig entwickeln wird. Darüber hinaus 
könnte die Aussagefähigkeit der Abgren-
zung eines "cluartären" Sektors erhöht 
werden, wenn innerhalb dieses Sektors 
noch stärker differenziert würde nach 
"Routinetätigkeiten" und `herausgehobe-
nen Tätigkeiten". 

 

Ein Zusammenhang zwischen-der IB-Quo-
te und dem Produktivitätsniveau in den 
einzelnen Branchen ist unter Berücksich-
tigung der von der VGR ausgewiesenen 
Bruttowertschöpfung (BWS) je Erwerbstä-
tigen von 1979 bzw. 1984 eindeutig ge= 
geben: Von den untersuchten Wirtschafts-
zweigen mit hoher Produktivität hatten 
nahezu -alle auch eine überdurchschnitt-
liche IB=Quote aufzuweisen.. Dies gilt 
nicht -nur für Bereiche im Produzieren-
den Gewerbe mit hohem Kapitaleinsatz 
wie Energieversorgung u.ä., sondern 
auch für bestimmte Untergliederungen 
des Dienstleistungsbereichs. 

  

Umgekehrt korrespondieren .Wirtschafts-, 
zweige mit unterdurchschnittlicher, 
Bruttowertschöpfung > je Erwerbstätigen, 
mit entsprechenden 113-Quoten. 

Ferner läßt sich zwischen dem. Wachstum 
und dem Anteil der Informationsberufe in 
den einzelnen Branchen eine Verbindung 
herstellen, da verschiedene Wirtschafts= 
zweige wie Druck/Papier, Elektrotechnik/ 
DV-Anlaoen und Banken/Versicherungen 
sowohl durch ein hohes Wachstum der 
Wertschöpfung als auch durch über-
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1 077 451 1 046 551 — 2,9 . 245 361 

37198 51 705 + 39,0 9110 

2 733 3 875 + 41,8 126  

254 851 

11 630 

198  

148 482 160 259 + 7,9 

3 759 8 017 + 113,3 

49 385 x 

+ 3,9 

+ 27,7 

+ 57,1 

115 617 123 088 + 6,5 33 827 37 289 + 10,2 15 141 15 415 + 1,8 

67 864 72 829 + 7,3 7 456 7 494 + 0,5 5 858 5 955 + 1,6 

368 871 354 376 — 3,9 73 720 74 614 + 1,2 50 097 50 465 + 0,7 

13624 10336 —24,1 1758 1018 —42,1 3 046 2929 — 3,9 

1 683 358 1 662 760 — 1,2 371 358 387 094 + 4,2 226 432 243 425 + 7,5 

Tabelle 3 

Beschäftigtenentwicklung') nach Berufsgruppen in ausgewählten Wirtschaftsgliederungen des Verarbeiten-

den Gewerbes 1979 und 1986 

Wirtschafts-
gliederung 

Verarbeitendes Gewerbe 
insgesamt 

Eisen- und Stahlerzeugung, 
Maschinenbau, 

Zahnradherstellung 

Herstellung von Kraftwagen 
und -rädern einschließlich 

Reparatur 

1979 1,986 

Berufliche 
Gliederung 

 

1979 1986 

Verän. 
derung 
1986 
gegen 
1979 

1979 1986 

Verän-

 

derung 
1986 
gegen 
9979 

Verän-

 

derung 
1986 
gegen 
1979 

Anzahl 

 

Anzahl 

 

Anzahl 

Fertigungsberufe 

Ingenieure 

Naturwissenschaftler 

Techniker, techn. Sonderfach-
kräfte 

Dienstleistungs-und Waren-
kaufleute 

Übrige Dienstleistungsberufe 

Sonstige Arbeitskräfte 

1 nsgesamt 

• ) Laut Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, Stichtag jeweils 31. März. 

durchschnittliche IB-Quoten (und außer-
dem eine starke Zunahme der Informa-
tionsberufe) gekennzeichnet sind. 

Im Zusammenhang mit der Verbreitung 
der Informationstechnik wird auch häufig 
die Frage diskutiert, inwieweit neue 
Techniken eine räumliche Konzentration 
fördern oder wegen eventuell entfallen-
der Agglomerationsvorteile und Trans-
portprobleme die Dekonzentration er-
leichtern. 

Regionale Unterschiede 

Unter diesem Aspekt erscheint es wich-
tig, auch die räumliche Verteilung der 
Informationsberufe näher zu untersu-
chen. In Anhangtabelle 1 sind diese 
Berufe pro Kreis in ihrer Entwicklung 
auch im Verhältnis zum Wachstum der 
Gesamtbeschäftigung dargestellt. Bei 
Betrachtung des Anteils der Informa-
tionsberufe an der Gesamtzahl der Be-
schäftigten (IB-Quote) in den Spalten 10 
und 11 fällt zunächst der Unterschied 
zwischen Stadt- und Landkreisen auf. 
Hierbei liegen Stuttgart, Karlsruhe und 
Freiburg mit einer IB-Quote von über  

40 % (1986) an der Spitze, obwohl in 
diesen Kreisen die Gesamtbeschäftigung 
stagniert oder rückläufig ist. Unter den 
einzelnen Regionen liegt der Mittlere 
Neckarraum an der Spitze und die Re-

 

gion Schwarzwald-Baar-Heuberg am 
Schluß der IB-Quoten-Reihenfolge. Die 
IB nehmen in nahezu allen Kreisen stär-
ker zu als die Gesamtbeschäftigung, so 
daß die. Erhöhung der IB-Quote weitge-
hend gleich gerichtet verläuft. Eine 
echte Ausnahme bildet der Landkreis 
Heilbronn als Kreis mit dem höchsten Be-
schäftigtenzuwachs im Land und etwas 
geringerer Zunahme der IB. 

Da in Tabelle 2 bereits deutlich wurde, 
daß es hinsichtlich der IB-Quote bran-
chenspezifische Unterschiede gibt, muß 
versucht werden, diesen Einfluß auf die 
regionalen Unterschiede auszuschalten. 
Aus diesem Grunde wurde die IB-Quote 
in Anhangtabelle 2 getrennt für alle 
Wirtschaftsabteilungen und für ausge-
wählte Wirtschaftsgrüppen ausgewiesen, 
und zwar für das 1. Quartal 1979 in Teil 
A und für das 1 , Quartal 1986 in Teil B. 
Generell zeigt sich dabei, daß auch in 

den einzelnen Wirtschaftsabteilungen die 
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1986 

Verän-

 

derung 
1986 
gegen 
1979 

1979 1986 

Verän-

 

derung 
1986 
gegen 
1979 

1979 

 

Anzahl 

 

Anzahl 

Herstellung von DV-Anlagen 
einschließlich Reparatur, 

Elektrotechnik 

Feinmechanik und Optik. 
Herstellung von Sport-, Spiel-

 

und Schmuckwaren 

 

3,8 

5,9 

50,4 

Statistisches lendesaml Baden Wutllemhrg 13487 

101 

Anleile in % 

n unter 1 

1  bis 1 5 nter — 

1,5 1. 2,5 

2,5 ~ 3,5 

.. ÄbiDoneu Kreis 

Alm 

151 564 150 407 - 0,8 123 569 117961 - 4,5 

18 256 24 059 + 31,8 1 973 2 765 + 40,1 

999 1 259 + 26,0 167 281 + 68,3 

28 346 31 965 + 12,8 11 865 11 930 + 0,5 

5 096 5 777 + 13,4 4 672 4 852 

63 793 64 097 + 0,5 37 042 34 875 

3 004 3 076 + 2,4 643 319 

271 058 280 640 + 3,5 179 931 172 983 - 3,9 

der tertiären Aktivitäten in den zen-
tralen Gebieten ein Vielfaches derjenigen 
in peripheren, Gebieten; bei Großunter-
nehmen ist der Unterschied noch ausge-
prägter. 

Technische Dienste ungleich verteilt 

Als wichtiger Bestandteil der tertiären 
Aktivitäten werden in der Regel die 
technischen Dienstleistungen gewertet. 
Aus der Beschäftigtenstatistik sind diese 
nur näherungsweise über die ausgeübten 
naturwissenschaftlich-technischen Berufe 
zu ermitteln. In Schaubild 2 ist die Zahl 
der Ingenieure und Naturwissenschaftler 
im Verarbeitenden Gewerbe in Beziehung 
gesetzt zur Gesamtzahl der Beschäftigten 
in dieser Wirtschaftsabteilung. Im Lan-
desdurchschnitt beträgt der Anteil der 
ingenieur- oder naturwissenschaftlich 
Tätigen 3,3 %, in den Stadtkreisen liegt 
er jedoch im Mittel mit 6,1 % mehr als 
doppelt so hoch wie in den Landkreisen 
(2,6 %). Eine Ausnahme von diesem 

IB-Quote in den großen Städten meist 
höher ist als in den Landkreisen. Im 
Verarbeitenden Gewerbe liegt der Anteil 
der Informationsberufe an der Gesamtzahl 
der Beschäftigten im Durchschnitt der 
Stadtkreise etwa um die Hälfte höher als 
im Mittel der Landkreise; hierbei zeigt 
sich zwischen 1979 und 1986 kein Unter-
schied. Wegen der regional unterschied-
lichen Entwicklung der Gesamtbeschäf-
tigung im Verarbeitenden Gewerbe be-
deutet dies für die Stadtkreise dennoch 
eine geringfügige Abnahme der Infor-
mationsberufe (Durchschnitt: - 2,1 %) 
bei erheblich stärkerem Rückgang der 
,übrigen Beschäftigten (- 11,1 %). Dies 
könnte bedeuten, daß die Verlagerung 
von Produktionsstätten aus den Agglo-
merationszentren nicht in gleichem Maße 
die produktionsorientierten Dienst-

 

leistungen erfaßte. Nach einer Unter-
suchung des WZB 4) beträgt der Anteil 

4) Vgl. Bade, F.-J.: "Die funktionale 
Struktur der Wirtschaft und ihre 
räumliche Arbeitsteilung", in: II 
MV/Strukturpolitik, discussion paper 
Nr. IIM/IP 84-27, Tabelle V.2. 

Schaubild 2 

Anteil der Ingenieure und Naturwissenschaftler 
an der Gesamtzahl der Beschäftigten 
im Verarbeitenden Gewerbe am 31. 3.1986 



Berufs-
kennziffer 

Bezeichnung 

I.Informationsberufe im engeren Sinrie 

Ingenieure 

Naturwissenschaftler . 

Technische Zeichner 

Bank- und Versicherungskaufleute 

Werbefachleute 

Geschäftsführer, Wirtschaftsprüfer, 
Steuerberater 

 

Administrativ Entscheidende, Abgeordnete 

Rechnungs-, DV-Kaufleute 
lohne Kassierer - 773 -) 

Bürokräfte 

Rechtswahrer und -berater lohne 814) 

Publizisten, Dolmetscher, Bibliothekare 

Geistes- und naturwiss. Berufe soweit ander-
weitig nicht genannt 

II.Informationsberufe im weiteren Sinne 
lohne Infrastruktur) 

60 

61 

635 

69 

703 

75 

76 

77 

78 

81 

82 

88 

03 

052 

621,623, 
624,626 

681 

683 

687 

70 

83 

862,863 

87 

891 

921,922 

Verwalter/Berater in der Landwirtschaft 

Gartenarchitekten und -verwalter 

Maschinenbau-, Vermessungs-, Bau-,Chemie-
und Physiko-Techniker 

Groß- und Einzelhandelskaufleute 

Verlagskaufleute; Buchhändler 

Handelsvertreter, Reisende 

Dienstleistungskaufleute lohne 
Werbefachleute - 703 -) 

Künstler lohne Techniker-835/836/638 -) 

Heimleiter, Sozialpädagogen, Arbeits-, 
Berufsberater 

Lehrer lohne Sportlehrer - 876 -) _ 

Seelsorger. 

Hauswirtschaftsverwalter, Verbraucherberater 

 

 1. I nformationsinfrastruktu rberufe 

Drucker 

Berufe des Nachrichtenverkehrs 

17 

73 

Übersicht: Zuordnungsschema für 

Informationsberufe*) 

 

') Die Abgrenzung der Informationsberufe wurde in Anlehnung en 
das IAB (vgl. Dostal, Fußnote 3) in Zusammenarbeit mit dem 
Geographischen Institut der Universität Tübingen vorgenommen. 
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Stadt-Land-Gefälle bildet der Bodensee-
kreis mit der höchsten Ingenieurquote 
aller Kreise, die im wesentlichen von 
einer Konzentration verschiedener pri-
vater Forschungseinrichtungen in dieser 
Region zeugt..51 

 

Der Einfluß unterschiedlicher For-
schungsintensität einzelner Branchen 
dürfte für die regional unterschiedliche 
Verteilung der technischen Dienstleistun-
gen eine, geringe Rolle spielen. Auch bei 
Betrachtung einzelner Wirtschaftsgruppen 
wie z.6. der Elektrotechnik und des 
Kfz-Bereichs zeigen sich die geschilder-
ten Tendenzen in der Streuung der In-
genieurdichte. Die Unterschiede zwischen 
Stadt- und Landkreisen ergeben sich im 
übrigen auch bei einer Betrachtung des 
Anteils der administrativ Entscheidenden 
an der Gesamtzahl der Beschäftigten, 
und. zwar sowohl für das Verarbeitende 
Gewerbe als auch für die übrigen Wirt-
schaftsbereiche. Insbesondere bei großen 
Unternehmen scheint demnach für höhere 
Verwaltungs-, Entwicklungs- und Ent-
scheidungsfunktionen die Neigung zu 
zentralen Standorten gegeben zu sein. 

 

Das Schwergewicht der technischen 
Dienstleistungen Liegt jedoch irn Verar-
beitenden Gewerbe. im Bereich ,Forschung 
und, Entwicklung. (FuE). Zur. regionalen 
Verteilung der ,FuE-Intensitäten im Ver-
arbeitenden Gewerbe liegt eine Untersu-
chung 61  vor,. die. interessante Oberein-
stimmungen zwischen der, dort ausgewie-
senen FuE - Intensität - basierend auf 
Informationen des Stifterverbands für die 
Deutsche Wissenschaft sowie eigenen 
Schätzungen - und der hier ausgewiese-
nen Ingenieurdichte auf der -Grundlage 
der Beschäftigtenstatistik aufweist. Da-
nach sind in beiden_ Untersuchungen 
Stuttgart, Karlsruhe, .Mannheim:, Ulm 
und der Bodenseekreis die an der Spitze 
liegenden administrativen Einheiten, wäh-

 

6) Siehe hierzu: Statistisch-prognosti-

 

 Bericht 1985/86, Seite 120. 

6) 'Vgl. Keller, K.: "Zur Regionalstruk-
tur der personellen Forschungskapazi-
täten", in: Baden- Württemberg in 
Wort und Zahl", Heft 11/1986, Seite 
452 ff. 

 



send die Kreise Calw„ Sigmaringen, Alb-
Donau und Main-Tauber sowohl 'nach,  der 
FuE-Intensität '1983 als auch' nach -  Inge-

 

~nieurdichte 1986 'am' .Ende der Kreis-
Rangfolge stehen. Die in den Stadtkrei-

 

• sen meist höhere- 113-Quote .('Anteil der 
Informationsberufe an der Gesamtzahl der 
Beschäftigten) im Verarbeitenden Gewer-
be,  ist nicht nur auf. das - stärkere . Ge-
wicht der 'technischen .Dienstleistungen 
zurückzuführen, sondern auch auf -die 
größere Bedeutung der übrigen tertiären 
Aktivitäten. In Anhangtabelle 3 wurden 
zur Untermauerung dieser These .wieder-
um verschiedene Berufsgruppen hinsicht-
lich, der Zahl der Beschäftigten auf das 
.gesamte Verarbeitende.Gewerbe bezogen. 
Wie für Ingenieure gilt auch .für, Büro-
kräfte, Kaufleute und Datenverarbei-
tungsfachleute, daß sie in den Stadtkrei-
sen anteilmäßig meist stärker vertreten 
sind als in den umliegenden Landkreisen; 
allerdings fällt der regionale Unterschied 
nicht so groß aus' wie .bei den naturwis= 
senschaftlich-technischen Berufen. 

Baden-Württemberg im Bundesvergleich . 

Wie bereits dargelegt, wurde der Infor= 
mationsbereich hier enger abgegrenzt, als 
in bereits vorliegenden Untersuchungen, 
die sich auf den Bund beziehen. Aus 
diesem Grunde ist ein überregionaler 
Vergleich erschwert, insbesondere auch 
deswegen, weil die Berufsangaben der 
Beschäftigtenstatistik im Bund und in 
den meisten Ländern nicht in der erfor-
derlichen tiefen Glie'der`ung vorliegen 
bzw. veröffentlicht sind. Vergleiche zwi-
schen dem Bund und Baden-Württemberg 
auf der Basis des Mikrozensus zeigen je-
doch eine weitgehende Ubereinstimmung 
hinsichtlich des Gewichts und der Ent-
wicklung der Informationsberufe, die ge-
nerell in der hier verwendeten Abgren 
zung etwa - ein Drittel aller Erwerbstäti-
gen umfassen. 

Für Nordrhein-Westfalen konnte auf eine 
Sonderauswertung der Beschäftigtenstati-
stik, ähnlich der hier verwendeten, zu-
rückgegriffen werden 7l Danach ist der 

7) Wir danken dem Statistischen Bundes-
amt und den Landesämtern in Nord-
rhein-Westfalen, Niedersachsen und 
Hessen für die -Bereitstellung von 
Sonderauswertungen.  

Anteil der dnformationsberufe unter den 
sozialversicherungspflichtig '.Beschäftigten 
ähnlich wie. in .Baden-Württemberg zwi-
schen 1979 und 1986 von 30 -auf 31 bis 
32 % .gestiegen; im Verarbeitenden Ge= 
werbe liegt er allerdings mit gegenwärtig 
knapp 23 % etwas unterhalb dem entspre-
chenden Wert für Baden_Württemberg 
(24,4 $). 

 

Da die Bedeutung der produktionsorien-
tierten Dienstleistungen für das ' Wirt-
schaftswachstum allgemein -anerkannt ist, 
soll auf diese ' Funktionen ebenfalls aus 
überregionaler Sicht kurz eingegangen 
werden. Aus der Beschäftigtenstatistik 
lassen sich auch hierzu ' nähere-  Auf-
schlüsse gewinnen. Die Ingehi"eurdichte 
(Anteil' der Ingenieure -an allen Beschäf-
tigten )' liegt nach den vorliegenden'-Da-
ten 'in Baden-Württemberg am höchsten. 
Allerdings kann nicht für alle Länder auf 
eine' nach Wirtschaftsabteilungen diffe-
renzierte Analyse, die beispielsweise' den 
hohen Anteil des Verarbeitenden Gewerbe 
in unserem Land berücksichtigen'würde, 
zurückgegriffen werden. 

Im Gegensatz zur Ingenieurdichte ist der 
Anteil' der Bank-/Versicherungskaufleute 
unter- den. Beschäftigten in den meisten 
Bundesländern höher als in 'Baden-Würt-
temberg. Bei" Ländern .-wie Hessen mit ei--
ner Konzentration des Bankengewerbes 
in Frankfurt ist dies .nicht überra-
schend. Überregionale Vergleiche müßten 
ohnehin streng genommen die unter-
schiedliche Wirtschafts= und 5iedlüngs= 
struktur in den einzelnen Ländern be-
rücksichtigen. Diese variiert aber in- 
nerhalb des Bundesgebiets ähnlich stark 
wie innerhalb der Bundesländern. 

 

Arbeitsplatzzuwachs in den Landkreisen 

Auch wenn die Informationsberufe insbe-
sondere im Verarbeitenden Gewerbe in 
den Stadtkreisen relativ stärker ver-
treten sind,- darf nicht -vernachlässigt 
werden, daß die Beschäftigung insgesamt 
gesehen in den Landkreisen eher expan-
diert, während sie in den großen Städ-
ten stagniert oder rückläufig ist. Im 
sekundären Sektor ist die Beschäftigung 
zwar auch in den ländlichen Gebieten 
selten von großer Dynamik, doch ist ins-
besondere in verschiedenen Bereichen 
des tertiären Sektors ein Land-Stadt- 
Gefälle bei der Arbeitsplatzentwicklung 
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zu erkennen. .Dies gilt insbesondere auch 

für stark expandierende Wirtschaftsglie-
derungen mit hohem IS-Anteil wie das 
Kreditwesen, in dem die Zahl der Be-

 

schäftigten im betrachteten Zeitraum in 

den Stadtkreisen um 8•,1 %, in den Land-

 

kreisen, dagegen um 21,2 % zunahm. Noch 

deutlicher fällt der Unterschied für das 
Versicherungsgewerbe aus: Stadtkreise 
+ 2,5 %, Landkreise + 24,8 %. Allerdings 

ist hier wie auch zum Teil bei den ande-

 

ren Stadt-Land-Vergleichen die unter-

 

schiedliche Ausgangsposition zu . beach-
ten: Während von allen Beschäftigten im 
Land :jeder 10, seinen Arbeitsplatz in 
Stuttgart hat, konzentrieren sich im 

Versicherungsgewerbe rund 40 -  %, aller 
Arbeitsplätze auf die Landeshauptstadt. 

Nimmt man noch Karlsruhe hinzu, •so 

entfallen auf diese beiden Städte mehr 
als 60 % der Arbeitsplätze . im Versi-

 

cherungsgewerbe des Landes. Unter 

diesen Vorzeichen ist ein stärkeres 

Wachstum der.übrigen Kreise-nicht ver-
wunderlich:: Überraschend:.ist eher, daß 
Stuttgart seine dominierende Rolle als 
Versicherungssitz-mit einem Zuwachs- von 
6 % zwischen 1979 und 1986  behaupten 
konnte. Ähnlich wie im Verarbeitenden 
Gewerbe dürfte hier die Landeshaupt-
stadt als Standort von Hauptverwal-
tungen und Landesgeschäftsstellen eine 
bevorzugte Stellung einnehmen.  

-

 

Als ,weitere Wirtschaftsgliederung mit 
hoher, 1.13-Quote zeigt sich die Gruppe 
"Rechtsberatung ..sowie Wirtschaftsbera-
tung und -prüfung". Im betrachteten 
Zeitraum ist die Zahl der Beschäftigten 
in Rechtsanwaltspraxen und Notariaten 
um 35,3 $ angewachsen;. .bei der (wirt-

 

schaftlichen) Unternehmungsberatung 
und -prüfung betrug die Wachstumsrate 
der Beschäftigung sogar 48,8 $. Ver-

 

gleicht man die- regionalen. Verände- 
rungsraten in dieser Wirtschäftsgruppe 
mit der Entwicklung der Gesamtbeschäf-

 

tigung, so stellt man eine weitgehende 
Parallelität fest. Kreise mit hoher 
Anhebung des allgemeinen Beschäfti-

 

gungsniveaus zwischen 1979 und 1986 wie 

Böblingen, Heilbronn (Land) und Alb-
Donau-Kreis weisen auch . eine über-
durchschnittliche Zunahme •der -Arbeit-
nehmerzahlen: im Bereich der Wirtschafts-
und Rechtsberatung. auf.  Bei Architek-
tur- und Ingenierbüros ist die Korre-
lation -weniger ausgeprägt. 

 

In Ballungsgebieten Verlagerung an den  
Rand  

 - 

Es ; ist unbestreitbar, daß die regionale 
.Beschäftigungssituation von einer Viel-

 

zahl von Faktoren beeinflußt wird, je-

 

doch soll an dieser Stelle versucht wer-
den; einige allgemeine Gesetzmäßigkeiten 

  

Tabelle 4 

 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte

 

 insgesamt sowie in Informationsberufen nach räumlichen . 

Aggregationen 1979.und 1986*) . 

Darunter in 

  

,
Beschäf[igte insgesamt 

 

Informationssektor im  weiteren Sinne einschließlich 
I nf rastrukturberufe I I+ I I+ 111) 

Räumliche 
Aggregation  _-Verände-

 

rung ~ 

1986 gegen 

979 

Verände-

 

rung 

,1986 gegen 

1979 

Anteil an den 
. Beschäftigten 

insgesämt 

1979 1986 

1986 979 1986 1979 

Anzahl Anzahl 

  

Stadtkreise zusammen 

Landkreise des 
Mittleren Neckarraumes 

Übrige Landkreise 

Landkreise zusammen  

1035 218 1 027 991 — 0;7 409 586 429003. + 4,7 39,6 41,7 

604354 651249 + 7,8 171763 199471 + 16,1 28,4 30,6 

1 702 035 1 785 122 + 4,9 421 975 475 560 + 12,7 24,8 26.6 

2306389, 2 436 371 + 5,6, 593 738 675 031 + 13,7 25,7 27,7 

 

Land Baden-
Württerriberg  

 

1 104 034 + 10,0 30,0 31,9 3 341 607 3 464 362' + 3,7 1 003 324 

'.) Stichtag jeweils 31.März. 
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ea 

 

IV 

 

1 

Franken 
a 

SOR 
(ohne FB)o 

10 

5 

 

0 
NSW 

1 
% 75  

Wachslum der Informationsberufe 

11 

o Regionen ohne Kerne(Stadtkreise) 

MN = (ohne Stuttgart) 
MOR= (ohne Baden-Baden und Karlsruhe) 
UN= (ohne Heidelberg und Mannheim) 
NSW = (ohne Pforzheim) 
SOR= (ohne Freiburg) 
DI= (ohne Ulm) 
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III 

herauszuarbeiten. Hierzu wurde zunächst 
in Tabelle 4 die globale Entwicklung in 
den Stadt- und Landkreisen nochmals 
zusammengefaßt. Als Ansatz für eine 
weitere Differenzierung wurden die 
Landkreise des Mittleren Neckarraumes 
- in aggregierter Form - getrennt von 
den übrigen . Landkreisen ausgewiesen, 
um die besondere Stellung des Ballungs- 
gebiets um Stuttgart zu unterstreichen. 
Zwar liegen ,die Landkreise der Region 
Franken hinsichtlich der Zunahme der 
Gesamtbeschäftigung.  und der Informa-
tionsberufe noch etwas höher, doch ist 
die Zahl der Arbeitsplätze im Mittleren 
Neckarraum viermal so hoch wie in Fran-
ken. Die übrigen Landkreise liegen glo-
bal betrachtet im Zuwachs deutlich zu-
rück, rangieren aber weit vor der Ag-
gregation der Stadtkreise- Daß sich in 
den Stadtkreisen die in den letzten bei-
den Spalten der Tabelle. 4 aufgeführte 
IB-Quote vom Abstand der Prozentpunkte 
her gesehen noch etwas stärker erhöht 
hat, liegt daran, daß die Verlagerung 
der Arbeitsplätze aus den Agglomera-
tionskernen die Informationsberufe nicht 
in gleichem Maße erfaßt hat, sondern 
diesen sogar noch einen Zuwachs bei 
sinkender Gesamtbeschäftigung gebracht 
hat. 

Schaubild 3 

Zusammenhang zwischen der Veränderung der 
Gesamtbeschäftigung und der Veränderung der 
Beschäftigtenzahl in Informationsberufen nach 
Regionen und Teil-Regionen zwischen 
1979 und 19861 
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Die bereits erkennbar gewordene unter-
schiedliche Entwicklung der Beschäftig-
ten insgesamt und in Informationsberufen 
ist in Schaubild 3 noch differenzierter 
dargestellt. Legt man durch die Koordi-
naten des Landesdurchschnitts jeweils 
eine Gerade parallel zur X- und zur 
Y-Achse (gestrichelte Linien), so kann 
man die Kombination der Wachstumswerte 
in 4 Kategorien (Quadranten) einteilen: 

I: Überdurchschnittliches Wachstum 
der Beschäftigung insgesamt und 
der Informationsberufe 

 

II,: Überdurchschnittliches Wachstum 
der Informationsberufe bei unter-
durchschnittlicher Zunahme der Ge-
samtbeschäftigung 

III:Wachstum der Informationsberufe 
und der Gesamtbeschäftigung jeweils 
unterdurchschnittlich 

IV: Überdurchschnittliches Wachstum 
der Gesamtbeschäftigung bei unter-
durchschni,ttlichem Wachstum der 
Informationsberufe. 

B Regionen 

MN = Mittlerer Neckar 
OW = Ostwürttemberg 
MOR = Mittlerer Oberrhein 
UN = Unterer Neckar 
NSW = Norde~werzwald 
SOR= Südlicher Oberrhein 
SWBH= Schwarrwald-Baar-Hauberg 
HRB= Hochrhein-Bodensee 
NA= Neckar-Alb 
DI = Donau-IIIeO 
SO= Bodensee-Oberschwaben 

• Stadtkreise 

S= Stuttgart 
HN= Heilbronn 
BAD = Baden -Baden 
KA= Karlsruhe 
HD= Heidelberg 
MA= Mannheim 
PF= Pforzheim 
FB= Freiburg 

') Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäffiglaa, Stichtagjeweils 31, März. 
1)Soweii Land Baden- Wumemberg. 

Solistisches Landesamt Baden. Wgntemberg 194 87 

Im IV. Quadranten ist praktisch keine 
der betrachteten regionalen Einheiten an-
gesiedelt, wobei der Stadtkreis Heidel-
berg dem Randbereich zuzuordnen ist. 
Das bedeutet, daß ein überdurchschnitt-
liches Wachstum der Gesamtbeschäftigung 
ohne eine entsprechende Zunahme der 
Informationsberufe schwer denkbar ist. 
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Ein überdurchschnittliches Wachstum so-
wohl der Gesamtbeschäftigung als auch 
der Informationsberufe wiesen vor allem 
der Mittlere Neckarraum, Franken und 
Bodensee-Oberschwaben auf. Bei den 
beiden Regionen' in Nordwürttemberg, 
Mittlerer Neckar und Franken, fällt der 
Abstand zu den übrigen räumlichen Ein-
heiten jedoch erheblich größer aus, wenn 
man die zugehörigen Stadtkreise (Stutt-
gart bzw. Heilbronn) und die Regionen 
ohne ihre Kerne betrachtet. Mit Ausnah-
me Baden-Badens und Heidelbergs liegen 
nämlich die Stadtkreise im III. Quadran-
ten, das heißt, daß das Wachstum der 
Gesamtbeschäftigung und der Informa-
tionsberufe unter dem Landesdurch-
schnitt liegt. 

 

Das an administrative Gegebenheiten ge-
bundene Kriterium für die Kerne, das 
Vorhandensein eines Stadtkreises, spielt 
bei den Wachstumsunterschieden nicht 
die entscheidende Rolle. Vielmehr ist ge-
nerell in Ober- und Mittelzentren eine 
Verschiebung in die umliegenden Gemein-
den zu erkennen. Auch in den Verdich-
tungsbereichen des ländlichen Raumes 
wächst die Beschäftigung um die Mittel-
zentren stärker als in den Zentren 
selbst.. Beispielhaft seien hier die Ver-
dichtungsbereiche Aalen-Heidenheim, Of-

 

fenburg-Lahr, Villingen-Schwenningen, 
Balingen-Albstadt und Ravensburg ge-
nannt. 

Höherwertige Produktionsdienste in den  
großen Städten  

Als allgemeine Erscheinungsform ist dem-
nach hier festzuhalten, daß die Beschäf-
tigung an den Rändern der Ober- und 
Mittelzentren stärker zunimmt als in den 
Kernen; dies gilt in aller Regel auch für 
Informationsberufe. Allerdings bleibt der 
strukturelle Unterschied zwischen Stadt 
und Land erhalten, d.h. der Anteil der 
Informationsberufe erhöht sich in den 
Stadtkreisen mindestens ebenso stark wie 
in den Landkreisen. Aus den großen 
Städten werden in erster Linie Ferti-
gungsaktivitäten verlagert, wodurch auf 
der einen Seite Arbeitsplätze verloren 
gehen. Auf der anderen Seite werden 
aber die produktionsorientierten Dienst-
leistungen nicht in -gleichem Umfange 
verlegt; gleichzeitig nehmen auch andere 
tertiäre Tätigkeiten zu. Somit ergibt sich 
für die Städte eine qualitätive Verbesse-  

rung des Arbeitsplatzangebots, die den 
Abstand zu den ländlichen Gebieten in 
dieser Hinsicht (strukturell) beibehält, 
obwohl sich quantitative Annäherungen 
ergeben haben. Vieles deutet darauf hin, 
daß sich der qualitative Unterschied der 
Arbeitsplätze zwischen Verdichtungszen-
tren und den weniger verdichteten Ge-
bieten noch verstärkt hat. Eine Studie 
des DIW, die ebenfalls auf der Basis der 
Beschäftigtenstatistik operiert, stellt für 
die höherwertigen "Produktionsdienste -
FuE, Unternehmensberatung, EDV und 
Marketing - für die Agglomerationskerne 
einen Zuwachs von 1,2 Prozentpunkten 
zwischen 1976 und 1983 fest81 Demgegen-
über haben die höherwertigen Produk-
tionsdienste in den peripheren Gebieten 
der Bundesrepublik in diesem Zeitraum 
nur um 0,3 Prozentpunkte zugenommen. 
Eine analoge Betrachtungsweise in unse-
rem Land kommt für die Ingenieurdichte 
(Anteilswert) im Zeitraum von 1979 bis 
1986 in den Stadtkreisen auf einen grö-
ßeren Zuwachs an Prozentpunkten als 
für die Landkreise. Unberücksichtigt 
bleibt dabei aber die unterschiedliche 
Basis - 1979 war die Ingenieurdichte in 
den Stadtkreisen mehr als doppelt so 
hoch - und die unterschiedliche Entwick-
lung der Gesamtbeschäftigung in den 
Stadt- und Landkreisen. Vereinfacht 
könnte diese differenzierte Situation wie 
folgt charakterisiert werden: Unter der 
stagnierenden oder rückläufigen Zahl von 
Arbeitsplätzen in den Stadtkreisen nimmt 
das Gewicht der qualifizierten Arbeits-
plätze stärker zu, obwohl die meisten 
Landkreise höhere Wachstumsraten auch 
bei den Informationsbeschäftigten aufzu-
weisen haben; sie bleiben aber anteilmä-
ßig vor allem wegen des unterschiedli-
chen Ausgangsniveaus zurück. 

Geschlechtsspezifische Unterschiede 

 

Wie bisher gezeigt wurde, nimmt die Be-
schäftigung in nahezu allen Berufen, die 
vorwiegend mit der Produktion, Verar-
beitung und Verteilung von Informatio-
nen beschäftigt sind, deutlich zu. Diese 

8) Siehe Bade, F.-J.: Regionale Be-
schäftigungsentwicklung und produk-
tionsorientierte Dienstleistungen, in: 
DIW-Sonderheft 143/1987, Seite 138. 
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Tendenz soll hier noch unter ge-
schlechtsspezifischen Aspekten erörtert 
werden. 

Das Wachstum der Informationsbeschäf-
tigten erscheint bei globaler Betrach-
tungsweise zunächst als Vorteil für die 
Frauen: Ihre IS-Quote liegt mit über 
40 % deutlich über der der Männer, von 
denen gegenwärtig nur rund 26 % einen 
IB ausüben. Allerdings ist gleichzeitig 
darauf hinzuweisen, daß sich diese 
Quoten nur auf die abhängig Beschäf-
tigten, soweit diese der Sozialver-
sicherungspflicht unterliegen, beziehen. 
Bei den Beamten und Selbständigen sind 
zwar auch unter den Frauen relativ mehr 
in Informationsberufen tätig; da aber das 
Geschlechterverhältnis bei den Selbstän-
digen ca. 3:1 und bei den Beamten etwa 
4:1 beträgt, ist die absolute Zahl der 
weiblichen Informationsbeschaftigten in 
diesen beiden Bereichen sehr viel ge-
ringer als die der männlichen Beamten 
bzw. Selbständigen in entsprechender 
Funktion. 

Faßt man alle Erwerbstätigen unter .Ein-
schluß der Selbständigen und Beamten 
zusammen, so waren 1985 von den 4 3 
Millionen Personen, die einer Erwerbs-
arbeit nachgingen, über 1,4 Millionen 
oder etwa ein Drittel in einem Infor-
mationsberuf tätig. Da aber rund 60 % 
aller Erwerbstätigen männlichen Ge-
schlechts sind, ist die absolute Zahl der 
weiblichen Informationstätigen trotz 
höherer IB-Quote niedriger als die der 
männlichen. 

Im Rahmen dieses Beitrags wurde im 
wesentlichen die Beschäftigtenstatistik 
herangezogen. Auch hier sind bezüglich 
der hohen IB-Quote der Frauen noch 
Einschränkungen zu machen: Gerade in 
den in Schaubild 1 ausgewiesenen IB, 
die eine außergewöhnliche Expansion 
erfahren haben, sind Frauen unterpro-
portional vertreten: Bei den Ingenieuren 
beträgt ihr Anteil beispielsweise 2,5 $, 
bei den Naturwissenschaftlern 8,9 $. 
Unter den Bank- und Versicherungskauf-
leuten sind allerdings schon fast die 
Hälfte (47,6 %) weiblichen Geschlechts. 
Problematisch erscheint,. daß Frauen 
unter den in einer Umorientierungsphase 
befindlichen Büroberufen überdurch-
schnittlich (zu 77,5 %) repräsentiert 
sind. Zwar steigt die Zahl der Büro-  

fachkräfte noch leicht an, doch ist bei 
Stenotypist(inn)en eine rückläufige Zahl 
festzustellen. Daß gleichzeitig jedoch 
trotz zunehmenden Computereinsatzes die 
Zahl der Datentypist(inn)en. kaum an-
wächst, mag überraschend wirken. Diese 
Beobachtung scheint jedoch weniger ein 
Verschlüsselungsproblem im Rahmen der 
Beschäftigtenstatistik zu sein. Vielmehr 
deutet dies daraufhin,' daß die bloße 
(stapelweise) Erfassung von Datenbe-
ständen von der dialogorientierten 
Einzelfall-Bearbeitung zurückgedrängt 
wird. Die gegenläufige Entwicklung bei 
Bürokräften allgemeiner Art und bei 
Stenotypist(inn)en läßt sich mit der 
Ersetzung von traditioneller Schreib-
arbeit durch sachbearbeiterorientierte 
Textverarbeitung erklären. 

Eine weitere Relativierung der hohen 
IB-Quote unter den weiblichen Arbeit-
nehmern ergibt sich aus der zuneh-
menden Bedeutung der Teilzeitbeschäf-
tigung, die sich zu über 90 $ auf Frauen 
konzentriert und im wesentlichen 
Dienstleistungsberufe betrifft. 

Weiteres Wachstum der Informationsberufe 
zu erwarten 

Eine Prognose für die Bundesrepublik 
auf der Basis der Prognos/IA B-Studie 
1985 ergab für den Informationsbereich 
ein weiteres Wachstum bei eher stagnie-
render oder rückläufiger Gesamtbe-
schäftigung. 9) Der Anteil der Informa-
tionsberufe an der gesamten Erwerbstä-
tigkeit steigt nach diesen Schätzungen 
von rund 40 % (1980) auf ca. 46 % 'im 
Jahre 2 000. Dabei ist zu beachten, daß 
diese.  Prognosen auf der Basis des Mi-
krozensus, und zwar mit einer erwei-
terten IB-Abgrenzung, vorgenommen wur-
den. Dagegen wurde in diesem Beitrag 
vor allem auf die in der Beschäftig-
tenstatistik ausgewiesenen Arbeitneh-
merzahlen abgehoben und der Iriforma-
tionsbereich etwas enger abgegrenzt. Die 

9) Vgl. Dostal, W.: "Informationstechnik 
und Informationsbereiche im Kontext 
aktueller Prognosen", in: "Arbeits-
kräftestruktur 2 000", Mitt AB Nr. 
1/1986, Seite 134 ff. 
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mittlere Variante der Prognos/IAB-Studie 
kommt für den Zeitraum zwischen 1980 
und 2000 zu einem möglichen Rückgang 
der Zahl der Erwerbstätigen . um rund 
1 Million, während im gleichen Zeitraum 
die Zahl der Informationstätigen noch um 
etwa 1 Million zunehmen soll. Diese 
Vorausschätzung darf als Bestätigung 
für die im Rahmen dieses Beitrags er-
kennbare Tendenz zur weiteren Expan-
sion der Informationsberufe gewertet 
werden. 

Zusammenfassung  

 

Die traditionelle Drei-Sektoren-Ein-
.teilung der Wirtschaft weist ver-
schiedene Schwächen auf. Vor allem 
berücksichtigt sie ungenügend qualita-
tive Veränderungen innerhalb der Sek-
toren. Obwohl der Anteil der Beschäf-
tigten im tertiären (Dienstleistungs-) 
Sektor sich innerhalb eines Vierteljahr-
hunderts von 32 auf 48 % erhöht hat, 
gibt es innerhalb dieses Sektors Berei-
che, die stagnieren oder rückläufig 
sind. Zur besseren Kennzeichnung des 
Strukturwandels wird in der Literatur 
häufig ein ouartärer Sektor definiert, 
worunter meist informationsbezogene 
Tätigkeiten verstanden werden. 

Im Rahmen dieser Untersuchung wur-
den in Anlehnung an Arbeiten des [AB 
"Informationsberufe" (IB) abgegrenzt 
von den übrigen ausgeübten Berufen. 
Bei den IB liegt das Schwergewicht 
der Tätigkeit auf der Produktion, Ver-
arbeitung oder Verteilung von Infor-
mationen, während sich die übrigen Be-
rufe eher auf Menschen oder auf ein 
Produkt beziehen. Die IB umfassen ge-
genwärtig rund 32 % aller versiche-
rungspflichtig Beschäftigten. Nahezu 
alle Informatiönsberufe verzeichnen ein 
hohes Wachstum der Beschäftigung. 
Die größten Zuwachsraten sind für Da-

 

tenverarbeitungsfachleute, Ingenieure  

und Naturwissenschaftler sowie Bank-
und Versicherungskaufleute festzustel-
len. 

- Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes 
vollzieht sich eine Verlagerung des 
personellen Einsatzes von der Ferti-
gung zur Forschung und Entwicklung 
und anderen produktionsorientierten 
Dienstleistungen. 

- In den Agglomerationszentren (Stadt-
kreisen) ist der Anteil der Infor-
mationsberufe (IB-Quote) wesentlich 
höher als in den umliegenden Land-
kreisen; dies, gilt auch in den ein-

 

zelnen Wirtschaftsabteilungen, ins-

 

besondere im Verarbeitenden Gewerbe. 
Als Maß für technische Dienstleistun-
gen zeigt die Ingenieurdichte im Ver-
arbeitenden Gewerbe ein ausgeprägtes 
Stadt-Land-Gefälle. 

Das wesentlich größere ,Wachstum der 
Beschäftigten in den Landkreisen hat 
sich auf die Verteilung der Informa-
tionsberufe bislang nicht ausgewirkt. 
Nach wie vor scheinen höhere Verwal-
tungs-, Entwicklungs- und Entschei-
dungsfunktionen in den Stadtkreisen 
sehr viel stärker vertreten zu sein. 
Die Beschäftigtenzahl nimmt in der Um-
gebung der Ober- und Mittelzentren 
stärker zu als in den Zentren selbst. 
Für höherwertige Produktionsdienste 
gilt dies nur sehr bedingt. 

- Frauen weisen eine höhere IB-Quote 
auf als Männer. In einzelnen Berufen 
mit starker Ausweitung sind sie jedoch 
nur schwach vertreten. Innerhalb der 
Informationsberufe scheinen Frauen in 
den Bereichen stärker repräsentiert, 
wo formalisierbare Vorgänge abzuarbei-
ten sind. Jedoch verlagert sich die 
Büroarbeit stärker zur Einzelfallbear-
beitung. 

- Nach Prognosen von IAB/Prognos wird 
das Gewicht der Informationsberufe bei 
stagnierendem bzw. rückläufigem Er-
werbstätigkeitsniveau in den nächsten 
Jahren weiter zunehmen. 
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3. Zur Wettbewerbssituation Baden-Württembergs 

Das Verarbeitende Gewerbe auf dem bundesdeutschen Binnenmarkt und im Export 

Vorbemerkungen 

Die Wettbewerbsfähigkeit baden-württem-
bergischer Produkte muß sich nicht nur 
auf den Auslandsmärkten erweisen, son-
dern auch auf dem bundesdeutschen In-
landsmarkt. Denn hier treten die Güter 
inländischer Produktion in Konkurrenz 
zu den importierten Produkten. Dieser 
Aspekt tritt besonders dann hervor, 
wenn in Zeiten schwierigerer Absatzbe-
dingungen auf den Auslandsmärkten die 
Verkaufsmöglichkeiten auf dem Binnen-
markt eine größere Bedeutung erhalten, 
gleichzeitig aber - wie derzeit - Im-
portprodukte verstärkt hereindrängen. 
Die räumliche Nähe und die institutionelle 
Vertrautheit von Käufer und Verkäufer 
können dabei sicherlich zunächst einige 
günstigere Komponenten. eines ausländi-
schen Angebotes kompensieren. Diese 
Vorteile finden allerdings in Zeiten fi-
nanziell sowie verkehrsmäßig und nach-
richtentechnisch immer stärker und 
schneller verbundener. internationaler 
Märkte bald ihre Grenzen. Damit sind die 
den Auslandsabsatz beeinflussenden Kom-
ponenten wie technologischer Standard, 
bedarfsgerechte Produktion, Preis und 
Service sowie - dies zeigt die jüngste 
Entwicklung - Wechselkurs- und Kon-
junkturentwicklung auch für die Ab-
satzmöglichkeiten auf dem Binnenmarkt 
von Bedeutung. 

Der seit den siebziger Jahren zu ver-
zeichnende zunehmende Konkurrenzdruck 
durch ausländische Anbieter hatte sich 
zunächst besonders stark im Verbrauchs-
güterbereich ausgewirkt. Die im An-
schluß an die Wechselkursfreigabe von 
1973 erfolgte weltweite Umstrukturierung 
industrieller Standorte . hatte dazu ge-
führt, daß neue Anbieter insbesondere 
aus den sog. Schwellenländern in tradi-
tionelle Produktmärkte europäischer und 
damit auch bundesdeutscher und baden-  

württembergischer Anbieter hatten ein-
dringen können, nicht zuletzt über den 
Preis. Gegen-  Ende des Jahrzehnts 
brachte aber die Exportoffensive techno-
logisch führender Nationen wie die USA 
und Japan)  auch den Investitionsgüter-
bereich unter verschärften Importdruck. 
Dieser Konkurrenzdruck durch. hochent-
wickelte, marktgerechte Produkte - die 
zudem geschickt und offensiv auf dem 
Markt eingeführt werden - hielt seither 
sowohl auf dem Inlandsmarkt wie auf den 
Auslandsmärkten an. Der im Frühjahr 
1985 einsetzende rapide Dollarverfall hat 
durch die starke Verbilligung ausländi-
scher Waren eine neuerlich verschärfte 
Wettbewerbslage auf dem Inlandsmarkt 
geschaffen. Gleichzeitig führte die da-
durch hervorgerufene Verteuerung der 
Exportprodukte zu einer Erschwerung 
der Ausfuhr. 

 

Im Hinblick auf den Inlandsmarkt ist der 
durch Importe entstehende Konkurrenz-
druck für die baden-württembergischen' 

Vgl. dazu W. Münzenmaier: Zur Stel-
lung Baden-Württembergs auf nationa-
len und internationalen Märkten, in:~ 
Baden- Württemberg in Wort' und 
Zahl, Heft 7, 1982 und U. Scheiper: 
Zur Konkurrenzsituation Baden-Würt-
tembergs auf europäischen und nicht-
europäischen Märkten, in: ebenda, 
Heft 10, 1985 sowie ders.: Konkur-
renzsituation Baden-Württembergs auf 
wichtigen Produktmärkten im nichteu-
ropäischen Ausland, in: ebenda, 
Heft 11, 1985. 
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Schaubild 1 

Entwicklung der Exporte bzw. Importe 
im Verarbeitenden Gewerbe im Bundesgebiet 
und in Baden-Württemberg 

1975= 100 

Anbieter entscheidend, wenngleich sie 
sich hier auch im Wettbewerb mit den 
Produkten aus anderen Bundesländern 
befinden. Insbesondere konkurrieren 
Baden-Württemberg und die anderen 
Bundesländer um die aufgrund der stei-
genden Importanteile eingeschränkteren 
Absatzmöglichkeiten auf dem Inlands-
markt. Zwar ist bei den meisten Pro-
duktgruppen ganz allgemein eine stei-
gende Nachfrage zu verzeichnen, doch 
wird ein Teil dieser Zunahme durch aus-
ländische Produkte abgedeckt. Dies hat 
zur Folge, daß sich das Warenangebot 
aus inländischer Produktion nur mit 
einer geringeren Zuwachsrate ausweiten 
kann als es dem gesamten Nachfragean-
stieg entspricht. 

In der nachfolgenden Darstellung wird 
untersucht, wie sich die baden-württem-
bergische Produktpalette in dieser dop-
pelten Konkurrenzbeziehung - zum einen  

zu den Importen, zum anderen zu. den 
Produkten aus anderen Bundesländern -
auf dem bundesdeutschen Markt behaup-
tet hat. Dies ist für die einzelnen 
Produktgruppen wegen des unterschied-
lich starken Importdrucks durchaus 
unterschiedlich. Im Mittelpunkt steht 
dabei die Frage, ob sich die höheren 
Importe stärker zu Lasten Baden-Würt-
tembergs oder der anderen Bundesländer 
durchgesetzt haben. Ein Indikator hier-
für ist die Veränderung desjenigen An-
teils, den die Erzeugnisse aus baden-
württtembergischer Produktion bzw. aus 
der Produktion der anderen Bundeslän-
der am Gesamtangebot der jeweiligen 
Produktgruppe auf dem Inlandsmarkt ha-
ben. Die Entwicklung dieses Anteils 
hängt wiederum davon ab, ob es den 

baden-württembergischen Produkten ge-
lungen ist, proportional am Anstieg der 
Gesamtnachfrage teilzunehmen, bzw. in 
welchem Ausmaß sie wegen der zuneh-
menden Importe bzw, wegen des zu-
nehmenden Angebots von Produkten aus 
anderen Bundesländern dahinter zurück-
geblieben sind. 

 

Der seit den siebziger Jahren enorme Im-
portanstieg darf nicht darüber hinweg-
täuschen, daß sich auch die Exporte 
außerordentlich stark ausgeweitet haben 
(Schaubild 1).. Diese Entwicklungen sind 
Ausdruck der sich, generell intensivie-
renden internationalen Austauschbezie-
hungen, die in einem ständig steigenden 
Welthandel ihren Niederschlag finden. 
Die Analyse der Importentwicklungen 
muß deshalb um eine Betrachtung der 
Exportentwicklung ergänzt werden, nur 
dann ergibt sich ein ökonomisch sinnvol-
les Bild zur. Lage einer Gesamtwirtschaft 
und ihrer einzelnen Branchen. In diesem 
Zusammenhang , ist festzustellen, daß -
ausgehend von einem bereits hohen Ex-
portniveau - Bund und Land auf den er-
höhten Importdruck mit vermehrten Ex-
portanstrengungen reagiert haben. Als 
Pendant zum Konkurrenzdruck durch Im-
porte auf dem Binnenmarkt wird deshalb 
auch die Ausfuhrentwicklung der Bran-
chen des Verarbeitenden Gewerbes dar-
gestellt. Hierbei zeigt sich, daß sich die 
seit jeher, hohe Exportintensität Baden-
Württembergs weiter gefestigt hat. Die 
Exporte des Landes prägen insbesondere 
in einigen Investitiohsgüterbereichen in 
hohem Ausmaß die Ausfuhren des Bun-
des. 
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Der in der ersten Hälfte der achtziger 
Jahre zu beobachtende besonders starke 
Exportanstieg würde mitbedingt durch 
eine weltweit günstige und gleichlaufende 
Konjunkturentwicklung einerseits sowie 
durch die zwischen 1980 und dem Früh-
jahr 19.85 kontinuierliche Verteuerung 
des Dollar andererseits. So stieg der 
Preis für den Dollar in DM von 1,82 im 
Jahresdurchschnitt 1980 auf 2,85 im Jahr 
1984, und damit um 57 %, - um bis zum 
März 1985 nochmals weiter auf 3,31 zu 
steigen. Diese wechselkursbedingte Ver-
billigung bundesdeutscher Produkte hat 
die Ausfuhr in dieser Zeit erleichtert. 
Dies gilt besonders für solche Produkte, 
die unter anderen Umständen einem 
Preiswettbewerb auf dem Weltmarkt nicht 
hätten standhalten können. 

Inzwischen hat sich in nur kurzer Zeit 
eine geänderte Wettbewerbslage ergeben. 
Der seit Frühjahr 1985 eingetretene ra-
pide Verfall des Dollarkurses - so ergab 
sich im Mai 1987 eine Notierung von 1,79 
DM - führte zu einer starken Verbilli-
gung der Importe einerseits und einer 
starken Verteuerung der Exporte ande-
rerseits. Im Jahr 1986 drängten deshalb 
industrielle Importprodukte verstärkt auf 
den bundesdeutschen Markt - so ergab 
sich preisbereinigt eine Zunahme um 
7,6 %. Demgegenüber nahmen die Exporte 
von Produkten des Verarbeitenden Ge-
werbes bundesweit in realer Rechnung 
nur um 1,7 % zu. Baden-Württemberg 
konnte allerdings auch unter diesen er-
schwerten Bedingungen seine Ausfuhr 
weit Überdurchschnittlich - und zwar 
real. um 5,2 % - steigern. Dies ist teil-
weise auch eine Konsequenz der im vor-. 
ausgegangenen Jahr aufgelaufenen Auf-
tragsbestände. Es zeigt. aber auch, daß 
die vom Verarbeitenden Gewerbe des 
Landes angebotene Produktpalette wegen 
ihrer hohen Qualität und der kundenge= 
rechten Spezialisierung zumindest im 
vergangenen Jahr einem verschärften 
Preiswettbewerb standhalten konnte. 

Grundtendenzen auf dem bundesdeut-
schen Markt 

Die spezifische Entwicklung des Landes 
läßt sich erst vor dem Hintergrund bün-
desweiter - Entwicklungstendenzen heraus-
arbeiten. Diese müssen deshalb vorab 
dargestellt werden. Hierbei ist zunächst 
festzuhalten, daß sich die Inlandsversor-  

gung des bundesdeutschen Marktes mit 
Produkten des Verarbeitenden Gewer-
beszi zusammensetzt aus den für den In-
landsabsatz bestimmten Umsätzen dieses 
Bereichs zuzüglich der Importe solcher 
Prodükte3i Dieses Gesamtangebot 'hatte' 
sich im Zeitra -um 1970 bis 1980 von knapp 
500 Mrd.DM auf 1 016 Mrd.DM gut ver-
doppelt (Tabelle 1). Wegen der lang 
anhaltenden Rezession Anfang der acht-
ziger Jahre stieg es zunächst. nur lang-
sam auf 1 089 Mrd.DM im Jahr 1983 an, 
um dann aber im Zuge der wirtschaftli-
chen Erholung fast wieder mit dem Tem-
po der siebziger Jahre auf 1 224 Mrd.DM 
(1985) zuzunehmen. Die Bedeutung aus-
ländischer Lieferungen hat im Betrach-
tungszeitraum sehr stark zugenommen, 
sie war aber im ersten Jahrfünft der 
achtziger Jahre deutlich höher als.in den 
siebziger Jahren. In den siebziger Jah-
ren nahm bei einem Anstieg der Gesamt-
versorgung um 104 % die Versorgung aus 
bundesdeutscher Produktion um 85 % zu. 
Sie blieb also um rund ein Fünftel 'hinter 
dem Gesamtanstieg zurück. Demgegen-
über war die Zuwachsrate der Importe 
mit gut 200 % fast doppelt so hoch. Zwi-
schen 1980 und 1985 lag bei einer Zu-
nahme der Gesamtversorgung um 20,5 % 
der Absatz aus bundesdeutscher Produk-
tion - der um 13,2 % zunahm - sogar um 
mehr als ein Drittel unter diesem Ge-

 

2) Im wesentlichen sind dies die Sypro-
Zweisteller der Statistik im Verarbei-
tenden Gewerbe. 

 

3) Hierzu werden für die Importe und 
Exporte die Warengruppen der Außen-
handelsstatistik nach den Gütergrup-
pen bzw. -zweigen des Güterverzeich-
nisses für die Produktionsstatistiken 
zugeordnet. - Die Importe werden nur 
für das Bundesgebiet nachgewiesen, 
da die Importstatistik nur das erste 
bekannte Zielland einer eingeführten 
Ware feststellt, das mit dem Bundes-
land, in dem die Ware verbraucht 
wird, in der Regel nicht identisch 
ist. Es kann deshalb auch für Bun-
desländer keine "Außenhandelsbilanz" 
aufgestellt werden. 
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Inlands-

 

versorgung 
des 

Bundesgebietes 

Davon durch Produkte aus 

dem Ausland 
Jahr Baden-Württemberg anderen Bundesländern 

 

Mill. DM Mill. DM 

 

Mill DM 

 

Tabelle 1 

 

Struktur der Inlandsversorgung des Bundesgebietes mit Produkten des Verarbeitenden Gewerbes nach 

Herkunftsgebieten 
- in jeweiligen Preisen - 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

1970 I 496 653,5 

1980 1 015 684,4 

1983 1 089 236,1 
1985 1 223 858,4 

1970 156 619,1 

1980 3272852 

1983 338 580,3 

1985 386 090,3 

1970 1169 725.0 

1980 354 873.4 

1983 394 556.0 

1985 459 356,5  

71 052,0 14,3 346 584,5 69,5 81 017,0 16,3 

137 273,6 13,5 633 435,7 62.4 244 975.2 24.1 

141 447,0 13,0 656 578,3 60,3 291 210,8 26,7 

156 828,3 12,8 715 515.3 58,5 351 514,8 28,7 

Erzeugnisse des Grundstoff-und Produktionsgütergewerbes 

14493.4 9,3 109 332,5 69,8 32793,2 20.9 

26756,8 8,2 206 942,5 63,2 93586.0 28,6 

27 471 ,5 8,1 201 736,8 59,6 109 372,0 32,3 

31453,0 8,1 221173,3 57,3 133464,0 34,6 

Erzeugnisse des Investitionsgüter produzierenden Gewerbes 

31 983,0 18,8 113 090,8 66,6 24651.2 14,5 

67009,6 18,9 209 579,6 59,1 78284,3 22,1 

69896,4 17,7 223 751 ,9 56,7 100 907,8 25,6 

79525,2 17,3 254 150,6 55.3 125 680,6 27,4 

Erzeugnisse des Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbes 

1970 97643,9 

1980 194 136,7 

1983 193868.6 

1985 211 4162 

17379,4 

29365,7 
29094.0 
30725,1 

17,8 
15,1 
15,0 
14,5 

65806,9 

112 278,9 
109 868,2 
116 863,5 

67,4 
57,8 
56,7 
55,3 

14457,6 

52492,0 
54906,3 
63827,5 

14,8 

27,0 
28,3 
30,2 

Nahrungs- und Genußmittel 

 

1970 1 74665,4 

1980 139389,1 

1983 1622312 

1985 166 995,6 

7196.2 
14 141,5 
14985,1 

15 125,0 

9,6 
10,1 
9,2 

9,1 

58354,2 
104 634,7 

121 221,4 
123 327,9 

78,2 

75,1 
74,7 
73,9 

9115,0 

20612,9 
26024,7 

28542,7 

12,2 

14,8 
16',0 
17,1 

Samtzuwachs, während die Zuwachsrate Jahren zwischen 1970 und 1979 stiegen 

der Importe mit 43,5 % deutlich mehr als sie von fast 119 Mrd. DM auf 298 Mrd. 

doppelt so hoch war. DM und damit um gut 179 Mrd. DM oder 

151 %. Die Importe legten um 137 Mrd. 

Trugen 1970 die Importe nur zu gut 16 % DM (oder 169 %) auf 218 Mrd. DM zu. 

zur Inlandsversorgung bei, so war die- Damit ergab sich in dieser Zeit ein 

ser Anteil aufgrund der oben dargestell- kumulierter Außenhandelsüberschuß von 

ten Expansion bis 1980 auf rund 24 % 700 Mrd. DM. Noch sehr viel dynamischer 

und bis 1985 auf knapp 29 % gestiegen war die Entwicklung des Auslandsabsat-

(Tabelle 1 ) . Diese Entwicklung ist aber zes zwischen 1980 und 1985. Trotz des 

keineswegs mit einem Verlust an interna- bereits erreichten hohen Niveaus der 

tionaler Wettbewerbsfähigkeit gleichzu- Exporte stiegen sie mit 54 % deutlich 

setzen, denn die Exporte haben - ausge- stärker an als die Importe (+ 43,5 %), so 

hend von einem e~ hohen Niveau - daß der kumulierte Außenhandelsüber-

absolut gesehen sehr viel stärker zuge- Schuß sich weiter steigerte auf 748 Mrd. 

nommen als die Importe. In den zehn DM (Schaubild 2). 
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Dem stärksten internationalen Konkur-
renzdruck auf dem Binnenmarkt war ins-
besondere in den siebziger Jahren das 
Verbrauchsgüter produzierende Gewerbe 
ausgesetzt. Ausgehend von einer im Jahr 
1970 noch fast ausgeglichenen Handels-
bilanz steigerte er sich durch weit 
überdurchschnittlich zunehmende Importe 
insbesondere in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre - zwischen 1970 und 1980 
stiegen die Importe hier um das Dreiein-
halbfache -, denen auch stark steigende 
Exporte nicht gegenhalten konnten. In 
den achtziger Jahren konnte aber diese 
Entwicklung aufgefangen werden, denn 
im Zeitraum 1980 bis 1985 stiegen die Im-
porte nur noch um ein gutes Fünftel, 
während die Exporte um gut die Hälfte 
zunahmen. Der Anteil ausländischer Pro-
dukte an der Inlandsversorgung in die-
sem Bereich stieg deshalb in diesem 
Jahrfünft vergleichsweise mäßig, und 
zwar von 27 % auf gut 30 %, nachdem er 
in den siebziger Jahren von knapp 15 % 
auf 27 % gestiegen war. 

Auch die Produkte des Investitionsgüter-
bereichs waren und sind einer scharfen 
Auslandskonkurrenz ausgesetzt, die in 
den siebziger Jahren dazu führte, daß 
die Importe sich weit mehr als verdrei-
fachten, während die Exporte nur um 
gut das Eineinhalbfache stiegen. Da 
allerdings trotzdem das Exportniveau 
1980 mit 180 Mrd.DM weit mehr als dop-
pelt so hoch war wie das Importniveau 
(78 Mrd. DM), ergaben sich in diesem 
Zeitraum weiterhin hohe Handelsbilanz-
überschüsse. Der Importdruck hat sich 
allerdings in den achtziger Jahren we-
sentlich verschärft, die Importe dieses 
Bereichs stiegen zwischen 1980 und 1985 
um 60,5 % und damit erheblich stärker 
als im Durchschnitt des Verarbeitenden 
Gewerbes (43,5 %). Als Konsequenz nahm 
der Anteil ausländischer Investitions-
güterprodukte an der Inlandsversorgung 
dieses Bereichs in diesem Zeitraum stark 
zu, und zwar von 22,1 % auf 27,4 %. Im 
Jahrzehnt zwischen 1970 und 1980 war 
der Anstieg demgegenüber weniger stark 
ausgefallen (von 14,5 % auf 22,1 %). 

Auf den erheblichen Importdruck hat die 
bundesdeutsche Investitionsgüterindu-

 

strie - begünstigt durch eine allgemein 
gute Konjunktur- und Wechselkurssitua-
tion - mit enormen Exportausweitungen 
reagiert. In nur 5 Jahren stiegen die 

Schaubild 2 

Außenhandelsüberschuß des Verarbeitenden 
Gewerbes insgesamt und des 
Investitionsgüter produzierenden Gewerbes 
im Bundesgebiet 1970 bis 1986 

Investitionsgüterexporte um gut 
100 Mrd.DM auf knapp 285 Mrd.DM im 
Jahr 1985 an (+ 58 %). Der Außenhan-
delsüberschuß dieser Produktgrüppe 
steigerte sich damit auf fast 159 Mrd. 
DM (1985). Mit diesen Entwicklungen 
tritt die schon erwähnte Intensivierung 
der internationalen Austauschbeziehungen 
besonders markant hervor. Gleichzeitig 
wird deutlich, daß sie bei dem bereits 
erreichten hohen Niveau primär durch 
den Austausch hochentwickelter und aus-
differenzierter Investitionsgüterprodukte 
die wichtigsten Impulse empfängt. 

An der Inlandsversorgung mit Erzeug-
nissen des Grundstoff- und Produktions-
gütergewerbes haben seit jeher auslän-
dische Produkte einen hohen Anteil ge-
habt, er lag bereits 1970 bei über einem 
Fünftel. Bis 1980 hat er weiter auf fast 
29 % zugenommen. Dies bedeutet, daß die 
Importe sich knapp verdreifachten 
(+ 185 %) geaenüber stärkeren Zunahmen 
sowohl im Investitionsgüterbereich und 
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ganz besonders im Verbrauchsgütersek-
tor. Die Importentwicklung zwischen 1980 
und 1985 verlief im Industriedurch-
schnitt, womit aber wegen des bereits 
erreichten hohen Niveaus ein weiterer 
Anstieg auf deutlich über ein Drittel 
(34,6 %) an der Versorgung des Binnen-
marktes verbunden war. Dieser Entwick-
lung konnte das Grundstoff- und Pro-
duktionsgütergewerbe mit beachtlichen 
Exportsteigerungen gegenhaften, so daß 
in allen Jahren ein wenn auch in der Re-
gel geringfügiger Außenhandelsüber-
schuß erzielt werden konnte. 

Im Nahrunqs- und Genußmittelbereich ist 

das Angebot ausländischer Produkte 
demgegenüber vergleichsweise gering, 

und auch die Importsteigerungen ver-

liefen unterdurchschnittlich, wobei sie 

allerdings in den achtziger Jahren stär-

ker anzogen als in den siebziger. Ent-

sprechend stieg der Anteil ausländischer 
Waren am binnenländischen Gesamtange-

bot von Nahrungs- und Genußmitteln von 

gut 12 % im Jahr 1970 zunächst auf 

knapp 15 % im Jahr 1980 und dann bis 

1985 auf gut 17.$. 

Wie bereits zuvor erwähnt, hat sich 
wechselkursbedingt der Importdruck im 
Jahr 1986 erheblich verstärkt. In realer 
Rechnung zeigt sich, 4)  daß die aus dem 
Ausland bezogenen Produkte im Verar-
beitenden Gewerbe inzwischen einen  

Marktanteil von 30 % erreicht haben (Ta-

belle 2). Besonders unter Druck gerieten - 
die Verbrauchsgüter, da sie dem Preis-
wettbewerb besonders stark ausgesetzt 
sind. Nach der vergleichsweise gemäßig-
ten Entwicklungsphase in der ersten 
Hälfte der achtziger . Jahre stieg - in 
realer Rechnung - die Importquote dieses 
Bereichs zwischen 1985 und 1986 abrupt 
von 30,2 auf 32,1 %. Der Investitionsgü-
terbereich sah sich, wie schon zuvor, 
einem weiter steigenden internationalen 
Konkurrenzdruck ausgesetzt, der Anteil 
der Importe am gesamten Angebot dieser 
Produktgruppe auf dem Inlandsmarkt 
stieg - preisbereinigt - zwischen 1985 
und 1986 um etwa einen Prozentpunkt 
auf über 28 °s. Anders als in den Vor-
jahren konnten 1986 die Exportzunahmen-
diesem Importdruck nicht gegenhalten. 
Preisbereinigt stiegen die Ausfuhren des 
Verarbeitenden Gewerbes bundesweit nur 
um 1,7 % (Verbrauchsgüter: + 4,2 %; In-
vestitionsgüter: + 1,5 %). Die durchaus 
beachtlich steigende Binnennachfrage 
nach Industriegütern - so stieg die In-
landsversorgung zwischen 1985 und 1986 
preisbereinigt um 4,0 % - wurde weit 
überproportional (+ 7,6 %) durch impor-

 

tierte Produkte abgedeckt - wodurch. 
das Bundesgebiet Wachstumsimpulse ins 
Ausland transferierte - ohne daß 
gleichzeitig expandierende Effekte aus 
dem Ausland über eine entsprechend ho-
he Auslandsnachfrage im Inland wirksam 
wurden. 

4) Wegen des Verfalls des Dollarkurses 
sinken die Einfuhrpreise, so daß die 
Importe in, jeweiligen Preisen zwischen 
1985 und 1986 rückläufig ausgewiesen 
werden, obwohl sie mengenmäßig sehr 
stark steigen. Um die Wettbewerbs-
situation auf dem bundesdeutschen 
Markt auch für 1986 der Tendenz 
nach zutreffend auszuweisen, wird 
deshalb eine Preisbereinigung derart 
vorgenommen, daß alle Größen für 
1986 in Preisen von 1985 ausgedrückt 
werden. Die Preisbereinigung für 1986 
auf das Preisniveau von 1985 erfolgt 
schätzungsweise über bundesweite De-
flatoren. Für die Importe wird der 
Index der Durchschnittwerte für die 
Einfuhren herangezogen, der Preisbe-
reinigung der Inlandsumsätze wird  

der Index der Erzeugerpreise gewerb-
licher Produkte im Inlandsabsatz zu-
grunde gelegt. Die Exporte werden 
über den Index der Durchschnitts-
werte für die Ausfuhren bereinigt. 

5) Im Zusammenhang mit den Inlandsum-
sätzen der Bundesländer muß aller-
dings auf folgendes hingewiesen wer-
den: Zugrundegelegt wurden die Um-
sätze von sogenannten fachlichen 
Betriebsteilen, und zwar von Indu-
striebetrieben mit 10 und mehr Be-
schäftigten (1970) bzw. von Unter-
nehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 
(ab 1976). Das Fehlen von Umsatzan-
gaben von Kleinbetrieben bzw. des 
Handwerks (1970) macht sich allenfalls 
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Tabelle 2 

Struktur der Inlandsversorgung des Bundesgebietes mit Produkten des Verarbeitenden Gewerbes nach 
Herkunftsgebieten 1985 und 1986 
-in Preisen von 1985* - 

Davon durch Produkte aus 

Produktionsgruppe 

Inlands-

 

versorgung 
des 

Bundesgebietes 
Baden-Württemberg  dem Ausland anderen Bundesländern 

Mill. DM Mill. DM Mill. DM 

   

Verarbeitendes Gewerbe 
insgesamt 

Erzeugnisse des Grundstoff. 
und, Produktionsgütergmerbes 

Erzeugnisse des Investitions-
güter produzierenden Gewerbes 

Erzeugnisse des Verbrauchs-
güter produzierenden Gewerbes 

Nahrungs- und Genuß-

 

mittel 

1985 1 223 858,4 156828,3 12,8 
1986. 1 273 088,9 164 848,4 12,9 

1985 386 090,3 31 453,0 8,1 
1986 405641,5 33940,1 8,4 

1985 459 356,5 79525,2 17,3 
1986 475 768,5 84257,9 17,7 

1985 211 416,2 30725,1 14,5 
1986 221195,6 31232,9 14,1 

1985 166995,6 15125,0 9,1 
1986 170 483,3 15417,5 9,0  

715 515,3 58,5 351 514,8 28,7 
730171,9 57,4 378068,6 29,7 

221173,3 57,3 133464,0 34,6-

 

229 148,1 56,5 142553,3 35,1 

254 150,6 55,3 125 680,6 27,4 
256716,3 54,0 134 792,3 28,3 

116863,5 55,3 " 63827,5 30,2 
118955,2 53,8 710075 32,1 

123327-,9 73,9 28542,7 17,1 
125 350,3 73,5 29715,5 17,4 

* Die Preisbereinigung erfolgte schätzungsweise'bar bundesweite Deflatoren. Importe: Index der Durchschnittswerte, Inlandsumsätze: 
Index der Erzeugerpreise gewerbllcher Produkte im Inlandsabsatz: 

 

Landesentwicklung 

Vor diesem Hintergrund der Entwick-
lungen auf dem bundesdeutschen Markt 
ist die Situation Baden-Württembergs zu 
untersuchen und dies zunächst unter 
dem Gesichtspunkt, in welchem Ausmaß 
die baden-württembergische Produktpa-

  

bei einzelnen Produktionsbereichen 
(wie Herstellung von Backwaren und 
von Fleischereierzeugnissen) bemerk-
bar. Umsätze wurden als Surrogat für 
abgesetzte Produkte gewählt, da ein 
entsprechender Nachweis der Produk-
tionsleistungen im In- und Auslands-
absatz nicht möglich ist. Die hieraus 
erwachende Problematik - auch im 
Vergleich zu der rein produktbezoge-
nen Erfassung der Importe - dürfte 
nicht allzu hoch einzuschätzen sein.-
Umstellungen in der Systematik im 
Produzierenden Gewerbe betreffen 
Kfz-Zubehör (1970: Teil der EBM-Wa-
ren; ab 1976: Teil des Fahrzeugbaus) 
und die Fertigteilbauten (1970: Teil 
von Steinen und Erden; ab 1976: Teil 
des Bauhauptgewerbes).- In den Um-  

lette auf dem Binnenmarkt dem Import-
druck einerseits und der Konkurrenz des 
Angebots aus anderen Bundesländern an-
dererseits standhalten konnte 5)  . Weiter-
hin ist in einem späteren Abschnitt zu 
fragen, in welchem Ausmaß die Unter-
nehmen Baden-Württembergs die starken 
Exportsteigerungen des Bundes mitge-
prägt haben. 

sätzen sind die Produktionssteuern 
wie Mineralölsteuer und Kaffeesteuer 
mitenthalten, nicht jedoch die Umsatz-
steuer; die Importe umfassen nicht 
die deutschen Einfuhrabgaben.- Die 
Bezugnahme auf Umsätze führt bei 
einigen Branchen zu Problemen, da 
die Umsätze von sogenannten Mehrlän-
derunternehmen nicht immer die Pro-
duktionsleistung von Bundesländern 
adäquat wiedergeben können, bei-
spielsweise erbringen baden-württem-
bergische Betriebsstätten von Unter-
nehmen der Herstellung von Daten-
verarbeitungsgeräten oder der Mine-
ralölverarbeitung Produktionsleistun-
gen, die im betreffenden Konzern 
weiterverarbeitet werden bzw. von 
Betriebsstätten mit Sitz in anderen 
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In den siebziger Jahren hatte das Ange-

bot an Produkten des Verarbeitenden 
Gewerbes auf dem bundesdeutschen Bin-
nenmarkt sich auf über 1 000 Mrd.DM 
mehr als verdoppelt. In der ersten 
Hälfte der achtziger Jahre fiel der An-

stieg des Gesamtangebots mit + 20 $ auf 
1 224 Mrd.DM (1985) deutlich geringer 

aus. In beiden Zeitphasen stiegen die 
Importe doppelt so stark wie die Gesamt-
versorgung. Ihr Marktanteil nahm damit 
von zunächst 16 % auf 24,1 $ (1980) und 
dann weiter auf knapp 29 % (1985) zu. 
Innerhalb dieses enger werdenden Spiel-
raumes für den Inlandsabsatz haben sich 
die baden-württembergischen Produkte 
besser behaupten können als die der an-
deren Bundesländer. Dies gilt auch an-
gesichts der im Jahr 1986 deutlich ver-
schärften Wettbewerbslage. 

In den siebziger Jahren war der Binnen-
absatz durch Baden-Württemberg nach-
haltig "verteidigt" worden. Damals ging 
in zehn Jahren der Landesanteil nur um 
0,8 Prozentpunkte auf 13,5 % zurück, so 

daß der immense Importdruck in diesem 
Jahrzehnt im Durchschnitt des Verarbei-
tenden Gewerbes überwiegend zu Lasten 
der anderen Bundesländer gegangen 
war (Tabellen 3 und 4). 

 

Auch in der ersten Hälfte der achtziger 
Jahre steigerte Baden-Württemberg sei-
nen Inlandsabsatz an industriellen Pro-
dukten . mit einer Rate von 14,2 $ etwas 
stärker als die anderen Bundesländer 
(+ 13,0 %). Doch war der Vorsprung da-

 

Bundesländern verkauft werden und 
so nicht als Umsätze Baden-Württem-
bergs bzw. als Produktionsleistungen 
des Landes erscheinen: Diese Berei-
che werden deshalb hier nicht geson-
dert kommentiert. Bei der Umsetzung 
der Außenhandelsstatistik in die Sy-
stematik nach dem Güterverzeichnis 
für die Produktionsstatistiken ist zu 

beachten, daß die Asbestwaren ab 

. 1979 der Produktionsgruppe "Steine 
und Erden" zugeordnet sind (zuvor: 
Gummiwaren) . 

mit geringer als zuvor, so daß in diesem 
Jahrfünft der Landesanteil durch das ge-
stiegene Gewicht der Importe um . 0,7 
Prozentpunkte auf 12,8 % zurückging'. 

Ursächlich für diesen gegenüber dem 
Zeitraum 1970/80 etwas stärkeren Rück-
gang ist, daß der Landesanteil des Inve-
stitionsgüterbereichs von 1980 nach 1983 
besonders stark, und zwar von 18,9 $ 
auf 17,7 %, zurückging. Dies überrascht 
insofern, als in den siebziger Jahren das 
hohe Inlandsgewicht baden-württembergi-
scher Investitionsgüter von fast einem 
Fünftel trotz eines stark steigenden aus-

 

ländischen Angebots - dessen Anteil 
von 14,5 % auf 22,1 % zunahm -. hatte 
gehalten werden können. Dieser Anteils-
rückgang Baden-Württembergs auf dem 
Binnenmarkt zu Anfang der achtziger 
Jahre gingeinher mit einer enormen Ex-
portsteigerung. So stieg die Exportquote 
- also der Anteil der Auslandsumsätze an 
den Gesamtumsätzen - allein in den drei 
Jahren zwischen 1979 und 1982 im Inve-
stitionsgüter produzierenden Gewerbe 
von gut 35 % auf gut 40 %, im großen 
Bereich des Maschinenbaus sogar von 
knapp 42 % auf knapp 47 %. Im Bundes-
durchschnitt stiegen die entsprechenden 
Quoten nicht ganz so stark (von knapp 
35 % auf 39,5 % bzw. von knapp 43 % auf 
46,3 °s). 

In den Jahren zwischen 1983 und 1985 
"fing" sich dann die Situation: Bei wei-
terhin stark steigenden Ausfuhren - sie 
nahmen in dieser Zeit im Land und Bund 
jeweils um ein gutes Viertel zu - expan-
dierte Baden-Württemberg auf dem Bin-
nenmarkt für Investitionsgüter mit der 
gleichen Zuwachsrate (jeweils + 14 %) wie 
die anderen Bundesländer. 

Die Erzeugnisse des Verbrauchsgüter  
produzierenden Gewerbes waren in den 
siebziger Jahren einem massiven aus-
ländischen Konkurrenzdruck ausgesetzt 
gewesen, der Anteil von Importen an der 
Inlandsversorgung stieg zwischen 1970 
und 1980 von knapp 15 % auf weit über 
ein Viertel (27 %). Entsprechend konnte 
sich das inländische Angebot nur unter-
durchschnittlich ausdehnen, wobei Ba-
den-Württemberg und die anderen Bun-
desländer in etwa gleichem Ausmaß von 
dieser restriktiven Entwicklung betroffen 
waren. Bei einer knappen Verdopplung 
des Märktvolumens dieser Produktgruppe 
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Tabelle 3 

 

Anteil Baden-Württembergs an der Inlandsversorgung sowie an den Exporten des Bundesgebiets 
— in jeweiligen Preisen — 

 

Anteil an der 
Inlandsversorgungl Anteil an den Exporten2) 

Produktionsgruppe 
1970  1975- 1979  1980-1985 1980 1985 

96 

Verarbeitendes Gewerbe 14,3 13,5 12,8 17,2 17,4 
Erzeugnisse des. Grundstoff. und 
Produktionsgütergewerbes 

Spalt- und Brutstoffe 

Steine und Erden, Asbestwaren 

Eisen und Stahl 

Eisen-, Stahl- und Temperguß 

Zieherei- und Kaltwalzwerkerzeugnisse 

NE-Metalle und NE-Metallhalbzeug 

NE-Metallguß 

Mineralölerzeugnisse 

Chemische Erzeugnisse 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges 
bearbeitetes Holz 
Holzschliff, Zellstoff, Papier, Pappe 

Gummiwaren 

Erzeugnisse des 1 nvestitionsgüter 
produzierenden Gewerbes  

9,3 82 8,1 7,7 8,3 
0,1 1,0 

14,1 13,6 13,4 5,9 7,9 
0,8 1,0 1.1 22 2,1 

11,3 10,7 10,1 11,2 12,8 
8,8 10,4 8,9 5,4 5,8 
7,0 7,5 6,0 10,4 92 

28,7 30,1 31,5 202 19,3 
11,2 6,7 9,3 8,5 12,9 
9,6 8,5 7,6 8,3 8,5 

14,6 13,1 13,1 21,3 19,8 
15,3 13,3 11,4 20,5 21,5 
12,2 9,0 8,4 14,4 11,6 

18,8 18,9 17,3 22,1 22,6 
Stahlbauerzeugnisse und Schienen. 
fahrzeuge 

Maschinenbauerzeugnisse 

Straßenfahrzeuge 

Wasser-, Luft- und Raumfahrzeuge 

Elektrotechnische Erzeugnisse  

11,1 10,9 

20,4 21,5 

20,1 21,0 

2,2 2,9 

20,9 19,9  

11,1 9,4 11,9 
19,7 23,8 25,0 
20,1 23,6 25,7 

0,9 1,3 
17,9 - 22,6 22,5 

Feinmechanische und optische 
Erzeugnisse, Uhren 

Erzeugnisse der Stahlverformung 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

Büromaschinen, ADV 
Erzeugnisse des Verbrauchsgüter 
produzierenden Gewerbes 

- Feinkeramik 

Glas und Glaswaren 

Holzwaren 

Musikinstrumente, Spielwaren usw. 
Papier- und Pappewaren 

Druckereierzeugnisse, Lichtpausen 
Kunststofferzeugnisse 

Leder 

Lederwaren-

 

Schuhe 

Textilien 

Bekleidung 

Reparaturen von Gebrauchsgütern 
ohne Elektrogeräte 

Nahrungs- und Genußmittel  

 

33,6 23,1 20,1 35,8 35,5 
16,9 19,4 20,5 17,4 16,1 
16,9 17,5 17,4 18,4 18,0 
7,8 7,9 5,7 13,9 10,3 

17,8 15,1 14,5 18',7 18,2 
5,7 4,7 5,1 62 5,1 
9.6 9,8 9,3 12,4 13,4 

20,1 17,8 16,9 18,4 17,4 
27,9 15,5 19,0 30,6 29,2 
17,8 17,1 17,3 182 20,4 
17,1 18,1 18,4 20,1 20,4 
17,9 15,6 15,4 18,3 15,6 
30,7 18,3 18,7 32,4 29,4 
13,4 7,3 5,7 13,5 10,2 
14,7 9,3 6,4 18,8 18,5 
21,7 18,6 16,2 20.6 21,3 
12,0 9,0 8,8 10,5 9,3 

77,7 62,5 - - 
9,6 10,1 9,1 9,7 8,8 

1) Anteil Baden-Württembergs an der Inlandsversorgung des Bundesgebietes (Inlandsumsätze plus Importe). - 2) Anteil der kumulierten 
Exporte Baden-Württembergs an den kumulierten Exporten des Bundesgebiets. 
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Tabelle 4 

Entwicklung der bundesdeutschen Inlandsversorgung mit Erzeugnissen des Verarbeitenden Gewerbes nach 

Herkunftsgebieten zwischen 1970 und 1980; 1980 und 1985 

- in jeweiligen Preisen - 

1970 gegen 1980 

Veränderung 
der Anteile in der 
Versorgung durch 

Veränderung der Inlandsversorgung 

davon durch Produkte aus 
Produktionsgruppe 

ins-
gesamt das 

Aus-

 

land 

Baden-

 

Württem-

 

berg 

anderen 
Bundes-

 

ländern 

Baden 

Württem-

 

berg 

andere 
Bundes-

 

länder 

dem 
Aus. 
land 

% Prozentpunkte 

Verarbeitendes Gewerbe 

Erzeugnisse des Grundstoff- und 

Prod u k t i o nsgütergewerbes 

Spalt- und Brutstoffe 

Steine und Erden, Asbestwaren 

Eisen und Stahl 

Eisen-,Stahl- und Temperguß 

Zieherei- und Kaltwalzwerkerzeugnisse 

NE-Metalle und NE-Metallhalbzeug 

NE-Metallguß 

Mineralölerzeugnisse 

Chemische Erzeugnisse  

+ 103,7 + 93,2 + 82,8 + 202,4 0,8 - 7,1 + 7,8 

+ 109,0 + 84,6 + 89,3 + 185,4 - 1,1 - 6,6 + 7,7 

- - - - - - - 
+ 81.,9 + 75,2 + 75,5 + 145,2 - 0,5 - 2,8 + 3,2 

+ 43,7 + 77,8 +. 30,4 + 90,4 + 0,2 - 7,2 + 7,0 

+ 31,5 + 23,8 + 27,6 + 176,5 - 0,6 - 2,6 + 3,2 

+ 28,9 + 52,7 + 15,8 + 132,9 + 1,6 - 8,4 + 6,8 

+ 96,4 + 110,9 + 94,8 + 95,8 + 0,5 - 0,4 - 0,2 

+ 66,7 + 75,0 + 58,9 +281,2 + 1,4 - 3,3 + 1,9 

+267,8 + 119,7 + 232,4 +608,9 - 4,5 - 7,4 + 11,8 

+ 118,1 + 93,3 + 92,4 +226.3 - 1,1 - 8,4 + 9,5 

+ 89,1 + 96,2 + 154,0 - 1,5 - 4,1 + 5,5 

+ 72,4 + 72,2 + 133,6 - 2,0 - 5,6 -+ 7,5 

+ 17,2 + 372 + 196,0 - 3,2 - 10,0 + 13,2 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges 
bearbeitetes Holz 

Holzschliff, Zellstoff, Papier, Pappe 

Gummiwaren 

+ 110,9 

+ 97,6 

+ 59,2 

Erzeugnisse des Investitionsgüter 
produzierenden Gewerbes 

Stahlbauerzeugnisse und Schienen-

 

fahrzeuge 

Maschinenbauerzeugnisse 

Straßenfahrzeuge 

Wasser-, Luft- und Raumfahrzeuge 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

Feinmechanische und optische 
Erzeugnisse, Uhren 

Erzeugnisse der Stahlverformung 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

Büromaschinen, ADV . 

Erzeugnisse des Verbrauchsgüter 
produzierenden Gewerbes 

Feinkeramik 

Glas und Glaswaren 

Holzwaren 

Musikinstrumente, Spielwaren usw. 

Papier- und Pappewaren 

Druckereierzeugnisse; Lichtpausen 

Kunststofferzeugnisse 

Leder 

Lederwaren 

Schuhe 

Textilien 

Bekleidung 

Reparaturen von Gebrauchsgütern 
ohne Elektrogeräte 

Nahrungs- und Genußmittel  

+ 109,1 + 109,5 + 85,3 + 217,6 + 0,1 - 7,5 + 7,6 

+ 84,1 + 81,7 + 78,0 + 236,8 - 0,2 2,8 + 2,9 

+ 86,4 + 96,2 _ + 68,0 + 150,8 + 1,1 6,4 + 5,3 

+ 165,7 + 177,1 + 146,8 + 226,8 + 0,9 4,6 + 3,7 

+ 1652 + 254,2 + 116,0 + 246,8 + 0,7 11,6 + 10,9 

+ 106,9 + 97,0 + 79,2 + 263,4 - 1,0 - 8,8 + 9,8 

- 10,5 - 0,7 + 11,3 

+ 2,5 - 8,0 + 5.5 

+ 0,6 - 8.0 + 7,4 

+ 0,1 - 11,1 + 11,0 

+ 98,8 + 69,0 + 70.6 + 263,1 - 2,7 - 9,6 + 12.2 

+100,6 + 65,8 + 48,7 +365,2 1,0 - 20,3 +,212 

+ 96,4 + 101,0 + 80,9 + 174,5 + 0,2 - 6,0 + 5,7 

+ 145,8 + 116;8 + 130,6 + 455,7 - 2,3 - 4,6 + 7,0 

+288,4 + 115,9 + 187,5 +504,2 - 12,4 - 9,4 + 21,8 

+ 96,2 + 88,7 + 87,5 +281,7 - 0,7 - 3,4 + 4,1 

+101,2 + 112,0 + 95,4 +172,2 + 1,0 - 2,3 + 1,3 

+ 157,8 + 124,9 + 145,7 + 315,3 - 2,3 - 3,5 + 5,8 

+ 62,0 - 3,6 + 40,3 + 137,5 - 12,4 - 4,4 + 16,9 

+ 79,8 - 2,0 + 27,7' +422,4 - 6,1 - 21,0 + 27,1 

+ 87,8 + 19,0 + 22,0 + 335,3 - 5,4 - 22,5 + 27,8 

+ 51,6 + 29,9 + 10,9 + 1644 - 3,1 - 14,7 + 17,7 

+ 83,5 + 36,9 + 36,0 + 365.9 - 3,0 - 19,0 + 22,1 

- - - - - - - 
+ 86,7 + 96,5 + 79,3 + 126,1 + 0,5 - 3,1 + 2,6 

+ 176,7 + 89,7 + 171,9 +309,5 

+ 71,2 + 96,3 + 53,7 +294,0 

+ 64,3 + 70,2 + 46,6 +201,0 

+ 132,5 + 136.6 + 79,5 + 192,0 
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Veränderung der Inlandsversorgung 

davon durch Produkte aus 

Veränderung 
der Anteile in der 
Versorgung durch 

Baden-

 

Württem-

 

berg 

anderen 
Bundes. 
ländern 

Baden-

 

Württem-

 

berg 

andere 
Bundes-

 

länder 

ins-
gesamt dem 

Aus. 
land 

das 
Aus-

 

land 

Prozentpunkte % 

+ 17,6 

- 
- 6,7 

+28,2 

- 2,8 

- 3,8 
-16,8 

+29,3 

+ 60,9 

+22,8 

+ 6,9 
+ 4,4 

8,1 

+ 2,2 

+ 0,8 

+ 82 

+ 32 

+ 20,5 

- 4,6 

+ 24,8 

+ 42,6 _ 

+127,7 

+ 12,4 -

+ 30,1 

+ 32,9 - 

+ 41,5 - 

+ 10,3 - 

+ 30,1 + 

+ 61,2 + 

+ 64,2 - 

 

0,1 
- 

0,2 

0,1 

0,6 

1,5 

1„5 

1,4 

2,6 

0,9 

3,8 

2,7 

2,1 + 

5,5 + 

 

+ 8,9 

3,9 

4,9 

10,9 

19,7 

22,3 

16.8 

24,1 

+ 56,5 

4,9 

13,0 

11,2 

8,8 

- 
+ 

- 

- 
+ 

- 
+ 
+ 

1980 gegen 1985 

stieg der Absatz des Landes um 69 % 
und der der anderen Bundesländer um 
knapp 71 % bei einem  Importanstieg um 
263 %. Der Landesanteil an  der Inlands-
versorgung sank deshalb wegen  der 
überdurchschnittlich gestiegenen Importe 
von 17,8 % im Jahr 1970 bis 1980 auf 
15,1 $, Anders als  bei den  Investitions-
gütern hat der Verbrauchsgüterbereich 
in den siebziger Jahren zunächst auf 
diese Herausforderung nicht mit einer 
entsprechend starken Exportoffensive 
antworten können. Die Exportquoten 
stiegen wesentlich schwächer a ls  die  Im-
portquoten zunahmen (Tabelle 5). 

+ 20,5 +l4,2 + 13,0 + 43,5 

 

0,7 - 3,9 + 4,6 
In der ersten Hälfte der achtziger  Jahre 
zeichnete sich aber ein bemer kenswerter 
Umschwung ab: Auf einem insgesamt nur 
schwach expandierenden Binnenmarkt für  
diese Produktgruppe - so nahm  die  In-

 

landsversorgung an Erzeugnissen des 
Verbrauchsgüter produzierenden Gewer-
bes zwischen 1980 und 1985 nur um 
knapp 9 % zu bei einem Anstieg  für das 
gesamte Verarbeitende Gewer be von 
20,5 % - stiegen die  Importe mi t einer 
Rate von 21,6 $ deutlich schwächer als 
im Durchschnitt des Vera r beitenden  Ge-
werbes (+ 43,5 %). Der Ant eil der  inlän-

 

dischen Produkte an der Gesamtversor-
gung nahm damit zwar wei terhin ab, 
doch hielt sich dieser Rückgang  im.  Ver-
gleich zu den' siebziger Jahren  in  Gren-

 

zen'. Baden-Württemberg konnte dabei 
geringfügig besser abschneiden a ls die 
anderen Bundesländer, Die Zunahme  ba-

6,8 den-württembergischer  Verbrauchsgüter 
1,6 für die Inlandsversorgung  betrug 4,6  % 
2z gegenüber 4,1 % bei den anderen Bun-

 

7,7  desländern. Damit sank der Anteil des 
Landes an der Bundesversorgung nicht 
ganz so stark wie der der anderen Bun-
desländer. Er lag 1985 bei 14,5 $. 

+ 18,0 
+ 105, 

-

9 

5,4 

10,4 

2,4 
+ 12,0 
+ 5,3 
+ 23,4 
+ 16,0 

+ 35,9 

- 18,7 -18,1 - 18,0 -20,1 + 0,0 
+ 35,41 + 15,7 + 29,0 + 45,6 - 1,9 
+ 25,7 +l72 + 22,4 + 35,5 - 0,6 

+ 29,4 +18,7 + 21,3 + 60,5 - 1,6 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

4,7 

25,3 

26,6 

43,3 

36,8 

+ 6,0 

+l4,8 

+21,6 
+ _ 
+23,1 

+ 19,6 + 4,0 + 8,8 + 43,0 - 3,0 
+ 12,6 +19,1 + 8,3 + 31,1 + 1,1 
+ 13,2 +l3,0 + 9,5 + 28,4 - 0,1 
+ 125,6 +60,6 + 93,2 +157,9 - 2,2 

+ 4,6 + 4,1 + 21,6 - 0,6 
+ 4,6 - 3,0 - 6,3 + 0,4 
- 0,0 - 4,3 + 39,2 - 0,5 
- 14,5 - 12,3 + 8,4 - 0,9 
- 1,7 - 1,7 -32,8 3,5 
+23,7 + 18,2 + 55,2 + 0,2 
+ 18,7 + 15,0 + 35,4 + 0,3 
+224 + 18,8 + 50,6 - 0,2 
+59,6 + 25,9 + 71,8 + 0,4 
-25,6 -16,3 + 12,9 - 1,6 
-22,6 - 2,6 + 33,0 - 2,9 
- 3,2 + 3,5 + 25,1 - 2,4 
+ 7,5 - 41 + 28,3 - 0,2 

+ 58,6 + 27,6 + 166,7 - - 15,2 

+ 19,8 + 7,0 + 17,9 + 38,5 - 1,0 

5,9 

8,8 

2,1 

5,3 

1,3 

2,6 

0,8 

1,6 

12,1 

5,2 

6,0 

8,8 

2,3 

5,1 

1,9 

4,0 

2,4 

0,1 

9,6 

5,9 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

+ 
+ 

- 0,5 

+ 3,7 
+ 2,2 

+ 0,5 

- 1,7 
- 1,7 

- .3,8 + 5,3 

0,0 

0,3 

3,4 

14,9 

- 2,8 

- 01 
+ 1.5 

+ 4,2 

+ 17,8 

+ 4,7 

+ 4.7  + 2,2 + 0,2 + 

+ 25,9 + 34,3 - 1,8 + 

+ 19,3 + 53,9 - 0,9 - 

+ 1,3 + 98,6 . - 
+ 30,3 + 65,2 - 2,0 

2,3 

0,9 

+ 7,7 

+ 3,2 

0,9 

6,6 

2,6 

9,5 

5,2 

+ g,7 

+. s 2 
+ 6,6 

5,6 

2,5 

0,6 

6,1 

1,7 

6,0 

6,2 

5,8 

z,s 

2,7 

+ 

- 
- 

+ 
+ 
- 

 

2,5 

1,1 

Bemerkenswert ist, daß sich gleichzeitig 
- die Ausfuhren von Verbrauchsgütern 
- (Bund: + 52 %) wesentlich stär ker aus-

 

- 32 weiteten als die Einfuhren (Bund: 
- + 22 °s), so daß - anders als in den 
- siebziger Jahren - die Zunahme der Ex-

 

- portquoten höher war als die der Im-

 

-

 

- 
portquoten (Tabelle 5). Die. Exportzu-

 

nahme des Landes lag dabei mit + 51 % 
+ 15,2 - im Bundesdurchschnitt. Zum'Teil wurden 
- 1,2 + 2,3 diese Entwicklungen auch durch den  in 

diesen Jahren hohen Dollarkurs begün-
stigt. Andererseits zeigen diese Tenden-
zen aber auch an, daß der Umstruktu-
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16,3 24,1 28,7 

209 28,6 34,6 

502 50,0 52,4 

192 28,7 346 

414 489 52,6 

15,5 28,7 30.9 

14,5 22,1 27,4 

15,3 20,6 22,1 

16,0 19,7 23.9 

13,0 22,8 27,5 

23,6 34,9 41,7 

89 16,3 18,5 

146 27,0 30,2 

122 14,8 171 

15,1 

48,3 

18,3 

46,7 

12,5 

57,8 

15,1 

41,5 

5,5 

36,0 

9,3 

23,8 

+11,3 + 6,8 36,8 33.7 394 39.0 

+ 74 + 2,2 17,0 21,8 26,8 27,0 

+122 + 3,2 10,8 15,1 20,9 20,8 

+ 6,0 19,1 25,0 31,1 30,9 

+ 2,4 18,5 27,3 31,4 31,9 

+ 5,9 30,9 38,4 44,4 43.8 

+ 3,7 14,3 27.0 37,6 

+13'.2 + 2,2 14,2 23,9 26,0 26,5 

+ 7,6 + 5,3 28,8 35,4 40,8 40,3 

+ 1,5 35,4 43,6 45.1 46,5 

+ 4,2 39,5 41,0 50,2 48.3 

+ 4,7 21,8 29,8 33,2 32,8 

+ 5,3 

+ 3,7 

+ 9,8 

+ 7,7 

-0,2 

+ 9,5 

+ 7,5 

Tabelle 5 

Baden-Württembergs nach ausgewählten größeren Produktionsgruppen 
Entwicklung der Import- bzw. Exportquoten des Bundesgebietes sowie der Exportquoten 

— in jeweiligen Preisen — 

Bundesgebiet 
          

                              

 
1970 1980 1985 Veränderung in%-Punkten 1970 1980 1985 1986 

                    

                    

                    

Importquoten 112) 

Produktionsgruppe  

Exportquoten 3) 

% % 1980/1970  1985/1980 

+ 7,8 + 4,6 19.3 25.5 31,4 31,1 

+ 7,0 + 2,6 6,7 9,6 13,7 14,4 

+21,8 - 9,5 27,9 26,8 34,2 33,5 

+ 5,8 + 3,2 14,1 17,8 24,0 23,9 

+17,7 + 5,2 13,9 21.0 283 28,2 

+ 2,6 + 2,3 2,8 7,5 9,9 9,4 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

Erzeugnisse des Grundstoff- und 
Produkt ionsgütergewerbes 

darunter: 
NE-Metalle und NE-Metallhalbzeug 

Chemische Erzeugnisse 

Holzschliff, Zellstoff, Papier, Pappe 

Gummiwaren 

Erzeugnisse des I nvestitidnsgüter 
produzierenden Gewerbes 

darunter: 
Maschinenbauerzeugnisse 

Straßenfahrzeuge 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

Feinmechanische und optische 
Erzeugnisse, Uhren 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

Erzeugnisse des Verbrauchsgüter 
produzierenden Gewerbes 

darunter. 
Holzwaren 

Musikinstrumente; Spielwaren usw. 

Kunststofferzeugnisse 

Textilien 

Nahrungs- und Genußmittel 

1) Importquote: Anteil der Importe an der Inlandsversorgung. - 2) Importquoten 1986 in Preisen von 1985 für die 4 Hauptgruppen vgl. 

Tabelle 2. - 3) Exportquote: Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz. 

rierunasprozeß, der im Verbrauchsgüter-

bereich in den siebziger Jahren durch 

eine starke Preiskonkurrenz und durch 

die aufgrund der Wechselkursfreigabe 

von 1973 ausgelösten internationalen 
Standortverlagerungen eingetreten war, 

zu einem gewissen Abschluß gekommen 

war. Auf einem für Verbrauchsgüter 

ganz allgemein enger werdenden Markt 

- so betrug der Anteil dieser Produkt-
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gruppe an der gesamten Inlandsversor-

gung 1970 noch 19,6 %, 1985 aber nur 

noch 17,3 % - hatte sich die Lage konso-

 

lidiert. 

Im Jahr 1986 hat sich allerdings die 

Wettbewerbstee wechselkursbedingt ab-

rupt geändert, was besonders starke 

Auswirkungen im Verbrauchsgütersektor 

zeigte. Die Verbilligung des ausländi-

 



Veränderung in % - Punkten 1970 1980 1985 1986 Veränderung in %- Punkten 

1980/1970 1985/1980 1986/1985 1980/1970 1985/1980 1986/1985 

 

Bundesgebiet Baden-Württemberg 

Exportquoten 3) 

+ 62 + 5,9 -0,3 202 26,5 32,5 32,6 + 6.3 + 6,0 + 0,1 

+ 59 + 6,1 -0,2 11,4 16.9 22,8 23,4 + 5,5 + 5,9 + 0,6 

+ 8,8 + 4,1 + Q5 14,9 18,5 27,2 27,2 + 3,6 + 8,7 0,0 

♦ 7,5 + 6,0 - 0,6 20,8 279 359 35,8 + 7,1 + 8,0 -0,1 

+12,7 +10,8 11,4 24,2 35,9 34,9 +12,8 +11,7 - 1,0 
+ 9,7 + 2,1 + 0,5 15,8 26,3 29,8 29,2 +10,5 + 3,5 -0,6 

+ 6,6 + 5,4 -0 15 29,8 359 41,4 40,9 + 6,1 + 5,5 -0,5 

+ 82 + 1,5 + 1,4 37,4 432 47,8 46,2 + 5.8 + 4,6 - 1,6 
+ 1,5 + 92 -12 36,6 40,6 49,0 49,1 + 4,0 +8,4 + 0,1' 
+ 8,0 + 3,4 -0,4 21,7 28,4 31,3 31,5 + 6,7 + 2,9 + 0,2 

-3,1 + 5,7 -0,4 36,8 382 45,3 45,3 + 1,4 + 7,1 0,0 

+ 4,6 + 5,0 + 02 18,1 23,5 27;1 26,1 + 5,4 + 3,6 -0,4 

+ 4,3 + 5,8 -0.1 119 159 21,1 21,0 + 4,0 + 5.2 -0,1 

+ 2.9 + 4,1 + 0,7 69 102 - 14,4 15,7 + 3,3 + 4,2 + 1,3 
-_ 1.1 + 7,4 -0,7 28,8 28,9 359 34,6 + 0.1 + 7,0 - 1,3 
+ 3,7 + 62 -0.1 17,7 18,4 22,5 22,2 + 0,7 + 4;1 -0,3 
+ 7,1 + 7,3 -0.1 12,4 199 27.0 27,6 + 7,5 + 7,1 + 0.6 

+ 4,7 + 2,4 - 0,5 1 9 6,8 10,0 9,8 + 4,9 + 3,2 -0,2 

schen Angebots führte zu einem starken 
Anstieg des Importvolumens: Zwischen 
1985 und 1986 nahm die Einfuhr von 
Verbrauchsgütern preisbereinigt um 
11,2 % zu. Angesichts .dieser Expansion 
blieb bei einer Zunahme der gesamten 
Inlandsversorgung um real 4,6 % für den 
Absatz von Produkten aus inländischer 
Produktion kaum noch ein Spielraum. 
Entsprechend stieg der Inlandsabsatz ba-  

den-württembergischer Verbrauchsgüter 
nur um 1,7 %, derjenige aus anderen 
Bundesländern um 1,8 %. Diese jüngsten' 
Entwicklungen haben also das Land bei 
dieser Produktgruppe etwas stärker be-
troffen als den Bund. Entsprechend ging 
der Landesanteil am Gesamtangebot auf 
dem bundesdeutschen Markt von 14,5 %' 
auf preisbereinigt 14,1 % zurück (Tabelle 
2). 
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Die Situation für den Investitionsgüter-
bereich des Landes stellt sich demgegen-
u'Se­ rim Jahr 1986 wesentliche günstiger 
dar. Nach der zwischen 1980 und 1985 
vergleichsweise mäßigen Ausdehnung des 
Landesabsatzes. auf den Binnenmarkt 
nahm dieser von 1985 nach .1986 _mit 
einem Mehrabsatz von knapp 7 Mrd. DM 
außerordentlich stark zu, und-  zwar um 
8,4 % auf 86,2 Mrd. DM. Die anderen 
Bundesländer erreichten demgegenüber 
nur eine Zunahme um 3,3 %. Um unter 
Berücksichtigung der' ' Importe" ein zu-
treffendes Bild von den damit verbunde-
nen Gewichtsverschiebungen auf dem In-
landsmarkt zu erhalten, müssen die An-
gaben für 1986 preisbereinigt werden. 
Danach ergibt ,sich,. daß die im Investi-
tionsgüterbereich um rund 1 Prozent-
punkt auf 28„3 % gestiegen .Importquote 
voll zu Lasten der anderen Bundesländer 
ging. Trotz . dieser.  .. Importsteigerungen 
konnte demgegenüber Baden-Württemberg 
seinen Landesanteil von 17,3 % -auf 
17,7 % ausdehnen (Tabelle 2); wodurch 
der Absatz der anderen Bundesländer 
auf dem Inlandsmarkt ,nochmals zurück-
ging. 

Diese Landesentwicklung auf dem Bin-
nenmarkt ging einher mit einer weit 
überdurchschnittlichen Exportsteigerung. 
So nahmen die Ausfuhren des baden-
württembergischen Investitionsgütersek-
tors von 1985, nach..1986 .preisbereinigt 
um 5,8 $ _zu gegenüber 'einer Zunahme 
um . n 

- 
-ur, 1,5 $, im Bundesdurchschnitt.` 

Dies ist ,auf •; besonders.: sterk; steigende 
Exporte;. des ' Straßenfahrzeugbaus 
(+ 11,2 $) zurückzuführen',. doch erzi-'ei-'' 
ten auch die. elektrotechkiischen' Erzeiig- 
nisse (+ 5,5 $), und., der Maschirienbau 
(+ 3,8 %) beachtliche Zunähmen Demge-
genüber müßte die Produktspärte' Fein-  

Mechanik, Optik, Uhren einen erhebli-
chen Exportrückgang um real 11,7 % hin-

 

nehmen. 
Insgesamt gesehen konnte somit im Jahr 
1986 das Verarbeitende. Gewerbe Baden-
Wü"üttämbe'rgs ;dem stark gestiegenen Im-
portdruck durchaus standhalten, denn in 
realer Rechnung blieb der Landesanteil 

Investitionsgüterbereich . 

Die Darstellung für die großen Wirt-
schaftsbereiche gibt einen ersten 'Ober-
blick über die relevanten Strukturen. und 
Entwickungstendenzen. Dies wird nach-
folgend für detailliertere Gütergruppen 
ergänzt. Angesichts der Vielzahl und 
Differenziertheit der Produkte handelt es 
sich auch hierbei noch um relativ hetero-
gene Aggregate. Einzelne Produkte und 
einzelne Unternehmen können deshalb 
durchaus eine von der Gesamttendenz 
ihrer Gruppe abweichende Entwicklung 
aufweisen:' 

 

Mit einem Anteil von 37,5 % (1985) an 
der gesamten Inlandsversorgung sind die 
Investitionsgüter der größte Bereich. 
Der-..-. Anteil, des Landes an dem Angebot 
von Investitionsgütern auf, dem Inlands-
markt ist mit 17,3 % weit überdurch-
schnittlich. (Verarbeitendes Gewerbe ins-
gesamt: 12,8 %), wobei allerdings, wie 
bereits dargestellt, das Gewicht des Lan-
des in dieser Produktgruppe in der er-
sten Hälfte der achtziger Jahre beson-
ders stark gesunken ist. Ursächlich 
hierfür ist, daß bei den drei großen 
Branchen des Landes, dem Maschinen-
bau, dem Fahrzeugbau und der Elektro-
technik., die..Versorgungsanteile -zurück- 
gingen, während • sie -.in ,den siebziger, 
Jahren, noch hatten-,ausgebaut. .-werden.. 
können - (Tabel;le .. 3 und . Anhangtabel-

 

le.i) bamals,;war'. ;deshalb;.der..1mpört-• 
druck61  der insbesondere , ;:. durch das 
Vordringen Japans sowie.der außereuro-
päischen,:,; Entwicklungsländer -_ ausgelöst 
wurde, ganz.,, zu .Lasten : der.. anderen_ 
Bundesländer gegangen., : : 

Anders als in den Vorjahren konnte der 
Verbrauchsgütersektor des Landes 1986 
nur noch schwach steigende Exporte 
verzeichnen (real + 3 ; 0 %). Ganz allge-
mein blieben in diesem Jahr die Exporte 

.dieses Bereichs weit- hinter den- Importen-
zurück. Doch war mit dieser Rate die 
Ausfuhrentwicklung des :Landes .nochmals 
schwächer als die des Bundes (real: an der Inlandsversorgung des Bundesge-

 

+ 4,2 b). Besonders betroffen,- waren .da-._bieten; mit 12,9 % gegenüber - 1985 
bei die Sparten ,Schuhe (- 11,6 $), Le (12,8 %) konstant. :Gleichzeitig,.-nahmen 

( 7,1 °s) sowie Musikinstru .- mente, bei allerdings:. deutlichen .Unterschieden 
Spielwaren (= 3 6 $). zwischen den: Branchen die Ausfuhren 

des Landes mit real_ „. 4 ' 5,2 %,.,deutl;ich 
stärker zu als ,im Bundesdurchschnitt 
(+ 1,7 %) (Tabelle 6, Ausweis in jeweili-
gen Preisen). 

der 
und 
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Produktionsgruppe 

  

Anteil an 
den Exporten 

das 
Bundes-

 

gebietes 

Anteil an 
den Exporten 

des 
Verarbeitenden 

Gewerbes 
Baden-

Württemberg 

Veränderung gegen Vorjahr 

Bundesgebiet 

-Mill. DM 

 

100 

12,4 
0,0 
0,4 
0,5 
0,2 

- 0,2 
1,3 
0,0 
0,6 
70 

0,4 
1,3 
0,5 

2,5 
2,5 
4,9 
3,7 
2,9 
2,1 
4,0 
7,3 
6,5 
2,0 
6,0 
0,2 
4,6 

17,8 
5,7 

13,7 
19,0 
28,5 
1915 
19,8 
15,3 
29,1 
10,5 
17,9 
212 
8,0 

 

93401,0. . 

1.1.576,7 
28 

391,0 
475,7 
161,0 
1672 

1 201,0 
39,7 

538,9 
6 535,1 

386,5. 
-1 195,9 

481,9 

+ 4,2 

- 6,9 
- 88,3 
+ 10,4. 
- 29,1 
- 0;7 
- 2,1 
- 0,6 
- 5,3 
- 52,7 
+ 0,8 

+ 12,9 
- ,10,4 
-' 52 

- 1,4 18,5 

93 
+ 7,1 

+ 2,7 
19,0 

+ 3,3 
4,1 
7,8 

- 2,8 
- 47,9 
- 6,1 

+ 2,8 22,2 
- 3,8 20,3 
+ 2,8 9,5 

9,0 
02 
8;0 
2,4 

13,2 
5,2 

10,8 
21,6 
16,7 
9,3 

3443,8 
896,0 

2662,8 
1 067,1 

3,7 
.0 ,7  . 

2,9 
11 

90 + 24-

 

{• 1,3 + 3;2 
0,7 + 0,2 

+ 5,0 + 1,4 

32,1 
17,8 
18,2 
7,9 

11'250,7 
104,0 
492,0 
939,3 

1 291,0 
768,5 
842,1 

1 751,0 
264,0 

66,1 
231,1 

3883,8 
617,9 

1 990,9 

12,0 + 1,0 
0,1 + 6,3 
0,5 + 6,5 
1,0 + 11,6 
1,4 - 9,3 
0,8 + 2,6 
0,9 + 1,7 
1,9 + 5,5 
03 - 7,4 
0,1 + 1,9 
02 - 11,7 
42 + 1,0 
0,7 0,0 

2,1 + 0,6 

+ 
+ 
+ 
+ 

- 
+ 
+ 
- 
+ 

+ 
+ 
- 4,5 8,8 

  

Exporte 

  

- 
+ 
+ 

73,4 

0,6 
23,0 
27',2 
0,1 

14,1 + 

+ 1,9 23,7 

2,5 
4,3 
3,2 

31,9 
4,9 

14,5 
26,1 
26,7 

1,1 
23,1 

68582,7 

575,1 
21 528,1 
25363,3 

102,3 
13.  125,5 

+ 7,0 

- 4,2 
+ 6,6-
+ 12,6 
-26,3 
+ 5,6 

Tabelle 6 

Expgrtentvvicklun-  Baden•Württ'emöergs 1986 

= in jeweiligen Preisen-, . 

 

.Verarbeitendes Gewerbe 

Erzeugnisse des Grundstoff- und Produktionsgüter-
_gewerbes-

 

Spalt- und Brutstoffe 
Steine'uridErden,Äsbestwaren -

 

Eisen,undlStahl- - 
Eisen-, Stahl- und. Temperguß. 

`Zieherei. und Kal walzwerkerzeugnlsse 
NE Metalle und NE -Metallhalbzeug 
NE Metallguß - ' 

-Mineralölerzeugnisse 
Chemische-Erzeugnisse i 
Schnittholz; Sperrholz und sonstiges. -

 

bearbeitetes Holz -
Holzschliff;  Zellstoff, Papier, Pappe. 
Gummiwaren 

Erzeugnisse des Investitionsgüter 
- produzierenden Gewerbes 

'Stahlbauerzeugnisse und Schienen 
fahrzeuge 
Maschinenbauerzeugnisse 
Straßenfahrzeuge 
Wasser-,.Luft. und Raumfahrzeuge 
E lektrdtechnische E rzeugn isse 
Feinmechanische und optische Erzeugnisse, 
Uhren..... 
Erzeugnisse, der Stahlverformung 
Eisem, Blech- und Metallwaren " 
Büromasch lnen, ADV -

 

'Erzeugnissedes"Verbrauchsgüter 
jproduzierendenGewerbes , 

.Feinkeramik-

 

Glas und Gla 
-
swaren 

Holzwaren - 
Musikinstrumente, Spielwaren usw. 
Papier-.und Pappewaren 
Druckereierzeugnisse. Lichtpausen 
Kunststofferzeugnisse - 
Leder . . 
Lederwaren 
Schuhe' 

- -Textilien 
Bekleidung 

Nahrungs. und Genußmittel 

 

r. 

  

6) In , Anhangtabelle 1 sind. für die ein-
Zelnen Produktgruppen die DM-Beträ-
ge,und Anteilsquoten :für die Jahre 
1970, 1980 und 198,5 ausgewiesen. Ta-  

belle 2 weist hierzu die Veränderun-
gen: in .Form von. Zuwachs- bzw. Ab-
nahmeraten sowie die Differenz der 
Anteilsquoten in Prozentpunkten aus. 
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Besonders markant war der Rückgang im 
Maschinenbau - zwischen 1980 und 1985 
von 21,5 % auf 19,7 % - wobei dies nicht 
zuletzt deshalb überrascht, als hier die 
Zunahme der Importe mit 34 % im Ver-
gleich zum gesamten Investitionsgüter-
bereich (+ 60,5 %) vergleichsweise mäßig 
war. Die japanischen Anbieter erhöhten 
ihren Anteil an den Maschinenimporten 
zwischen 1980 und 1985 im Vergleich zur 
Entwicklung bei anderen Produktgruppen 
recht mäßig, die Hauptkonkurrenten 
kamen damit zu rund 80 % nach wie vor 
aus den europäischen Ländern (Anhang-

 

tagelle 2) 71  . Angesichts dieses im 
Durchschnitt der Branche mäßigen Im-
portdrucks und der nur unterdurch-
schnittlichen Teilnahme Baden-Württem-
bergs (+ 15 %) an der Expansion dieser 
Produktgruppe auf dem Binnenmarkt 
(+ 25 %) konnten die anderen Bundeslän-
der (+ 26 %) ihren Versorgungsanteil so-
gar leicht um 0,3 Prozentpunkte erhö-
hen. Dieser zurückhaltenden Landesent-
wicklung auf dem Inlandsmarkt steht 
allerdings eine außerordentliche Forcie-
rung der Exporte gegenüber. So stieg, 
zwischen 1980 und 1985 die Exportquote 
des Maschinenbaus in Baden-Württemberg 
von 43,2 % auf 47,8 % - d.h., daß 1985 
der Maschinenbau fast die Hälfte seines 
Umsatzes im Auslandsabsatz erreichte. Im 
Bundesdurchschnitt stieg die Export-
quote dieser Branche demgegenüber nur 
um 1,5 Prozentpunkte auf 45,1 % (Ta-
belle 5). 

Auch der Anteilsrückgang des Landes an 
der Inlandsversorgung mit Straßenfahr-
zeugen - von 21,0 % auf 20,1 % - ist in 
Verbindung mit einer - noch stärkeren -
Exportforcierung zu sehen. In dieser 
Branche entspricht allerdings die unter-
durchschnittliche Teilnahme (+ 22 %) an 

7) In Anhangstabelle 2 sind die Anteile 
der Importe nach 7 Herkunftsgebieten 
dargestellt.- Die Importentwicklung 
kann ökonomisch sinnvoll nur für das 
Bundesgebiet dargestellt werden, da 
ihr Nachweis nach dem Sitz des Im-
porteurs, nicht aber des Verbrauchs 
erfolgt.  

dem Gesamtzuwachs dieser Produktgrup-
pe auf dem Binnenmarkt (+ 27 %) in etwa 
dem Bundesdurchschnitt (+ 19 %). Durch 
die Importzunahme um mehr als 50 % er-
fahren somit das Land und die anderen 
Bundesländer Einbußen auf dem Binnen-
markt in einem vergleichsweise ähnlichen 
Ausmaß. Auch die starke Exportzunahme 
verläuft im Bundesdurchschnitt, die Ex-
portquote des Straßenfahrzeugbaus steigt 
zwischen 1980 und 1985 im Land von 
knapp 41 % auf 49 % und im Bund. von 
41 % auf 50'%. Der Straßenfahrzeugbau 
hat dabei - zusammen mit der Elektro-
technik sowie der Feinmechanik und 
Optik - den größten Wandel hinsichtlich 
der internationalen Konkurrenz erfahren. 
1970 kamen noch rund 90 % aller Importe 
aus dem Raum der EG, 1980 waren es 
70 % und 1985 nur noch 59 %. In dieser 
Zeit erreichte Japan - ausgehend von 0 -
einen Importanteil von rund 18 %. Diese 
Größenordnung erreicht auch das Ange-
bot aus dem Europa außerhalb der EG, 
wobei diese sich insbesondere in der 
ersten Hälfte der achtziger Jahre 
ausweitete. 

Die Konkurrenzsituation wie auch die 
Entwicklungstendenzen sind im Bereich 
elektrotechnischer Erzeugnisse wiederum 
anders gelagert. Absolut gesehen ist es 
die Produktgruppe, die auf dem Binnen-
markt den größten Absatz erreicht, hier 
wurden 1985 22,5 Mrd.DM umgesetzt 
(Fahrzeugbau: 20,7 Mrd.DM, Maschinen-
bau: 19,7 Mrd.DM). Trotzdem hat sie 
damit nur unterdurchschnittlich (+ 23 %) 
an einer relativ starken Marktexpansion 
(Anstieg des Gesamtangebots: + 37 %) 
teilgenommen. Die ausländische Konkur-
renz - vor allem aus Japan - drängte 
außerordentlich (Anstieg der Importe: 
+ 65 %), auch der Absatz der anderen 
Bundesländer auf dem Binnenmarkt war 
etwas höher (+ 30 %) . Durch diese Ent-
wicklungen war der Verlust auf dem 
Inlandsmarkt in der ersten Hälfte der 
achtziger Jahre - so sank der Anteil an 
der Inlandsversorgung von 1980 bis 1985 
von 19,9 % auf 17,9 % - stärker als in 
den siebziger Jahren, wo er nur um 
einen Prozentpunkt zurückgegangen war. 
In Verbindung mit der schwächeren Prä-
senz elektrotechnischer Produkte des 
Landes auf dem Inlandsmarkt zog die Ex-
portausweitung allerdings nicht - wie im 
Maschinen- und Fahrzeugbau - entspre-
chend an, sie erfolgte vielmehr im Tempo 
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der siebziger Jahre, wobei die Landes-
entwicklung - hier stieg die Exportquote 
zwischen 1980 und 1985 von 28,4 % auf 
31,3 % - etwas hinter der Bundesent-
wicklung zurückblieb (Anstieg der Ex-
portquote von 29,8 % auf 33,2 %). 

Gerade die elektrotechnische Industrie 
sieht sich einer stark gewandelten inter-
nationalen Konkurrenz gegenüber. Kamen 
1970 noch knapp 60 % aller Importe aus 
den EG-Ländern, so sind es 1985 nur 
noch kanpp 40 %. Demgegenüber hat Ja-
pan einen Importanteil von knapp einem 
Fünftel erreicht, womit es die USA auf 
Platz 2 verdrängt hat. In den siebziger 
Jahren hatten auch außereuropäische 
Entwicklungsländer (Importanteil: knapp 
10 %) sowie die Länder Europas außer-
halb der EG (Importanteil 1980: knapp 
19 %) auf den bundesdeutschen Markt 
gedrängt und hohe Importanteile er-
reicht. Während aber der Druck dieser 
Konkurrenten sich in der ersten Hälfte 
der achtziger Jahre nicht weiter stei-
gerte, blieb Japan weiterhin offensiv. 

Der Landesanteil der vom Volumen her 
kleineren Branche Feinmechanik, Optik,  
Uhren - der Absatz auf dem Inlands-
markt betrug 1985 3,2 Mrd.DM - ist mit 
einem Fünftel nach wie vor bedeutend, 
ein noch qrößeres Gewicht hat sie al-
lerdings für die bundesdeutschen Ex-
porte, an denen sie einen Anteil von 
36 % hat. Noch 1970 hatte ihr Anteil an -
der Inlandsversorgung in der gleichen 
Größenordnung gelegen (knapp 34 %), 
dieser. war allerdings in den siebziger 
Jahren aufgrund der immensen Importzu-
nahmen (+ 310 %) um ein Drittel auf 23 % 
zurückgegangen, wobei der Importdruck 
in diesem Fall fast ganz zu Lasten der 
baden-württembergischen Branche ge-
gangen war. Der dadurch ausgelöste 
U mstrukturierungsprozeß führte dazu, 
daß einerseits der Druck der ausländi-
schen Konkurrenz in der ersten Hälfte 
der .achtziger Jahre weniger stark zum 
Zuge kam - so nahmen die Importe dieser 
Branche mit 43 % weniger stark zu als im 
Durchschnitt des Investitionsgüterbe-
reichs (+ 60,5 %). Andererseits gelang 
es dieser Branche, auf ausländischen 
Märkten weiter Fuß zu fassen und die 
schon hohen Exporte nochmals_ auszuwei-
ten. Der Landesanteil dieser Produkt-
gruppe an der bundesdeutschen Inlands-
versorgung sank allerdings im Vergleich  

zu dem Anteil der anderen Bundesländer 
trotzdem recht stark, da Baden-Württem-
berg mit einer Zuwachsrate von nur 4 % 
(1980 bis 1985) nur weit unterdurch-
schnittlich und deutlich schwächer als 
das übrige Bundesgebiet (+ 8,8 %) an' 
der Nachfrageexpansion auf diesem Pro-
duktmarkt (plus knapp 20 %) teilnahm. 
Auch hier ist allerdings im Gegenzug 
besonders für das Land eine außeror-
dentlich starke Exportausweitung zu 
verzeichnen. So stieg der Anteil des 
Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz zwi-
schen 1980 und 1985 von 38 % auf über 
45 %. Der Bund blieb hinter dieser Ex-
pansion deutlich zurück (Anstieg der 
Exportquote von knapp 34 % auf 39,4 %). 
Wie schon dargestellt hat aber die neuer-

 

liche Verschärfung der Wettbewerbslage 
diese Branche in Baden-Württemberg be-

 

sonders getroffen: 1986 nahmen die Ex-
porte gegenüber 1985 um 9 % ab, gegen-
über einer noch leichten Zunahme um 
2,4 % im Bundesdurchschnitt. 

Der Importanteil an der Inlandsversor-
gung in diesem Produktbereich war bis 
1985 auf rund 42 % gestiegen und lag 
damit weit über dem Durchschnitt der 
Investitionsgüter (27,4 %) und des Ver-

 

arbeitenden Gewerbes insgesamt 
(28,7 %), wobei der Anteil Japans an den 
Importen mit 28 % inzwischen genau so 
groß ist wie der der Anbieter aus der 
EG. In den siebziger Jahrenwaren auch 
die außereuropäischen Entwicklungslän-
der nachhaltig in den bundesdeutschen 
Markt eingedrungen (Anteil an den Im-
porten 1980: 9 %). Diese Tendenz hat 
sich allerdings in der ersten Hälfte der 
achtziger Jahre nicht weiter fortgesetzt 
(1985: 6,6 %). Demgegenüber nahm der 
Anteil des nordamerikanischen Raumes 
(USA/Kanada) auf beachtliche 17 % zu. 

Ein vergleichsweise gutes Abschneiden 
baden-württembergischer Produkte auf 
dem Inlandsmarkt auch in der ersten 
Hälfte der achtziger Jahre ist für die 
Erzeugnisgruppe der Stahlverformunq 
(1985: Landesanteil: 20,5 % - Umsatz: 
3,1 Mrd.DM), der Eisen-, Blech- und  
Metallwaren (1985: Landesanteil: 17,4 % - 
Umsatz: 6,3 Mrd.DM) sowie der Stahl-
bauerzeugnisse und Schienenfahrzeuge  
(1985: Landesanteil: 11,1 % - Umsatz: 
2,1 Mrd.DM) zu verzeichnen. Wie schon 
in den siebziger Jahren so konnten diese 
Produktgruppen. auch jetzt ihre Anteile 
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an. der Inlandsversorgung mehr oder 
weniger halten oder sogar leicht er-
höhen. Dabei ist bemerkenswert, daß der 
inzwischen auch bei den EB M-Waren 
deutlich bemerkbare Importdruck (Im-
portquote: 1985: 18,5 %, 1970: 8,9 %) zu 
Lasten der anderen Bundesländer ging. 
Die Ausfuhren wurden mäßig aber kon-
tinuierlich ausgeweitet, so stieg die 
Exportquote von 18 % (1970) über 23,5 % 
(1980) auf 27 % (1985). Die Importzu-
nahme ging dabei in den siebziger Jah-
ren von den außereuropäischen Entwick-
lungsländern aus, besonders stark aber 
auch von den europäischen Ländern 
außerhalb der EG. 1985 betrug ihr Anteil 
an den Importen dieses Bereichs 28 %. 

Die Erzeugnisse der Stahlverformung 
sowie die Stahlbauerzeugnisse sind der 
internationalen Konkurrenz weit weniger 
ausgesetzt. Gleichzeitig ist der Absatz 
der beiden Branchen auf den Auslands-
märkten verhältnismäßig gering, dies gilt 
besonders für das Land. 

Marktanteile zugunsten der Auslandskon-
kurrenz aufgeben müssen, wobei zwi-
schen den Branchen durchaus erhebliche 
Unterschiede bestanden. Im Zeitraum 
1980 bis 1985 stellt sich die Situation des 
Landes demgegenüber für diese Produkt-
gruppe etwas günstiger dar. In fünf der 
aufgeführten Sparten hat sich die Lan-
dessituation so deutlich gebessert, daß 
jeweils eine leichte Zunahme der 
Marktanteile - so bei Papier und Pappe, 
Druckereierzeugnissen, Feinkeramik und 
Leder - und bei Musikinstrumenten und 
Spielwaren sogar eine starke Zunahme 
erreicht werden konnte. In diesen Pro-
duktsegmenten war allerdings auch die 
Auslandskonkurrenz zurückhaltend, bei 
den Musikinstrumenten und Spielwaren 
sowie bei der Feinkeramik war sie sogar 
rückläufig. In drei anderen Produkt-
gruppen - bei Kunststofferzeugnissen, 
Bekleidung und Glaswaren - ging der 
Landesanteil an der Inlandsversorgung 
zwar geringfügig zurück, jedoch deutlich. 
schwächer als der Versorgungsanteil der 
anderen Bundesländer. Das relativ 

Verbrauchsgüter starke Vordringen der Importe in diesem 
Bereich ging also überwiegend zu deren 

In den siebziger Jahren hat sich das An- Lasten. Verschlechtert, und zwar auch 

gebot an Verbrauchsgütern (+ 99 %) auf im Vergleich zu den anderen Bundeslän-

dem Inlandsmarkt etwa im Gleichklang mit dern, hat sich die inländische Markt-

dem Durchschnitt des Verarbeitenden Ge- situation für Textilien und Schuhe. 

werbes (+ 104 $) verdoppelt, wobei die 
Importe mit einer Rate von 263 % weit Im einzelnen sind die Konkurrenzbezie-

überdürchschnittlich zunahmen (ins e- hungen für die aufgeführten Sparten so-

samt: 202 $). Entsprechend nahmen die wohl auf dem inländischen wie auf dem 

Importquoten der einzelnen Produktspar- ausländischen Markt auch im Zeitablauf 

ten überwiegend stark zu, für den äußerst differenziert. Die im Land relativ 

Sektor insgesamt stieg sie von knapp großen Produktbereiche wie Druckerei-

15 % auf 27 %. In der ersten Hälfte der erzeugnisse, Papier und Pappe - sie 

achtziger Jahre war der Markt für diesen setzten 1985 auf dem bundesdeutschen 

Produktbereich .weit weniger expansiv, Markt knapp 4,2 bzw. 3,0 Mrd.DM um - 

das Verbrauchsgüterangebot nahm zwi- waren, wie auch die Kunststofferzeug-

schen 1980 und 1985 nur mit einer Rate nisse (1985: 5,1 Mrd.DM), von einer 

von knapp 9 % auf 211 Mrd.DM zu (ins- üurdurchschnittlich stark expandieren-

 

gesamt: + 20,5 $). Auf einzelnen den Binnennachfrage begünstigt, an. der 

Märkten war sogar ein Rückgang zu ver- das Land zwischen 1980 und 1985 etwa im 

zeichnen (Musikinstrumente und Spiel- Gleichklang partizipiert hat. Das durch-

waren, Holz- und Lederwaren, Fein- aus beachtliche Vordringen der Importe 

keramik). Das ausländische ' Angebot ging also zu Lasten der anderen Bun-

 

nahm vergleichsweise moderat zu desländer, wobei allerdings die Import-

 

(+ 22 $, Verarbeitendes Gewerbe: quoten niedrig sind und nur bei den 

+ 43,5 $), wobei dies vor allem für die- Kunststofferzeugnissen mit 18 % ein 

jenigen Gütermärkte bemerkenswert ist, größeres Ausmaß erreichen. Umgekehrt 

die noch in den siebziger Jahren von Im- sind auch die Exportquoten mäßig, wobei 

porten überschwemmt wurden. In diesem allerdings auffällt, daß - anders als in 

Jahrzehnt hatte Baden-Württemberg bei den siebziger Jahren - im Zeitraum 1980 

den Verbrauchsgütern etwa in gleichem bis 1985 bei Papier- und Pappewaren so-

Ausmaß wie die anderen Bundesländer wie bei den Kunststofferzeugnissen die 
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Exportbemühungen in Land und Bund 
erheblich wären, so daß 1985 fast 18 % 
bzw. 23 % des Umsatzes der Landesbran-
chen im Ausland getätigt wurden. Dem 
Zug der Zeit folgend haben sich also 
auch in diesen Bereichen die internatio-
nalen Austauschbeziehungen in gleichge-
wichtigem Ausmaß erhöht, wenngleich sie 
nach wie vor nicht das große Gewicht 
wie in anderen Sparten haben. Die wich-
tigsten Handelspartner sind dabei jeweils 
neben den EG-Ländern das übrige Euro-
pa sowie. zum Teil auch der nordameri-
kanische Raum. 

Auch die Holzwaren - von denen Baden-
Württemberg 1985 immerhin 4,3 Mrd.DM 
auf dem bundesdeutschen Markt absetz-
te - sind von Import- und Exportbewe-
gungen im Vergleich zu den anderen 
Sektoren des Verbrauchsgütergewerbes 
nur unterdurchschnittlich berührt. Als 
Exportländer treten dabei neben den 
europäischen Ländern zunehmend auch 
die Staatshandelsländer in Erscheinung. 
Diese Produktgruppe sah sich - nach 
überdurchschnittlichen Zunahmen in den 
siebziger Jahren - im Zeitraum 1980/85 
einem schrumpfenden Markt gegenüber, 
wovon das Land _stärker betroffen wurde 
als die anderen Bundesländer, so daß 
der Landesanteil um 0,9 Prozentpunkte 
auf 16,9 % zurückging (alle anderen 
Bundesländer zusammen: - 1,7 Prozent-
punkte) . 

Der Landesanteil der Textilerzeugnisse 
schrumpfte zwischen 1980 und 1985 in 
fast gleichem Ausmaß wie der aller 
anderen Bundesländer - und zwar von 
18,6 % auf 16,2 $, was einem Umsatz von 
7,5 Mrd.DM im Jahr 1985 entspricht -, 
nachdem sich diese Sparte im Land in 
den siebziger Jahren sehr gut gehalten 
hatte. Der Ansturm der ausländischen 
Konkurrenz auf diesem Märkt - so stieg 
die. Importquote zwischen 1970 und 1980 
von knapp 24 % auf 41,5 % - hatte die 
anderen Bundesländer weit stärker ge-
troffen. In der ersten Hälfte der acht-
ziger Jahre hat nun auch Baden-Würt-
temberg - in Verbindung mit weiter 
steigenden Importen - überdurchschnitt-
lich hohe Einbußen hinnehmen müssen. 
Mit einer Importquote von 46,7 $ wird 
inzwischen fast die Hälfte aller auf dem 
bundesdeutschen Markt angebotenen Tex-
tilien importiert, wobei die europäischen 
Länder außerhalb der EG sowie die au-

 

ßereuropäischen Entwicklungsländer in-
zwischen mit je einem knappen Fünftel an 
den Importen partizipieren. Angesichts 
dieser Situation und im Hinblick auf eine 
nur noch geringfügig steigende Gesamt-
nachfrage forciert diese Branche in Bund 
und Land gleichermaßen die Ausfuhr. 
Allein zwischen 1980 und 1985 stieg die 
Exportquote des Landes für Textiler-
zeugnisse von 20 % auf 27 %. 

Im Bekleidungssektor hat Baden-Würt-
temberg demgegenuber in der ersten 
Hälfte der achtziger Jahre besser ab-
geschnitten als zuvor, auch im Vergleich 
zu den anderen Bundesländern, wobei 
allerdings der Marktanteil mit knapp 9 % 
gering ist (Inlandsabsatz 1985: 
2,8 Mrd.DM). Der Absatz Baden-Würt-
tembergs auf dem bundesdeutschen Markt 
nahm fast im Durchschnitt der allerdings 
nur mäßig steigenden Nachfrage zu, wo-
hingegen der der anderen Bundesländer 
zurückging. Die auf 43 % (1985) weiter 
gestiegene Importquote - wobei die Im-
porte 1985 zu je etwa 30 % aus den 
EG-Ländern sowie den außereuropäischen 
Entwicklungsländern und zu einem Vier-
tel aus europäischen Ländern außerhalb 
des EG-Raumes kommen - ging also zu 
deren Lasten. Die Exportentwicklung ist 
insbesondere im Land unterdurchschnitt-

 

lich (Exportquote 1985: 16 $, Ver-

 

brauchsgüter insgesamt: 21 %). 

Vom Volumen her kleinere Produktgrup-
pen im Land wie Feinkeramik und Glas 
und Glaswaren einerseits sowie Leder-
waren und Schuhe andererseits h~en 
auch eine vergleichsweise geringe Be-
deutung auf dem bundesdeutschen Bin-
nenmarkt. Das ausländische Güterangebot 
hat ein jeweils großes und noch zuneh-
mendes Gewicht, wobei bei den Lederwa-
ren die Importquote die 50 %-Marke fast 
erreicht und bei Schuhen bereits er-
heblich überschritten hat (58 %). Die 
Position des Landes auf dem Inlands-
markt ist bei beiden Sparten ungünstiger 
als die anderer Bundesländer, wobei al-
lerdings im Gegenzug die Ausfuhren Ba-
den-Württembergs besonders stark aus-
gebaut wurden. So stieg innerhalb von 
nur fünf Jahren die Exportquote bei 
Lederwaren von 15,5 % auf 25,6 $ und 
bei Schuhen, ebenfalls ausgehend von 
15,5 % im Jahr 1980 auf sogar knapp 
29 % im Jahr 1985. Bei Feinkeramik und 
Glas und Glaswaren ist die Landessi-
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tuation bei allerdings mehr oder weniger 
stagnierender Binnennachfrage etwas 
günstiger als die der anderen Bundes-
länder, wobei dies auch in den siebziger 
Jahren schon ähnlich war. Der Ausbau 
der Exporte war in der ersten Hälfte der 
achtziger Jahre stärker als in den 
siebziger Jahren und konnte damit den 
Importzunahmen gegenhalten. 

Der Markt für Leder expandierte zwi-
schen 1980 und 1985 außerordentlich 
stark. Baden-Württemberg konnte hier 
mithalten und seinen Landesanteil . von 
gut 18 % behaupten, nachdem dieser al-
lerdings zwischen 1970 und 1980 von fast 
31 % auf diese Größenordnung ge-
schrumpft war. Die weiterhin stark stei-
genden Importe - die Importquote liegt 
inzwischen bei 58 % - gingen damit voll 

zu Lasten der anderen Bundesländer. 
Diese steigerten ihre Exporte auf einen 
Anteil am Gesamtumsatz von 27 % (1985), 

während die Ausfuhrquote im Land bei 

25 % verblieb. 

Die Entwicklungen im Bereich der 'hete-
rogenen Produktgruppe "Musikinstrumen-
te, Spielwaren, Sportgeräte, usw." wa-
ren sehr differenziert und untypisch. 
Einer sehr starken Nachfrageexpansion 
in den siebziger Jahren - die mit weit 
überdurchschnittlichen Importzunahmen 
einherging - stand zwischen 1980 und 
1985 eine Schrumpfung der Inlandsver-
sorgung um ein Fünftel gegenüber, wo-
bei die Importe um ein Drittel zurück-
gingen, so daß die Importquote in diesen 
fünf Jahren von 58 % auf 48 % sank. Den 
damit gewonnenen größeren Spielraum 
auf dem Binnenmarkt nutzte das Land 
besonders stark. Es baute seinen Markt-
anteil um 3,5 Prozentpunkte auf 19 % aus 
(andere Bundesländer: + 6 Prozentpunk-
te auf 33 %). Damit wurden aus baden-
württembergischer Produktion 1985 für 
1,55 Mrd. DM Waren auf dem Binnen-
markt abgesetzt. In den siebziger Jahren 
hatte diese Sparte im Land allerdings be-
sonders große Einbußen hinnehmen müs-
sen, so war der Anteil an der Inlands-
versorgung von fast 28 % auf 15,5 % ge-
sunken.. Die im Vergleich hierzu während 
der ersten Hälfte der achtziger Jahre 
stabilisiertere Situation verdeutlicht auch 
die erheblich gesteigerte Exportquote, 
die 1985 mit fast 36 % um 7 Prozentpunk-
te über der von 1980 (und 1970) lag. 

Grundstoff- und Produktionsgüter -
Nahrungs- und Genußmittel  

Mit einem Landesanteil von 9,1 % bzw. 
von 8,1 % im Jahr 1985 haben die beiden 
unterschiedlichen Produktgruppen Nah-
rungs- und Genußmittel einerseits sowie 
Erzeugnisse des Grundstoff- und Pro-
duktionsgütergewerbes andererseits für 
die Inlandsversorgung des Bundesgebie-
tes ein in etwa gleich großes Gewicht. 
Im Vergleich zur Bedeutung von Investi-
tions- und Verbrauchsgütern ist diejeni-
ge dieser Produktsparten relativ gering, 
was Ausdruck ist für eine bundesweite 
Arbeitsteilung in der Produktion be-
stimmter Produktgruppen. 'Andererseits 
hat sich aber das Gewicht dieser im Land 
kleineren Sparten im Zeitraum seit 1970 
nur unwesentlich geändert, es ist also 
auf niedrigem Niveau relativ stabil. 

Dies gilt besonders für den Grundstoff-
und Produktionsgüterbereich, hier ging 
die zu verzeichnende Zunahme des Ange-
bots ausländischer Produkte besonders 
im Zeitraum 1980 bis 1985 fast aus-
schließlich zu Lasten der anderen Bun-
desländer. Das Angebot aus der Produk-
tion des Landes konnte deshalb in dieser 
Zeit im Durchschnitt der Nachfragestei-
gerung dieses Bereichs zunehmen (je-
weils plus rund 18 %) und 1985 einen 
Betrag von 31,5 Mrd. DM erreichen. Vom 
Volumen her haben die chemischen Er-
zeugnisse mit knapp 9,7 Mrd.DM Absatz 
auf dem Binnenmarkt (1985) für das 
Land die größte Bedeutung, wenngleich 
ihr Anteil an der gesamten Inlandsver-
sorgung mit 7,6 % unterdurchschnittlich 
ist und auch seit 1970 abgenommen hat. 
Die Aufgabe von Marktanteilen zugunsten 
ausländischer Produkte - wobei kein Im-
portkonkurrent spezifisch hervortritt -
erfolgte dabei im Land in etwa im Aus-
maß der anderen Bundesländer. Einen 
Ausgleich für diese Entwicklung suchte 
die chemische Industrie des .Landes im 
gesteigerten Export, so nahm die Ex-
portquote von 1970 nach 1980 von knapp 
21 % auf 28 % und nach 1985 nochmals 
weiter auf knapp 36 % zu. Die Export-
quote dieser Produktgruppe im Bund 
liegt allerdings inzwischen bei über 44 %. 
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Exportintensität 

Die Mobilisierung der Ausfuhraktivitäten 
führte dazu„ daß in der ersten Hälfte 
der achtziger Jahre die .Exportquote8) 
des Verarbeitenden Gewerbes stärker an-
stieg - und zwar im Bundesdurchschnitt 
um 5,9 Prozentpunkte auf 31,4 % 
(1985) - als die Importquote (um 4,6 
Prozentpunkte auf 28,7 %), nachdem in 
den siebziger Jahren die Entwicklung ge-
nau umgekehrt gewesen war (Tabelle 5). 
Der Tendenz nach gilt dies für fast alle 
Branchen, wobei aber der Umschwung 
bei den Verbrauchsgütern besonders 
markant war. Nach wie vor. liegt aller-
dings hier die Importquote mit 30 % weit 
über der Exportquote von gut einem 
Fünftel. Im Investitionsgüterbereich wur-
den demgegenüber mit gut 40 % (1985) 
fast doppelt so viel Produkte auf Aus-
landsmärkten abgesetzt, die Importquote 
lag 1985 mit 27,4 % deutlich darunter. 

Bemerkenswert ist allerdings, daß in 
diesem Bereich die Importquote, zwischen 
1980 und 1985 wesentlich stärker stieg 
als bei den Verbrauchsgütern, wobei der 
gestiegene Investitionsgüterexport diesem 
starken ausländischen Konkurrenzdruck 
in diesem Zeitraum gerade noch gegen-
halten konnte. 

Vor dem Hintergrund dieser bundeswei-

 

ten Entwicklungen hat Baden-Württem-

 

berg seine traditionell hohe Export-

 

intensität halten können, die Exportquote 
des Verarbeitenden Gewerbes lag  1985 
mit 32,5 % nach wie vor um rund einen 
Prozentpunkt über dem Bundesdurch-
schnitt. Die Entwicklungen waren al-
lerdings in den einzelnen Produktsparten 
durchaus unterschiedlich. So ist der 
immer noch bestehende Exportvorsprung 
des Landes bei den Verbrauchsgütern im 
Beobachtungszeitraum deutlich geringer 
geworden (Tabelle 5). Dies ist einer-
seits ein Spiegelbild der während der 
ersten Hälfte der achtziger Jahre gün-
stigeren Situation dieses Bereichs auf 
dem Binnenmarkt. Andererseits aber ha-
ben die anderen Bundesländer sowohl in 

8) Exportquote = Ausfuhrumsatz bezogen 
auf Gesamtumsatz. Importquote = Ein-
fuhr bezogen auf Inlandsversorgung 
(Inlandsumsatz + Importe).  

den siebziger wie auch in der ersten 
Hälfte der achtziger Jahre stärker zuge-
legt, wobei dies dort insbesondere die 
Position der Produktgruppen Kunstoff-
erzeugnise, Bekleidung, Leder und 
Druckereierzeugnisse verbessert hat. 

Der Exportvorsprung bei den Investi-
tionsgütern ist 1985 (Exportquote: Land: 
41,4 %, Bund: 40,8 %) bei allgemein 
stark erhöhter Bedeutung des Auslands-
absatzes gleich hoch wie 1980. Zwischen 
1970 und 1980 hatte der Bund seine Ex-
portaktivitäten demgegenüber etwas stär-
ker erhöht. In diesem Zeitraum waren im 
Land insbesondere die Ausfuhranstren-
gungen der großen Bereiche des Maschi-
nenbaus und der Elektrotechnik hinter 
denen der anderen Bundesländer zurück-
geblieben. In der ersten Hälfte der acht-
ziger Jahre holte der Maschinenbau wie-
der deutlich auf, auch die Produktgrup-
pe Feinmechanik, Optik, Uhren intensi-
vierte ihre Exportanstrengungen ver-
gleichsweise stark. Da aber gleichzeitig 
die anderen Bundesländer besonders 
beim Straßenfahrzeugbau und bei den 
EBM-Waren aufholten und zudem ihren 
Vorsprung bei der Elektrotechnik behiel-
ten, konnte der Verlust aus den siebzi-
ger Jahren nicht wettgemacht werden. 

Mit dieser hohen Exportintensität seiner 
Branchen prägt das Land die Ausfuhrent-
wicklung des Bundes in entscheidendem 
Maße. In den Jahren 1980 bis 1985 wur-
den vom Verarbeitenden Gewerbe des 
Bundes insgesamt Waren im Wert von 
2 491 Mrd. DM auf Auslandsmärkten abge-
setzt, davon kamen 434 Mrd.DM aus Ba-
den-Württemberg, was einem Landesanteil 
an den Bundesexporten von im Durch-
schnitt 17,4 % entspricht (Tabelle 3). 
Der Landesanteil 'ist somit nochmals etwas 
gestiegen (Durchschnitt 1975 bis 1979: 
17,2 %)91  . Ursächlich hierfür war in er-

  

9) Die Summierung der Exporte über 
mehrere Jahre schaltet Zufälligkeiten 
aus und ermöglicht die Gegenüberstel-
lung zu den Importen. Die Darstel-
lung für den Zeitraum 1975/79 gegen- 
über zuvor 1970/79 mußte deshalb 
vorgenommen werden, weil der Aus-
weis der Exporte nach dem Güterver-
zeichnis für die Produktionsstatistiken 
auf Landesebene erst ab 1975 vor-
liegt. 
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Schaubild 3 

Die 15 Branchen Baden-Württembergs mit den 
höchsten Anteilen an den kumulierten Exporten 
des Bundesgebietes 1980 bis 1985 

Feinmechanische und 
optische Erzeugnisse, Uhren 

Leder 

Musikinstrumente, 
Spielwaren usw. 

Straßenfahrzeuge 

Maschinenbauerzeugnisse 

Elektrotechnische 
Erzeugnisse 

Holzschliff, Zellstoff, Papier, 
Pappe 

Textilien 

Papier- und Pappewaren 

Druckereierzeugnisse, 
Lichtpausen 

Schnittholz, Sperrholz und 
sonst. bearbeitetes Holz 

NE-Melallguß 

Schuhe 

Eisen-, Blech-
und Metallwaren 

Holzwaren 

temberg.. Mit Landesanteilen von jeweils 
einem Viertel sind auch die im Land 
großen Branchen des Maschinenbaus 
(25 %) und Straßenfahrzeugbaus (26 %) 
von ausschlaggebender Bedeutung für 
die jeweilige Ausfuhr des Bundes. Die 
Elektrotechnik liegt mit einem Anteil von 
22,5 % im Durchschnitt des Investitions-
güterbereichs (Schaubild 3). 

Mit einem Anteil von 18,2 % sind auch 
die Verbrauchsgüter des Landes leicht 
überdurchschnittlich an den entspre-
chenden Bundesexporten beteiligt. Ge-
genüber der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre (18,7 %) ist das Landesgewicht 
allerdings leicht gesunken. Mit Anteilen 
von jeweils fast 30 % haben hierbei die 

Sparten Musikinstrumente und Spielwaren 
sowie Leder eine herausragende Bedeu-
tung für die jeweiligen Ausfuhren des 
Bundes. Mit rund einem Fünftel sind 
auch die Landessparten Textilien, Pa-
pier- und Pappewaren sowie Druckerei-
erzeugnisse von erheblichem Gewicht für 
die Bundesexporte. 

stier Linie eine weitere Steigerung der 

bereits überdurchschnittlich hohen Be-

deutung der Investitionsgüterexporte des 
Landes für den Bundesexport dieses 
Produktbereichs. Grundsätzlich haben 
Investitionsgüterprodukte für die Expor-
te der Bundesrepublik das mit Abstand 
größte Gewicht. Mit einem Wert von 

1 377 Mrd.DM (kumuliert 1980 bis 1985) 

machen sie weit über die Hälfte (55 %) 
aller Ausfuhren aus (Grundstoff- und 
Produktionsgüter: 28 %, Verbrauchsgü-
ter: 12 %). Baden-Württemberg ist hieran 
wiederum überdurchschnittlich stark, 
und zwar mit einem Anteil von 22,6 % 
beteiligt, was einer Größenordnung von 

312 Mrd.DM entspricht. Der Landesanteil 
ist dabei gegenüber dem Zeitraum 1975/ 

79, in dem er 22,1 % betrug, nochmals 

gestiegen. 

Innerhalb des Investitionsgüterbereichs 
ist die Situation nach Branchen durchaus 
verschieden. So kommen mehr als ein 
Drittel (35,5 %) aller Bundesexporte der 
vom Volumen her kleineren Sparte Fein-
mechanik, Optik, Uhren aus Baden-Würt-  

Die kumulierten Exporte des Grundstoff-
und Produktionsgüterbereichs erreichten 

im Jahrfünft 1980 bis 1985 die respek-

table Größenordnung von 57,6 Mrd. DM, 

womit sie größer waren als die des Ver-
brauchsgütersektors (54 Mrd.DM). Zu-

dem steigerte dieser Bereich seine Ex-

porte gegenüber dem Zeitraum 1975/80 

mit einem Zuwachs von 66 % deutlich 

stärker als der Durchschnitt des Ver-

 

arbeitenden Gewerbes (55,8 %). Der 

Schwerpunkt von Produktion und Export 

dieser Produktgruppe liegt aber in an-

deren Bundesländern, der Landesanteil 

am Bundesexport ist deshalb mit 8,3 % 
nach wie vor vergleichsweise gering 

(1975/79: 7,7 %). Allerdings treten auch 

hier einige Branchen des Landes hervor: 

So haben mit Gewichten von jeweils rund 
einem Fünftel die Sparten Holzschliff, 

Zellstoff, Papier, Pappe sowie Schnitt-

holz, Sperrholz und der NE-Metallguß 

eine weit überdurchschnittliche Bedeu-

tung für die jeweilige Bundesausfuhr. 

Aus den geschilderten Größenverhält-
nissen und Entwicklungstendenzen geht 

hervor, daß die. Exportaktivitäten des 
Verarbeitenden Gewerbes Baden-Württem-
bergs die Bundesentwicklung nachhaltig 
geprägt haben, wobei dies in besonderem 
Maße für den Investitionsgüterbereich 

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 187 87 
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zutrifft. Der Export von Investitions-
gütern ist die Domäne der bundesdeut-
schen Wirtschaft, was allein daraus er-
sichtlich ist; daß Jahr für Jahr der 
Außenhandelsüberschuß der Bundesrepu-
blik vbm Aktivsaldo diesen Produktbe-
reichs bestimmt wird (Schaubild 2). 
Stellt 'man einmal in einem rechnerischen 
Exempel die Importe an Investitionsgü-
tern in die Bundesrepublik den Investi-

 

tionsgüterexporten Baden-Württembergs 
gegenüber, so zeigt sich, daß diese die 
Importe im Zeitraum 1980 bis 1985 bereits 
zur Hälfte kompensieren. Im Maschinen-
und Fahrzeugbau wird ein wesentlich hö-
heres Verhältnis erreicht: So decken in 
dieser Zeit die Exporte des Landes an 
Maschinen und Fahrzeugen dem Volumen 
nach etwa 90'% der Importe dieser Pro-
dukte in das Bundesgebiet ab. Der 
Deckungsgrad von Feinmechanik beträgt 
rund 50 %, der von elektrotechnischen 
Erzeugnissen und EBM-Waren etwa 36 %. 
Solche Relationen verdeutlichen im Rah-
men der weltweiten Arbeitsteilung die 
Bedeutung des Standortes Bundesrepu-
blik für die Produktion von Investitions-
gütern und hierin wiederum das Heraus-
ragende Gewicht Baden-Württembergs. 

Es ist allerdings festzustellen, daß - ob-
wohl Baden-Württemberg seine Exportak-
tivitäten bei Investitionsgütern etwas 
stärker ausbaute als der Bundesdurch-
schnitt - das Ausmaß der Abdeckung der 
Importe leicht gesunken ist: Im Zeitraum 
1975/79 kompensierten die baden-würt-

 

tembergischen Investitibnsgüterexporte 
noch knapp 60 % der entsprechenden Im-
porte im Bundesgebiet, im Zeitraum 
1980/85 gelang dies nur noch zu 52 %. 
Dies zeigt, daß, wie schon zuvor mehr-
fach ausgeführt, der Importdruck in die-
sem Bereich in der ersten Hälfte der 
achtziger Jahre erheblich zugenommen 
hat. Dies hat sich insbesondere bei den 
Branchen des Maschinenbaus, der Elek-
trotechnik sowie der Feinmechanik und 
Optik, Uhren ausgewirkt. Beim Maschi-
nenbau konnten im Zeitraum 1975/79 die 
Landesexporte den entsprechenden Bun-
desimport zu 100 % auffangen, in der 
ersten Hälfte der achtziger Jähre gelang 
dies zu gut 90 %. Bei den elektrotechni-
schen Erzeugnissen sank der Deckungs-
grad von 44 % auf 36 % und bei den 
feinmechanischen und optischen Produk-
ten von knapp 60 % auf 53 %. Besonders 
betroffen war auch die kleinere Branche  

der Stahlverformung, bei der diese Rela-
tion von über 50 % auf 36 % zurückging. 
Umgekehrt steigerte der Fahrzeugbau 
seinen Deckungsgrad von 75 % auf über 
90 %, was die weltweit überragende Ex-
portdynamik dieser baden-württembergi-
schen Produktgruppe in diesem Zeitraum 
unterstreicht. 

Zusammenfassung 

Die Inlandsversorgung des bundes-
deutschen Marktes mit Produkten des 
Verarbeitenden Gewerbes setzt sich 
aus zwei Komponenten zusammen: Aus 
den Inlandsumsätzen dieses Bereichs 
und aus den Importen solcher Produk-
te. Die Produkte aus Baden-Württem-
berg stehen somit auf dem Binnenmarkt 
sowohl unter dem Druck der Importe 
wie in Konkurrenz zu den Produkten 
aus den anderen Bundesländern. 

- Das Gesamtangebot 'an Produkten des 
Verarbeitenden Gewerbes auf dem Bin-
nenmarkt der Bundesrepublik hatte 
sich im Jahrzehnt 1970/80 von 500 
Mrd. DM auf 1 016 Mrd. DM verdop-
pelt, zwischen 1980 und 1985 stieg 
es um ein Fünftel auf 1 224 Mrd. DM. 
Trugen 1970 die Importe nur zu gut 
16 % zur Inlandsversorgung bei, so 
war dieser Anteil ( Importquote) 
bis 1980 auf knapp ein' Viertel und 
bis 1985 auf knapp 30 % gestiegen. 

Im Zuge der Intensivierung der inter-
nationalen Austauschbeziehungen sind 
die Exporte ebenfalls gestiegen, und 
zwar absolut gesehen sehr viel stärker 
als -die Importe. Diese Entwicklung war 
in den achtziger Jahren nochmals stär-
ker als in den Siebzigern. Der jähr-
liche Außenhandelsüberschuß der Bun-
desrepublik von Produkten des Verar-
beitenden Gewerbes addiert sich zwi-
schen 1970 und 1979 auf 700 Mrd. DM 
und zwischen 1980 und 1985 auf 748 
Mrd. DM. 
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- Seit 1986 hat sich wegen des rapiden. 
Verfalls des Dollarkurses in nur kur-
zer Zeit eine geänderte Wettbewerbsla-
ge ergeben. Die Importe haben sich 
erheblich verbilligt, während umge-
kehrt die Exporte sich verteuerten. 
Industrielle Importprodukte drängten 
deshalb verstärkt auf den bundesdeut-
schen Markt, preisbereinigt ergab sich 
gegenüber 1985 ein Anstieg um 7,6 % 
(Investitionsgüter: + 7,2 %, Ver-

 

brauchsgüter: + 11,2 %). Demgegen-
über nahmen die Exporte von Produk-
ten des Verarbeitenden Gewerbes bun-
desweit in realer Rechnung nur um 
1,7 % zu. 

- Die vorgelegte Untersuchung bezieht 
sich auf zwei Aspekte: Wie hat sich die 
baden-württembergische Produktpalette 
auf dem bundesdeutschen Markt ange-
sichts der durch die Importe enger ge-
wordenen Absatzmöglichkeiten behaup-
tet, und mit welcher Intensität hat sie 
an der starken Exportausweitung des 
Bundes teilgenommen und in welchem 
Ausmaß hat sie diese mitbestimmt. 

In den siebziger Jahren ging bei einem 
Anstieg der Importquoten von 16 % auf 
24 % an der Inlandsversorgung mit In-
dustriegütern der Anteil von Produk-
ten aus Baden-Württemberg nur ge-
ringfügig zurück, und zwar von 14,3 % 
auf 13,5 % (1970 bis 1980). Der hohe 
Importdruck ging also damals im we-
sentlichen zu Lasten der anderen Bun-
desländer. 

- In der ersten Hälfte der achtziger 
Jahre waren auch für Baden-Württem-
berg durch weiter steigende Importe -
die Importquote nahm zwischen 1980 
und 1985 von 24,1 % auf 28,7 % zu -
verstärkt Einbußen zu verzeichnen: 
Der Landesanteil sank von 13,5 % auf 
12,8 %. 

- Damit wurden 1985 auf dem bundes-
deutschen Markt Industriewaren aus 
Baden-Württemberg im Wert von 157 
Mrd. DM abgesetzt, 1986 waren es 163 
Mrd. DM. Dies waren 14,2 % bzw. 
18,6 % mehr als 1980, die entsprechen-
den Raten für die Produkte aus ande-

 

ren Bundesländer betragen 13,0 % 
bzw. 11,8 %. Nach wie vor konnte sich 
also Baden-Württemberg auf dem bun-
desdeutschen Markt besser behaupten 
als die anderen Länder. 

- Dies tritt nach einer zurückhaltenderen 
Entwicklung zwischen 1980 und 1985 im 
Jahr 1986 besonders deutlich hervor. 
Der in diesem Jahr steigende Import-
druck ging ganz zu Lasten der ande-
ren Bundesländer. Preisbereinigt blieb 
der Anteil der Produkte aus. Baden-
Württemberg an der gesamten Inlands-
versorgung des Bundes mit 12,9 % ge-
genüber 1985 (12,8 %) praktisch kon-
stant. 

- Mit einem Anteil von 37,5 % (1985) an 
der Inlandsversorgung des Bundesge-
bietes sind die Investitionsgüter die 
größte Produktgruppe (459 Mrd. DM). 
17,3 % hiervon kommen aus Baden-
Württemberg, dies ist überproportional 
viel im Vergleich zum Industriedurch-
schnitt von 12,8 %. 

- Zwischen 1.970 und 1980 war der stei-
gende Importanteil bei den Investi-
tionsgütern - von 14,5 % auf 22,1 % -
ganz zu Lasten der anderen Bundes-
länder gegangen. Der Landesanteil lag 
konstant bei rund 18,8 %. In den acht-
ziger Jahren setzte sich der Import-
druck in diesem Bereich verstärkt 
fort, die Importquote stieg bis 1985 
auf 27,4 %. Im Zuge dieser Entwick-
lung, und verstärkt durch die Rezes-
sion Anfang der achtziger Jahre, sank 
auch der Landesanteil auf 17,3 %. 

- 1986 traten die Investitionsgüter aus 
Baden-Württemberg auf dem bundes-
deutschen Markt trotz weiter steigen-
der Importe wieder besonders stark in 
Erscheinung: Mit knapp 7 Mrd. DM er-
reicht das Land einen fast ebenso hö-
hen Mehrabsatz gegenüber 1985 wie 
alle anderen Bundesländer zusammen 
(rund 8,5 Mrd. DM). Es erreichte da-
mit einen Binnenabsatz von 86 Mrd. 
DM. 

Dies führte dazu, daß auch in realer 
Rechnung der Landesanteil an der 
bundesdeutschen Versorgung mit Inve-
stitionsgütern zwischen 1985 und 1986 
von 17,3 % auf 17,7 % stieg, der stei-
gende Importdruck, in diesem Bereich 
also im Jahr 1986 ganz zu Lasten der 
anderen Bundesländer ging. 

 

- Einem massiven ausländischen Konkur-
renzdruck sind die Verbrauchsgüter 
ausgesetzt. Die Importquote auf dem 
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bundesdeutschen Markt stieg in den 
siebziger Jahren von 14,8 % auf 
27,0 %. Der Landesanteil sank beson-
ders stark von 17,8 % auf 15,1 %. Da-
mit ging mehr als ein Fünftel des 
durch zunehmende Importe bedingten 
Bedeutungsverlustes auf dem Inlands-
markt zu Lasten des Landes, dies.war 
überproportional viel. 

- Zwischen 1980 und 1985 hatte sich die 
Situation stabilisiert: Die Importquote 
stieg mäßig weiter auf 30,2 %, der 
Landesanteil sank auf 14,5 % und damit 
etwas weniger stark als der Anteil der 
anderen Bundesländer. Der 1986 wig-
der verstärkte Importdruck ging aller-
dings wiederum etwas stärker zu La-
sten von Baden- Württemberg: Preis-
bereinigt ging der Landesanteil am Ge-
samtangebot dieser Produktgruppe auf 
dem bundesdeutschen Markt von 14,5 % 
(1985) auf 14,1 % zurück. 

- Die Entwicklungen auf dem Binnen-
markt können nicht unabhängig von 
der Exportentwicklung gesehen wer-
den. Den starken Importzunahmen 
standen erhebliche Exportsteigerungen 
gegenüber. Der Importdruck der sieb-
ziger Jahre führte zu einer Mobilisie-
rung der Ausfuhraktivitäten, die 
durch günstige Konjunktur- und Wech-
selkursbedingungen unterstützt wur-
den. In der ersten Hälfte der acht-
ziger Jahre stieg deshalb die Export-
quote des Verarbeitenden Gewerbes 
(= Anteil der Auslandsumsätze am Ge-
samtumsatz) stärker an - und zwar im 
Bundesdurchschnitt auf 31,4 % (1985) 
und damit um 5,9 Prozentpunkte - als 
die Importquote, die um 4,6 Prozent-
punkte auf 28,7 % zulegte. 

- Vor dem Hintergrund dieser bundes-
weiten Entwicklungen hat Baden-Würt-
temberg seine traditionell hohe Export-
intensität halten können. Die Export-
quote des Verarbeitenden Gewerbes lag 
1985 mit 32,5 % nach wie vor um rund 
einen Prozentpunkt über dem Bundes-
durchschnitt. Die Exportquote des In-
vestitionsgüterbereichs ist mit 41,4 % 
weit überdurchschnittlich (Bund: 
40,8 %). 

- Der Landesanteil an den Bundesexpor-
ten des Verarbeitenden Gewerbes be-
trug im Durchschnitt des Zeitraums 
1980/85 17,4 %. Im Jahr 1986 ist er auf 
18,5 % gestiegen. Ursächlich hierfür 
war, daß von 1985 nach 1986 die Ex-
porte des Landes nochmals um 4,2 % 
auf 93,4 Mrd. DM zunahmen, während 
sie im Bundesdurchschnitt bereits 
rückläufig waren (- 1,4 %). - Bei Aus-
schaltung der auch von 1985 nach 1986 
noch geringfügigen Steigerungen der 
Exportpreise ergab sich damit in realer 
Rechnung ein Anstieg der Landesex-
porte von 5,2 % und der Bundesexpor-
te von 1,7 %. 

- Die starke Exportentwickluna des Lan-
des wurde in erster Linie durch eine 
weitere Steigerung der Investitions-
güterexporte hervorgerufen. Hierdurch 
stieg auch das bereits seither über-
durchschnittlich hohe Landesgewicht 
dieser Produktgruppe.für den Bundes-
export von Investitionsgütern. Der 
Landesanteil betrug im Zeitraum 
1980/85 durchschnittlich 22,6 %, womit 
er gegenüber der 2. Hälfte der sieb-
ziger Jahre deutlich gestiegen war 
(22,1 %). 1986 erhöhte sich das Lan-
desgewicht der Investitionsgüter für 
den Bundesexport weiter auf 23,7 %. 
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4. Strukturen des Gesamtverkehrsnetzes 

Regionale Entwicklung der Verkehrs- und Straßenflächen 

Die wirtschaftliche Prosperität der In-
dustriestaaten stand schon immer im Zu-
sammenhang mit der Entwicklung eines 
leistungsfähigen Verkehrsnetzes, das für 
den Produktionsprozeß in einer durch 
hohe Arbeitsteiligkeit und starke räum-
liche Differenzierung gekennzeichneten 
Volkswirtschaft eine überaus wichtige 
Rolle spielt. Reichweite und Entwick-
lungsmöglichkeiten der Verkehrssysteme 
bestimmten maßgeblich nicht nur die An-
siedlung von Arbeits- und Produktions-
stätten, sondern auch das Wachstum von 
Städten und Besiedlung allgemein. 

Die seit Mitte der fünfziger Jahre ein-

 

setzende Motorisierungswelle (vgl. 
Schaubild 1) führte zu einer steigenden 
Mobilität der Bevölkerung, die neue 
siedlungsstrukturelle Entwicklungen weit-
gehend unabhängig von den traditionel-

 

len Massenverkeh -rsmitteln begünstigte. 
Der Ausbau des Straßennetzes, der in 
Anpassung an diesen wachsenden Indivi-
dualverkehr und aufgrund der Verpflich-
tung der Kommunen zur öffentlichen Er-
schließung von Wohn- und Gewerbegebie-
ten praktisch überall erfolgte, ermög-
lichte zunehmend größere Distanzen zwi-
schen den einzelnen Aufenthalts- und 
Zielorten der Bürger in der hochindu-
strialisierten Gesellschaft, wie Wohnort, 
Arbeitsplatz, Einkaufsstätte, Dienstlei-
stungs- und Verwaltungszentren. 

Die Begleiterscheinungen des mehr und 
mehr über die Straßen erfolgenden Per-
sonen- und Güterverkehrs (vgl. Schau-
bilder 2 und 3), wie steigende Unfall-
zahlen, Luftverschmutzung, Oberflächen-
versiegelung, Zerschneidung von Freiflä-
chen, hoher Energieverbrauch, Lärm-
und Abgasemissionen in stark befahrenen 
Straßen bewohnter Gebiete, ließen aller-
dings bereits in den sechziger Jahren 
Überlegungen aufkommen, wie die dauer-
hafte Verbesserung der werkehrlichen 
Infrastruktur unter Berücksichtigung 
von Lebensqualität sowie Natur- und Um-
weltschutz erreicht werden kann. In 

Schaubild 1 

Entwicklung von Motorisierungsgrad und 
Kraftfahrzeugbestand*) in Baden-Württemberg 
1955 bis 1985 Einwohner 
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')ZulaewngeOkhtige Krafeah.euge zum 1.7. 

slnli,nerhe, Landesamt B.Een. Womrimlierg 152 97 

Schaubild 2 

Entwicklung des Personenverkehrs 
in Baden-Württemberg 1960 bis 1984 
—nach Verkehrsträgern') ")-

 

Beförderte Personen Verkehrsleistungen 

Oeenaichor sveeen-

 

pereonenve,kehr 

6 5 4 3 2 1 0 0 20 40 60 80 100 
Mill. Personen MM. Personen km 

')Datenquelle: Generalverkehrsplan 1986.- — )Ohne Luftverkehr. 

5letietiechee Lendesaml Baden Wumemherg t5a 07 

135 



Verkehrsmengen Verkehrsleistungen 

  

Mill. t 

20 30 40 

Mrd. tkm 

Binnenschifffahrt Straßenguter 
Eisenbahn fern- nah 

L  i verkehr 1 

 

1 1 1 

1980 

600 500 400 300 200 100 
1 1 f 1 1 1  

0 0 10 
1 

Schaubild 3 

Entwicklung des Güterverkehrs 
in Baden-Württemberg 1960 bis 1984 
—nach Verkehrsträgern')a')—

 

')Datenquelle: Gen¢ralverkehreplen 1986.— — )Ohne Luftverkehr und Rohölfernleitungen. 
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jüngster Zeit wird, gerade 'auch in Ba-
den-Württemberg, `däs' als, überdurch-
schnittlich exportorientiertes Bundesland 
und nach 'Bäyern bedeutendstes Frem-
denverkehrsland im ' l3uridesgebiet auf 
günstige werkehrliche Voraussetzungen 
angewiesen ist, um wettbewerbsfähig zu 
bleiben, die Ambivälenz einzelner Maß- 
nahmen zur Anpassung des Verkehrs-
und Straßennetzes an den aktuellen und 
zukünftigen Bedarf verstärkt deutlich. 
Dem Versorgungsaspekt..:-steht bei der 
Verbesserung der werkehrlichen Infra-
struktur in der Regel der Belastungs-
aspekt, sichtbar durch zusätzliche Land-
inanspruchnahme, gegenüber. 

Die folgende Untersuchung zur regio-
nalen Entwicklung der Verkehrs- und 
Straßenflächen in Baden-Württemberg soll 
schwerpunktmäßig diesen beiden genann-
ten Gesichtspunkten Rechnung tragen. 
Was den Versorgungsaspekt anbelangt, 
soll die., regionale Struktur" und" Ent-
wicklung des Straßennetzes bezogen auf 
Gebietsfläche', Bevölkerung _und Kraft-
fahrzeugbestand.'dargestellt werden'. In 
diesem Zusammenhang ist auch der' zeit-
liche Verlauf der Jahresfahrleistungen 
und der durchschnittlichen täglichen 
Verkehrsstärken in den Regionen des 
Landes von Interesse. Hinsichtlich des 
Belastungsaspektes steht bei der Analyse  

cleir'. -

 

 regidhälen <:'FlächeninansprucMinAfime 
durch das Verkehrswege- und Straßen-
netz der Flächenanteil an der Verkehrs-, 
Siedlu,ngs-• und.: Gesamtfläche sowie , die 
Herausarbeitung des Umfangs der befe-
stigten Straßenflächen einerseits und der 
Nebenflächen andererseits im Vorder-
grund. Dabei wird auch auf die Aufglie-
derung nach dem Flächenanteil der 
Straßen, des überörtlichen Verkehrs, 
Gemeindestraßen sowie des Wegenetzes 
eingegangen. 

Erhebliche Lücken im . statistischen Ge-
samtbild„ 

Datenorientierte Untersuchungen.  haben 
ihre Begreniung durch das zur Verfü-
gung stehende Basismaterial; dies gilt 
insbesondere .äuch für das. Gebiet :des 
Verkehrs... Denn das statistische Ge-
samtbild. zur Verkehrserzeugung und 
-verteilung söwie, zur längen- .und 
flächenmäßigen Struktur und Entwicklung 
des Verkehrsnetzes ..weist erhebliche 
Lücken auf, vor äliem• auch was konsi-
sfenz,..Kontinuität sowie sachliche und 
,regionale t)  Tiefengliederung ;  der Daten 
anbelangt:, 

So gibt . es in der .amtlichen Statistik 
keine Unterlagern, für über 80 .$ der, an 
sich notwendigen Informationen auf dem 
Gebiet des Personenverkehrs, nämlich 
für den motorisierten .Individualverkehr. 
Für. diesen Verkehr mit Personenkraftwa-
gen, Krafträdern und ,Mopeds werden 
jährlich nur. Schätzungen,, vom- Bundes-
ministerium • für ,Verkehr, vorgelegt. 

Zur. regionalen Entwicklung der durch-
schnittlichen Verkehrsstärken und der 
Jahresfahrleistungen im Straßenverkehr 
stehen vollzählige Angaben lediglich für 
die. Straßen des überörtlichen Verkehrs, 

 

1 Vgl. Legert, Wilfried', Die heimischen 
Volkszählungen, in: Berliner Sta-
tistik, ' Heft 2/1984, S. 54 ff, oder 

- Kloas, J., Kuhfeld, H. u.a. , Re-
gionale Struktur des Personenver-
kehrs in der' Bundesrepublik Deut-
schland im Jahre 1980, DIW-Beiträge 
zur Strukturforschung, Heft. 88, 
1985'; S. 65 ff. • 
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und zwar nur für die Jahre 1980 und 
1985 zur Verfügung. Durch die mitunter 
schwache Besetzung bzw. schwankende 
Anzahl der Meßstellen innerhalb einzelner 
Beobachtungsgebiete ergeben sich teil-
weise methodische Probleme hinsichtlich 
der Repräsentativität der Ergebnisse 
insbesondere auch im Zeitverlauf. 

 

Was die Straßenlängen anbelangt; so 
wurden die Gemeindestraßen, die den 
Hauptteil aller Straßen ausmachen, letzt-
mals zum 1.1.1976 statistisch erfaßt, da 
die für 1981 ursprünglich geplante Erhe-
bung der "Statistikbereinigung" zum 
Opfer gefallen ist. Die Längen der Stra- 
ßen für den überörtlichen Verkehr liegen 
auf Kreisebene zwar jährlich vor, sind 
jedoch infolge der Verwaltungsreform le-
diglich ab 1975 voll vergleichbar, wobei 
Umwidmungen vor allem bei Landes- und 
Kreisstraßen zum 1.1.1984 zu einem wei-
teren Strukturbruch im Zeitverlauf führ-
ten. Unschärfen ergeben sich zudem aus 
der uneinheitlichen Einbeziehung von 
Autobahnzu- und -abfahrten- (den sog. 
Ästen) sowie aufgrund technischer,  Ver-
fahrensumstellungen bei der Erfassung 
der Straßenlängen innerhalb des Beob-
achtungszeitraums. 

Drei unterschiedliche Datenquellen zum 
Nachweis der Verkehrsflächen 

Statistische Grundlage regionaler Flä-
chenangaben zum Verkehrs- und Straßen-
netz bilden die Bodennutzungshaupterhe-
bung, die Flächenerhebung und die Da-
ten aus der Straßendatenbank. Aus der 
traditionellen . Bodennutzungshaupterhe-
bung stehen bis 1978 Regionaldaten zur 
Verkehrswegefläche zur Verfügung, die 
alle öffentlichen und privaten Wege und 
Straßen einschließlich öffentlicher Plätze 
(äuch - Parkplätze) sowie Flächen des 
Schienenverkehrs umfassen. Dabei zählen 
zum Wegeland auch katasteramtlich nicht 
vermessene Feldwege sowie 5 und mehr 
Meter breite Waldwege. Den Ergebnissen 
der Flächenerhebung, die 1979 erstmals 
auf Grundlage der Unterlagen des Lie-
genschaftskatasters durchzuführen und 
zum 1.1.1981 und 1.1.1985 jeweils von 
den staatlichen Vermessungsämtern und 
städtischen Vermessungsdienststellen zu 
aktualisieren war, sind regional tief 
gegliederte Angaben zur Verkehrsfläche 
zu entnehmen, die allerdings nicht nur  

wegen unterschiedlicher Erhebungsver-
fahren und .Erhebungsprinzipien, . son-
dern auch wegen der abweichenden De-
finition nur sehr eingeschränkt mit den 
Flächennachweisungen der Bodennut-
zungshaupterhebung vergleichbar sind. 
So gehören zur Verkehrsfläche der 
Flächenerhebung außer den Verkehrs-
wegeflächen der Bodennutzungshaupt- 
erhebung auch Flächen, die vorherr-
schend dem Luftverkehr dienen (Flug-
plätze). Nach der Flächenerhebung sind 
zwar bereits die Flächen für Straßen, 
Wege und Plätze als Unterposition 
darstellbar, eine weitergehende Auf-
gliederung liegt jedoch aufgrund der 
Unterlagen des Liegenschaftskatasters 
derzeit noch nicht vor, so daß für den 
speziellen Nachweis der regionalen 
Straßenflächen auf das Material der 
Straßendatenbank zurückgegriffen 
werden muß, das hinsichtlich der 
Straßen für den überörtlichen Verkehr 
für die Jahre 1981 (Autobahn: 1982) und 
1985 vorhanden ist. 

Darüber hinausgehende sachlich differen-
zierte Angaben zu den Verkehrswege-
und Straßenflächen, wie z.B. zu Gemein-
destraßen oder zu land- und forstwirt-
schaftlichen Wegen gehen aus den ein-
schlägigen Erhebungen nicht hervor.zi 
Damit sind auch die versiegelten Flächen 
für Verkehrszwecke nur lückenhaft dar-
stellbar, zumal ohnehin die Stellplatz-
und Fahrbahnflächen auf bebauten Haus-
und Betriebsgrundstücken, die an Woh-
nung, Einkaufsstätte, Arbeitsplatz oder 
im Freizeitbereich für das einzelne Auto 
benötigt werden, nicht bei den Ver-
kehrsflächen, sondern bei den Gebäu-
deflächen erfaßt werden. Der Flächen-

 

anteil, der eigentlich auch zur 
Flächeninanspruchnahme 'durch den 
Kraftfahrzeugverkehr zu zählen ist und 
durch die hohen Lärmimmissionen und 
Schadstoffbelastungen beiderseits der 

2 Letztmalige Schätzungen hierzu 
wurden für Baden-Württemberg für. 
das Jahr 1980 vorgenommen: 
Dr. Stadler, Rudolf, und Schwarz, 
Gerhard, Zum Nachweis der Verkehrs-

 

flächenentwicklung, in: Baden-

 

Württemberg in Wort und Zahl, Heft 
10, 1981, 5.335 ff. - 
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stark befahrenen Straßen in seiner 
Nutzbarkeit für andere Zwecke gemindert 
wird, ist allenfalls über grobe Schät-
zungen zu veranschlagen. 

Bei allen Überlegungen zur bedarfsge-
rechten Anpassung des Verkehrs- und 
Straßennetzes spielt die regionale 
Komponente insbesondere auch bezogen 
auf Verkehrsregionen und Planungsräume 
nach. dem Landesentwicklungsplan eine 
wichtige Rolle. Die Darstellung nach 
Verkehrsregionen ist dabei für Baden-
Württemberg datenmäßig unproblematisch, 
da diese Verkehrsregionen im wesent-
lichen mit der Abgrenzung der Regionen 
im Land übereinstimmen. 3) 

 

Die Analyse nach den üblichen Raum-
typen gemäß Landesentwicklungsplan 
(Verdichtungsräume, Randzonen um die 
Verdichtungsräume, Verdichtungsbe-

 

reiche und ländlicher Raum) setzt da-
gegen voraus, daß für eine dement-
sprechende Zuordnung das Datenmaterial 
ab Gemeindeebene vorliegt. In vielen 
Fällen stehen aber Ergebnisse erst ab 

3 Kloas, J., Kuhfeld, H. u.a., a.a:0., 
S_161 f.  

Kreisebene zur Verfügung, z.B. beim 
Zahlenmaterial aus der Straßendaten-
bank. Um in solchen Fällen die besonde-
ren Strukturen und Entwicklungen nach 
verdichteten bzw. ländlichen Gebieten 
wenigstens ausgehend von Kreistypen 
sichtbar zu machen, wurde als alternati-
ve Darstellung zur raumtypenbezogenen 
Betrachtung eine Gruppenbildung der 
Stadt- und Landkreise in Baden-Würt-

 

temberg vorgenommen (vgl. . Über-

 

sicht 1 ) . 

Vor den regionalen Untersuchungen soll 
zunächst ein Gesamtüberblick über 
Struktur, Entwicklung und Bestimmungs-
faktoren der "klassischen" Träger der 
materiellen Verkehrsinfrastruktur -

 

Straße, Schiene und Binnenwasserstraße 
- gegeben werden, wobei dem Straßen-
netz auf Grund seiner vielfältigen 
Funktionen eine besondere Bedeutung 
zukommt. Der Flugverkehr ist in der 
Gesamtdarstellung der Vollständigkeit 
halber aufgeführt, jedoch lediglich in 
globaler Form. Auf die Darstellung 
weiterer Komponenten der Verkehrs-
infrastruktur, wie z.B. den Rohr-
leitungsverkehr, wird hier verzichtet; 
infolge von Wandlungen im Energiever-
brauch wird derzeit ein zusätzlicher 
Bedarf an Pipelines nicht gesehen. 

Übersicht 1 

Gebiet und Bevölkerung nach Kreistypen 

Einwohner1) Gebietl) 

Anteil 
am Land 
insgesamt 

Zahl der 
Kreise Anteil 

am Land 
insgesamt 

Bevölkerungs-
dichte 

 

Abgrenzung Kreistypen insgesamt insgesamt 

Einwohner 
je km2 

Anzahl 1000 1000 ha 

  

1 453,0 

519,8 

Stadtkreise  Alle Stadtkreise  124,4 3,5 9 1807,9 19,5 

Landkreise mit Landkreise mit. mind. 
Verdichtungsräumen 1/3 Fläche an Verdich-

 

tungsraum  

365,1 10,2 5 1898,1 20,5 

Landkreise mit 
Verdichtungs. 
ansätzen 

Ländlich geprägte 
Kreise  

Landkreise mit weniger 
als 1/3 Fläche an Ver. 
dichlungsraum sowie 
weniger als 2/3 Fläche an 
ländlichem Raum 

Landkreise mit mehr 
als 2/3 Fläche an länd-
lichem Raum 

840,7 23,5 11 2777,7 24,6 270,9 

2243,9 62,8 19 3287,7 35,4 146,5 

3574,1 100 44 9271,4 100 259,4 Land 

1) Stand 1.1,85. 
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22 627 

5272 

   

Besondere Bedeutung der Straßen im 
Gesamtverkehrsnetz  

Das Straßennetz, das sowohl die Erfor-
dernisse des innerörtlichen und des 
Nahverkehrs abdeckt als auch den Be-
langen des Fernverkehrs dient, wird 
üblicherweise . in Straßen des über-
örtlichen Verkehrs (Bundesautobahnen, 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen) und 
in Gemeindestraßen gegliedert. 

Zum 1.1.1976, dem Stichtag, zu dem die 
Gemeindestraßen letztmals statistisch 
erfaßt wurden, entfielen von der Ge-
samtlänge aller Straßen des Landes von 
insgesamt rund 71 000 km rund 61 % auf 
die Gemeindestraßen (43 600 km). Hier-
von waren wiederum knapp zwei Drittel 
(27 900 km) Innerortsstraßen, rund 
1.5700 km Außerortsstraßen. Bei den 
Straßen des überörtlichen Verkehrs, die 
1976 mit einer Länge von zusammen rund 
27 400 km einen Anteil von knapp 39 % 
am Gesamtstraßenaufkommen einnahmen 
(vgl. Tabelle 1), hatten Landesstraßen 
mit knapp 12 700 km Länge den größten 
Anteil (46,3 %) vor den Kreisstraßen 
(33,6$), den Bundesstraßen (17,3 %) 
und den Bundesautobahnen (2,8 %). 

Gut vier Fünftel der überörtlichen 
Straßen waren "Freie Strecken". Diese, 
dienen fast ausschließlich der Abwick-  

lung des Fernverkehrs. Der Rest der 
überörtlichen Straßen (ohne Bundes-
autobahnen) entfiel auf. "Ortsdurch-
fahrten", die neben dem Durchgangs-
fernverkehr auch dem innerörtlichen 
Verkehr -zur Verfügung stehen. Die 
außerörtlichen Gemeindestraßen da-

 

gegen erfüllen sowohl die Verbindungs-
funktion zwischen Gemeinden und Orts-
teilen als auch die Anbindungsfunktion 
an das überörtliche Straßennetz. Die 
freien Strecken der überörtlichen Stra-
ßen und der außerörtliche Teil der Ge-
meindestraßen - also alle Straßenstrecken 
außerhalb geschlossener Ortschaften -
vereinten 1976 auf sich einen Anteil von 
ca. 53 % des gesamten Straßennetzes. 

Im Vergleich zu 1960, als die Straßen 
des überörtlichen Verkehrs eine Länge 
von knapp 24 500 km aufwiesen, hatten 
die überörtlichen Straßen 1976 einen 
Zuwachs von + 12 % zu verzeichnen. 
Auch seitdem wurden weitere Straßen 
des überörtlichen Verkehrs im Lande 
gebaut. Allerdings hat ihre Länge bis 
heute lediglich noch um 1,8 % zuge-
nommen. So wiesen diese Straßen 1986 
eine Länge von rund 27 900 km auf. 
Nicht zuletzt infolge der Umstufung von 
2 937 km Landesstraßen zu Kreisstraßen 
und von 452 km Kreisstraßen zu Landes-
straßen am 1.1.1984 entfiel 1986 auf die 

 

Tabelle 1 

Die Entwicklung des Straßennetzes 

1961 1966 1971 1980 1976 1985 1986 
Straßenart 

Länge in km 

Bundesautobahnen 

Bundesstraßen 

Landesstraßen 

Kreisstraßen 

Überörtliche Straßen  

386 484 591 775 914 923 927 

3 550 . 4 144 4 665 4 730 4 775 4 930 4 950 
11 679 12 995 12 678 12 696 12 694 10 223 10211 

8 905 8 854 9 030 9 193 9 238 11 807 11 81 1 

 

24 520 26 477 

20 053 21 601 

4 467 4 866 

32 684 35 981 

14 932 15 237 

17 752 20 744  

21 887 22 259 

5 078 5 135 

39 542 43 645 

15497 15 700 

24 045 27 945  

22 372 22 585 

5 248 5 298 

 

zusammen 

davon 
Freie Strecken 

Ortsdurchfahrten 

Gemeindestraßen 1) 

davon 
Außerortsstraßen 

I nnerortsstraßen 

26 965 27 394 27 620 27 883 27 899 

 

1)'Letzmal ig zum 1. Januar 1976 statistisch erfaßt. 
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Bevölkerung 

Kfz-Bestand 

--- Verkehrswegefläche 

.Bebauungsfläche 

Straßenales überörtlichen Verkehrs 

-----Gemeindestraßen " 

———Autobahnen 

i 

: i  

  

Schaubild 4 

Langfristige Entwicklung von Bevölkerung, 
Kraftfahrzeugbestand, Verkehrswege- und 
Bebauungsflächen, Straßen des überörtlichen 
Verkehrs und Gemeindestraßen 

1955 60 65 70 75 80 85 

1)Die Längenentwicklung der Gemeindestraßen 1955 bis 1980 bezieht sich auf das jeweils 

folgende Jahr. 1980 und 1985 geschätzt 

Statistisches Landesamt Baden Wuntemberg 16007 

Kreisstraßen mit 42,3 % der größte 
Längenanteil aller überörtlichen Straßen 
vor den Landes- (36,6 $) und den Bun-
desstraßen (17,7 $) sowie den Bundes-
autobahnen (3,3 $). 

Die Gemeindestraßen, die zum 1 .1 .1961 
eine Länge von fast 32 700 km aufge-
wiesen hatten, waren bis 1976 um fast 
11 000 km oder beinahe + 34 % auf gut 
43 600 km angewachsen. Neuere Origi-
närdaten über die Gemeindestraßen lie-
gen nicht vor. Es ist jedoch nach eige-
nen Regressionsschätzungen davon aus-
zugehen, daß seitdem eine weitere Zu-
nahme um über 15 % auf schätzungsweise 
50 000 km erfolgt ist (vgl. Schaubild 4); 
die Längenentwicklung der überörtlichen 
Straßen ist damit deutlich übertroffen 
worden. Nach den Erhebungen zum Ge-
meindefinanzausgleich haben die Gemein-  

deverbindungsstraßen, deren Anteil 1976 
knapp 31 % aller Gemeindestraßen betra-
gen hatte, allein um + 7,5 % zugenom-
men. Das gesamte Straßennetz in Baden-
Württemberg dürfte sich derzeit auf rund 
78 000 km belaufen, das wären beinahe 
40 % mehr als Anfang der sechziger Jah-
re. Aufgrund des überdurchschnittlichen 
Zuwachses hat sich der Anteil der Ge-
meindestraßen von damals 57 % auf jetzt 
64 % merklich erhöht. 

Schienennetz rückläufig, Wasserstraßen-
netz unverändert 

 

Das Schienennetz des Landes setzt sich 
aus dem Streckennetz der Deutschen 
Bundesbahn sowie dem Schienennetz 
nichtbundeseigener Eisenbahnen zu-
sammen. 1985 betrug die Gesamt-
streckenlänge des Schienennetzes der 
Deutschen Bundesbahn 3 644 km, wovon 
2 844 km auf Haupt-, 800 km auf Ne-
benstrecken entfielen (vgl. Tabelle 2). 
Knapp 47 % der Gesamtstreckenlänge 
wurden davon elektrisch betrieben. Seit 
1964 wies die Streckenlänge der Deut-
schen Bundesbahn im Lande damit als 
Folge von Streckenstillegungen im Rah-
men des Sanierungskonzepts der Deut-
schen Bundesbahn eine Abnahme von 
- 11 %, seit 1975 immerhin noch um etwas 
mehr als - 4 % auf. In absehbarer Zu-
kunft sind größere Neubauten, wie die 
Trasse Mannheim - Stuttgart, eher die 
Ausnahme. Im Zusammenhang mit weite-
ren Modernisierungs- und Rationali-
sierungsmaßnahmen der Bundesbahn 
dürften dagegen dem Ausbau von 
Strecken zur Verbesserung der Ver-
kehrssituation, exemplarisch erwähnt 
seien hier lediglich die Abschnitte 
Karlsruhe - Rastatt und Stuttgart - Ulm, 
tendenziell größere Bedeutung zu-
kommen. 

Die nichtbundeseigenen Eisenbahnen 
hatten 1985 daneben ein Streckennetz 
von 545 km, von dem rund 23 % (123 
km) elektrifiziert waren. Hierbei fiel der 
Rückgang des Schienennetzes, das seit 
1961 um 31 °s, seit 1975 noch um 17 % 
abgenommen hat, der Tendenz nach um 
einiges stärker aus. 

Die für die Schiffahrt nutzbaren 
Binnenwasserstraßen sind seit dem 
Ausbau des Neckars bis Plochingen im 
Jahre 1968 längenmäßig unverändert 
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600 

550 

500 

450 

400 

350-

 

300  

250-

 

200  

150 -

 

100 

140 



Tabelle 2 

Streckennetz der Eisenbahnen in Baden-Württemberg* ) 

1961 1964 1970 1971 1975 1980 1981 1985 1986 
Streckennetz 

km 

Deutsche Bundesbahn 
(Eigentumslänge) 

Gesamtstreckenlange 4 090 3 953 3 909 3 810 3 733 

3 111 3 056 3 023 3 872 2 867 

1 050 1 067 1 099 1 467 1 645 

663 658 

 

123 123  

3711 3644 

2 867 2 844 

1 645 1 701 

603 545 536 

123 123 114 

  

darunter: Hauptbahnstrecken 

Von den Gesamtstrecken 
werden elektrisch betrieben 

  

Nichtbundeseigene Eisen-

 

bahnen (Streckenlängen) 

Gesamtstreckenlänge 793 

156 
darunter: elektrisch 

betrieben 

') Stand jeweils 31.12. 

Quelle: Innenministerium Baden-Württemberg; Generalverkehrsplan 1986. 

geblieben, wobei eine Erweiterung des 
bestehenden schiffbaren Wasser-

 

straßennetzes auch in absehbarer 
Zukunft nicht erfolgen dürfte. Am 
Rhein, Neckar und Main, deren Flußläufe 
in Baden-Württemberg eine schiffbare 
Länge von zusammen mehr als 500 km 
aufwiesen, lagen 1985 10 Häfen sowie 94 
sonstige Lösch- und Ladestellen, die in 
erster Linie der Abfertigung des Güter-
verkehrs dienten (vgl. Tabelle 3). 
Stuttgart und Plochingen ergänzten im 
Zuge der Schiffbarmachung des Neckars 
1958 bzw. 1968 das System der Hafen-
anlagen, - der Hafen Heidelberg wurde 
dagegen im August 1984 stillgelegt. 
Abgesehen von 14 km Landeswasser-
straße von Rheinfelden bis Basel, die 
für die Großschiffahrt nutzbar ist, sind 
alle schiffbaren Flüsse des Landes Bun-
deswasserstraßen. 

Im wesentlichen erfolgt der Luftverkehr 
im Lande über den Flughafen Stuttgart 
sowie zu einem kleineren Teil über der-
zeit 20 Verkehrslandeplätze, wobei 12 
Landeplätzen überörtliche Bedeutung 
zukommt (vgl. Ubersicht 2). Um den in-

 

ternationalen Sicherheitsanforderungen 
zu genügen, ist eine Sanierung bzw. ein 
Ausbau des Flughafens der Landeshaupt-
stadt, der auch an das Schienen-Nahver-

 

Tabelle 3 

Wasserstraßennetz in Baden-Württemberg 1986 

Schiffbare 

Wasserstraße Länge Häfen 

Sonstige 
Lösch- und 
Ladestellen 

km Anzahl 

Der Luftverkehr, dem in strukturpoli-
tischen Diskussionen oft unter dem 
Gesichtspunkt standortbedingter Vorteile 
einer hochtechnisierten, stark export-
orientierten Wirtschaft, darüber hinaus 
jedoch auch unter dem Aspekt zuneh-
mender Fern-Reiselust breiter Bevölke-
rungsschichten besonderes Gewicht zu-
gemessen wird, dient neben besonders 
eiligen Transporten über Kurz- und auch 
Mittelstrecken vor allem der Anbindung 
an nationale und internationale Luft-
verkehrsnetze. 

2841) Rhein 

Neckar 

Main 

Mannheim 

Karlsruhe 

Kehl 

Breisach 

Weil 

Rheinfelden 

Heilbronn 

Stuttgart 

Plochingen 

Wertheim 

35 

53 

6 

201 

38 

1) Einschließlich 14 km für Großschiffahrt nutzbare Strecke bis 
Basel (Landesvasserstraße). 

141 



Übersicht 2 

Verkehrslandeplätze.in Baden-Württembergl 

 

Verkehrslandeplatz, mit internationaler 
Bedeutung 

Flughafen Stuttgart 

Verkehrslandeplätze mit überörtlicher 
Bedeutung 

Aalen-Heidenheim-E Ichingen 
Baden-Baden/Oos 
Donaueschingen-Villingen 
Freiburg 
Friedrichshafen 
Heubach 
Karlsruhe-Forchheim 
Leutkirch-Unterzeil 
Mannheim-Neuostheim 
Mengen 
Offenburg 
Schwenningen 

 

Weitere Verkehrslandeplätze 

Biberach/Riß 
GiengenYBrenz 
Mosbach-Lohrbach 
Konstanz 
Pfullendörf 
Schwäbisch Hall=  Weckrieden 
Tannheim 
Walldürn 

*) Für gewerblichen und nichtgewerblichen Verkehr 
mit Motorflugzeugen. 

kehrsnetz angebunden werden soll, vor-
gesehen. Die Planung hierzu ist bereits 
weitgehend abgeschlossen. Der Neubau 
von vier weiteren Verkehrslandeplätzen, 
deren Standorte jedoch noch nicht defi-
nitiv feststehen, ist im Generalverkehrs-
plan 1986 • zwar angeführt, dem Ausbau 
bereits vorhandener Verkehrslandeplätze 
wird jedoch eindeutig Priorität einge-
räumt. Im Zusammenhang mit der geplan-
ten "Wissenschaftsstadt" in Ulm kommt 
der Schaffung einer Verkehrslandemög-
lichkeit für den Raum Ulm besondere Be-
deutung zu. 

Personenverkehr: über 80 % der Ge-

 

samtverkehrsleistung im Individual-

 

verkehr  

Die Inanspruchnahme des Verkehrsnetzes 
hat auf Grund des gestiegenen Mobili-
tätsbedürfnisses weiter Kreise der Be-
völkerung und der expandierenden 
Wirtschaftsbeziehungen sowohl beim 
Verkehrsaufkommen als auch bei den 
personen- bzw. tonnenkilometrischen 
Verkehrsleistungen generell zugenommen. 
1984 wurden im Lande fast 5,8 Milliarden 
Personen befördert ('vgl. Schaubild 2). 
Nach Schätzungen des DIW, denen bun-
desweit geltende Durchschnittswerte für 
Fahrleistungen, Besetzungsgrad und 
Reiseweiten im Kfz-Verkehr nach re-
levanter, Bevölkerungsgruppen zugrunde 
liegen, entfielen auf den Individual-
verkehr mehr als vier Fünftel der be-
förderten Personen. Demnach haben sich 
Verkehrsaufkommen (+ 110 `s) und Ver-

 

kehrsleistungen (+ 230 %) im Indivi-

 

dualverkehr von .1960 bis 1984 .ver-
gleichsweise stark . erhöht. Unterbrochen 
wurde dieser kontinuierliche Anstieg 
durch die zweite ölpreiskrise mit ,einem 
Rückgang .von - 7 % bzw. - 5 % im Jahr 
1981 gegenüber 1980. 

Rund 985 Millionen Personen wurden 1984 
mittels öffentlicher Verkehrsmittel be-
fördert, wobei insgesamt eine Verkehrs-
leistung von gut 18 Milliarden Perso-
nen-Kilometern erbracht wurde.' Den 
Hauptanteil dieser so Beförderten ver-

 

zeichnete hierbei der öffentliche 
Straßenverkehr mit einem Anteil von 80 % 
vor dem' Schienenverkehr (19 %)'. Auch 
hinsichtlich der erbrachten Verkehrs-
leistungen der öffentlichen Verkehrs-
mittel nahm der Anteil der von den 
Straßenverkehrsunternehmen beförderten 
Personen mit Abstand den ersten Rang 
ein (58 %). Infolge der wohl im Durch-

 

schnitt je Person zurückgelegten 
größeren Fahrleistungen fiel jedoch der 
Abstand zum Anteil der Verkehrslei-
stungen des Schienenverkehrs, der 
immerhin gut ein Drittel aller öffentlichen 
Verkehrsleistungen auf sich vereinigte, 
deutlich geringer aus als . beim ver-
gleichbaren Verkehrsaufkommen. Domi-
nierend waren bei den genannten Ver-
kehrszweigen beim Straßenpersonenver-
kehr der Linienverkehr, auf den mehr 
als 98 % des Aufkommens im öffentlichen 
Straßenpersonenverkehr entfiel, beim. 
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Schienenverkehr die Deutsche Bundes-
bahn, die 'einen Anteil von 84 % des 
Gesamtaufkommens im Schienenverkehr 
verzeichnete. Der seit 1978 bestehende 
S-Bahn-Verkehr im Ballungsraum Stutt-
gart entpuppte sich als ein sehr 
attraktives Beförderungsmittel; das 
Verkehrsaufkommen bezifferte sich 1984 
auf über 65 Millionen beförderte Per-
sonen oder gut 40 % der Beförderungs-
fälle im Schienenverkehr der Deutschen 
Bundesbahn (,1.980: 55 Millionen Beför-
derungsfäble mit einem Anteil von 
31,5 %). Beim Luftverkehr, für den 
allerdings lediglich Angaben über 
Fluggäste im gewerblichen Verkehr am 
Flughafen Stuttgart vorliegen, belief sich 
das Fluggastaufkommen - ohne Transit -
1984 auf rund 2,69 Millionen, 1986 auf 
etwas mehr als 3' Millionen Personen. 
Rund zwei Drittel davon wurden als 
Fluggäste im Linienverkehr befördert. 

Insgesamt wurden 1984 mehr als 500 Mil-
lionen Tonnen Güter im Lande befördert, 
wobei eine Verkehrsleistung von nicht 
ganz 40 Milliarden Tonnenkilometer zu-
stande kam (vgl. Schaubild 3). Etwa 360 
Millionen Tonnen Güter mit einer Ver-
kehrsleistung von rund 7,3 Milliarden 
Tonnenkilometer entfielen - nach Schät-
zungen des DIW und der Bundesanstalt 
für den Güterfernverkehr, Köln - auf 
Güter im Güternahverkehr. Von den, 
von der amtlichen Statistik erfaßten rund 
140 Millionen Tonnen an Gütern des Gü-
terverkehrs wies' der Straßengüter-
verkehr mit nicht ganz 44 % den höch-
sten Aufkommensanteil auf vor der 
Binnenschiffahrt (26 %), der Eisenbahn 
(21 %) sowie dem Rohölfern)eitungsver-
kehr (9 %) und dem Luftverkehr. Hin-
sichtlich der Verkehrsleistungen, die 
beim Güterverkehr etwas mehr als 
32 Milliarden Tonnenkilometer aus-

 

machten, dominiert der. Straßengüter-
fernverkehr (52 %) noch stärker vor der 
Binnenschiffahrt (25 %), den Eisenbahn-
verkehr (17 %) und den Rohölfernlei-
tungsverkehr (5 %); der Luftverkehr 
macht weniger als 1 Promille aus. 

Die Entwicklung der Verkehrsnachfrage 
verlief ' nach Zeitabschnitten und Ver-

 

kehrsträgern recht unterschiedlich. 
Während von 1960 bis 1975 die Zahl aller 
beförderten Personen (einschließlich 
Individualverkehr) um insgesamt 60 % 
bzw. jährlich um 3,2 % anstieg, fiel der  

weitere Zuwachs bis zum Jahre 1984 mit 
11 % (jährlich + 1,2 %) vergleichsweise 
gemäßigt aus. Die Zahl der vom öffentli-
chen Straßenpersonenverkehr sowie vom 
Schienenverkehr beförderten Personen, 
die 1981 mit insgesamt 1,11 Milliarden um 
rund 15 % über der Zahl der Beförde-
rungsfälle von 1960 lag, ging seitdem bis 
1984 ständig zurück (- 12 % bzw. 
- 9 %). Allerdings zeigt sich in jüngerer 
Vergangenheit in Landesteilen mit ver-
bessertem öffentlichem Verkehrsanaebot 
vor allem in Ballungsräumen (z.B. Mitt-
lerer Neckarraum), aber auch im länd-
lichen Raum (z.B. Nahverkehrsmodell 
Hohenlohekreis) eine tendenziell andere 
Entwicklung. Beim Individualverkehr 
wurde der Zuwachs des Verkehrsauf-
kommens "von 1',981 *bis 1984 auf 12 % 
veranschlagt. 'Die unterschiedlichen 
Entwicklungen beim Personenverkehr von 
Verkehrsträger zu Verkehrsträger sind 
noch ausgeprägter bezogen auf die 
Verkehrsleistungen. Beim Güterverkehr 
nahmen die Verkehrsmengen von 1960 bis 
1975 um 65 % (Straßengüternahverkehr:' 
+ 78 %), seither um knapp 16 % (+ 20 %), 
die Verkehrsleistungen um 67 % bzw. um 
23 % zu (Straßengüternahverkehr: + 70 % 
bzw. + 27 %). 

 

Steigende Mobilitätsanforderungen 

 

Jeder Verkehrsträger hat seine Eigen-
arten, sein Vorzüge und seine Voraus-
setzungen,; dies gilt gleichermaßen für 
den Personenverkehr als auch für den 
Güterverkehr. Daß in beiden Bereichen 
der Straßenverkehr mehr und mehr an 
Boden gewinnt, hängt sicherlich sehr 
wesentlich mit den gestiegenen Mobi-
litätsanforderungen und -bedürfnissen in 
der hochentwickelten Volkswirtschaft 
zusammen. Das Hineinwachsen in die 
Freizeitgesellschaft bedingt auch zu-
nehmend Verkehrsbewegungen, bei denen 
die Vorteile des PKW (Schnelligkeit, 
Komfort, Flexibilität, Unabhängigkeit von 
Fahrplänen und Linienführungen) zur 
Geltung kommen. Der LKW entspricht in 
einer Zeit, wo viele Ausgangs- und 
Zielorte gar nicht an das Schienennetz' 
angebunden sind, den notwendigen 
Transportbedürfnissen, um nicht zuletzt 
die Wirtschaftsräume in der räumlichen 
Dezentralisierung lebensfähig zu er-
halten. 
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Wenn über die gewachsenen Mobilitäts-
ansprüche hinaus im einzelnen durchaus 
unterschiedliche Gesichtspunkte für die 
Verkehrserzeugung und -verteilung im 
Personenverkehr einerseits und Güter-
verkehr andererseits heranzuziehen sind, 
so stimmen die Erklärungskonzepte in 
der Regel darin überein, daß den nach-

 

frageorientierten Bedingungszusammen-

 

hängen im allgemeinen der Vorzug ge-
geben wird.4)  So wird beim Personen-
verkehr einerseits die gesamtwirt-

 

schaftliche, aggregierte Verkehrs-

 

nachfrage bei den einzelnen Fahrt-
zwecken (Berufsverkehr, Ausbildungs-
verkehr, Geschäfts- und Dienstreisever-
kehr, Einkaufsverkehr, Freizeitverkehr, 
Urlaubsverkehr) mit Hilfe demographi-
scher und sozioökonomischer Bestim-
mungsfaktoren (wie z.B. Wohnbevölke-
rung, Privathaushalte, Erwerbstätige, 
Auszubildende, Arbeitstage, Urlaubsta-
ge, PKW-Bestand u.a.) oder andererseits 
über durch Haushaltsbefragungen beob-
achtete typische Verhaltensweisen der 
relevanten Bevölkerungsgruppen erklärt. 
Für die Höhe des Verkehrsaufkommens 
speziell im Individualverkehr werden 
darüber hinaus üblicherweise neben dem 
PKW-Bestand die Komponenten durch-
schnittliche Fahrleistung, Fahrtweite und 
Besetzung zugrundegelegt. 51  Selbstver-
ständlich spielen auch Kostenstrukturen 
für die Verkehrsnachfrage eine Rolle, 
wie nicht zuletzt die Verteuerung der 
Kraftstoffpreise infolge der Ölkrise An-
fang der achtziger Jahre gezeigt.hat. 

Für die Güterverkehrsnachfrage werden 
neben den o.a. sozioökonomischen und 
demographischen Leitvariablen vor allem 

4 . Vgl. Birg, Herwig, und Voigt, 
Ulrich, Leitdatenvorausschätzungen 
für Verkehrsprognosen - Konzeption, 
Modelle und Verbesserungsmöglich-
keiten bisheriger Ansätze, DIW-
Beiträge zur Strukturforschung, Heft 
86, 1985, S. 26 ff. - Ratzenberger, 
R., Längerfristige Perspektiven im 
Straßenverkehr, in: Ifo-Schnelldienst 
16/86 (39. Jahrgang), S. 7 ff. -

 

5 Vgl. Kloas, Jutta, Kuhfeld, Hartmut, 
u.a., a.a.O., S.11 ff. und Ratzen-
burger, R., a.a.O., S.7 ff. -  

spezifische Produktions- und Ver-

 

brauchsdaten nach den einzelnen Gü-
terbereichen für die regionale Ver-
kehrserzeugung und Verkehrsverteilung 
herangezogen. 61  Änderungen in der 
Produktions- und Verbrauchsstruktur 
der Volkswirtschaft beeinflussen 
maßgeblich die Entwicklung der einzelnen 

Verkehrsträger im Güterverkehr: So 
begünstigen Strukturverschiebungen in 
der Produktion weg von den Massen-
gütern hin zu hochwertigen Halb- und 
Fertigwaren, die Bevorzugung von 
Frischkost beim Konsumverhalten in der 
heutigen Gesellschaft oder die zunehmen-
de Bedeutung des grenzüberschreitenden. 
Verkehrs den wachsenden Straßengüter-
verkehr. Im Zusammenhang mit den 
Wandlungen der Produktionsstruktur, die 
gerade in Baden-Württemberg in be-
merkenswerter Weise durch die zuneh-
mende Bedeutung des Bereichs der 
neuen Technologien beeinflußt wird, 
sollten in Zukunft neben der Tonnenkilo-
meterleistung die erwirtschafteten Beför-
derungsentgelte als weiterer Indikator 
für die erbrachte Verkehrsleistung her-
angezogen werden. 

Status-quo-Charakter von Verkehrs-
prognosen  

Aussagen und Erfahrungen darüber, in-
wiefern eine konsequente, bedarfsge-
rechte Verbesserung des Verkehrsange-
bots sich insgesamt auf die Struktur der 
Gesamtverkehrsnachfrage auswirken 
kann, lassen sich wohl nur über Mo-
dellversuche in der Praxis gewinnen. 7 I 

6 Vgl. Birg, Herwig, und Voigt, 
Ulrich, a.a.O., S.58 ff. - 

7 Vgl. Neidhardt, Jochen, Struktur-
gerechte Verkehrsbedienung - eine 
Aufgabe der Raumordnungs- und Um-
weltpolitik, in: Raumforschung und 
Raumordnung, Heft 6, November/ 
Dezember 1986, S. 243 ff. -

 

Haar, Ernst, Die regionale Ver-

 

kehrsbedienung der Deutschen 
Bundesbahn - eine gemeinwirt-

 

schaftliche Aufgabe, in: Information 
zur Raumentwicklung, Heft 4/5. 1986, 
5.273 ff. - 
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Aufgrund von auf Verkehrsprognosen 
ausgerichteten Untersuchungen sind si-
cherlich die Wirkungen von gezielten Än-
derungen im Verkehrsangebot nur 
schwer absehbar. Denn bei Prognosen 
werden im wesentlichen die Beziehungen 
zwischen der Verkehrsnachfrage und ih-
rer Determinanten für die Zukunft fort- 
geschrieben, wie sie in der Vergangen-
heit beobachtet wurden. Unabhängig von 
ihrem Status-quo-Charakter haben jedoch 
die nachfrageorientierten Erklärungskon-
zepte für eine vorausschauende Ver-
kehrspolitik eine wichtige Funktion, da 
damit die Verkehrsentwicklung in den 
Rahmen der voraussichtlichen Wirt-
schafts- und Bevölkerungsentwicklung 
insgesamt gestellt wird. 

Die Struktur der in Anspruch genom-
menen Verkehrsleistungen kann sich im 
Zeitverlauf durch teilweise inter-

 

dependente Bestimmungsfaktoren wie 
Änderungen im Mobilitätsverhalten, das 
Auftreten verstärkter Pendlerströme als 
Folge des räumlichen Auseinanderfallens 
von Wohn- und Arbeitsstätte, durch 
strukturelle Verschiebungen in der 
Altersgliederung der Bevölkerung, aber 
auch durch Änderungen d'er Verhaltens-
weisen oder durch das Auftreten "neuer" 
Verkehrsmittel bzw.,  das Angebot bisher 
nicht existenter Verkehrsleistungen in 
relativ kurzer Zeit stark verändern. Die 
ihrer Art nach tendenziell "statische" 
materielle Verkehrsinfrastruktur kann 
dabei aber keinesfalls quasi automatisch  

einem geänderten Bedarf kurzfristig an-
gepaßt werden. So müssen beispielsweise 
Staus an neuralgischen Abschnitten be-
stimmter Straßen nicht zwangsläufig zum 
Ausbau oder zum Bau von Umgehungs-
möglichkeiten dieser Stellen führen. Aber 
auch eher längerfristig durchzuführende 
Änderungen im Verkehrsnetz können, 
wie sich z.B.. bei der Neutrassierung 
von Straßen gezeigt hat, beträchtliche 
Widerstände nicht-ökonomischer Art ent-
gegenstehen, die eine Realisierung der-
artiger Vorhaben zumindest wesentlich 
verzögern. So hat u.a. ein geändertes 
Bewußtsein breiter Kreise gegenüber Be-
langen des Umwelt- und Naturschutzes 
verschiedentlich zur Bildung von Initia-
tiven geführt, die mit Ausschöpfung al-
ler zu Gebote stehender rechtlichen Mög-
lichkeiten bereits Planungen, Planfest-
stellungsverfahren und nicht zuletzt die 
Durchführung von notwendigen Maßnah-
men beträchtlich verzögern bzw. blockie-
ren. 

Erweiteruna des Straßennetzes um nur 
2 % bei kraftigem Anstieg des Fahr-
zeugbestands um 47 %  

Das gesamte Straßennetz des überört-
lichen Verkehrs 'ist seit Abschluß der 
Kreisreform bis zum Jahre 1985 nur noch 
in verhältnismäßig geringem Umfang ge-
wachsen (+ 2 %) (vgl. Schaubild 4 sowie 
Tabelle 4 und 5), während der Kraft-
fahrzeugbestand indessen 'innerhalb des 
zurückliegenden Jahrzehnts kräftig zuge-

  

Tabelle 4 

Straßen des überörtlichen Verkehrs 1985 
— Struktur und Entwicklung nach Kreistypen in Baden-Württemberg — 

Überörtliche Straßen 
Anteile der Straßenarten am 1.1.1985 Veränderung 

1 1 1985 
gegen 

1.1.1975 
Bundes. 

autobahnen 
Kreis-

straßen 

am 1.1.1985 

Anteil am Land 
insgesamt 

Kreistypen Bundes-
straßen 

Landes-
straßen 

insgesamt 

km 

 

Stadtkreise 

.Landkreise mit 
Verdichtungsräumen 

Landkreise mit 
Verdichtungsansätzen 

Ländlich geprägte 
Kreise 

Baden-Württemberg .  

4,5 + 7;3 

12,1 + 1,9 

24,1 + 1,7 

59,3 + 1,7 

100 + 2,0  

9,6 34,9 '29,3 26,4 

6,3 18,4 36,4 38,9 

2,5 18,3 36,4 42,9 

2.6 16,0 37,4 44,1 

3,3 17,7 36,7 42,3 

1 265 

3 359 

6 726 

16 535 

27 883 
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Tabelle 5 

Kraftfahrzeugbestand 1985') 
- Struktur und Entwicklung nach Kreistypen in Baden-Württemberg - " 

 

Kraftfahrzeugbestand am 1.7.1985  Veränderung 1.1.1985 gegen 1.1.1975 

darunter darunter 
Anteil 

am Land 
insgesamt Krafträder 

Personen- Lastkraft-

 

kraftwagen wagen  

insgesamt  Personen-

kraftwagen 

Lastkraft-

wagen 

Kreistypen insgesamt 
Krafträder 

Anzahl 

 

833 825 17,3 

993 392 20,7 

1 196811 24,9 

1783249 37,1 

4 807 277 100  

3,3 89,3 4,8 + 34,5 + 236,7 + 33,0 + - 3,7 

3,7. 87,7 3,8 + 51,2 c 350,7 + 50,1 + 20',6 

4,0 85,1 3,8 + 48,8 + 279,8 + 49,0 + 20,6 

3,8 80,7 3,9 + 49,2 + 283,3 + 52,8 + 25,8 

3,7 84,7 . 4,0 + 46,7 + 286,0 .+ 47,1 + 18,3, 

Stadtkreise- -

 

Landkreise mit 
Verdichtungsräumen 

Landkreise mit 
Verdichtungsansätzen 

Ländlich geprägte 
Kreise 

Baden-Württemberg 

I zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge. 

nommen hat, und zwar um 47 %. Bei dif-
ferenzierterer Betrachtung zeigen sich 
dabei jedoch, sowohl im Hinblick auf die 
verschiedenen Straßenarten als auch hin-
sichtlich regionaler Disparitäten, zum 
Teil deutliche Unterschiede. Wie bereits 
erwähnt, sind allerdings in diesem Zu-
sammenhang Veränderungen zu berück-
sichtigen, die sich aus Straßenumstu-
fungen im Rahmen der Straßenneuord-
nung zum 1.1.1984 ergeben haben. 
Daneben können in geringem Umfange 
Unschärfen gegenüber früheren Ver-
messungen auftreten, die mit der Ein-
führung EDV-gestützter Vermessungs-
techniken in der Straßenbauverwaltung 
während des Untersuchungszeitraums 
sowie mit zeitweilig bestehenden Zu-
ordnungsproblemen methodischer Art 
zusammenhängen. 

Kapazitätsmäßig "echte", d.h. auf Neu-
bauten zurückzuführende Zunahmen nen-
nenswerten Ausmaßes weisen von den 
untersuchten Straßenarten vor allem die 
Bundesautobahnen auf, deren Länge im 
genannten Zeitraum um nahezu 30 % auf 
fast 930 km gewachsen ist. Besonders 
ins Gewicht fällt hier hauptsächlich die 
neu gebaute, in nord-südlicher Richtung 
verlaufende Bodensee-Autobahn (A 81) 
ab Stuttgart und ihr ab Heilbronn in 
nord-östlicher Richtung verlaufendes 
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Gegenstück nach Würzburg mit Anbin-
dung an die Bundesautobahnen A. 3 
(Frankfurt-Bamberg) bzw. A 7 (Fulda-

 

Ulm--Kempten). In östlicher . Richtung 
wurden ferner Teile der A 6. (Heil-
bronn-Nürnberg) neu gebaut. 

Diese neu trassierten Strecken prägten 
die Entwicklungen in den betroffenen 
Räumen entscheidend.. Vor allem in zuvor 
eher "autobahnarmen" Kreisen, auf deren 
Flächen seit 1975 die oben genannten 
Bundesautobahnen gebaut wurden, wie in 
den Landkreisen Tübingen, Freuden-
stadt, Rottweil sowie im Schwarzwald-
Baar-Kreis, ferner in den Landkreisen 
Schwäbisch Hall und Heidenheim schlagen 
diese Neubauten nachhaltig zu Buche. 
Autobahnbauten waren außerdem prägend 
für die Entwicklungen im Landkreis 
Ravensburg und im Stadtkreis Baden-

 

Baden. Weit überdurchschnittliche 
Steigerungen von jeweils zum Teil 
deutlich mehr als 50 % seit 1975 
verzeichneten Kreise, in denen vor allem 
an bereits früher bestehenden Auto-

 

bahnteilstücken oder -verbindungen 
weitergebaut wurde, wie die Landkreise 
Böblingen, Konstanz, der Stadtkreis 
Heilbronn, der Hohenlohekreis sowie der 
Stadtkreis Freiburg und der Landkreis 
Lörrach. Geringere, jedoch noch über 
dem Landesdurchschnitt liegende Zunah-

 



men wiesen der Stadtkreis Karlsruhe und 
der Alb-Donau=Kreis auf. 

 

Von den Regierungsbezirken verzeichnete 
damit Freiburg, den beschriebenen Ent-
wicklungen auf Kreisebene entsprechend, 
mit einer Ausdehnung der Autobahnlänge 
von + 65 % die höchste Zuwachsrate vor 
Tübingen (+ 51 $) und Stuttgart 
(+ 34 $), Im Regierungsbezirk Karlsruhe 
auf den 1975 knapp 37 $, 1986 etwas 
mehr als 29 $ des 

-
_ Autobahnnetzes des 

Landes entfielen, fiel die Zunahme 
(+ 2 %) vergleichsweise sehr gering aus. 

Rund 5880 km Bundesfernstraßen  

Das Netz der Bundesstraßen im Lande 
nahm zur selben Zeit um etwas weniger 
als 5 % auf 4 950 km zu; sie machen 
damit gut 84 $ der rund 5880 km Bun-
desfernstraßen aus. Neben dem Bau 
zahlreicher Ortsumgehungen wurden auch 
Räume verkehrsmäßig "neu" erschlossen 
- exemplarisch hervorgehoben seien hier 
die B 10, die B 27 (bis zum Anschluß an 
die B 297 im Neckartal) oder die B 29 
(Remstal). Die ,größten prozentualen 
Steigerungen von jeweils mehr als, 20.$ 
wiesen der Stadtkreis Karlsruhe und der 
Landkreis Essling'en auf. Zuwachsraten 
von immerhin jeweils mehr als 15 % 
wurden im Stadtkreis Ulm, im Rems-
Mürr-Kreis, im Landkreis Emmendingen 
sowie im Stadtkreis Heidelberg erreicht. 

Bei den Landstraßen und bei den :Kreis-
straßen sind seit 1975 längenmä i 
sie~it' man von den bereits erwähnten, 
umstufungsbedingten Veränderungen ab 
- keine nennenswerten Entwicklungen 
festzustellen. Lediglich die Kreisstraßen 
wiesen noch bei rechnerischer Elimi-

 

nierung der Umstufungen - einen leich-
ten Zuwachs von weniger als 2 % auf; 
die Entwicklung bei den Landesstraßen 
stagnierte dagegen. 'Die während dieses 
Zeitraums vorgenorrimenen Baumaßnahmen 
dienten hier also nicht in erster Linie 
dem Bau "neuer", bisher' überhaupt 
nicht existenter Straßen, sondern sie 
dürften vor allem im Zuge des Ausbaus 
bereits bestehender Straßen zur 
(qualitativen) Verbesserung des Ver-
kehrsgeschehens erfolgt sein. So wird 
auch im Generalverkehrsplan 1986-  zum 
Beispiel auf rund 1 760 Baumaßnahmen 
verwiesen', die alleine bei den Landes-
straßen in der Zeit von 1975 bis 1985 

Um- und Ausbauten von 2 620 km Länge 
umfaßten. Dies zeigt„ auch. ohne das 
Vorliegen exakter Regionaldaten , :über 
einzelne Um- und Ausbaumaßnahmen im 
Rahmen der Straßenlängenstatistik, daß. 
beim Landes- und wohl auch beim Kreis-

 

straßenbau dem Prinzip "Ausbau vor 
Neubau" Rechnung getragen wurde und 
dieser Grundsatz ausweislich der An-
gaben zum mittelfristigen Ausbaupro-
gramm bis 1995 im Generalverkehrsplan 
1986 auch in Zukunft weiterverfolgt 
wird. Wie sich derartige Ausbaumaß-
nahmen in den zurückliegenden Jahren 
dagegen rein flächenmäßig ausgewirkt 
haben, wird Gegenstand der Unter-
suchungen über die regionale Flächen-
inanspruchnahme des Straßenverkehrs-
netzes sein. 

Bevor der Gesichtspunkt des sogenann-
ten Landverbrauchs durch das Verkehrs-
netz behandelt wird, der allgemein aus 
Umwelt- und Naturschutzgründen als we-
sentlicher Bestandteil des Belastungsgra-
des gerade auch durch Straßenbaumaß-
nahmen angesehen wird, soll zunächst 
auf _die Frage nach der regionalen;  Ver-
sorgung mit Straßen im Land eingegän-
gen werden. Hinsichtlich des Versor-
gungsaspektes bietet es sich an, die re-
gionale Struktur und Entwicklung der 
Straßen des "überörtlichen Verkehrs be-
zogen auf Fläche und Bevölkerung (Er-

 

schließungsgrad), Kraftfahrzeugbestand 
(Motorisierungsgrad) sowie Fahrtmengen 
(Verdichtungsgrad).  zu untersuchen. 

 

Zusammenhang zwischen Gemeindestraßen 
und Bebauungsflächenentwicklung  

Bezüglich der Gemeindestraßenentwick-
lung können keine vergleichbaren Be-
trachtungen angestellt werden, da ent-
sprechende aktuelle Längennachweisun-
gen fehlen, Allerdings kann vermutet 
werden, daß gebietlich Bedarf und Ver-
sorgung beiin Gemeindestraßennetz' in en- 
gem Zusammenhang stehen mit der örtli-
chen Siedlungstätigkeit. ' Für das Land 
insgesamt zeigt sich 'dies recht deutlich 
beim langfristigen Verlauf von Gemeinde-
straßen einerseits und Bebauungsfläche 
andererseits (vgl. Schaubild' 4). .Von 
Mitte der fünfziger bis Mitte der sechzi-
ger Jahre war beiderseits ein gleichge-
richteter Zuwachs um jeweils rund .25' % 
zu -verzeichnen. Innerhalb des folgenden 
Jahrzehnts blieb die Zunahme der 'Ge-
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Tabelle 6 

Regionale Kennziffer zur Motorisierung und Straßenversorgung 

Längen der überörtlichen Straßen 

 

Kraftfahrzeuge . 
je 1000 Einwohner  

Einwohner je 
Kraftfahrzeug  

je.10 000 Pkw  
je 10 000 

ha  
je 10 000 

Einw. 
je 10 000 

zugelassener Kfz 

Kreistypen Ver-

 

änderung 
1985 
gegen 
1975 

Ver-

 

änderung 
1985 
gegen 
1975 

Ver- 
änderung 

1985 
gegen 
1975' 

1.1.1985 1.1.1985 1.1.1985 1.7.1985 1.7.1975 1 .7.1985 1.7.1975 

km km km 

  

Anzahl 

 

Anzahl 

 

330 462 + 40,0 3,0 

355 526 + 48,2 2,8 

357 528 + 47,9 2,8 

369 543 + 47,2 2,7  

2,2 15 — 21,0 17 — 19,0 102 7 

1,9 34 — 32,0 39 — 31,6 92 18 

1,9 56 — 31,7 66 — 32,0 80 30 

1,8 ' 93 — 31,6 115 — 33.1 74 50 

Stadtkreise 

Landkreise mit 
Verdichtungsräumen. 

Landkreise mit 
Verdichtungsansätzen 

Ländlich geprägte 
Kreise 

Baden-Württemberg  355 520 + 46,5 2,8 . 1,9  59 — 31,4 70 — 31,4 78 30 

meindestraßen aufgrund der an Bedeu-
tung gewinnenden geschlosseneren Sied-
lungstätigkeit, wodurch vergleichsweise 
weniger Straßenlängen für die Anbin-
dung der neuen Wohn- und Gewerbege-

biete erforderlich waren, deutlich hinter 
der Erhöhung der Bebauungsfläche zu-

rück (+ 21, % gegenüber + 60 %). Auch in 
den zurückliegenden 10 Jahren ging der 
Bedarf an zusätzlichen Orts- und Er-
schließungsstraßen von der fortgesetzten 
Siedlungstätigkeit aus, die allerdings von 

1975 bis 1985 nur in abgeschwächtem 
Ausmaß erfolgte (+ 15 %). Deswegen 
dürfte der Anstieg der Gemeindestraßen 
weit über die Gesamtlängenentwicklung 
der Straßen des überörtlichen Verkehrs 
hinausgegangen sein (vgl. Schaubild 4). 

Was die Versorgung mit Straßen des 
überörtlichen Verkehrs anbelangt,, sind 

regional- bemerkenswerte Unterschiede 
festzustellen, die bezogen auf die ge-
wählten Raum- bzw. Kreistypen (Gebiete 
mit ähnlichen Strukturmerkmalen) in der 

Regel als quasi signifikant zu bezeichnen 

sind; möglicherweise ist dies eine Be-
stätigung dafür, daß1 die Struktur des 
Verkehrsangebots wesentlich bestimmt 
wird durch die Grundform des zugehöri-
gen Gebietstyps (vgl. Tabelle 4 und 6). 

Fast 80 km Ü berortsstraßen je 10 000 ha  
Z,ebietstlache 

 

Zunächst einmal fällt die Gegenläufigkeit 
des flächenmäßigen und des einwohner--

 

bezogenen Erschließungsgrads nach 
Kreistypen auf.. Bezogen auf die Fläche 
sind die mehr verdichteten Gebiete ver-
gleichsweise gut abgedeckt. Bei einem 
Landesdurchschnitt von rund 80 km kom-
men in den ländlich geprägten Kreisen 
nur knapp 75 km auf 10 000 ha Gebiets-
fläche, in den Landkreisen mit Verdich-
tungsräumen (92 km) sind es etwa 25 %, 
in den Stadtkreisen (102 km) sogar fast 
40 % mehr. Die niedrigsten Werte liegen 
bei 60 km (Landkreise Heidenheim, Orte-
nau und Emmendingen), die höchsten 
Werte bei 120 km (Stadtkreise Ulm und 
Stuttgart). Bezogen auf die Bevölke-
rungszahl .weisen dagegen die ländlichen 
Gebiete mit 50 km je 10 000 Einwohner 
einen überdurchschnittlich hohen Stra-

 

ßenumfang auf (Landesdurchschnitt 
30 km), der sich in den Landkreisen-
Schwäbisch Hall und Hohenlohe sogar auf 

über 80 km beläuft. In den stark ver-
dichteten Landkreisen und Stadtkreisen 
machte der einwohnerbezogene Straßen-
umfang nur knapp zwei Drittel (18 km) 
bzw. ein Siebtel (7 km) des Mittelwerts 
der ländlich geprägten Kreise aus. 
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von .. bis unier 

380 

380 .. 400 

400 .. 420. 

420 440 

440 und mehr 

   

Londeswert: 436 

0- 10 20 30 km 

Statistische§ Landesamt Baden - Wurnemberg 
t70 87 - 

Schaubild 5 

Pkw -Dichte in.den Gemeinden Baden-Württembergs am 1. Juli 1983 

   

Personenkraftwagen je 1000 Einwohner 



ze !Veee und Plü ,a Sl reßen Krafifahrzeuge je 

 

LcndeswerC: 27,7 

Statistisches Landeeami Baden. WgrVemberg 1]1 87 

Schaubild 6 

Kfz -Dichte in den Gemeinden Baden- Württembergs am 1. Juli 1983 

 



Die Beziehung zwischen Länge der über-
örtlichen Straßen und Motorisierungsgrad 
sieht strukturell nach Gebietstypen ähn-
lich aus -wie bei der 'einwohnerbezogenen 
Betrachtung. In diesem: Zusammenhang 
ist zunächst auf die regional sehr un-
terschiedliche Struktur und Entwicklung, 
bei Kraftfahrzeugbestand und Motorisier 
rungsgrad hinzuweisen (:vgl. Tabelle 5 
und 6 sowie Schaubild 5 und 6).-  Der 
Bestand an Kraftfahrzeugen in einer Ge-
meinde hängt vor- allem von -der Zahl der 
Einwohner ab, wobei für die regionale 
Zuordnung davon auszugehen ist, daß im 
allgemeinen der bei der Zulassungsstelle 
angegebene regelmäßige Standort über-
einstimmt mit dem Wohnort d'es Fahrzeug-
halters. In den Ballungsgebieten und 
Städten sind deshalb erheblich mehr 
Fahrzeuge registriert als in den Landge-
meinden. Dies kommt deutlich im Schau-
bild 6 zum Ausdruck, wo die Kraftfahr-
zeugdichte in den Gemeinden Baden-
Württembergs,. zum Stand vom 1,7.1983 
dargestellt-.ist als Zahl der, :Kraftfahr-
zeuge , bezogen auf die Fläche - von Stra-
ßen, Wege und:,Plätze. Demnach ist die 
Kraftfahrzeugdichte besonders -hoch in 
Verdichtungsräumen -und Verdichtungs-
bereichen. 

 

Hoher Motorisierungsgrad in den ländli-
chen Gebieten 

Anders sieht 'das Bild bei der Pkw-Dich-
te aus, definiert als 'die Zahl der Perso-
nenkraftwagen je 1000 Einwohner, die als 
Gradmesser für die Motorisierung der 
Bevölkerung gelten kann. Tendenziell 
ergibt sich, daß der Motorisierungsgrad 
in den Städten geringer ist als auf dem 
Lande (vgl. Schaubild 5). Dies dürfte 
nicht zuletzt auch damit zusammenhän-
gen, daß in den Städten., im allgemeinen 
ein besseres Angebot an öffentlichen 
Verkehrsmitteln besteht. In den ländlich 
geprägten Kreisen kommen bereits über 
540 Kraftfahrzeuge auf 1000 Einwohner; 
der F.lo 

-

torisierungsgrad hat damit um 
über 47 % binnen 10 Jahren zugenommen, 
In den Landkreisen mit Verdichtungsräu-
men und Verdichtungsansätzen war der 
Zuwachs sogar leicht höher, doch liegt. 
die Kennziffer mit knapp 530 Kraftfahr-
zeugen je 1000 Einwohner doch noch 
etwas niedriger. Deutlich darunter be-
wegt sich dagegen der Motorisierungs-
grad in den Stadtkreisen -(rund 460 
Kraftfahrzeuge je 1000 Einwohner), aller-  

 

Hinweise auf berufsbedingt notwendige 
Pendlerbewegungen ergeben sich bei-
spielsweise aus der unterschiedlichen 
regionalen Verteilung der wohnortsbezo-

 

dings macht hier der Stadtkreis Baden-
Baden (566) eine bemerkenswerte Aus-

'.nahme. 

Der Kraftfahrzeugbestand in Baden-
-Württembera. hat 1986 erstmals die 5-Mil-
lionengrenze überschritten, am 1.1.1987 
wurden knapp 5,1 Millionen zulassungs-
pflichtige :Fahrzeuge festgestellt. Von 
1975 bis 1985 war bei den Krafträdern 
der höchste Zuwachs zu verzeichnen 
(+ 286.%), doch liegt ihre absolute Zahl 
noch deutlich unter 200 000. Vergleicht 
man die Zuwächse von Kraftfahrzeugen 

.mit denen der Straßen des überörtlichen 
Verkehrs nach Gebietstypen so fällt auf, 
daß zwar' in den ländlich geprägten 'Krei'-
sen der Kraftfahrzeugbestand über-
durchschnittlich (+ 49,2 $ gegenüber + 
46,7 % im Landesmittel), der Umfang der 
Überortsstraßen dagegen unterdurch-
schnittlich (+ 1 ,7 % gegenüber + 2,0 % im 
Land insgesamt) im zurückliegenden 
Jahrzehnt zugenommen hat. Umgekehrt' 
verhält- es sich -in den Stadtkreisen; 
denn dort ist, der..kraftfahrzeugbestand 
um nur -34,5 %, die Straßenlängen des-
überörtlichen Verkehrs jedoch um 7 % 
angestiegen. Entwicklung des Kraftfahr-
zeugbestands und Motorisierungsgrads 
stehen demnach in, keinem direkten Zu= 
sammenhang mit dem Bedarf an einer Er- 
gänzun'g des Straßennetzes. Als Indika-
toren für regionale~Engpaßsituationen auf 
den Straßen scheinen allerdings die be-
reits oben behandelte , Kenngröße°"Längen 
der überörtlichen Straßen bezogen auf 
die Zahl der Kraftfahrzeuge" oder die 
verkehrsflächenmäßige Kraftfahrzeug-

 

dichte (vgl. Schaubild 6) geeignet zu 
sein. .Je höher die absolute Zahl der 
Kraftfahrzeuge, desto mehr Verkehrsbe-
wegungen, je geringer dabei der Umfang 
des Straßennetzes, desto mehr Verkehrs-
verdichtungen sind zu erwarten. Aller-
dings werden in den beiden genannten 
Bezugsgrößen nur Verkehrsbewegungen 
sichtbar gemacht, die in der Regel vom 
Standort der Kraftfahrzeuge ausgehen. 
Um die tatsächliche Dynamik des 'Stra-
ßenverkehrs regional abzubilden, müssen 
jedoch zusätzlich auch die Ziel- und 
Durchgangsorte der Verkehrsbewegungen 
berücksichtigt werden. 
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5--18 

 

Anteil am 
Land insgesamt 

Tabelle 7 
. I 

Regionale Entwicklung der Bevölkerung 1975 bis 1985 

Anteil der Bevölkerung im Alter 

Bevölkerung von .:. bis unter ... Jahren an der 
.Bevölkerung der jeweiligem. Raumtyps 

Raumtypen71 

insgesamt  

1985 

Anteil am Land 
insgesamt 

Veränderung 

gegen - 

1975 

Bevölkerungs-
dichte 

18 und älter unter 5 

1980 

:Einwohner 
je km2 Anzahl % % 

Verdichtungsraum 

Randzone 

Verdichtungsbereich 

Ländlicher Raum 

Baden-Württemberg  

3 531 292 

1 919 686 

1 066053 

2 754 339 

9 271 370  

1 040,6 4,7 13,1 82,2 

333,6 5,5 15.5 - 79,0 

369,6 5,1 15,0 - 79,9 

116,2 5,7 17,0 77,3 

259,3 5,2 15,0 79,8 

. 38,1 -0,7 -0,5 

20,7 + 1,3 +4.4 

11,5 -0,5 -0,1 

29,7 +D,6 +2,1 

100, +0,1 + 1,3 

 

1) Nach Landesentwicklungsplan 1983. 

 

genen Bevölkerungszahlen einerseits und 
der arbeitsplatzbezogenen Beschäftig-
tenzahlen andererseits (vgl. Tabelle 7 
und 8). In den Verdichtungsräumen und 
-bereichen haben nur knapp 50 % der 
Einwohner von Baden-Württemberg ihren 
Wohnort, aber über 60 % der versiche-
rungspflichtig beschäftigten Arbeitneh-
mer ihren Arbeitsplatz. Bei einem etwa 
gleich hohen Bevölkerungsanteil beläuft 
sich dagegen im ländlichen Raum ein-
schließlich Umland um die Verdichtungs-
räume der Beschäftigtenanteil auf ledig-  

 

Iich knapp 40 $. Die daraus resultieren-
den unterschiedlich hohen Beschäftigten-
quoten (45 % bzw. 29 %) deuten an, in 
welchem Ausmaß Berufspendler in den 
Randzonen um die Verdichtungsbereiche 
und im ländlichen Raum darauf angewie-
sen sind, täglich mit Verkehrsmitteln an 
ihre Arbeitsstätten in den Verdichtungs-
räumen und -bereichen zu gelangen,. Da-
bei benutzt ein Großteil der Berufstäti-
gen das Auto, ein wesentlicher Grund 
für die arbeitstäglichen Verdichtungen im 
Sträßenverkehr in den Ballungsgebieten,. 

Tabelle 8 

Regionale Entwicklung der Beschäftigten 1975 bis 1985 

Beschäftigte" 

Veränderung 
Raumtypenl ) 1985 Beschäftigtenquote 

1985 gegen 1975 1985 gegen 1980 

Anzahl 

 

Verdichtungsraum 

Randzone 

Verdichtungsbereich  

1 617 539 47,3 

565113 16,5 

455 452 13,3  

45,8 1,0 + 2,8 

29;4 -+ 0.5 + 8,7 

42;7 - 3,0 + -0,1 

 

Ländlicher Raum, 

Baden-Württemberg  

782880 22,9 

3 420 984 100  

28.4 + 1,3 +. 11,4 

36,9 - 0,5 + 52 

1) Nach Landesentwicklungsplan 1983. - 2) Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer. 
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Kreis 
Region 

Regierungsbezirk 
Land 

 

4,1 + 15,3 26724 

 

14 153 30810 14752 

10 717 
11 422 
6560 
8203 
4891 

7 234 

11 232 
12 451 
6 948 
9 569 
6 086 

6 551 

6 703 
8 470 
6 825 
7 132 
5 889 

8 470 

7 398 
8 369 
7 529 
8 434 
6 697 

9 275 

4 942 5732 +, 16,0 

4 807 5 199 3 274 3 809 + 82 + 16,3 
2363 2861 2021 2238 + 21,1 + 70,7 
1 712 2 263 2 165 2 445 + 322 + 12,9 
2 254 2 532 1 844 2 101 + 12,3 + 13,9 

. 2 914 2 827 4 282 4 353 - 3,0 _ + 1,7 
2552 3002 3915 4273 + 17{6 + g,1 

 

+ 10,4 
- 1,0 
+ 10,3 
+ 18,3 
+ 13,7 

- 9,4 + 9,5 

+ 4,8 
+ 9,0 
+ 5,9 
+ 16,7 
+ 24,4 

7238, 7 830 7.474 7 946 + 8;2 + 6,3 

2 720 2 942 4:052 4 289 + 82 + 5,8 
4 810 5 539 4 663 4 742 + 152 + 1,7 
2 790 2 984 3 275 3 269 + 7,0 - 02 
6 523 6 958 + 6;7 , 

6 663 6 108 11 496 12 126 - 8,3 + 5,5 

5 344 5 621 5 219 5 621 + 52 + 7,7 
5 847 6 356 4 370 4 770 + 8,7 + 9,2 
6699 7181 5613 6012 + 7,2 + 7,1 

3 373 4 158 - 3 414 3 592 + 23,3 + 5,2 
3 348 3 372 3 793 4 246 + 0,7 + 11,9 
2 920 3 102 4 045 3 851 + 6,2 - 4,8 

3705 4052 3535 3619 + 9,4 + 2,4 
3404 3 895 4 013 4 253 + 14,4 _ + 6,0 
1 898 2 172 3 171 3 472 + 14,4 + 9,5 
4255 4 691 + 102 

 

+ 15,4 
+ 9,1 
+ 18,8 

+ 7,0 
+ 0,9 
+ 6,0 

+ 13,8 + 0,3 

+ 10,3 + 12,3 
+ 13,6 - 1,3 

Tabelle 9-

  

Durchschnittliche tägliche Verkehrsstärken (DTV) auf überörtlichen Straßen 

Veränderung 
1985 gegen 1980 

1980 1985 1980 1985 

Kfz-A zahl., 

Freie Strecken Ortsdur hfahrten FS 00 

 

Stadtkreis 
Stuttgart; Landeshauptstadt 

Landkreise 
Böblingen 
Esslingen 
Göppingen 
Ludwigsburg 
Rems-Murr-Kreis 

Stadtkreis 
Heilbronn 

Landkreise 
Heilbronn 
Hohenlohekreis 
'Schwäbisch Hall 
Main-Tauber-Kreis 

Landkreise, 
Heidenheim 
Ostalbkreis 

Regierungsbezirk Stuttgart 
Stadtkreise 

Baden-Baden 
Karlsruhe 

Landkreise 
Karlsruhe 
Rastatt 

Stadtkreise 
Heidelberg 
Mannheim 

Landkreise 
Neckar-Odenwald-Kreis 
Rhein-Neckar-Kreis 

Stadtkreis , 
Pforzheim 

Landkreise 
Calw . 
Enzkreis 
Freudenstadt 

Regierungsbezirk Karlsruhe 
Stadtkreis 

Freiburg im Breisgau 
Landkreise 

B reisga u.H och schwa rzwa Id 
Emmendingen 
Ortenaukrels 

Landkreise 
Rottweil -• 
Schwarzwald-Baar-K reis 
Tuttlingen 

Landkreise 
Konstanz 
Lörrach 
Waldshut 

Regierungsbezirk 'Freiburg 
Landkreise 

Reutlingen 
Tübingen 
Zollernalbkreis 

Stadtkreis 
Ulm 

Landkreise 
Alb-Donau-Kreis 
Biberach 

Landkreise 
Bodenseekreis 
Ravensburg 
Sigmaringen 

Regierungsbezirk Tübingen 
Baden-Württemberg 

 

6 707 8 105 6 854 7 883 6,9 + 15,0 
18 652 20 388 16 451 16 955 + 9,3 + 3,1 

9 006 9 327 6 501 S 998 - + 3,6 + 7,6 
6 296 - 6 787 6 981 6 488 + 7,8 - 7,1 

9 869 10 779 10 670 11 415 
21 680 22 732 13 147 15 317 

1 761 2037 2 195 2 400 
9 808 10 298 5 843 6 336 

3 145 
4775 
2 883 

7 864 

3 660 
1 873 

+ 8,1 + 7,9 
+ 11,5 + 13,4 
+ 3,7 + 9,4 
+ 10,1 
+ 9,1 + 7,6 

+ 92 + 7,0 
+ 4,9 + 16,5 

+ 15,7 + 9,3 
+ 5,0 + 8,4 

3 628 
5 211 
3 425 

5 006 
6 026 
4 180 

5 357 
6 079 
4 430 

8 952 5 384 5 402 

4 038 
2 127 

3 792 
2 249 
1 982 
3 167 

2 289 
2 348 

4 428 
3 130 
2 467 

2 571 
2 317 

4 777 
3 550 
2 700 

4972 4253 4 577 

3 509 
2017 
1 91 1 
2 877 
4559 
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Indikator für Verkehrsbelastungen: durchschnittliche tägliche Verkehrsstär-

 

durchschnittliche tägliche Verkehrsstär- ken nach einzelnen Zählstellenabschnitten 
ken 'in'den `betroffenen Gemeiriden veröffent-

 

. 
1 licht ' werden (vgl:' Straßenverkehrszäh-

Ein repräsentatives Bild über die Ver- lang 1985, Verkehrsstärken in Orts-
kehrsverdichtungen und -belastungen im durchfahr 

-
ten, herausgegeben vom Innen-

gesamten Straßennetz des Landes liefern _ministerium Baden-.Württemberg, Straßen-
die zur Ermittlung der Verkehrsmengen bauv_erwaltung), würden für diese Arbeit 
auf den `Bündesfernsträßen"durchgeführ= als Mittelwerte n 

- 
ach Kreisen--  für die 

ten flächendeckenden Straßenverkehrs- Ortsdurchfahrten der überörtlichen, Stra-
zählungen, die bundeseinheitlich erfol- ßen 1980 und 1985 zusammengestellt 
gen.'e Um die Verkehr.'sentwicklung auf (vgl. Tabelle' '9). .Nach den Ergebnis-
dem gesamten: Netz der Straßen für den sen dieser Straßenverkehrszählungen er-

, überiirtlichen' Verkehr .zu erfassen., wur- geben sich folgende Verkehrsbelastungen 
de in Baden-Württemberg 1975, 1980 und auf den überörtlichen Straßen in ,Baden-
1985 der Straßenverkehr auch auf den Württemberg: 
Landes- und - Kreisstraßen mitgezählt. Da 
allerdings für diese Untersuchung keine Im .Landesmittel lagen 1985 die mittleren 
regionalen Ergebnisse für die Aütobah- Verkehrsstärken (;DTV) für die freien 
nen im Jahr 1975 zur Verfügung stan- Strecken auf den Straßen des überörtli-
deh 7  beschränkt sich die Darstellung der chen Verkehrs bei knapp 5 000 Kraft-

 

Entwicklung der Jahresfahrleistungen fahrzeugen je Tag (Kfz/24 h), sie bezif-

 

1975 bis 1985 auf die Verkehrsentwick-  ferten sich auf 38:200 Kfz/24  h für die 
lung auf den :überörtlichen Straßen :ohne Autobahnen, , .9 200 Kfz/24 h für die 
Autobahnen (vgl. Tabelle 9a bis 9c). Im Bundesstraßen, 3 ,300 Kfz/24 h für "die 
Rahmen der .flächendeckenden Straßen- Landesstraßen .und 1 600 Kfz/24 h.. für 
verkehrszählungen ist im Land auch der die Kreisstraßen. , In den Stadtkreisen 
Verkehr in Ortsdurchfahrten in -Gemein- mit einem überdurchschnittlichen .Bun-
den bzw. Gemeindeteilen mit mehr als desfernstraßenanteil wurden die höchsten 

5000_, Einwohnern ermittelt, worden, -wobei DTV-Werte mit 30800 Kfz/24 h (Stutt-
der Verkehr auf den jeweiligen Orts- gart), 22 700 Kfz/,24 h (fAannheim).und 
durchfahrtsstrecken in der Baulast des 20 400 Kfz/24 h (Karlsruhe) festgestellt, 
Bundes, des : Landes und der Landkreise vergleichsweise höhe Werte zwischen 

gezählt worden ist. Die daraus 
- 
vorlie- 10 000 und 12 000 `Kfz/24 h wurden auch 

genden Ergebnisse, die üblicherweise als in den Landkreisen Böblingen, Esslingen 

Tabelle 9 a - 

Entwicklung der Jahresfahrleistungen des Kraftfahrzeugverkehrs auf Straßen des überörtlichen 
Verkehrs 1975 bis 19851 

Kraftfahrzeugverkehr insgesamt 

Veränderung

 

                    

          
Kreistypen 

 
1975 

 
1980 

 
1985 

   
                    
   

 

      

   
. Mio. Fahrzeugkilometer 

  

 

 

                    

1985 gegen 1975  1985 gegen 1980  1980 gegen 1975 

Stadtkreise 

Landkreise mit 
Verdichtungsräumen 

Landkreise mit 
Verdichtungsansätzen 

Ländlich geprägte 
Kreise 

Baden-Württemberg 

-) Ohne Autobahnen.  

1 430,2 2367,4 2'735,4 + 91,3 + 15,5 + 65,5 

3943,3 - 4740,2 5 162,2 + 30,9 + 8,9 + 20,2 

 

5973,4 6 889,5 7 340,7 + 22,9 + 6,5 + 15,3 

10368,9 11 506,4 12 143.7 + 17,1 + 5,5 + 11,0 

21 715,8 25503.5 27382,0 + 26,1 + 7,4 + 17,4 
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+ 17,1 "+ 66,2 1--17,1 

 

1 312,7 2181,7 2554,1 + 94,6 

 

184,9 180,6 + 54,2 - 2,3 + 57,9 

35442 4298,9 4752,3 + 34,1 + 10.5 

5 324;6 6 206,8 6 723,2 + 26,3 + 8,3 

+ 21,3 399,0 440,8 409,5 + 2;6 - 7,1 '+ 10,6-

 

+ 16,6 648,8 680,2 617,5 - 4,8 - 9,2. + 4,8-

 

9 133,7 10 214,9.10.979,2 + 20,2 +. 7,5 + 11,8 1 235,8 1 293,4 1 165,6 - 5,7 - 9;9 + 4,7-

 

19 315;2 22 904,3 25 008,8 + 29,5 + 9,2 + 18,6 2 400,7: 2 599;3 2373,2 — 1,1 _ 8,7 + 8,31 

Personenverkehr Güterverkehr 

Veränderung Veränderung 

Mio. F hrzeugkilometer % 

  

Kreistypen 
1975 1980 1985 1985 

gegen 
1975 

1985 
gegen 
1980 

1980 
gegen 
1975 

1975 1980 1985 1985 
gegen 
1975 

1985 
gegen 
1980 

1980 
gegen 
1975 

 

. Stadtkreise 

Landkreise mit 
Verdichtungsräumen 

Landkreise mit 
Verdichtungsansätzen 

Ländlichgeprägte' 
Kreise

 

Baden-Württemberg 

  

Mio. F hrzeugkilometer 

-Tabelle 9 b 

Entwicklung der. Jahresfahrleistungen des Personen- und Güterverkehrs auf Straßen des überörtlichen 
Verkehrs 1975 bis 1985') 

F Ohne Autobahnen. 

 

und' Rhein-Neckar ,gemessen (vgl. Tabel-
le 9). In' vielen ländlich geprägten Krei-

 

sen, deren Ü berortsstraßennetz .zu 45 % 
und mehr durch Kreisstraßen bestimmt 
wird, beliefen sich die durchschnittlichen 
Verkehrsstärken 1985 lediglich auf 2 500 
Kfz/24 h, oder' weniger,. so in den Krei-
sen Schwäbisch Hall, Neckar-Odenwald, 
Biberach, Sigmaringen und Ravensburg. 
Der Bodenseekreis und Rems-Murr-Kreis 
allerdings,-  die ebenfalls durch einen 
sehr hohen Kreisstraßenanteil auffallen -
und .zwar von jeweils über 50 % -, jedoch 
zu den Landkreisen mit Verdichtungsan-

  

,Tabelle 9.c  

sätzen' zu zählen sind, wiesen dagegen 
DTV-Werte von 3 800 Kfz/24 h bzw, so-
gar 6 1'00 Kfz/24 h auf. 

 

Eine überdurchschnittliche Zunahme der 
DTV-Werte war 1985 gegenüber 1980 be-

 

sonders in den Kreisen zu verzeichnen, 
wo ein Ausbau des Bundesfernstraßen-

 

netzes erfolgte, so in den Landkreisen 
Schwäbisch . Hall (+ 32 %), Rottweil 
(+ 23 $), Zollernalb (+ j9 %) oder Ho-
henlohe (+ 17 %); im Landesdurchschnitt 
bezifferte sich der Zuwachs auf lediglich 
+ 9 %. Die Entwicklung der durchschnitt-

 

Entwicklung der Jahresfahrleistungen des Kraftfahrzeugverkehrs auf den Au obahnen 1980 und 1985 

Kfz-Verkehr i sgesamt Personenverkehr Güterverkehr 

1980 1985 

Mio. F hrzeug-

 

kilometer -  

Veränderung 
1985 

gegen 1980  

 

1980 1985 

Mio. Fahneug-

 

kilometer 

Veränderung 

1985 
gegen 1980  

 

1980 1985 

Mio. Fahrzeug-
kilometer 

Veränderung 
1985 

gegen 1980 

% 

Kreistypen 

1 249,5 1 354,7 + 8,4 1 065,7 1171,9 + 10.0 184,0 183,2 - 0,4 

4308,6 4590.5 + 6,5 3607.9 3865,9 + 72 700.5 724,4 + 3,4 

2156,1 2255,6 + 4,6 1840,0 1900,7 + 3,3 316,5 355,2 + 122 

4 093,3 4658,3 + 13A 3425,4 3903,8 + 14,0 667,4 754,0 + 13,0 

11 807,5 12 859.1 + 8.9 ~9 939,0 10842,3 + 9,1 1 868,4 2016,8 + 7,9 
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Stadtkreise 

Landkreise mit 
Verdichtungsräumen 

Landkreise mit 
Verdichtungsansätzen 

Ländlich geprägte: 
Kreise 

Baden-Württemberg , 



lichen Verkehrsstärken auf den Orts-
durchfahrten, die sich im Landesmittel 
um + 7,6 % erhöhte, zeigt dagegen, daß' 
offensichtlich vielerorts die Belastung 
der Ortsdurchfahrten aufgrund von Um-
gehungen, großräumigen Anbindungen 
u.ä., stark abgebremst oder sogar redu-
ziert werden konnte, so in den Land-
kreisen Tübingen (+ 0,9 %), Freuden= 
stadt (- 0,2 %), Biberach (- 1,3 %) oder 
Tuttlingen (- 4,8 $). Auch in den Krei-
sen Esslingen (- 1,0 %), -Stuttgart 
(- 4,1 %) und Rastatt (- 7,1 %) wurden 
nennenswerte Verminderungen bei der 
Ortsdurchfahrtenbelastung festgestellt. 

Auf der Grundlage der mittleren DTV-
Werte in Baden-Württemberg sowie der 
Straßennetzlängen und der Anzahl der 
Tage im Jahr 1985 ergaben sich die Jah-
resfahrleistungen 1985 zu 27,4 Mrd. 
Fahrzeugkilometern (Fzkm) für die Bun-
des-, Landes- und Kreisstraßen und zu 
12,9 Mrd. Fzkm für die Bundesautobah-
nen bzw. 40,2 Mrd. Fzkm für die Stra-
ßen des überörtlichen Verkehrs insge-
samt und damit 8 % , mehr als 1980 
(37,3 Mrd. Fzkm) (vgl. Tabelle 9a bis 
9c). Bei einem Anteil der Autobahnen-
netzlänge von nur 4,2 % an den gesamten 
freien Strecken der Ü berortsstraßen in 
Baden-Württemberg belief sich 1985 der 
Kfz-Fahrleistungsanteil der Bundesauto-
bahnen an der Gesamtfahrleistung auf 
32 % (1980: 31,6 %). Dabei ergäben sich 
auffallende Unterschiede bezogen auf 
Personenverkehr und Güterverkehr ei-
nerseits, aber auch bezogen auf die ver-
schiedenen Raumtypen andererseits. So 
betrug diese Quote beim Personenverkehr 
1985 rund 30,2 % (1980: 30,3 %), beim 
Güterverkehr dagegen fast 46 % (1980: 
42 %),. Sowohl beim Personenverkehr als 
auch beim Güterverkehr war der Kfz-
Fahrleistungsanteil der Autobahnen je-
weils am höchsten in den Landkreisen mit 
Verdichtungsräumen (44,9 % bzw. 
63,9 %), in der Rangfolge schlossen sich 
dann gleichermaßen mit der nächsthöch-
sten Quote die Stadtkreise (31,5 % bzw. 
50,4 %) sowie die ländlich geprägten 
Kreise an (26,2 % bzw. 39,3 %), die 
niedrigsten Werte wiesen jeweils die 
Landkreise mit Verdichtungsansätzen 
(22,0 % bzw. 36,5 %) auf. Diese Abstu-
fungen hängen sicherlich zu einem we-
sentlichen Teil mit der unterschiedlichen 
streckenmäßigen Versorgung mit Auto-
bahnen in den einzelnen Landesteilen zu-  

sammen, doch dürften auch noch andere 
Faktoren eine Rolle spielen; denn der 
netzmäßige Anteil der Autobahnen an den 
gesamten Straßen des überörtlichen Ver-
kehrs ist in den Stadtkreisen (9,6 %) 
deutlich höher als in den Kreisen mit 
Verdichtungsräumen (6 ; 3 %). 

 

Verlagerungen beim Güterverkehr auf-
grund verbessertem Autobahnnetz  

Offensichtlich hat in den letzten Jahren 
verstärkt eine Verlagerung des Güter-
verkehrs auf das verbesserte Autobah-
nenstraßennetz stattgefunden; diese Ent-
wicklung hat sicherlich auch zur Entla-
stung der Ortsdurchfahrten beigetragen. 
Während sich die Jahresfahrleistungen 
des Güterverkehrs von 1980 bis 1985 auf 
den überörtlichen Straßen (ohne Auto-
bahnen) um rund 9 % auf 2,4 Mrd. Fzkm 
verringerten (vgl. Tabelle 9b), nahmen 
sie im gleichen Zeitraum auf den Auto-
bahnen um 8 % auf jetzt über 2,0 Mrd. 
Fzkm zu (vgl. Tabelle 9c)., Diese Ten-
denz'fällt am stärksten auf in den länd-
lich geprägten Kreisen mit 'Verände-
rungsraten'von - .9,9 % bzw. + 13 %. Die 
Jahresfahrleistungen des Güterverkehrs 
insgesamt gingen Von 1980' bis 1985 um 
1,7 % auf 4,39 Mrd. Fzkm (1980: 4,47 
Mrd. Fzkm) zurück. Dies dürfte teilweise 
konjunkturell bedingt sein, zumal die 
Anfang der achtziger Jahre gesamtwirt-
schaftlich bedingten Rückschläge erst 
wieder aufgeholt werden mußten und der 
Straßengüternahverkehr in hohem Mäße 
vom Baugewerbe abhängt. Teilweise 
dürften sich bereits aber auch Ratidnali- 
sierungen im Güterverkehr bemerkbar 
machen durch verbesserte Auslastung 
der vorhandenen Ladekapazitäten der 

Lkw. Demgegenüber haben die,Jahres-
fahrieistungen beim Personenverkehr von 
1980 bis 1985 um über 9 % auf 35,85 
Mrd. Fzkm zugenommen (1980: 32,8 Mrd. 
Fzkm) . Eine vergleichsweise hohe Zu-
wachsrate ist dabei in den Stadtkreisen 
zu verzeichnen (+ 15 %),, in den Land-
kreisen mit Verdichtungsansätzen betrug 
sie nur rund 7 $. 

Wenn auch Baden-Württemberg - bei ver-
einzelten Lücken insbesondere im groß-
räumigen Netzzusammenhang - im großen 
und ganzen mit einem ausreichenden 
Straßennetz für den überörtlichen Ver-
kehr versorgt ist, so zeigen doch die 
gebietlichen und örtlichen Verdichtungen 
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immer wieder auf einzelne Engpaßsitua-
tionen hin. Das Ausmaß dieser Verdich-
tungen wird-  vor allem ..dann sichtbar„ 
wenn man die durchschnittlichen tägli-

 

chen Verkehrsstärken einzelner 
Streckenabschnitte ,betrachtet und dann 
noch bedenkt,, daß die. Belastungen .,auf 
diesen _Streckenabschnitten sich an be-
stimmten Tagen bzw. zu bestimmten Ta-
geszeiten massieren. 1985 würden . die 
höchsten DTV-Werte an zwei Autobahn-
abschnitten um Stuttgart mit einem Jah-
resmittel . von fast, 82. 000 .Kfz/24 . h, an 
den Urlaubswerktagen von sogar über 
90 000 Kfz/24 h festgestellt8l Auf Teil-
strecken von Ortsdurchfahrten wurden 
1985. mittlere Verkehrsstärken ermittelt, 
die durchaus vergleichbar sind mit den 
durchschnittlichen Verkehrsstärken auf 
den Autobahnen, so z.B. in Fellbach (B 
14: 39 000 Kfz/24 h), Wendlingen 
(B 313: 31 000' Kfz/24 h),, Uhingen 
(B 10.:28 000 Kfz/24°h) oder Schorndorf 
(B 29: 27 000 Kfz/24 h). 

 

Flächenmäßige Belastungen durch Stra-
ßenverkehr . gehen _ ueer unmittelbare 
Landinanspruchnahme hinaus  

 

Im Zusammenhang mit der Beseitigung 
von..-V.erdichtungs-. und Engpaßsituatio-. 
nen mittels Straßenneubaumaßnahmen 
wird seit 'Mitte der siebziger Jahre in 
verstärktem Maße die Frage der Bela-
stung von Natur und Umwelt infolge von 
Ausweitungen des Verkehrswegenetzes 
aufgeworfen. Dabei wird nicht nur auf 
die ,zusätzliche Versiegelung und direkte 
Flächeninäns'pruchnahme durch Verkehrs-. 
bauten hingewiesen, sondern auch auf 
Folgewirkungen, die .  weit _'über die für 
diese Nutzung unmittelbar .in _ Anspruch 
genommene Fläche hinaus auf mehr oder 
weniger ,große Nachbarflächen - eintre-

 

ten.9) Was die flächenmäßige. Belastung 

 

8 Straßenverkehrsentwicklung. und Un-
fallgeschehen in Baden-Württemberg, 

-Jah.resvergleich: 1985/1984 und lang-

 

fristige Entwicklungen', . Innenmini-_ 
sterium Baden-Württemberg.. - 

 

9 Vgl. Bodenschutzprogramm 1986 Ba-
den-Württemberg; herausgegeben vom 
Ministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft, Umwelt' und Forsten : Baden-
Württemberg, S. 3.  

 

durch Straßen und Verkehrswege anbe-
langt, wird in der Regel als Indikator 
der säg.:' Landverbrauch :herangezogen, 
der als Anteil der - Verkehrsflächen an 
den Gesamtflächen zu bestimmen ist. 
Doch die_ Belastungen der .Fläche gehen 
durch die.technischen Auswirkungen des 
Kraftfahrzeugverkehrs darüber hinaus; 
zu berücksichtigen sind nämlich auch die 
Freiflächenbereiche, die durch Schad= 
Stoff- und Lärmimissionen betroffen 
sind.10)  Bevor nun im folgenden die re-
gionale- Struktur und Entwicklung von. 
Verkehrs- und Straßenflächen behandelt 
wird, soll- zunächst auf die. Gliederung 
der gesamten Verkehrsfläche und ihre 
quantitative Zusammensetzung eingegan-
gen werden (vgl. Übersicht 3). 

Bei der Flächenerhebung 1985, deren Er-
hebungsprogramm das Nutzungsverzeich-
nis der Arbeitsgemeinschaft der Vermes-
sungsverwaltung der Länder (AdV-Kata-' 
log) zugrundeliegt, wurde für Baden-
Württemberg eine Verkehrsfläche von 
175 785 ha oder 4,9 % der gesamten Ge-~ 
markungsfläche festgestellt. Davon ent-
fielen 91,1 % oder 160 210 ha auf Stra-
ßen, Wege und Plätze und 8,9 % oder 
15 575 ha auf Flächen, die dem schienen-
gebundenen Verkehr und dem Luftver-' 
kehr dienen. Die Flächen des Straßen-
verkehrs umfassen - dabei befestigte Flä-
chen einschließlich Fußgängerzonen sowie 
die zu den Straßenflurstücken zugehöri-
gen Nebenflächen, wie Trenn- und Sei-
tenstreifen, Brücken, Gräben und Bö-
schungen, Parkstreifen, Rad- und Geh-
wege. Nicht enthalten in der Verkehrs-
fläche der. Flächenerhebung. sind Flächen 
zu Lande, die dem Schiffsverkehr dienen 
(Hafenanlagen, Anlegestellen). Über die 
beiden genannten Aggregate hinaus (Flä-
chen für Straßen, Wege und Plätze ei-
nerseits, Bahngelände und Flugplätze 
andererseits) gibt die, Flächenerhebung 
eine .weitere Untergliederung der Ver-
kehrsfläche nach einzelnen Nutzungsar-

  

10 Vgl. Landschaftsrahmenplan, Materia- 
lien zum Bodenschutz und zur Freiflä-
chensituation in einzelnen Bereichen 
der Region Mittlerer Neckar, Regio-
nalverband .Mittlerer Neckar .(Schrif-
tenreihe Heft 20.) Stuttgart 1986, S. 
24. 

157 

 



Luftverkehr { Schienenverkehr 8 400 ha (4,8%)41 

7 175 ha (4,1%)5) 

Schienen- und 
Luftverkehr 
15 575 ha (8,9%) 

Übersicht 3 

Quantitative Aufgliederung der Verkehrsfläche 1985 

Flächenerhebung Straßenstatistik Schätzungen 

Aufgliederung der Flächen2)  für die ' 

Straßen des überörtlichen Verkehrs 

nach Straßenarten sowie nach freien 

Strecken (FS) und Ortsdurchfahrten (OD) 

Aufgliederung mit 

Nachweis der Flächen 
für Straße, Wege, Plätze 
sowie der Flächen für 

Schienen-und Luftverkehr 

Verhältnisschätzung zur 

Aufgliederung der 

Flächen für Wege und 
Plätze auf Grundlage 
vorliegender 
ALB-Ergebnisset) 

Regressions-
schätzung zum 
Nachweis der 
Gemeindestraßen-
flächen2) 

Verkehrsfläche Wege, Plätze Gemeindestraßen Straßen des überörtlichen Verkehrs 

175 785 ha (100%) 72 000 ha (41,0%) 38900 ha (22,1%) 49 310 ha (28,1%) 

davon 
Freie Strecken 44 200 ha (25,1%) 

FS der Bundes-

 

fernstraßen 17 300 ha (9,8%) 

FS der Landes-

 

und Kreisstraßen 26900 ha (15,3%) 

0rtsdurchfahrten3)  5 110 ha (2,9%) 

davon 

Straßen, Wege, Plätze 

160210 ha (91,1%) 

Flächen der 
Gemeindestraßen 
38 900 ha (22,1%) 

davon 
Flächen der Wege 
70 500 ha (40,1%) 

Plätze 
1 500 ha (1°kl 

1) ALB. Automatisiertes Liege schaftsbuch. - 2) Einschließlich Nebenflächen. — 3) Ortsdurchfahrten aller klassifizierten Straßen. —

4) Schätzung auf Grundlage der Streckenlängen 1985. — 5) Ermittlung über Differenzrechnung. 

ten nicht her, wie z.B. Flächen nur für 
Straßen oder Flächen nur für Wege. 
Nach der traditionellen Bodennutzungs-
haupterhebung liegt die Verkehrswege-
fläche lediglich als Gesamtsumme für 
Straßen, Wege, Plätze und Bahngelände 
vor. Die Frage nach dem Umfang der 
versiegelten Verkehrsflächen ist über die 
Ergebnisse der beiden einschlägigen Er-
hebungen zur Bodennutzung ohnehin 
nicht zu beantworten. Nur neue und 
verbesserte Erhebungsverfahren (Luft-
bildauswertung, automatisiertes Liegen-
schaftskataster mit tiefergegliedertem 
Nutzungsartennachweis) lassen die ei-
gentlich notwendigen, differenzierteren 
Informationen zur Flächennutzung im 
Verkehrsbereich erwarten. 

Das automatisierte Liegenschaftsbuch 
(ALB) wird künftig Grundlage sein zum 
regionalen Nachweis der einzelnen Posi-  

tionen der Verkehrsfläche, getrennt nach 
Straßen, Wege, Plätze sowie ergänzend 
für die Straßenflächen nach den klassifi-
zierten Straßenarten. Die bisher vorlie-
genden Angaben für etwa 730 Gemarkun-
gen mit ALB in Baden-Württemberg las-
sen allenfalls eine vorläufige Schätzung 
hinsichtlich des Anteils der einzelnen 
Verkehrsflächenarten zu. Demnach wird 
aber die Gesamtaufgliederung der Stra-
ßenflächen (100 %) nach Flächen der 
Straßen des überörtlichen Verkehrs 
(55 %) und Flächen der Gemeindestraßen 
(45 %) bestätigt, die auf Grundlage der 
Angaben aus der Straßenstatistik unter 
Berücksichtigung von Schätzfaktoren für 
die Nebenflächen berechnet wurde (56 % 
bzw. 44 %). Bei der regionalen Betrach-
tung kommen bemerkenswerte Unterschie-
de hinsichtlich der Bedeutung der Ver-
kehrsflächenarten zum Ausdruck (vgl. 
Tabelle 10). 
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Tabelle 10 

 

Verkehrsflächenanteile in 730 Gemarkungen mit automatisiertem Liegenschaftsbuch (ALB) 

An eil an Flächen für Straßen, 
Wege und Plätze insgesamt 

Anteil an Straßenflächen 
insgesamt 

Zuordnung 

 

der Gemarkungen - Straßen des 
überörtlichen 

Verkehrs 
Straßen Wege Plätze Gemeindestraßen 

  

Alle Gemarkungen 

Gemarkungen im 
ländlichen Raum 

Übrige Gemarkungen  

44,3 55,0 0,7 55,2 ) 44,8 

41,5 58A 0,5 58,8 41,2 

52,5 46,3 1,2 46,8 53,2 

So fällt bei den Gemarkungen im ländli-
chen Raum der hohe Anteil von Wegeflä-
chen und Flächen für Straßen des über-
örtlichen Verkehrs auf im Vergleich zu 
den Gemarkungen in Verdichtungsräumen 
und ;Verdichtungsbereichen:. In den ag-
rarwirtschaftlich-dominierten Landesteilen 
besteht ein dichteres Netz `an land- und 
forstwirtschaftlichen Wegen und aufgrund 
der geringeren-,Siedlungsdichte .ist der 
Straßenerschließungsaufwand bezüglich 
überörtlicher Straßen größer, im Ver-
hältnis dazu -sind jedoch weniger Er.-
schließungsstraßen ,vorhanden, Wenn da- 
mit .auf der einen. Seite die vorliegenden 
Ergebnisse ,:der 730 ALB-Gemarkungen 
durchaus . plausible Flächenverhältnisse 
bezogen auf ein 

-
zelne Verkehrsflächen-ar-

ten und .Raumtypen widerspiegeln, so er-
scheint auf der •anderen Seite ein Wege-
landanteil ,mit. 55 % !an den Flächen für 
Straßen, Wege und Plätze bzw.. rund 
50 % an der. Verkehrsfläche insgesamt zu 
hoch. Das entspräche nämlich einem We-
geland in Höhe von 88 000 ha. Aber aus-
gehend von . der über die Flächenerhe-
bung bekannten Fläche für Straßen, We-
ge und Plätze läßt sich mittels einer Dif-
ferenzrechnung, d.h durch Abzug der 
über die Straßenstatistik ableitbaren 
Straßenflächen überschlagsmäßig ermit- 
teln, daß das Wegeland wohl rund 40 % 
der 'Verkehrsfläche ausmacht, wenn 
gleichzeitig bei der Residualfläche für 
Wege 'und Plätze die Verhältnisse der 730 
ALB-Gemarkungen -unterstellt werden. 
Damit würde das Wegeland sich in Ba-
den-Württemberg auf schätzungsweise 
70 000 ha belaufen und die ,Flächen für  

die Straßen des überörtlichen Verkehrs 
um etwa 40 % und die für die Gemeinde-
straßen um sogar 80 % übertreffen. 

Etwa 40 % der Verkehrsfläche- entfallen 
auf Wegeland 

 

Es ist-zu beachten, daß das im -Liegen-
schaftskataster erfaßte Wegeland nicht 
als die Fläche des ',Netzes 'der land- •und 
forstwirtschaftlichen Wege zu interpre-
tieren :ist. Landwirtschaftliche Wege sind 
nur berücksichtigt, wenn sie eigenstän-. 
dige: Flurstücke- sind. Die Waldwege wur-
den nach dem; Waldgesetz als Flurstücke 
aufgegeben ,und sind deshalb. in der Re-
gel nicht enthalten, es sei denn, daß ein 
Waldweg noch als Flurstück existiert. -_So' 
handelt es sich beim• Wegeland der Flä-
chenerhebung •im allgemeinen• um einen 
Teil .der landwirtschaftlichen. Wege sowie 
Wohnwege, ,Fußgängerwege und sonstige 
nicht als Straße zuordenbare Verbindun-
gen. Die geänderte Flächenzuordnung 
von unter 5 m breiten Waldwege zur 
Waldfläche - 1981 waren diese noch - bei 
der Verkehrsfläche nachgewiesen worden 
- hat zu einem methodisch bedingten 
Rückgang des in der Flächenerhebung 
erfaßten Wegelands 1985 gegenüber 1981 
geführt. Über den, landwirtschaftlichen 
Wegebau , im; Zug«,  der, Flurbereinigung 
liegen jährliche. Längenangaben für .befe-
stigte und nichtbefestigte Wege . vor; 
demnach wurden einschließlich der au-
ßerhalb der. Flurbereinigung durchge-
führten , Wegebaumaßnahmen, die amtli-
cherseits im Bereich der Wasserwirtschaft 
erfaßt werden, in den sechziger Jahren 
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Tabelle 11 

Flächeninanspruchnahme des Straßennetzes für den überörtlichen Verkehr 1985 

 

Gesamtkronenfläche der überörtlichen Straßen 1) 
Schadstoff-

zone2) 

 

Verlärmungs. 
zone 2) 

Anteil an Veränderung 
1985 

gegen 1981 Straßen, 
Wege, Plätze 

Anteil an 
Gesamtfläche 

Kreistypen 
19853) 

Gesamt-
fläche 

Siedlungs-
fläche 

Verkehrs-
fläche 

 

ha 

1 180 + 5,6 11,0 9,1 2,9 0,9 14,4 26,1 

3 570 + 3,4 16,1 14,8 5,5 1,0 12,6 25,2 

6 173 + 5,7 16,3 15,0 6,1 0,7 10,4 21,0 

14821 + 4,1 16,6 15,3 7,2 0,7 9,5 19,2 

25 7412) + 4,4 16,1 14,6 6,3 0,7 102 20,5 

1) Einschließlich Ortsdurchfahrten. — 2) Nur freie Strecken: 22 300 ha — 3) Abweichungen in der Summe durch Runden der Zahlen. 

Verdichtungsraum 

Randzone 

Verdichtungsbereich 

Ländlicher Raum 

Baden-Württemberg 

gut 26 900 km, in den siebziger Jahren 
knapp 20 000 km und von 1980 bis 1985 
etwa 8 000 km landwirtschaftliche Wege 
neu gebaut. In diese Bilanz sind nicht 
eingegangen die weggefallenen Wege im 
Rahmen der Flurbereinigung,-aber auch 
nicht die von Gemeinden oder Privaten 
angelegten Wege. Unterstellt man- für die 
o. g. neubefestigten Wege (insgesamt 
rund 55 000 km) eine durchschnittliche 
Breite von 3-4 m, so entspricht bereits 
dieses Wegeland einer Fläche von fast 
20 000 ha. Bei einer angenommenen We-
gedichte -von 4 km je 100 ha' landwir&t-
schaftlicher Nutzfläche würde sich das 
gesamte landwirtschaftliche Wegenetz in 
Baden-Württemberg auf etwa 72 000 km 
mit einer Fläche von 25 000 ha belaufen. 

 

Kronenfläche der Überortsstraßen nur 
0,6 % der gesamten Gebietsfläche 

Nach den Angaben der Straßendatenbank 
belief sich die Gesamtkronenfläche der 
Straßen des überörtlichen Verkehrs 1985 
auf 22 300 ha (vgl. Tabelle 11). Um eine 
mit den Nachweisungen- der Flächenerhe-
bung vergleichbare Flächengröße zu er-
halten, müssen neben den in der Stra-
ßendatenbank enthaltenen befestigten 
Flächen, Mittelstreifen und Bankettflä-
chen auch die darüber hinausgehenden 
üblicherweise zu den Straßenflurstücken 
fehlenden Nebenflächen hinzugerechnet 
werden, insbesondere Mulden und B&  

schungen. Unter Berücksichtigung von 
aus der Straßenstatistik 1981 stammenden 
Flächenfaktoren für diese Nebenflächen, 
die je nach Straßenarten unterschiedlich 
ausfallen, ist die Gesamtfläche für die 
Straßen -des überörtlichen Verkehrs 1985 
auf 49 400 ha oder 28 % der Verkehrsflä-
chen zu veranschlagen; davon sind 
44 200 ha den freien Strecken und 5 200 
ha den Ortsdurchfahrten zuzurechnen. 
Von den Flächen außerhalb der Orts-
durchfahrten sind etwa 22 000 ha Neben-
flächen, die' ganz überwiegend mit dem 
Ziel eines naturnahen Zustandes gepflegt 
werden. Die Flächenbelastung durch die 
freien Strecken des überörtlichen Stra-
ßenverkehrs stellt sich recht verschieden 
dar, je nachdem ob die Fahrbahnbreite, 
die Kronenfläche, die Gesamtfläche oder 
die durch den Straßenverkehr bewirkte 
Schadstoff- bzw. Verlärmungszone be-
trachtet wird (vgl. Tabelle 12). 

Bei den Immissionsbereichen der Ver-
kehrswege (Schadstoff- bzw. Verlär-
mungszone) wird unterstellt, daß durch 
den Straßenverkehr je nach Verkehrs-
dichte. in unterschiedlichem Ausmaß Frei-
flächenbereiche. durch Lärm. und Abgase 
beeinträchtigt sind; so geht eine Unter-
suchung des Regionalverbands Mittlerer 
Neckar 11) davon aus, daß` für die 

 

11 Vgl. Fußnote 9: 
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Tabelle 12 

Flächenbelastung durch Verkehrswege 
— Freie Strecken der Straßen des überörtlichen Verkehrs — 

Fahrbahnfläche 
(befestigte 
Flächen)  

Kronenfläche 
(befestigte Flächen 

einschließlich 
Mittelstreifen 

und Bankette)  

Gesamtfläche 
(Kronenfläche 
einschließlich 

Nebenflächen 1» 

- Belastete 
Fläche Schadstoffzone Verlärmungszone 

In ha 

In %2) 

16 307 22 298 44 200 363 825 736 880 

0,46 0,62 

1) Mulden und Böschungen. — 2) Anteil an Gesamtfläche.  

1,21 10.2 20,5 

Schadstoffzone bzw, die Verlärmungszone 
beiderseits der Autobahnen mindestens 
100 bzw. 250 m anzusetzen sind, beider-
seits der ,Bundes- und Landesstraßen auf 
mindestens 75 bzw. 150 m sowie beider-
seits der Kreisstraßen auf mindesten_ s 50 
bzw. 100 m. 

Überdurchschnittliche Zunahme der Ver-
kehrsfläche in den verdichteten Landes-
teilen 

 

Im ländlichen Raum hat die Verkehrs-
wegefläche in den sechziger und siebzi-
ger Jahren unterdurchschnittlich zuge-
nommen (vgl. Tabelle 13); auch in der 
ersten Hälfte der achtziger Jahre lag die 
Zuwachsrate der Verkehrsfläche in den 
ländlichen Gebieten unterhalb der Steige-
rungsrate in den anderen Landesteilen  

(vgl. Tabelle 14). Nach der Flächenerhe-
bung 1985 ist die Dichte der Straßen-, 
Wege- und Platzflächen in den Verdich-
tungsräumen und -bereichen besonders 
hoch (vgl. Schaubild 7). Bei örtlich 
durchaus unterschiedlichen Tendenzen 
(vgl. Schaubild 8) hatte sich von 1981 
bis 1985 die Fläche für Straßen, Wege 
und Plätze vergleichsweise stark in den 
Ballungsgebieten (+ 3,9 %) erhöht (vgL. 
Tabelle 15). Die Straßenbaumaßnahmen 
im Land waren Anfang der achtziger 
Jahre weniger durch Neubau als durch 
Ausbau bestimmt. Dies wird bestätigt 
durch die Entwicklung der Gesamtkror 
nenfläche der überörtlichen Straßen ver-
glichen mit der Längenentwicklung. Das 
Oberortsstraßennetz wurde nämlich von 
1981 bis 1985 nur um 1,1 % erweitert, 
dagegen hat im gleichen Zeitraum die Ge-

  

Tabelle 13 

Regionale Entwicklung der Verkehrswegeflächel 1960 bis 1978. 

Verkehrswegefläche 

Anteil am Land 
insgesamt  

Veränderung 
1978 gegen 1960 -  Siedlungsfläche 

Anteil der Verkehrswegefläche 1978 an der 

Raumtypenl) 
19782) 

Gemarkungsfläche 

ha 

 

Verdichtungsraum 

Randzone 

Verdichtungsbereich 

Ländlicher Raum 

Baden-Württemberg 

27 516 . 16,7 + 29,9 32,5 7,4 

29 348 17,8 + 31,1 41,0 5,3 

16 470 10,0 + 34,3 39,5 S,5 

91 752 55,5 + 24,2 51,0 4,0 

165 089 100 + 27,3 43,7 4,7 

') Ergebnisse der Bodennutzungshaupterhebung. — 1) Nach Landesentwicklungsplan 1983. — 2) Abweichung in der Summe durch 
Runden der Zahlen. 
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2,5 .. 4,0 

4,0 .. 5,5 

5,5 .. 7,0-

7,0 und mehr 

Lcndeswert: 4,5 

 

Sinm:iechea Landesamt Baden. WYrliemberg 17287 

von .. bis unter 
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in .:den_'Geme:i.nden :Baden-Württ,embe.rgs 1985./11981 



 

Veränderung 
1985 gegen 1981 

Tabelle 14 

Regionale Entwicklung der Verkehrsfläche*) 1981 bis 1985 

Anteil der Verkehrsfläche 1985 an Verkehrsfläche 

Raumtypen 1) Anteil am Land 
insgesamt 

Gemarkungsfläche 19852) Siedlungsfläche 

 

ha 

29 870 17,0 + 3,3 32,6 8,8 

32 007 18,2 + 2,5 39,6 5,6 

16 237 9,2 + 2,8 37,3 5,6 

97 637 55,6 + 2,0 49,9 4,1 

Verdichtungsraum 

Randzone 

Verdichtungsbereich 

Ländlicher Raum 

Baden-Württemberg  175753 100  42,7 4,9 +, 2,4 

-) Ergebnisse der Flächenerhebung. — 1) Nach Landesentwicklungsplan 1983. — 2) Abweichung in der Summe durch Runden der Zahlen. 

 

samtkronenfläche um 4,4 % zugenommen. 
Das entspricht einer Zunahme der durch-
schnittlichen Straßenbreite im Mittel der 
klassifizierten Straßen von 9,20 auf 9,70 
m bei den freien Strecken und 7,35 auf 
7,55 m bei den Ortsdurchfahrten. 

 

300 ha Straßenfläche rekultiviert 

Gleichwohl wurde die Entwicklung gerade 
in den letzten Jahren durch landschafts-
schonenden und flächensparenden Stra-
ßenbau bestimmt, indem verstärkt Quer-

 

schnittsverringerungen durchgeführt 
wurden. Auch die Rekultivierung nicht  

benötigter Straßen oder Straßenteile ist 
in diesem Zusammenhang als Maßnahme 
zur Reduzierung des Landschaftsver-
brauchs im Straßenbau zu nennen. In-
nerhalb von 90 Jahren wurden im Land 
etwa 300 ha Straßenfläche wieder in eine 
dem Naturhaushalt dienende und im bio-
logischen Sinne produktive Bodenfläche 
zurückverwandelt; für den Zeitraum bis 
1990 sind weitere Rekultivierungen von 
Straßenflächen im Umfang von 100 ha ge-
plant. Dreistreifige Straßenführungen 
anstelle von zweibahnigen Bundesstraßen 
haben sich bis auf einige Versuchsstrek-
ken bisher nicht durchgesetzt. 

Tabelle 15 

Straßen-, Wege- und Platzflächen 1985 

Straßen, Wege, Plätze 

Anteil an 
Veränderung 

1985 
gegen 1981 Verkehrsfläche  Gesamtfläche 

19851) Kreistypen Anteil am Land 
Siedlungsfläche 

 

ha 

28,4 7,6 

36,4 5,1 

32.8 4,9 

46,1 3,8 

38,9 4,4 

Verdichtungsraum 

Randzone 

Verdichtungsbereich 

Ländlicher Raum 

Baden-Württemberg  

26 090 16,3 + 3,9 87,3 

29 515 18,4 + 2,5 92,2 

14 295 8,9 + 3,7 88.0 

90 275 56,4 + 2,4 92,4 

160178 100 + 2,8 91,1 

 

1) Abweichung in der S mme durch Runden der Zahlen. 
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Zusammen'fassung- 

Auf1~'dem Hintergrund der aktuellen 
-,Diskussion-"Lm Versorgungslücken bei 
'der veirkehrlichen Infrastruktur und 

,--um-.Belastungen durch 'Jedwede Auswei-
'tung> der Verkehrswege 'wird ein= Ge-
samtüberblick über Struktur, Entwick-
~lung und' ' Bestimmungsfaktoren des 
Verkehrsnetzes und der Verkehrslei-
stungen im Land gegeben. Gegenstand 
regionaler Untersuchungen sind die 
,Versorgungsstruktur des' Straßennetzes 
'bezogen auf Gebietsfläche:,':Einwohner-

 

zahlen,' : Kraftfahrzeugbeständ und 
Motorisierungsgrad sowie die B'ela-
'stüngssituätiön'; was die Flächeninen-
spruchnahme'durch das; Verkehrswege-

 

netz anbelangt;- "t , 
Mac , 

- im ,_-,Gesamtverkehrsnetz,. des.., Landes 
kommt den Straßen eine„besondere Be-

,deutung,,,zu: ,Beim,;  Personenverkehr 
.,:entfall 

- 

en .über-, 80 $, des Verkehrsauf-
kommens; auf. -den.,, lndividualver,kehr 
.und, - weitere- 14 % auf, ,den,,öffentlichen 
Straße,npersone,nuer,kehr sowie beim 

_.Güterverkehr insgesamt gut 70 $.der 
,Verkehrsmengen ;auf den S,traßengü,ter-

 

,nahverkehr und.,weitere 1,2 % auf den 
.,Straßengüterfernverkehr. ; 

- Während der Kraftfahrzeugbestand 
innerhalb des zurückliegenden Jahr-
zehnts weiterhin kräftig zugenommen 
hat (+ 47 %), ist im gleichen Zeit-
raum eine nur geringe Ausweitung 
der Straßen des überörtlichen Ver-
kehrs um knapp 2 % auf rund 
27 900 km erfolgt. Die Gemeinde-

 

straßen dürften um über 15 % auf 
schätzungsweise 50 000 km zugenom-
men haben. Dementsprechend wäre 
das gesamte Straßennetz in Baden-
Württemberg mit etwa 78 000 km um 
beinahe 40 % größer als Anfang der 
sechziger Jahre. 

- Bei den Überortsstraßen wurde seit 
Mitte der siebziger Jahre der qua-
litativen Verbesserung des Verkehrs-
geschehens mit dem Prinzip Ausbau 
statt Neubau der Vorrang eingeräumt. 
Kapazitätsmäßig echte, d.h. auf Neu-
bauten zurückzuführende Zunahmen 
nennenswerten Ausmasses erfolgten vor 
allem bei den Bundesautobahnen 
(+ 30 %) und in vergleichsweise ge-
ringem Umfang bei den Bundesstraßen 
(+ 5 %).  

- Was die Versorgung mit Straßen des 
überörtlichen Verkehrs änbelangt, so 
sind regional bemerkenswerte Unter-
schiede bezogen auf Gebiete - mit ähn-
lichen Strukturmerkmalen festzustellen. 

`So schneiden beim flächenmäßigen Er-
schließungsgrad' die verdichteten Lan-
desteile vergleichsweise gut ab mit 
über 100 'km je 10 000 ha Gebietsfläche 
in den Stadtkreisen gegenüber 75''km 
in den ländlich geprägten Kreisen 
(Landesdurchschnitt: 80 km). 

 

- lri den' ländlichen Gebieten" ist'. ein 
relativ hoher Motorisierungsgrad "mit 
540 Kraftfahrzeugen je- 1000' Einwohner 
festzustellen gegenüber ' `rund'- -460 
Kraftfahrzeugen in den Stadtkreisen, 
in denen ein besseres Angebot an-  öf-
fentlichen Verkehrsmitteln besteht .( 

Die -durchschnittlichen: täglichen'%Ver-
kehrsstärken (DTV) ~ für' die' freien 
Strecken auf den Straßen des überört-
lichen Verkehrs -waren 1985 am höch-
sten 'in- den ,Stadtkreisen mit einem 
hohem Bundesfernsträßenanteil, ' am 
niedrigsten in ländlich geprägten 
Kreisen mit einem hohen Kreis-straßen-
anteil. Eine überdurchschnittliche Zu-
nahme der DTV-Werte" auf den freien 
Strecken war 1985 gegenüber 1980 in 
den Kreisen zu verzeichnen, in denen 
ein Ausbau des Bundesfernstraßennet-
zes erfolgte. 

- Die Entwicklung der durchschnittlichen 
Verkehrsstärken auf den Ortsdurch-
fahrten zeigt, daß vielerorts die Be-
lastungen der Ortsdurchfahrten durch 
den Straßenverkehr aufgrund von Um-
gehungen oder großräumigen Anbin-
dungen stark abgebremst oder sogar 
reduziert werden konnten. 

- Sowohl beim Personen- als auch Güter-
verkehr sind bezogen auf die verschie-
denen Raumtypen auffallende Unter-
schiede hinsichtlich des Fahrleistungs-
anteils der Bundesautobahnen an der 
Gesamtleistung festzustellen mit 45 $ 
bzw. 64 $ in den Landkreisen mit Ver-
dichtungsräumen sowie 32 % bzw. 50 % 
in den Stadtkreisen dagegen mit 26 % 
bzw. 39 % in den ländlich geprägten 
Kreisen. 

- In den zurückliegenden Jahren hat of-
fensichtlich verstärkt eine Verlagerung 

 

165 



des Güterverkehrs auf das verbesserte 
Autobahnstraßennetz stattgefunden. 
Während sich die Jahresfahrleistungen 
des Güterverkehrs insgesamt von. 1980 
bis 1985 auf den Bundes-, Landes-
und, Kreisstraßen um rund 9 % verrin-
gerten, nahmen sie gleichzeitig auf den 
Autobahnen um 8 % zu. Diese Tendenz 
fällt am stärksten auf in den ländlich 
geprägten Kreisen mit - 10 % bzw. 
+13 %. 

- Von der gesamten Verkehrsfläche 
(176 000 ha) entfallen rund 40 % oder 
70 600 ha auf Wegeland,, damit über-
treffen die Wegeflächen einerseits die 
Flächen für Straßen des überörtlichen 
Verkehrs (49 4.00 ha) und andererseits 
die Flächen " für Gemeindestraßen 
(38 900 ha). In den ländlichen Gebie-
ten ist ein überdurchschnittlich hoher 
Anteil an Wegeflächen und an Flächen 
für Ü berortsstraßen festzustellen. 

- Bezogen auf die Gesamtfläche stellt 
sich die Flächeninanspruchnahme der 
freien Strecken der überörtlichen 
.Straßen recht verschieden dar, je 
nachdem ob die Fahrbahnflächen 

,(16 300 ha oder 0,5 %), die Kronen-
fläche (22 300 ha oder 0,6 %), die 
Gesamtfläche einschließlich Mulden  

und Böschungen (44 200 ha oder 
1,2 %) , die Schadstöffzorie 
(364 000 ha oder 10,2 %) oder ,die 
Verlärmungszone (737 000 ha oder 
21 %) betrachtet werden. Durch die 
technisch bedingten Auswirkungen 
des Kraftfahrzeugverkehrs gehen die 
flächenmäßigen Belastungen durch 
den Straßenverkehr weit über die 
unmittelbare Landinanspruchnahme 
hinaus. 

In den achtziger .Jahren, ist eine über-
durchschnittliche Zunahme der Ver-
kehrsflächen in den Verdichtungsräu-
men und -bereichen festzustellen. Die 
Entwicklung der Gesamtkronenfläche 
der überörtlichen Straßen (+ 4,4 %) 
verglichen mit der Längenentwicklung 
(+ 1,1 %) bestätigt, daß die Straßen-
baumaßnahmen in den zurückliegenden 
Jahren weniger durch Neubau als 
durch Ausbau bestimmt wird. Gleich-
wohl wurde die Entwicklung gerade in 
den letzten Jahren durch einen land-
schaftsschonenden und flächensparen-
den Straßenbau bestimmt, wobei auch 
die Rekultivierung nicht mehr benötig-
ter Straßen oder Straßenteile als' In-
strument zur Reduzierung des Land-
schaftsverbrauchs im Straßenbau zu 
nennen ist. 
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Anhang 





Seitens des Statistischen Landesamtes Waren an der Erstellung des Berichts 
folgende wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beteiligt: 

Dr. Ingrid Fügel-Waverijn (Abt. 1) 

Dr. Ehrentraut Graw (Abt. 2) 

Dr. Klaus Keller (Abt. 1) 

 

Dr. Gerhard Maag (Abt. 3) 

Dr. Gerd Rückert (Abt. 2) 

Dipl.- Volkswirt Herbert Sinn (Abt. 4) 

Dipl.- Volkswirt Manfred Wörner (Abt. 2) 
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Tabelle 1 

Schülerbewegung zwischen den weiterführenden Schulen") 

  

Klassen-
stufe'  

 

Hauptschule — Realschule 

HS — RS RS._ HS  

 

Hauptschule — Gymnasium 

HS — Gy Gy — HS  

 

Realschule — Gymnasium' 

 

RS — Gy Gy l— RS 
Jahr 

absolut  %1)  absolut  %1)  absolut  %1)  absolut  %1)  '  

 

absolut  %1)  absolut  %1) 

---179 16;1 474 - 21-,9 45 - 33,1. - 290 26,1 66. 4,6 436 11,3 
1 115 100 2 169 100 136 100 1 111 100 815 56,3 3 864 100 

— — — — — — — — 629 43,6 — —

 

1 115 100 2 169 100 136 100 1 111 100 1 444 100 3 864 100 

1414 28,7 449 52,5 858 442 101 "5,9 433 8,1' 
4 933 100 856 100 1 943 100 956 55,6 5 359 100 

— — — 762 44,4 
. , 4 933 100 856 100. 1 943 100 1 718 100 5 359 100 

4013 - 70,5 110 4,1 543 632 9 1,7 38 2,8 196 5,6 
5 691 100 2 701 100 859 100 543 100 1 043 77,0 3 526 100 

— — — — — — — — 309 23,0 — —

 

5 691 100 2 701 100 859 ,100 543 100 1 334 100 3 526 100 

1 460 57,5 13 0,7 207 45,4 5 2,3 18 2,4 96 3,1 
2541 100 1849 100 456 100 220 100 492 66,8 3062 100 

— — — — — — — — 245 33,2 - —

 

2 541 "100 1 849 .100 456 100 220 100 737 100 3 062 100 

4970 5 
5 —10 

11 
5 —13 

1975 5 
-5 —10 

11 
• 5 _ 13 

1980 5 
5 —10 

11 
5 —13 

1985 5 
5 —10 

11 
5 —13 

 

• ) Öffentliche und private Schulen. — 1) Prozentualer Anteil der Wechsler an der Gesamtzahl der Wechsler. 

 

Tabelle 2 

Zur Fachschulreife führende Berufsfachschulen nach Schultyp") 

  

Schüle im ersten Ausbildungsjahr 
mit Hauptschulabschlu8 

Schüler insgesamt 

Schüttyp  

 

Schul. 
jahr  männlich  zusammen zusammen männlich weiblich weiblich 

Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl % % 

    

Wirtschaftlich 1980 
1985 

Gewerblich- 1980 
technisch 1985 

Landwirtschaft- 1980 
lich 1985 

Haus- und er-

 

nährungsvirt 1980 
schaftlich 1985 

Insgesamt 1980 
1985  

3 551 53,6 6 627 56.0 10 178 55,2 6 591 54,7 12 430 56.7 19 021 56.0 
2 719 55,0 5 016 55,1 7 735 55,1 4 955 55,7 8 901 53,8 13856 54,4 

2 802 42,4 224 1,9 3 026 16,4 5 014 41,6 359 1,6 5 373 15.8 
1998 _ 40,4 X118 1,3 2116 15,1 3534 39,8 203 1,2 3737, 14.7 

89 1,3 25 02 114 0,6 151 1,3 48 0,2 199 0;6 
48 1,0 24 0,3 72 0,5 106 1,2' 47 0,3 153 0,6 

181 2,7 4 956 41,9 5 137 27.8 289 2,4 9 081 41,4 9 370 27',6 
178 3,6 3 936 43,3 4 114 29,3 296 3,3. 7 408 44,7 7 704 30,3 

6 623 100 11 832 100 18455 100 12 045 100 21 918 100 33 963 100 
4 943 100 9 094 100 14 037 100 8 891 100 16 559 100 25 450 ' 100 

') Öffentliche und private Schulen. 
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Schüler an 

   

Berufsfachschulen 

zur Fachschulreife 
führend (BFS) 

Berufsaufbau-

 

schulen 
(BAS) 

Berufskolleg 
(BK) 

Fac_hschulen1) 
(FS) _ 

beruflichen -
Gymnasien 

(BGy) 

Berufsober-

 

schulen (BOS) 
TO/WO 

- Jahr 

 

Anzahl 
. : -- - I - . 

15 und 
jünger 

16 _
17

.. _ 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 und 
älter 

Zu 11/1.1 

Tabelle 3 

Zahl der Schüler an ausgewählten Schulen*) des_beruflichen-Schuisystems.nach Schularten 

Insgesamt 

3 675 127 21 026 

4929 2121. 18,789 

20 281 2 348 4 539 21 950 13 678 651 

29 276 2 642 9 540 32767 21 680 687 

33 963 1 928 19 579 27.633 30 066 1 120 

25 450 1 089 28 978 30 713 30.753 971 

darunter weiblich 

2 589 8 825 

3 345 59 8 586 
11 608 320 3825 10 460 4 643 4 

17 517 712 7 627 18 716 8 726 43 

21 918 583 14.611 15 086 12 856 156 

16 559 281 19 899 17 724 12 763 172 

'I öffentll he und private Schulen. — 1) Einschließlich Techniken und Gesundheitsschulen. 

Tabelle 4 

Altersstruktur der Schüler an beruflichen Schulen*) nach ausgewählten Schularten,1984/85 

1960 

1965 

1970 

1975 

1980 

1985 

 

 

  
1960 

1965 

1970 

1975 

1980 

1985      

Berufsfachschulen 

zur Fachschulreife führend -  

Berufsaüfbau- 

- ~ schulen - -  
"Fachschulen -

 

Berufskollegs 

 

Alter 

absolut  kumuliert  absolut kumuliert absolut  kumuliert  absolut  kumuliert 

    

4 712 16,9 16,9 — — — 57 02 0.2 -

 

11 331 40,7 57,6 - - - - 3 261 11,6 11,8 - i - - 
_ .. .. 

_8316 29,9 87,5 - -~- - 5954 21,1 32',9 ~ - - -

 

2568 9,2 96,7 1041)  - 9,0 9,0 5069 18,0 502 - - -

 

620 22 98.9 246 21 ,3 30,3 4 418 15.7 66,6 . - - -

 

191 0,7 99,6 225 19,4 49,7 3702 ,13,1 79,7 26647)  27,0 27,0 

66 0,2 99,8 165 14,3 64.0 2,468 8,7 88,4 839 8,5 35,5 

542) 0,2 100. 4172) 36,0 100 '3 2592) 11,6 100 877 8,9 44,4: 

_ - - - - - - - - 990 10,0 54,4 

1 026 10.4 64,8 

_ _ _ _ _ _ _ - - 782 7,9 72,7 

621 6,3 79,0 

 

'1 öffentliche und private Schulen — 1) Und jünger. — 2) Und älter.  

- - 2 067 21,0 100 
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4,1-, 

 

. iJ:. c:! . ...' UJ.': I. ' . ;. J' 

      

Zu'II/1`1 

    

34931) 1.1,0 11,0 -

 

7 639 24,1 35,1 - 

9 480 29,9 65,0 - - - 

6772 21,3 86,3 751) 7,5 7,5 
2 703 8,5 94,8 199 19.9 27,4 

16552) 5,2 100 237 23,8 51,2 -

 

- - - 4872) 48,8 100 
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Berufliche 

Gymnasien 
Berufsober-

schulen TO/WO 

absolut kumuliert absolut kumuliert 

  



Anteil der Besdhiltigten 
im InrormationiSkmr 

11+II+1II1 
an am Bestlsähi9ten 

in49esamt 

 

358607 358796 125676 133403 + 61 161039 168439 + 4,6 + 0.1 M.9 46,9 

118708 1408M 26IM 32643 + 24.6 33691 41 M3 + 232 + 18.7 284 285 

161299 170830 34 im M763 + 135 46686 52851 ♦ 132 + 5,9 269 30.9 

79360 81486 14M3 16577 + 14,0 .19916 22456 + 12.6 + 2,7 25,1 27,6 

135485 1412M 30M5 35M6 + 15.1 40770 46458 + 14,0 + 4.3 30.1 32,9 

109482 116819 22275 26813 + 20.4 M79 36193 + 182 + 67 28.0 381 

962961 1010045 253720 283745 ♦ 11,8 3328021 367910 + 105 + 49 346 364 

U722 59183 143M 15129 + 53 19967 21175 + 6.0 + 0.8 340 35,8 

61254 73049 10263 12359 + 200 13610' 16M6 + 18,0 + 19,3 222 22,0 

26960 33 119 4 725 5 693 + 20.5 7 229 8 595 + 18,9 + 117 268 28,5 

44 961 49 436 9 837 11 429 + 162 12M2 14M5 + 15,0 + 10,0 28.2 285 

36056 M612 6 144 7 525 ♦ 22,5 7 995 9M7 + 19,7 + 99 222 24,2 

227953 251398 45335 52135 + 150 61483 69968 + 13,8 + 183 27,0 27.8 

24.7 26,8 
+ 2,7 25.3 27.5 
+ 22 25,1 273 
+ 5,5 323 34,0 

45M6 45M 8 482 9 550 12.6 11 221 12 306 +. 9.7 

91 969 94 433 17617 20 044 + 139 23289 25 983 - 11,6 

137 365 140 332 26099 29 598 + 134 34 510 39289 11,0 

1 328 279 1 401 775 325 154 365 478 + 124 428 795 476187 11.1 

80 726 81 389 

43 514 
32 323 

118 432 
274 995 

43822 
77 981 
M 634 

161 437 

73 070 
61011 
41 856 

175937 
612 369 

50 500 
34 036 

125 474 
291 399 

45077 
75M7 
42 911 

163 495 

74 975 
62970 
44 254 

182199 

637M3 

6916 
15 012 
6 690 

28 618 

16 735 
11 295 
7 554 

35 584 
IM 795 

8 175 
15 618 
7 920 

31 713 

18 824 
12 593 
B 608 

40 025 
135 456 

 

182 
+ 40 

184 
+ 108 
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.Tabelle 1 

Beschäftigte insgesamt bzw. in Informationsberufen nach kreisen*) 1979 und 1986 

Darunm im veränderu9 
tl 

frigider 
9  
1911865 

9979 
1979 

9formriii.maekmr im rreimren Sinne 
ein MIie6lirh Infrastru turbeule 

D+II+II1) 

Bebläftie 

in9JeAm1 Inlormationffik 9 
im eWeren Sinne 111 Kreis 

Rpim 

RpiruWsbezirk 
L4M 

VeraMerup 
1986 gpen 

1979 

veändemm 
19869 

1979 
1986 1979 1986 1979 1986 1920 1979 1986 

An MI % An hl' 

$
St.11 e

i 

m11,mi
, LandeshauPtxutll 

Beh
 

B6hIiWm 
Bsdin9m 
u9

i
 

L euawigsbu9 
RemsMurnrreis 

Rpi4n Missleer Neekar 

Stadtkreis 

LamIkr
Heilbronn 

. ilb
,e 

H Heilbronn 
Ho6enlohekreis 
SNwäbissA Hatl 
Meimiauben Kreis 

RWi4n Franken 

L.Mk.,. 
Heidenheim 
Ostalbk 

fl W ion Ostwettambe9 

PpiruWsbezirk Stutgrt 

Sledikreie 
Bede9 Badm 
Krlruhe 

Lamdkreise 
Kulruhe 
P  

BWi.mon Mittlerer Oberrhein 

Sudlkreise 
HBitlelberg 
Mannheim 

LaMkmise 
NWkr110.Idl Kreis 
FiNmNJ ckar-Kreis 

Reion Unterer Ni kr 
Stadtkreis 
Pforzheim 

L.dkreise 
Cal. 
E9zkreis 
Freuaemiadz 

BWion Nordr arzwald 
RpieuMi irk Kwlruhe 

Stadtkreis 
Freiburg im Breisgau 

La Ikmise 
Breie HOMstllwarzwald 
Emmeneirge9 
OrleNrkliis 

Ppian SiAlltlty Oberrhein 
Laedkrer e 

Rottemil 
Shcwerzxaltl43aar-Kreis 
Tuttlipm 

RWionS arz Id-BaarAfeube9 
Landkreise 
KorIet

dh
 

Waldeut hut 
flpi4n H4s6rhein43otlma 
RWirupsbuirk Freiburg 

Landkreis 

Täbi pm 
R9

ä
„
en

 

Zollr is 
Rpion Nec N.iika.,r~Alb 
Stadtkreis 
Ulm 

Landkrem 
Alb-0 u-Kreis 
Bibr 

RWion Donau lllerl1 

mtl  
Rodenes9kreis 

9 i
.n

 qm 
Ppion BoamseObestlmafxn 
Rpierun,~irk Tübirgm 

Badmwv wmbr9 

7637 8435 + 104 ♦ 6.3 - 33.6 349 

M026 69643 + 3.1 - 1.6 41,0 43.0 
22 728 24 153 5487 6201 + 13.0 

141504 139199 45471 48107 + 5.6 

95796 100415 18294 21120 + 154 23610 26M6 + 143 * 4.8 24,6 269 

62235 65787 10524 12481 + I86 14155 16273 + 14,7 + 5.7 22.7 247 

M2263 3M 5M 79 776 87 909 + 102 103204 111 537 + 8.1 + 23 320 33.8 

M 9M 67m 17 819 19M7 + 84 237M 261765 + 9.8 
173838 170363 50935 52577 + 32 63691 65847 + 31 

49 37.1 389 
- 20 369 M.6 

35946 M578 6294 7198 + 144 8645 9791 +'13,3 I L8 24.0 26.8 

113636 115344 21 M7 23972 + 13.0 28519 31415 + 10.2 1 1,5 25,1 272 

387359 389369 96255 103054 + 7,1 124785 133119 ♦ 6,7 + 0,5 32.2 34,2 

60185 M610 15157 16428 + 8,4 19672 21261 + 8.1' - 2,6 327 36,3 

36 610 37 268 6M8 7 128 + 11.4 8 654 9 449 + 9.2 + 1,8 23,6 25,3 

42142 43592 6731 7754 + 152 8698 9833 + 13.0 + 34 206 22,6 

31149 32495 5275 6272 + 18,9 7710 8778 + 13,9 + 0 24.8 27.0 

170086 171965 33561 37582 + 12.0 44734 49321 + ID.3 + 11 26,3 28.7 

8797M 8M8M 209592 228545 + 90 272947 293977 + 7,7 + 13 31.0 M.0 

22979 24191 + 53 31286 33167 + 6,0 + 06 389 408 

6930 8800 + 27.6  ~-~  9538 -  11782 ' + 23.5 * 16,1   - 219 233 

5281 62M + 18.1 7049 8146 + 15,6 * 5.3 ,i21,B , 239 
21403 20049 + 142 299M 33247 + It f + 59 25,3 26.5 

56593 63718 + 126 77804 -86342 + 110 + 6.0 28.3' 286 

93A 10866 + 182 - + '29 21,3 24,1 

19730 20471 .. +.. 3.7 32 ° 253 27,1 

- 8678 10184 + - 17'4 * 83 21.9 23,7' 

37762 41523 + 100, +- 13 • 23.4 - - 25,4 

+ 12,5 22055 24589 + 115 + 2,6 302 32,8 
+ 11,5 16M6 17420 + 8,2 ♦ 3.2 264 277 
+ 14,0 10165 11 M7 + 11,1 * 5,7 24.3 r . 125,5' 
+ 125 48316 53336 + 10,3 + 3,6 275 29.3 

+ 12,1 163 882 181 171 + 10,5 q 4,0 288 ` •̀28 ä 

+ 105 22910 25049 + 9,3 + 19 26,3 X2821 

+10,0 15606•' 16777 + 7,5 + 22 3q9 -32.5' 
+ 62 14919 15707 + 5.3 - 2,6 ;210 ;227 
+ 9,1 53435 57533 • 71 * 0,4 - 25,6 "27p'-

 

- 

- 1,0 24336 - 24770 a~ 16 - 77 92,5 35,8 

87255 88898 16972 18746 
M570 51 683 11 M7 12 828 
70H1 69 152 11 662 12M1 

208816 2097M 40M1 43955 

74969 M214 18614 18419 

32974 38964 4961 6207 + 315 6548 8M2 a 272 + 12,1 19.9 22,6 

45M1 47608 8046 9M5 + 12.5 10996 12137 + 10,4 57 244 25,5 

153004 . 153786 31523 M771 + 7,1 41880 45269 + 8,1 ♦ 05 27,4 29.4 

M719 5119155 11 537 14 470 + 254 15 464 19 102 + 23,5 + 9,8 289 324 
70528 76150 13900 16037 + 154 19165 22115 + 154 + 80 272 280 

35184 M971 5793 693 + 15,3 7756 iim + 119 22 22,0 24,1 

159431 17107 312M 37200 + 19.1 42385 49897 + 17,7 + 7,3 26,6 292 

521251 534606 103054 114926 + 11,5 1377M 152699 + 109 .+ 2.6 26.4 2.6 

3 341 607 3 464 362 7M%5 840 405 + 11,3 1003 324 1 104 034 + 10.0. + 3,7 30.0 - 31.9 

 

'1 Süd re, Ieweils 31 März. - 11 Sowelr Lantl Baden Mriiembe9 
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Tabelle 2 A 

Anteif.,iler^infbrmätionsberufe idi'weiteren Sinne an der'Geser4tzähl der s'özialversicherüngspflichtig 
Beschäftigten 1979*) 
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e
ngen, 
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mrpry. 
am9Nu 

vmrNi-
eM6 

Geoflau 
l9nre Bau 
BM•e bel 

WI. 
Mrc 
Ayapp 

A 
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IiU. 

Ki,U 
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LaM 

.m 
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npe 

Firm 

nmrule 

620..621 
Groa 
Nrgel-
HeNelk 

milllurq 

Beoerba 

Sleahreia 

 

Swngaq, LaMMauplsWr 111 396 - Mß I6? 43.6 579 WA 92,5 DM a6b 61] 733 035 567 qa7 55,0 WB Lertlkress -

 

Babliym 74 365 23.1 111 38,6 56.6 45S 905 90.5 33,] 43.6 002 693 174 7,0 447 42,8 ESEirpen 9.6 453 239 126 306 56.6 36,0 910 906 370 . 516 ]54 83A 41,6 404 420 452 Gavpurgm BA 36➢ 205 125 314 533 32.9 921 916 2].I 519 567 709 44. 505 443 474 LuawigM rB 9,) 25,8 239 113 354 523 .364 91,1 908 324 a2.6 NA 827 410 32.5 497 S]p Rem»g
1111-1
urr Kren ]3 315 Ab n,3 370 513- 412 903 696 31,3 476 03.0 ]09 391 28.8 42,5 fi0.3 Region MnOarerNmker a9 379 2fi1 14,1 399 56.1 409 919 91,0 A3 523 73.9 40.6 W,5 40.1 wo 501 Starkreh  

Heilbronn 79 309 273 11,7 386 512 28,2 940 93.5 31,2 .7 6],5 90,0 487 360 500 - 55,8' Ntreix 
Heilbronn 97 34] 17,7 117 392 49.] 240 806 a04 25,1 4944 820 86,9 22S 140 33,9 313 HO~enlgbekreis 62 292 2]0 IOb 42,6 57.1 34,9 944 942 267 42,1 136 076 "301 _ 190 44] 446 SUwäbivn Hell 35 312 163 83 31,1 42.0 262 88.3 BB2 26.8 51S 80,0 876 '346 ° 19,7 44,7 444 Main Tauber Kreis 4,> 34,1 I6,6 92 M.7 460 3a.) 94,0 93.7 20,] '352 '752 '00,3 '33,7 246 368 40.8 Region Franken 59 322 A,4 103 372 •498 28,0 909 '90.3 262 .45,5 )1;7 462 34.4 22,1 417 459 LarMYieim -

 

Heihn6eim 39 269 220 - 105 D,I 41,] 32.0 909 80.6 269 42,2 45,9 S13. 444 _ gq,6 43,8 53,1. 0[ulbkmis 51 352 199 92 3]3 56,3 M,9 BBO 6).6 24.3 402 61,8 896 M.7 26.5 304 X566 Reion Osm'Ynemberg 49 324 M.6 96 34.0 524 -305 a89 465 27,8 40,9 516 963 347 326 35,5 556 Rgierurgsbezirk Swngan 73 a59 24S 126 389 546 40,3 91.6 907 362 50} 732 817 48. 2 38-6 490 569 
SOtlfkrei2 
Bahn8aam a6 144 265 119 344 51,6 412 882 6]3 336 414 )05 6]6 398 35,8 Si3 44,6 KMlvube ab 36.6 29.5 116 409 95 -33,3 924 .908 36.8 493 640 B3.fi 6],a 613 ]03 4 ,6 LaMtreim 
Ka.ivuae 51 33,

7 
Aß 113 32p qq,0 226 906 904 M.8 55,1 48,6 817 U.8 .62 423 43.1 Rasaml 71 257 191 IOD 315 51,8 24,6 922 920 25,6 332 539 841 332 28,1 390 45.1 Reg'rm Mhne.er Omrbeie 70 343 UA 112 36.6 532 317 92.0 907 358 504 664 M..0 619 546 605 57,0 Sf.lk,w. 

Helpelber9 62 360 306 123 362 60,6 284 92.] 92,2 37,5, 590 74,3 841 38,1 341 30,4 - 599. Maneeim IID 323 291 18,5 406 56,1 39.1 924 .NA 358 486 6]0 822 563 372 31.5 53.2 Lanat.ei[¢ 
NKkarDerwalC Kreis 35 36.6 I45 102 33,7 444 345 BB3 001 261 3B3 697 87.6 a3.0 400 590 38,] RNin4ttkarKr¢is 62 38,7 21,5 106 Na 509 284 934 934 A.0 ~3 ]9,> ]93 348 207 43.5 40.1 Rryim Unlrm Nmkar 6p 341 256 I]b 3).4 54,8u2 924 906 34,3 505 ]I,I 821 45.8 ß 390' A.2 Bmerkreis 
plorabeim 43 202 26.0 12,4 410 593 44,8 943 941 301 483 71.5 BO3 49.9 34,7 44.2 665 L..kreim 
Um 89 - 361 172 119 346 508 37.0 934 934 21.1 Q.A 667 732 406 305 490 46.1 Enz"is 42 263 126 127 3264.7 26,] 85,6 86.A245 M,, fi48 ]9.1 36,1 r  372 4a4 45,7 F,ME ,IEr )3 345 214 99 284 m4 459 92.6 929 220 564 863 838 245 ],3 206 4],6 Rnion Noldx ,Mals 77 2aA 219 116 37.3 553. 39.1 928 929 243 455 ]o,> 792 39.9 30,6 434 53.5 

Rryieru.9sd nk Karlwne ]A 33.] 235 124 3).I 543 341 923 91,1 132 50,0 609 025 51,6 447 - 63.3 53,3 
AeOlkreie - ' 
Frabu, im B,eW. 135 Ab 315 104 367 - 545 409 93,4 91.6 368 56.6 653 NA 592 545 621 499 LeMkreise 
Breisgau Hoebs —w ,ld 72 18A 199 a6 322 45,7 28.9 886 BB7 20,0 a59 61.9 a59 30,6 r  242 261 32.0 Emmmeirg¢n q4 38,3 194 10,1 259 41,3. 1]1 052 640 20.0 A.A 54,9 98 421 166 235 43.0 Onmmbeis a4 302 202 106 341 A62 332 92,0 919 24,6 355 W9 409 309 285 44.1 '434 Region SWlieter, Oberrhein 6,4 284 216 102 343 491 349 91,5 904 282 480 636 797 51.0 428 551 447' 

LaNbeise _ 
R¢llwe6 3.] 373 16S 9.6 25.6 40,0 2],3 94fi 940 254 41,3 860 89.2 344 200 37,3 50,9 SUwarzwald6-1 Kreis 3.6 304 97 129 31,0 529 X' 924 92,3 26.] 51.1 W.0 819 a5.9 360 461 49,6 Tunllr9M q6 412 160 .119 35,7 582 35.5 902 Na P3 489 724 850 a1➢ 39p 506 4B] Re9ionbUwarzwalEBaar H¢uberg 40 342 189 .11,3 339 510 31,5 924 92,1 26,5 496 M ' f 84,5 416 351 425 434 Lenbkreife ' 
Kon[Ianz 109 431 244 10.1 336 51,4 30,3 913 NA 33,0 65,6 fi9,) 84,5 553 a26 514 590 LärraU 42 312 21,1 9b 36.1 40,7 MA 92.1 91.9 29.6 M, 765 BBp 366 474 247 431' Wa10Nw 4.1 m 201 92 307 52p 364 936 940 24,3 66] 598 B29 39,] 22] 4I q],0 Rryign HCTSrhein6.6maee ),6 383 .222 9,7 33,9 509 312 921 913 33,3 64.3 695 a52 457 41.1 356 502 R.ierunA.euk%iW, 2" 329 N.1 103 W.6 49,6 33.1 919 91,1 MA 522 Daß 421 407 460 4],7' 469 

Unakieisa ' 
Reu111ngen 76. 139 194 , 10,1 356 51,6 393 93.8 925 321 364 ]]7 87,6 50.7 56.0 420 54,5 Tübingen 62 A4 199 ,9,6 33.6 53.1 347 915 91.6 342 553 70,3 830 699 - E9,2 "]2] W5 Lobernalbkreh 150 36A -16,0 103 32.0 51.5 380 93,1 928 27.8 524 663 901 419 342 464 426' aegion Necka.4lb 65 268 16.1 101 345 519 37,3 92.9 924 31,1, 49.0 73,5 67.1 625 61,6 674 545 SraErkreis ' 
Ulm 32 A3 27.] 103 34,6 502 2]0 93,6 91.8 34,7 492 622 829 3B6 329 366 599 Lanakreim 
41bD.®u,K.vis ]3' 239 147 92 336 51.6 330 085 ®1 30.0 445 903 'U.0 22,1 200 15,2 34.9 aibera[h 53 0,7 214 9,7 AA 43.8 35,] 894 B0.] 246 500 655 806 273 415 21,8 441 %ry 0oNu411M31 50 355 226 9.] 33,] 49,1 

V,13 
AS 916 902 311 493 f%2 B24 31.4 ]30 499 

La.Ve. 
BOEmfxkreis 60 261 281 116 264 345 317 943 942 293 SO.q 634 ]].9 42.7 38,] 5?7 456 A.en rg 35 285 21B 94 31,6 455 303 924 919 311 49.1 69,6 alA 30] 414 150 51] Sigmermr ]0 13,5 153 121 289 434 29.1 919 917 321 572 79.1 70,3 344 ,40.6 27.4 372 Rrypn Bo4m~00ere4h..aam -50 247 226 109 Aß 423 384 929 92,5 3M 509M.5 788 342 406 260 45,3' 

a¢yleurgmeairk TMirgen 5,4 376 2117 101 32.5 404 326 92,5 91.0 314 49,3 699 42,6 426 465 ' 509 50.0 
BeEm WBn:embvg 6b 34.1 239 119 36,6 531 362 919 91,0 33A 503 ]0.3 82,1 49A 418 53,5' 529 

'I SliNCM 31. Nare.—IIV—i&rMM Win fImmi¢lür Cif Srali[lik Eer, BurMdnilell lür Araelr.-21WKL•WIl MII[klem.— 31 Saweil Ul Balm Wvllemtr9 
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Tabelle 2 B 

Anteil der Informationsberufe im weiteren Sinne an der Gesamtzahl, der sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten 1986 
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129 411 36,0 l80 m7 599 WA 934 923 ae7 62.7 77,1 8).5 57.8 476 56.) 6)2 

05 399 238 13,1 36,6 563 M.8 919 918 369 %.7 7)6 682 222 )iß 45.7 al6 

94 451 252 l39 408 .596 30.9 936 930 3]ß 42,6 77,1 84.6 - 453 412 462 45,0 

69 420 219 150 341 W2 32,6 943 93.8 26.5 37.5 wo 82.3 415 47ß 65.7 665 

04 Na 264 130 3]7 55,6 41.2 912 91,a 336 318 792 82.7 465 312 W2 M.0 

7a 302 .268 130 3)6 564 424 90,6 90.0 33.0 32.2 862 86,1 40.] 31,0 44,1 212 

09 a0A 278 150 40,1 582 459 929 92.0 40.7 49.7 775 83,1 52,1 629 52.7 58.9 

-12,1 321 284 136 408 559 324 94.9 943 34,0 623 562 91.1 51.6 3].5 53.0 53.1 

79 273 .l65 136 39a 550 27,8 929 925 24,1 298 67.5 Baß 27,3 2111 36,5 31.8 

83 32.6 206 125 551 WB 266 960 939 2].7 32,4 42.5 W,5 Aß 229 4],3 a3.] 

34 311 202 10.1 308 4]6 M.6 B] ,I 069 25.8 334 eß 879 385 24.8 54,0 40,1_ 

53 269 189 n9 301 a90 324 ea5 964 I9a 25,7 762 1320 463 347 6qa a2.1' 

6A 24,1 203 l22 A9 569 357 91,1 905 262 325 .62.9 Baß 3139 .260 W,5 45,1 

a9 291 235 l31 302 486 383 916 91,6 247 31,5 M.9 852 41,6 428 43.0 566 

43 35.7 222 n;a 379 fite 37 67,0 96.5 276 M.1 71ß 67.9 327 271 39,3 57,7 

45 335 226 119 355 Sae 379 88,5 B61 265 30,6 491 "87,1 359' 325 607 579 

],5 35S 259 141 a02 579 43.1 92.3 914 37.0 444 760 W9 a9,8 - 412. 515 55.9 

9.7 154 2]4 13.1 339 53] A1.2 915 91,1 325 e6.3 ]0.5 657 43.6 39.) 536 47] 

38 39.1 319 l35 620 577 35.7 939 93.0 38.6 - 515 59.1 M.0 63.0 559 e9 67.2 

fit 374 205 129 33A a6ß 30.1 932 92.9 35,7 51,5 516 86.5 39.1 A,l 453 426 

65 259 mO 125 b.] Saß 313 93.7 93.5 266 264 67A 91,5 407 19.6 554 a32 

63 379 2a1 t30 315 543 346 93.7 92.9 363 49,5 652 868 56.7 50,) 619 568 

eß 35.7 335 ll9 364 W,5 323 94,9 94,3 365 W.9 Aß 83.0 a80i 352 59,3 59.0 

99 3e2 308 177 eß 575 a25 9a,3 92.6 369 ma Saß 836 Wß 45,7 532 54,3 

a9 371 206 12,1 32.1 m3 a2.3 92.3 93A A3 259 WO 90.5 a2.1 37.8 611 42.6 

52 Na 232 lie 36,0 W4 309 953 952 29.1 ]a] W4 W.a Aß 35.7 46.9 - .436 

69 349 273 l36 372 55A 383 96,5 937 349 a95 ]3.6 839 519 M5 5a,3- 5lß 

6a 33 277 laß e6a WP 489 96l 962 31.6 alß 683 821 5.5,7 402 654 W0 

8A 3lß 184 131 NA 616 WA 932 92.9 A,0 399 W.9 72D daß M.6 a98 44.5 

5p 294 l9ß 127 38,8 5]a 289 87,5 BJa 22ß 16,2 83,6 980 a60 566.7 a66 m,7 

7,3 w;l 233 122 28.6 a3a Na 95,3 95,6 26.6 M.l 89.3 869 X8 3552 354 47.1 

73 19.7 22.6 133 a12 00.7 376 9aS 9q5 25,4 369 W8 817 675 al3 51,0 511 

64 Saß M1 136 38,1 55,7 36,7 94,1 93.5 Mß 48.1 692 847 53.2 455 W3 537 

169 N4 321 129 Mß MA 38,1 95.9 95.a 374 558 663 86,2 Saß - 54S 65.5 54.8 

57 269 194 n1 338 a78 31 92.2 92A 198 M,7 665 80.2 23.7 la1 36,2 M.9 

58 609 205 126 mg 635 24,8 94.6 964 19.5_ 27.3 W7 88.9 e13 21.6 312 66.3 
e3 320 200 Ile 3e9 500 3a,6 926 92,3 22,0 2)3 729 85,3 625 335 4),9 655 
6A 368 219 Ilg 35S 523 35,1 962 935 2B.] a32 665 M.5 505 452 52,1 saß 

42 Aß 192 Ila 28.1 a6,1 305 935 92,8 2a3 327 B54 91,5 ata Erso a6.a 519 
e2 W.7 2l9 l33 334 513 604 932 92,7 27.6 396 76,8 83.0 M4 271 6?6 499 

a6 633 124 l50 38.1 M.3 31,2 916 91,0 253 34,3 788 8).] 419 34.6 M.6 50.) 

a3 355 199 l32 M.3 57,1 349 928 92.3 263 A5 ]82 B5ß a54 366 55,5 507 

nß a25 266 115 34a 532 Saß 967 961 038 Ea6 70,6 848 ~ma 408 M.1 W.3 

39 3a4 22.6 121 328 52,6 360 93.3 93,1 26,3 era 76,1 65.] 502 61.2 55,1 SO  

56 264 V9 112 297 519 M.7 94,1 939 23,2 50,3 61.6 622 40,8 224 35,4 479 

6.5 331 239 117 320 528 367 94,1 93) 292 59.1 70,3 84,6 50.6 3],2 54,0 53.8 

6] 3a3 218 120 343 533 36.9 939 93,3 286 456 584 858 ei?'s 630 M.0 501 

82 117 211 110 3530 53.5 382 94,1 933 316 311.1 Bi 90.1 514 55.2 460 54,1 

4ß 346 2D6 115 35.0 53.1 39.8 91,3 910 36.9 54.3 71 ,fi 87,8 61,8 66.8 W,) 61.8 

63 210 166 128 363 520 396 939 937 26.5 370 62.7 90,2 477 500 Sa6 48,2 
7,0 226 192 116 363 W,I 390 933 928 32.0 453 75.2 W,5 563 61,2 Saa Sag 

9,6 226 311 116 M8 526 319 938 926 36.2 568 W3 85,6 435 319 W.1 55,6 

39 265 1]7 121 369 51.1 3]7 903 898' 24.8 A.5 83.3 892 258 228 263 40,6 

50 465 214 Il9 317 668 33,5 88.) 88.1 25,1 310 68,5 W.9 342 31.8 419 467 

51 31.1 24,1 I19 35,1 511 33,1 91.7 90.6 31,0 654 WA. 850 3),a 314 396 502 

47 Aß 3l9 13,1 2Bß a11 483 939 93.6 311 45.1 534 824 a00 265 62.0 W.I 
49 32A 228 123 31.3 all NS 93.6 93.1 310 m7 W.8 Boa 621 536 30,8 51,1 

]2 1]2 1]2 I6A 200 a0,1 26,1 932 93.1 AA a5A 62.7 78.9 35.1 a2,5 32.] 3)9 

53 2]1 25.1 ❑.b A9 45,8 34.7 93.6 933 308 m,9 518 829 402 650 3).4 46.6 

5,7 275 223 126 M0 W.5 35-7 929 923 31.3 452 65.0 B58 a59 462 45.0 50.6 

67 3a2 264 l32 3]7 556 38ß 9].r 924 M.5 aiar 715 W.7 SO" a.3.0 W6 53,4 

'I Stichtag 31.,Vura.- II Vo-aeicLms Eer Wirtr7altsa Wein de Statistik der BirMeanaralt Ib pSNil.-21 WKL•Wirlafaluklasa. - 31 Schwell Lem BedenWw0enderl 
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Kreis 
'sei. 

RWierungfpulrk 
Lantl 

  

Detenverarlteilungsfmhlww 

22 774 2 337 

42 785 
17 081 
22 541 
18 856 

124 037 

3 454 
1919 
2 218 
2067 

11 995 

 

Tabelle 3 Zu 11/2.2 

Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer im Verarbeitenden Gewerbe insgesamt und 
in ausgewählten Berufen nach. Kreisen 1986") , . - , - 

 

o.ramer Bemhihigr._ _ 
m Verarbeitenden 

Geoerbe imgmamt BGmkrihe Groß und ElnzelhentlelzkaufleuM 

Anzahl Anrehl Anzahl 
Stadtkreis 

Stuttgart, Landeshauptstadt 
Landkreise 

B6blingen 
'Esslingtm 
Gdppingen 
Ludwigsburg 
RemsMurr-Kreis 

Region Mittlerer Neckar 
Stadtkreis 

Heilbronn 
Landkreise 

Heilbronn 
Hohenlohekreis 
Schwäbisch Hall 
Main-Tauber-Kreis 

Region Franken 
Landkreise 

Heidenheim 
Osialbkreis 

Region Ostwürttemberg - 
Regierungsbezirk Stuttgart 

Stadtkreise 
Baden-Baden 
Karlsruhe 

Landkreiu 
Karlsruhe 
Rastart 

Region Mittlerer Oberrhein 
Stadtkreise 

Heidelberg 
Mannheim 

Landkreise 
Neckar Odenwald-Kreis 
Rhein Neckar -Kreis 

Region Unterer Neckar 
Stadtkreis 

pfdrzheim 
Landkreise 

Calw 
Enzkreis 
Freudenstadt 

Region Nordschwarzwald 

Regierungsbezirk Karlsruhe 

Stadtkreis 
Freiburg im Breisgau 

Landkreise 
Breisgau-Hochschwarzwald 
Emmendingen 
Ortenaukreis 

Region Südlicher Oberrhein 
Landkreise 

Rottweil 
Schwarzwald Bear-Kreis 
Tuttlingen 

Region Schwarzwald-BaarHeuberg 
Landkreise 

Konstanz 
Lörrach 
Waltlshut 

Region Hochrhein Andensee 

Regierungsbezirk Freiburg 

Landkreise 
Reutlingen 
Tübingen 
2ollernalbkreis 

Region Neckar-Alb 
Stadtkreis 

ulm 
Landkreise 

Alb-Donau Kreis 
Biberach 

Region Donau-Illerl) 
Landkreise 

Bodenseekreis 
Ravensburg 
Sigmahingen 

Region Botlensee-0beruhwaben 

Regierungsbezirk Tübingen 

Baden Württemberg  

 

128 272 15879 12,38 1662 1,30' 2705 2,11 

88 663 6 468 729 698 _ 0,79 2 253 _ 2,54 98545 10253 - 1040 * 1319. 1,34 - 515 _-- 0,52 _ _ 46053 4537 9,85 535 1,16 261 057 
71560 7700 10,76 1050 147 477 0,67 66 570 7 839 11 78 1 020 1,53 .655 0,98 

499 663 52 730 10,55 6 284 1,26 6 866 1,37 

1026 353 155 123 0,54 

8,07 291 0,68 134 : o31 ' 
11,23 148 0.87 59 0,35 
9.84 210 0,93 53 0,24.. 

10,96 173 0,92 43 023 
9,67 1175 0,95 412 0.33 

28 654 2 807 980 231 0,81 173 0.60 54940 6218 11,32 521 0,95 284' 
IOS2 83 594 9 025 10,80 752 090 457 0,55 

707294 73750 1043 8211 1,16 7735 1,09 

6 241 798 12,79 104 _ 187 26 0,42 38188 4053 10.61 474 1,24 466 
1127 

51 885 4 854 9,36 721 139 281 10,54 38083 3337 6,76 _ 369 0,97 146 0.38 
134 397 13 042 9 7o 1 668 1,24 939 0.70 

17 752 2 307 13,00 315 1.77 178 ;1,00 
1,09 723 , 1,02 

17129 1761 1028 194 1,13 42 025 58230 6178 10,61 695 1,19 369 0,63 
163754 18546 11,33 1975 1,21 1312 080 

28 542 3 925 13,75 389 1 36 132 0,46 

15 )80 1 623 10.69 145 0,96 39 0,26 
29136 3007 10.32 272 0,93 84 029 15562 1551 9,97' 193 124 61 0.39 
88420 10106 11,43 999 1,13 316 ,0,36 

386 571 41694 10,79 4 642 1,20 2 567 0,66 ' 

18 275 2172 11,88 328 1,79 193 1,06 

20253 1,991 9.83 269 1,33 55 X0,27 17424 1728 9,92 169 097 32 0,18 59 397 5 579 9,39 473 0,80 175 029 
115349 11470 994 1239 1,07 455 0,39 

27 101 2 388 8,81 253 093 74 027 
44012 4284 9,73 523 1,19 408 0.93 27610 2704 9,79 246 0,89 108 0,39 
98 723 9 376 9,50 1 022 1,04 590 0,60 

33864 3853 11,38 430 1,27 710. 2,10 31.011 2 994 9,65 477 1,54 150 0.48 
22247 2385 10,72 296 1,33 131 0,59 
87122 9232 10,60 1203 1,38 991 1.14 

301194 30078 9,99 3464 1,15 2036 0,68 

111 277 

46 678 

45 804 
18 795 

10623 9,55 1201 1,08 380 0,34 

4351 9,50 395 0,86 .118 026 

4409 9,45 482 1,03 191 041 
1863 9.91 324 1,72 71 0,38 

28 303 3701 13,08 464 1,64 397 140 

74 009 8 394 

20 566 1,965 
25 140 2 728 10,85 267 1,06 93' 0,37 

11,34' 915 1,24 550 0,74 

9,55 184' 0,89 60 0,29 

31;9M 3269 10,23. 517 1,62 483 1,51 32 469 3 343 10,30 378 1,16 728 0,39 
18 002 1 785 9.92 121 0.67 72. 0,40 
82 415 8 397 10,19 1016 1,23 683 0,83 

267 701 27 414 10,24 3132 1,17 1613 0.60 
1 662 760 172 936 10,40 19 449 1,17 13 951 0,84 

 

]0643 8 300 11.75 771 

'1 Stichtag 31, März. - - 11 t eit Land 9eden-Württsmberg, 
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. Inlands-, 
versorgung 

des 
Bundesgebietes 

Davon durch Produkte aus 

dem Ausland Jahr Baden-Württembe g anderen Bundesländern 

 

Mill. DM Mill. DM 

 

Mil . DM 

 

Zu 11/3 

Tabelle 1 

Struktur der Inlandsversorgung des Bundesgebietes mit Produkten des Verarbeitenden .Gewerbes-nach 

Herkunftsgebieten - in jeweiligen Preisen - 

Vera beitendes Gewerbe insgesamt 

1970 498 653,5 71 052,0 14,3 346 584,5 69,5 81 017,0 16,3 

1980 1 015 684,4 137 273,6 13,5 633 435,7 62,4 244 975,2 24,1 

1985 1 223 858,4 156 828,3 12,8 715 515,3 58,5 351 514,8 26,7 

Erzeugnisse des Grundstoff- und Produktionsg5tergewerbes 

1970 156 619,1 14493,4 9,3 109 332.5 69,8 32793.2 20,9 

1980 I 327 285,2 26756,8 8,2 206 942,5 63,2 93586,0 28,6 

1985 386090,3 31453,0 8,1 221173,3 57,3 133464,0 34,6 

Spalt- und Brutstoffe 

1970 - - - - - - - - 
1980 1556,0 - - 274,6 17,7 1281,3 82,3 

1985 3204.0 - - 286.7 8,9 2917,3 91,1 

Steine und Erden 

1970 I 16343,9 2305,7 14,1 12526,8 76,7 1511,4 9,3 

1980 29725,5 4 040,6 13.6 21 979,3 73,9 3705,6 12,5 

1985 28135,1 3771,8 13,4 20197.1 71,8 4166,1 14,8 

Eisen und Stahl 

1970 27206,5 215,7 0.8 21 134,0 77,7 5856.6 21,5 

1980 I 39090,8 383,5 1,0 27555,2 70,5 11 152,0 28.5 

1985 43154.5 491,5 1,1 28156,4 65,2 14506,5 33,6 

Eisen-, Stahl- und Temperguß 

1970 I 51462 582,7 11,3 4411,4 85,7 152,1 3,0 

1980 6768,8 7212 10.7 56271 83,1 420,5 6.2 

1985 6932,1 700,9 10,1 5672,4 81,8 558,8 ,8,1 

Zieherei- undKaltwalzwerkerzeugnisse 

1970. 6693,8 588,9 8.8 5540.6 82,8 564,3 8.4 

1980 8631,5 899,0 10,4 6418,1 744 1314,3 15.2 

1985 9670,4 864,5 8,9 6945,9 71,8 1860,0 19.2 

NE-Metalle und NE-Metallhalbzeug 

1970 16466,1 1 156,2 7,0 7047,2 42,8 8262,8 50,2 

1980 32339,5 2438,4 7,5 13726,5 42.4 16174,7 50.0 

1985 34037,7 2029,0 6,0 14170,0 41,6 17838,7 52,4 

NE-Metallgu8 

1970 1.713.9 491,5 28.7 1197,9 69,9 24,5 14 

1980 I 2857,4 860,1 30,1 1 904,0 66,6 93,4 3,3 

1985 3526,6 1 112,5 31,5 2292,5 65,0 121,5 3,4 

Mineralölerzeugnisse 

 

1970 206953 
1980 ,I 76122,6 
1985 88 281 ,1 

23132 
5084,1 
81821 

112 
6,7 
9,3 

15742,0 
52327,4 
49933,4 

76.1 
68,7 
56.6 

2639,3 
18711,1 
30165,6 

12,8 
24,6 
34,2 

Chemische Erzeugnisse 

1970 I 42650,5 4071,2  9,6 30409,6 71,3 8169,6 19,2 

1980 93040,8 7867,8 8,5 58514,1 629 26658,9 28,7 

1985 126 470,1 9 661 ,9 7,6 73035,5 57.7 43772,6 34,6 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 

1970 I 5783,7 8422 14,6 3364,4 582 1577,1 27,3 

1980 12198,8 1 593,0 13,1 6599,8 54,1 4006,0 32,8 

1985 9918.6 1 303,9 13,1 5412,5 54,6 3202,2 32,3 

Holzschliff. Zellstoff, Papier, Pappe 

1970 I 7260,9 1 1102 15,3 3144,0 43,3 3006,7 41,4 

1980 14350,3 1 913,5 13,3 5413,3 37,7 7023,5 48,9 
1985 19428,8 2214,8 11,4 6985,5 36,0 10228,5 52,6 
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Mill DM 

I 1970 
1980 
1985 

 

1970 
1980 
1985 

I 1970 
1980 
1985 

I 1970 
1980 
1985 

I 1970 
1980 
1985 

 

1970 
1980 
1985 

 

1970 
1980 
1985 

Zu 11/3 

Noch: Tabelle 1 

Struktur der Inlandsversorgung des Bundesgebietes mit Produkten des Verarbeitenden Gewerbes nach Herkunftsgebieten - in jeweiligen Preisen - 

Inlands-

 

versorgung 
des 

Bundesgebietes 

Davon durch Produkte aus 

Jahr 
Baden-Württembe g anderen Bundesländern dem Ausland 

Mill. DM Mill. DM 

  

Gummiwaren 
1970 6658,3 815,3 12,2 4814,5 72,3 1 028,5 15,5 1980 10603,3 955,7 9.0 6603,1 62,3 3044,5 28,7 1985 13331,3 1 119.9 8,4 8085,4 60,6 4126,0 30,9 

Erzeugnisse des Investitionsgüter produzierenden Gewerbes 
1970 1 169 725,0 
1980 354 873,4 
1985 459 356,5 

31 983,0 18,8 
67009,6 18,9 
79525,2 17,3 

113 090,8 
209 579,6 
254 150,6 

66,6 
59,1 
55,3 

24651,2 
78284,3 

125 680,6 

14,5 
22,1 
27,4 

Stahlbauerzeugnisse und Schienenfahrzeuge 
1970 9866,9 1094,4 11,1 8420,1 85,3 352,4 3,6 1980 18164,7 1 988,3 10,9 14989,6 82,5 1 186,8 6,5 1985 19015,2 2107,9 11,1 15694,8 82,5 1212,5 6,4 

Maschinenbauerzeugnisse 
1970 I 42788,2 
1980 79774,1 
1985 99934.1 

8 743,3 20,4 27495,2 64,3 6549,7 15,3 
17152,8 21,5 46197,8 57,9 16423.5 20,6 
19696,3 19,7 58175,7 58,2 22062,1 22,1 

Straßenfahrzeuge 
1970 I 
1980 
1985 

30574,2 
81 231,2 

102 848,6 

6149,6 
17037,5 
20723,4 

20,1 19527,6 
21,0 48188,8 
20,1 57496,2 

63,9 
59,3 
55,9 

4896,9 
16004,9 
24629,0 

16,0 
19,7 
23,9 

1970 
1980 
1985 I 5367,6 

14237,1 
20399,9 

Wasser-, Luft- und Raumfahrzeuge 

117,1 2.2 3353,7 62,5 1 896,8 35,3 
414,8 2,9 7243,8 50,9 6578,5 46,2 

7336,0 36,0 13063,9 64,0 

Elektrotechnische Erzeugnisse 
44376,6 92742 20,9 29340,2 66,1 5761,4 13,0 91 802,7 18275,1 19,9 52588,4 57,3 20939.2 22,8 125 600,3 22497,6 17,9 68506,4 54,5 34596.3 27,5 

 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse, Uhren 
48682 1 637,3 33,6 2084,2 42,8 1 146,7 23,6 13469,3 3 105,9 23,1 5667,7 42,1 4695.7 34.9 16108,3 3 231 A 20,1 6 163,7 38,3 6713,2 41,7 

Erzeugnisse der Stahlverformung 
7788,5 1 317,5 16,9 6139,1 78,8 332,0 4,3 13331.6 2586,9 19,4 9436,6 70,8 1 308,0 9,8 15015,6 3081,0 20,5 10219,6 68,1 1 715,1 11,4 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 
19503,6 3290,5 16.9 14479,0 74,2 1 734,1 8.9 32044,7 5600,5 17,5 21 225,3 66,2 5218,9 16,3 36276,5 6327,5 17,4 23250,0 64,1 6699.1 18,5 

Büromaschinen, ADV 
4591.3 358,4 7,8 2251,7 49,0 1 981,2 43,2 106742 847,8 7,9 4041,5 37,9 5784,9 54,2 24085,6 1 361.8 5,7 7806,7 32,4 14917,0 61.2 

Erzeugnisse des Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbes 
97643,9 17379,4 17,8 65806,9 _ 67,4 14457,6 14,8 194 136,7 29365,7 15,1 112 278,9 57,8 52492,0 27,0 211 4162 30725,1 14,5 116 863,5 55,3 63827,5 30,2 

Feinkeramik 
20882 1194 5,7 1632,6 78,2 336,2 16,1 
4189,1 198,0 4,7 2427.1 57,9 1564,0 37,3 
4026,8 207,1 5,1 2354,3 58,5 1465.4 36,4 
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Inlands-

 

versorgung 
des 

Bundesgebietes 

Davon durch Produkte aus 

Jahr Baden-Württemberg anderen Bundesländern dem Ausland 

  

% Mill. DM Mill. DM Mill DM 

Zu 11/3 

Noch: Tabelle 1 

Struktur der Inlandsversorgung des Bundesgebietes mit Produkten des Verarbeitenden Gewerbes nach 
Herkunftsgebieten - in jeweiligen Preisen - 

Glas und Glaswaren 

1970 I 4297,8 410,4 9,6 3266,2 76,0 621,2 14,5 
1980 8438,9 824,9 9,8 5909,0 70,0 1 705,0 20,2 
1985 8851,8 824,5 9,3 5654,7 63,9 2372,6 26,8 

Holzwaren 

1970 116266 2341,1 20,1 8641,6 74,3 643,9 5,5 

1980 28576.7 5075,2 17,8 19923,6 69,7 3577,9 12,5 

1985 25689,1 4337,9 16,9 17474,0 68,0 3877,2 15,1 

Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgeräte, Schmuck usw. 

1970 I 2619,2 731,3 27,9 945,4 36,1 972,6 36,0 

1980 10172,5 1 578.6 15,5 2717,6 26,7 5876,2 57,8 

1985 8 172,1 1 552,0 19,0 2672,2 32,7 3947,9 48.3 

Papier- und Pappewaren 

1970 1 7 325,5 1 304,5 17,8 5 701 ,7 77,8 319,3 4,4 

1980 14373,7 2461,8 17,1 10693.2 74,4 1218,7 8,5 

1985 17580,7 3044,3 17,3 12644,6 71,9 1891,8 10,8 

Druckereierzeugnisse, Lichtpausen 

1970 9 641 ,3 1 652,7 17,1 7608,0 78,9 380,7 4,0 

1980 I 19403,1 3502,9 18,1 14863,8 76,6 1 036.4 5,3 

1985 22656,7 4157,8 18,4 17095,9 75.5 1 403,0 6,2 

Kunststofferzeugnisse 

1970 10 301 ,2 1 843,1 17,9 7495,5 72,8 962,6 9,3 

1980 I 26559,1 4145,1 15,6 18416,2 69,3 3997,8 15,1 

1985 32967.9 5073,3 15,4 21 874,3 66,4 6020,3 18,3 

Leder 

1970 1117,7 343,6 30,7 369,1 33,0 405,0 36,2 

1980 1810,8 331,1 18,3 517,7 28,6 962,0 53,1 

1985 2833,2 528,5 18,7 651,8 23,0 1 652,9 58,3 

Lederwaren 

1970 1525,5 204,7 13,4 1103,9 72,4 216,9 14,2 
1980 I 2743,6 200,7 7,3 1409,9 51,4 1133,0 41,3 
1985 2608,0 149,4 5,7 1 179,5 45,2 1 279,2 49,0 

Schuhe 

1970 3877,6 570,0 14,7 2487,6 642 820,0 21,2 

1980 7281.8 678,5 9,3 3034,0 41,7 3569,3 49,0 

1985 6225,3 525,0 6,4 , 2 954,4 35,9 4745,9 57,7 

Textilien 

1970 I 27487,5 5 971 ,0 21,7 14969,7 54,5 6546.8 23,8 

1980 41 673,9 7758,7 18,6 16603,9 39,8 17311,3 41,5 

1985 46338,5 7512,8 16,2 17 177,8 37,1 21 647,9 46,7 

Bekleidung 

1970 15735,9 1 887,7 12,0 11 585,7 73,6 2262,6 14A 

1980 I 28879,9 2 584 2 9,0 15755,3 54,6 10540,4 36,5 

1985 31 412,6 2779,3 8,8 15110,0 48,1 13523.4 43,1 

Reparatur von Gebrauchsgütern ohne elektrische Geräte 

970 - - - - - 
1980 33,6 26,1 77,7 7,5 22,3 
1985 53,3 33,3 62,5 20,0 37,5 

Nahrungs- und Genußmittel 

 

1970 74 665,4 71962 9,6 58 354,2 78,2 9115,0 12,2 
1980 I 139389,1 14141.5 10,1 104 634,7 75,1 20612,9 14,8 

1985 166 995,6 15125,0 9,1 123 327,9 73,9 28542,7 17,1 
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Tabelle 2 

Importe ausgewählter, Produkte,des Verarbeitenden Gewerbes in das Bundesgebiet nach Herkunftsländern 
1980, 1985, für ausgewahlte Gruppen 1970 — in jeweiligen Preisen-

 

- 

Erzeugnisse des Verarbeitenden Gewerbes insgesamt 
1970 81017,0 57',9 151 12,0 2,5 1,3 7,4 :4,0' 
1980 2450053 53,7 17,1 9,2 4,2 1,2 9,6 5.0 
1985 351514,8 522 18,1 - 8,4 5,8 0,9 9,0 4,7 

Erzeugnisse der. Grundstoff- und Prodüktionsgütergewerbes 
1970 32 793,2 50,8 18,8 13,8 1,5 2,5 7,4 5,3 
1980 93 463,2 54,6 182 8,3 1.5 1,7 7,8 7,9 
1985 133 464,0 56,0 19,4 7,3 1,7 1.6 6,6 7,4 

Spalt- und Brutstoffe 
1980 1281,3 7,8 1,4 53,8 .0,5 6,3 13,8 16,4 
1985 I 29173 512 1,0 29,1 0,1 9.3 0,0 9,2 

Steine und Erden, Asbestwaren 
1 511,4 52,7 22,3 12,3 0,1 4,4 2,9 5,3: 
3718,5 58,0 19,6 12,1 0,5 2,7 2,6 4,5, 
4 166,1 59,3 19,3 9,4 1,5 1,6 4,8 4,1 

Eisen und Stahl 
1980 I  11 143,6 
1985 14506,5 

60,4 243 0,9 2,2 2,5 3;4 6,3 
592 27,7 1,1 0,8 2,3 4,1 4,7' 

Eisen-, Stahl- und Temperguß 
1980 420,5 61,0 26.7 1,8 2,8 0,1 2,1 5,5 
1985 558.8 54,4 323 2,9 3,4 0.1 3,2. 3,8 

Zieherei- undKaltwalzwerkerzeugnisse 
1980 I  1322,6 68,4 20,0 1,4 2,4 0,0 0,8 6,9' 
1985 1860,0 68,3 23,1 0,9 1,7 0,1 1,7 4,1 

NE-Metalle und -Metallhalbzeug 
1980 I  16178,0 34,8. 23,7 10,6 0,8 6,0 15,5 8,6 
1985 17838,7 38,1 23,6 8,5 0,5 6,6 15,3 7,2 

NE-Metallgu8 
1980 65,9 61,4 27,6 82 12 0,0 0,4 1,3 
1985 121,5 58,9 32,8 5,0 0,7 0,0 0,4 2,2 

M i neral ölerzeugn isse 
1980 I  18711,0 66,1 2,8 1,6 0,0 0,1 13,9 15,5 
1985 30165,6 63,1 8,9 .14. 0,0 0,1 9,7 16,8 

Chemische Erzeugnisse 
1970 I  8169,6 60,9 10,8 19,9 3,0 0,2 2,2 3,1 
1980 26 547,8 68,3 12,7 9,3' 2,9 0,4 2,0 4,5 
1985 43772,6 65,3 14,1 9,4 3',7 0,6 3,2 3.7 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 
1970 7 577,1 20,4 35,8 12,0 10,4 0,1 10,8 20,5 
1980 4006,0 18,0 382 13,8 0,1 0,3 18,7 10,8 
1985 32022 193 40,8 11,9 0,0 0,1 17,0 10,91 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 
1970 I  3006,7 22,7 55,2 20,5 0,1 0,1 0,2 1,3 
1980 7023,5 27,1 49,1 19,1 02 0,2 2,0 2,3, 
1985 10228,5 25,7 52,8 16,8 02 0,2 2,1 2,2 

1) 1970 Gebietsstand von 1980; 7980,und 1985 jeweiliger Gebietsstand (1980:9 Mitgliedsländer; 1985: 10 Mitgliedsländer). 
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außer-

 

europäischen 
Entwicklungs-

 

ländern 

Stäatshahdels-
ländern EG-Ländern11' Japan 

I 1970 
1980 
1985 

Zu 11/3 

Noch: Tabelle 2 

Importe ausgewählter Produkte des Verarbeitenden Gewerbes in das' Bundesgebiet nach Herkunftsländern 

1980, 1985, für ausgewählte Gruppen 1970 — in jeweiligen Preisen — 

Gummiwaren 

1980 
1985 

3044.5 69,1 
4126,0 69,7 

16,1 4,0 4,4 0,1 4,3 2,0 

15,4 4,1 5,3 0,0 3,6 1,8 

Erzeugnisse des Investitionsgüter produzierenden Gewerbes 

1970 I  246512 62,3 14,9 16,6 3,9 0.1 0,8 1,4 

1980 78312,0 53,9 17,4 13,0 10,0 0,1 4,4 1.2 

1985 125680,6 48,8 18,0 13.6 13.5 0,1 5.0 1,0 

Stahlbauerzeugnisse und Schienenfahrzeuge 

352,4 714 25,1 1,7 OZ 0,0 0.0 1,5 

1 187,1 67,1 27,5 2,6 0,3 0.0 0,6 1,9 

1212,5 57,8 30,9 5,4 0.2 0,0 3,4 22 

Maschinenbauerzeugnisse 

1970 I  6549,7 57,0 22,0 15,8 2,6 0,1 0,4 2,2 

1980 16419,2 52,6 27,3 11,8 5.1 0,1 1,1 2,0. 

1985 22062,1 48.5 28,3 11,9 7,5 0,1 1,9 1,7 

Straßenfahrzeuge 

1970 4896,9 91,8 3,9 2,9 0,3 0.1 0,4 0,7 
1980 I 15993,9 70.1 10,5 2,4 14,3 0,1 1,7 0.9 

1985 24629.0 59,0 18,5 2,0 17,7 0,3 2,0 0,4 

Wasserfahrzeuge 

1980 
1985 I 4152 50,2 19,5 6,9 7,7 0,0 13,3 2.3 

943,7 33,5 12,0 1,3 3,0 0,0 32,7 17,4 

Luft-und Raumfahrzeuge 

.1980 I  6166,5 75,0 06 23.2 0,0 0,0 1,1 0,0 

1985 12120,2 73,1 0,9 22,8 0,0 0,0 3,1 0,0 

Elektrotechnische Erzeugnisse - 

1970 1  5761,4 58,0 13,6 19,2 6,5 0,1 1,6 1,0 

1980 20778.8 42,5 18,8 14,8 13,5 0,0 9.4 1.0 

1985 34596,3 38,3 18,0 15.1 19,3 0,1 8.6 0,7 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse. Uhren 

I 
I 

I 
I 

1 146,7 46,1 23,7 15.4 12,9 0,2 
4858,7 33,1 20,1 13,3 23,5 0,1 

67132 27,7 19,7 17,2 28,0 0,1 

0,9 0.8 
9,1 0.7 
6,6 0,7 

Erzeugnisse der Stahlverformung 

1134,9 56,8 23,8 7,4 4,4 0.0 4,7 2,9 

1 715,1 53,6 27,0 7.9 3,1 0,0 3.2 5.2 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

1 7341 64,9 18,5 7,9 5,4 0,1 - 0,9 24 

5428,8 54,6 25,6 5,7 5,6 0.1 5,8 2,5 

6699,1 54,0 28,1 4,9 4,9 0,1 5,8 2,3 

Büromaschinen, ADV 

5784,9 45,0 7,8 38,8 6,4 0,1 1,7 0,3 

14917,0 43,3 8,4 29,2 13,7 0,0 54 0,1 

Erzeugnisse des Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbes 

I 
144576 67,4 12,3 2,8 3,1 0,5 10,6 3,2 

52471,1 48,7 18,9 5,3 1,9 1,5 18,3 5,5 

63827,5 50,1 21,1 2,6 1,8 0,7 17,3 6,5 

1970 
1980 
1985 

1980 
1985 

1970 
980 

1985 

1980 
1985 

1970 
1980 
1985 

1) 1970 Gebietsstand von 1980; 1980 und 1985 jeweiliger Gebietsstand (1980:9 Mitgliedsländer; 1985: 10 Mitgliedsländer). 
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1551,1 74.3 8,7 1,4 8,0 
1465,4 70,5 12,9 3,8 4,1 

0,0 6,5 1,2 
0,0 6,6 2,1 I 1980 

1985 

I 1970 
1980 
1985 

Zu 11/3 

Noch: Tabelle 2 

Importe ausgewählter Produkte des Verarbeitenden Gewerbes in das Bundesgebiet nach Herkunftsländern 
1980, 1985, für ausgewählte Gruppen 1970 - in jeweiligen Preisen - 

Davon aus ... 

Importe 

Jahre 
insgesamt 

übrigen 
westlichen 
Industrie. 
ländern 

außer. 
europöischen 
Entwicklungs. 

ländern 

Staatshandels 
ländern 

übrigem 
Europa 

USA/ 
Kanada 

EG-Ländern)) Japan 

Mill. DM % 

Feinkeramik 

1980 
1985 I 

Glas und Glaswaren 
1 705,0 66,9 15,7 6,9 1,2 
2372.6 63,9 16,3 7,7 1,6 

0,0 - 2,7 6,6 
0,0 4,1 6,4 

Holzwaren 
1970 643,9 62,1 20.8 0,9 1.8 0,0 _ 5,8 8.6 
1980 3577,9 55,8 23,7 0,8 0,4 0,2 6,3 12;9' 
1985 3877,2 50,6 27,3 0,5 0,3 0,2 4,5 16,6 

Musikinstrumente, Spielwaren usw. 
1970 942,6 58,0 11,8 2,3 12,0 0,6 13,7 1,6 
1980 5866,8 27,1 9,4 29,3 5,2 10.0 15,1 3.9 
1985 39472 34,0 142 7,3 9,1 5,8 24,4 5,1 

Papier- und Pappewaren 
319,3 81,0 11,5 5,3 1,5 0,0 0,5 0,2 

1 231,8 66,4 20,5 5.8 1,7 0,0 5,0 0.6 
1 891,8 622 30.0 2,4 1,5 0,1 2,9 1,0 

Druckereierzeugnisse, Lichtpausen 
1980 
1985 

1970 
1980 
1985 

I 

I 

1 039,8 51,7 36.3 6,6 1,8 0,1 2,0 1,6 
1403,0 48,3 34,3 9,8 3.9 0,1 1,9 1.7 

Kunststofferzeugnisse 

962,6 75,8 8,7 10,8 2,3 0,0 1,7 0,8 
3984,6 71,7 15,5 5,9 2,1 0,0 4,0 0,7 
6020,3 65,8 172 8,5 2,9 0,1 4,6 0,8 

1980 962,0 
1985 1 652,9 

Leder 

60,8 12,7 3,5 2,0 
67,6 13,6 1.9 1,3 

Lederwaren 

0,2 20.1 0.7 
0,5 14,6 0.5 

1980 
1985 

1980 
1985 I 

1133.0 39,9 5,3 1.0 1,6 
12792 35,3 62 0,8 1,0 

Schuhe 

3569,3 62.7 232 0,4 02 
4745,9 562 27,9 02 0,1 

Textilien 

0.1 41,5 10,6 
0,1 41,9 15,0 

0,1 9,5 3,9 
0,0 9,3 6,3 

1970 6546,8 71,3 9,3 1,1 2,1 0,9 12,7 2,5 
1980 17309,5 53,3 17,5 1,9 1,6 0,9 20,3 4,3 
1985 21647,9 54,5 19,1 1,5 1,3 0,7 18,4 4,5 

Bekleidung 
1980 I  10540,4 
1985 13523,4 

27,8 26,6 1,3 0,9 
31 S 25,1 0,3 0,6 

0,2 33.9 9,3 
0,0 30,9 11,6 

Nahrungs. und Genußmittel 
1970 9115,0 55,9 62 7,3 1,1 1,7 20,6 7.0 
1980 20758.9 619 6,8 8,4 0,3 2,2 15,5 4,9 
1985 28542,7 62,8 6,4 3,8 0,4 1,6 19,2 5.0 

1) 1970 Gebietstand von 1980; 1980 und 1985 jeweiliger Gebietsstand (1980: 9 Mitgliedsländer; 1985: 10 Mitgliedsländer). 
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Teil 1 Teil 11 

35,37, 
46ff,54 

Kohorte 
Arbeitsmarkt 

37,46,54, 
35,46 . 18 

8,15,18ff 
8,11,15, 
18,21,23 

- Lehrstellen 
- Arbeitslose 
- Beschäftigung 

- Kohortenanalyse 
- Schülerkohorte 

38,49f,54 
39ff,45, 
49ff,54 
39ff,45, 
49ff,54 
39f,43ff,_ 
49ff,54 
.37,45 

Allgemeinbildende 
Schulen 

- Grundschule 
- Hauptschule 

- Realschule 

- Gymnasium 

- Sonderschule 

Konjunktur 

- Auftragseingänge 10f,12f, 
21 ff 

- Produktion 23,25 
- Umsätze 23 
- Wachstum 7f,15 

Investitionen 

- Bauinvestitionen 
- Ausrüstungen 

26f 
14,25f Berufliche Schulen 

- Wechselkurse 
- Export 
- Import 

9,21 ,29f 
9,28ff 
9f,29 

- Preise 
- Einkommen 
- Konsum 

31f 
31f 
11,14f,32 

38,40 
Multilaterale Verset-

 

zungsordnung Öffentliche Haushalte 33f 

 

1.1 Die Vielfalt der Bildungswege .in_ 
Baden-Württemberg 
- Entwicklungen ausgewählter 
Schülerjahrgänge - ' 

Seite 

Rückblick 1986 - Ausblick 1987 

- Geburten 
- Wanderungen 

Bildung 

- Schüler 
- Studierende 

8f,15 
8,15ff Bildungsverhalten 37,44, 

46f,51 
Bildungswege 35ff,41 , 

43,45f,54 
Grundschulempfehlung 38,41,54 

17f 
17f 

 

- Berufsaufbauschule 
- Berufsfachschule 
- Berufskolleg 
- Berufsoberschule 
- Berufsschule 
- Berufsvorbereitungs-

 

jahr 
- berufliches Gymnasium 

- Fachschule 
- Meisterschule 
- Telekolleg 

41,43f,46 
41,43ff 
42 
42f,46 
45 

45 
42f,46,50, 
53,54 
42f,45 
45 
41 
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Seite 

Bevölkerung 

Außenwirtschaft 

Privater Verbrauch 



Übergangsquote 39 

- tatsächliche Ober-

 

gänger 39 
- Übergangsverhalten 39 

Schulbesuchsquoten 39 

Schulabschlüsse 

- Hauptschulabschluß 
- Mittlerer Abschluß' 

- Realschulabschluß 
- Fachschulreife 

Hochschulreife 

41,45,54 
41f,45f,54 

41,54 
.41,43,50f,54 

42ff,50,54 2.1 

 

Musik 

 

- Musikschulen 
- Verein 
- Kirchenmusik 
- Orchester 
- Musikhochschulen 

74,77ff 
79f 
79 
80 
81f 

 

- für Universitäten 61 
- für Hochschulbereich 

ohne Universitäten 63 
- Wanderungsbilanz 60ff,63 

Künftige zahlenmäßige 
Entwicklung 

- Studienberechtigte 
- Studenten 
- Studienanfänger 
- Hochschulabsolventen 

Kulturelle Dienstleistungen 
- Schwerpunkte der öffentlichen 
Förderung - 

55f,67 
55f,67f 
55f,63 
55f 

 

1.2 Neuere Entwicklungen an den 
Hochschulen 
- Einfluß der Bildungswanderung 
auf die Entwicklung der Studenten-
zahlen - 

öffentliche Ausgaben 
für Kultur 

Seite 

73ff,77,80f, 
83,86f,88f,90 

Seite - Land 
- Kommunen 

74 
74f 

Studienberechtigte 

- Bundesgebiet 
- Übergangsquote 

Studienanfänger 55f 

Studenten 

- im Bundesgebiet 55,64 
- in Baden-Württemberg 57,60,64 
- deutsche Studenten 57,60,64 
- ausländische Studenten 63ff,66f 
- Ausländerquote 64f 

55f 
67f 

Kunst 

- Kunstförderung 76 
- Akademien für Bilden-

 

de Künste 81f 

Hochschulabsolventen 55 
Theater 

Wanderungsverhälten 

Regionale Studentenwan-
derung 

60,63,66f - Theater und Festspiele 73,74, 
76,80f 

- Amateurtheater 81 

Bibliotheken 
- Baden-Württemberg 58f,66,68 
- Ländervergleich 56ff,61 - Kommunale Biblio-

 

- bundesweit 58ff theken 82f 
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- Kirchliche Biblio-

 

theken 83 
- Wissenschaftliche Bib-

 

liotheken 73,84 

Museen 73,84ff 

- Oberregionaler Ver-

 

gleich 103 
- Prognose 107f 

Verarbeitendes Gewerbe 

Berufsstruktur 98f 
Höherwertige Produk-

 

tionsdienste 106 
Ingenieurdichte 
Technische Dienstlei-

 

stungen 101ff 
Forschung und Ent-

 

wicklung 102f 

Denkmalschutz 74,86f 101ff 

Sport 

- Sportvereine 89ff 
- Sportförderung 73,90 

Weiterbildung 

- Volkshochschulen 87ff 
- Kirchliche Erwachse-

 

nenbildung 89 

 

2.2 Bedeutung des Informationssektors 
- Aspekte des beruflichen Struktur-

 

wandels -  

Regionale Aspekte 

- Schwerpunkte in den 
Agglomerationszentren 100ff, 

- Verlagerung von Ar-
beitsplätzen an die 
Ränder der Zentren 104, 

- Zusammenhang zwischen 
der Entwicklung der 
Gesamtbeschäftigung 
und des Informations-
sektors in den Kreisen 1.05f 

- Qualitative Unter 
schiede in der Arbeits-

 

platzausstattung 101f 

Seite 

Sektorale Betrachtungs-
weise 

- Schwächen der Drei-

 

Sektoren-Gliederung 95 
- Heterogenität des 

Dienstleistungssektors 95. 

Datenquellen 

- Beschäftigtenstatistik: 
Grenzen der Erfassung 
(Arbeitnehmer) 96 

- Beschäftigtenstati-

 

stik: Differenzierung 106f 
- Mikrozensus-Stichpro-

 

be: Nachteile 96 
- Mikrozensus-Stich-

probe: Selbständige, 

 

 

Beamte 107 

Informationsberufe/ 
Informationssektor 

 

 

- Definition 

- Unterschiedliche Ab-
grenzung 

- Entwicklung 1979 -
1986 

- Einfluß auf Wachstum 
und Produktivität  

95f, 
Übersicht 1 

96,107 

97ff 

99f 

Geschlechtsspezifische 
Aspekte 

- Frauenanteil in Infor-
mationsberufen 

- Büroberufe: Umorien-
tierung 

- Qualitative Unter-
schiede 

106f 

107 

107 
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duktionsgüter 115,117ff, 
128ff 

- Verbrauchsgüter 

- Grundstoff- und 

115,117ff 
115,117ff, 
1 22f 
115,117ff, 
126ff 

Pro-

 

- Verarbeitendes Ge-

 

werbe 
- Investitionsgüter 

 

3. Die Wettbewerbssituation Baden-
Württembergs 
- Das Verarbeitende Gewerbe auf 
dem bundesdeutschen Markt und im 
Export - 

Seite 

Inlandsversorgung 

- Verarbeitendes Ge-  

- Investitionsgüter - 112,115, 
118f,122ff 

- Verbrauchsgüter 112,115, 
118f,126ff 

- Grundstoff- und Pro-

 

duktionsgüter 112,115, 
118f,128ff 

Internationaler Kon-
kurrenzdruck/ Import-

 

konkurrenz 109f,111, 
113f 

 

werbe 112,115, 
116ff 

Investitionsgüter 112f,115f, 
116ff,122ff 

- Verbrauchsgüter 112f,115, 
116ff,126ff 

- Grundstoff- und Pro-

 

duktionsgüter 112,113f, 
115,116ff, 
128ff 

Importpreise 

Wechselkurs 

Exporte/Exportquote 

111 

111 

110,116f, 
119ff,129 

Importe/ Importquote 

 

Bäden-Württemberg  i15ff 
Bundesgebiet 111 ff 
Verarbeitendes Ge-

 

- Verarbeitendes 
Gewerbe 120,122 

- Investitionsgüter 120,122ff 
- Verbrauchsgüter 120,126ff 
- Grundstoff- und 

Produktionsgüter 120,128ff 

Absatz von Produkten 
Baden-Württembergs 
auf dem Inlandsmarkt  

werbe 118ff 
- Investitionsgüter 1 22f 
- Verbrauchsgüter 126ff 

4. Strukturen des Gesamtverkehrs-
netzes 
- Regionale Entwicklung der Ver-

kehrs- und Straßenflächen - 

Seite 

Gesamtverkehrsnetz 

- Straßennetz 135,137ff 
145ff,151, 
156f 

- Schienennetz 137,138, 
140,157 

- Binnenwasserstraßen 138,140f 
- Luftverkehr 137,138, 

141f,143, 
157 

Absatz von Produkten 
anderer Bundesländer 
auf dem Inlandsmarkt 

Verkehrsaufkommen, Ver-

 

kehrsleistungen 

- Personenverkehr 135,136 
142ff,156 

112,115, - Güterverkehr 135,143, 
118f 156f 

- Verarbeitendes Ge-
werbe 
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Verkehrsfläche 

- Flächeninanspruch-
nahme (Landver-
brauch) 

- Wegeland 

135,136, 
137f,144f, 
157ff,160f 
136,137, 
159f 

- versiegelte Flächen 135,136 
157 

- Fahrbahnbreite 160f 
- Kronenflächen 160f 
- Gesamtfläche 157,160 
- Schadstoff- und Ver-

 

lärmungszone 135,137, 
157,160f 

Verkehrsnachfrage 

- Bestimmungsfaktoren 135,136, 
142ff,151f, 
156,161 

- regionale Längenent-

 

wicklung 145f,148 
—Erschließungsgrad 1 46f 

Kraftfahrzeugbestand 

- Motorisierungsgrad 135,151f 
- Kfz-, Pkw-Dichte 135,151f 

Verkehrsstärken 136,137, 
154ff 

Straßennetz 

- Straßen des überört-

 

lichen Verkehrs 136,137, 
139f,145ff 
154,158f 

- Gemeindestraßen 136,137, 
139f,147f 
158f Rekultivierung 164 
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